
I 

Archiv für 
christlich-demokratische 
Politik 



1 
I 
3 

HISTORISCH POLITISCHE 
MITTEILUNGEN 

Archiv für 
christlich-demokratische Politik 

Herausgegeben von der 
Konrad-Adenauer-Stiftung 

1. Jahrgang 
1994 

4 

II BÖHLAU VERLAG KÖLN WEIMAR WIEN 



HISTORISCH-POLITISCHE MITTEILUNGEN 
Archiv für christlich-demokratische Politik 

1. Jahrgang 1994 

llcrausgeber: 
Konrad-Adenauer-Stiftung 

Schrifrleitung: 
Dr. Günter Buchstab 
Prof. Dr. Hans-Otto Kleinmann 
Dr. Felix Becker (Redaktion) 

Anschrifr von Schriftleirung undRedaktion: 
Konrad-Adenauer-Stiftung . 
Wissenschaftliche Dienste 
Archiv f i r  Christlich-Demokntische Politik 
Rahausallee 12 
53757 Sankt Augustin bei Bonn 
Tel. 02241 / 246 201 
Fax 0224 1 I246  490 

Verlag: 
Böhlau Verlag GmbH & Cie. Theodor-Heuss-Straße 76, D-51149 Köln 

Die Zeitschrift HISTORISCH-POLITISCHE MITTEILUNGEN erscheint 
einmal jihrlich mit einem IIeftumfang von ca. 260 Seiten. Der Preis betmgt 
DM 38,- Ein Abonnement verlängert sich automatisch um ein Jahr, wenn 
die Kündigung nicht zum 1. Dezember erfolgt ist. Zuschriften. die Anzeigen 
und Venrieb betreffen, werden an den Verlag erbeten. 

Copyriglit 0 1994 by Böhlau Verlag GmbH & Cie, Köln 
Alle Rechte vorbehalten 

Einbandgestaliung: Stephanie Jancke, Köln 
Satz: Richan Publikaiions-Service, Sankt Augustin 
Dmck und Verarbeitung: Dmckerei Plump KG. Rheinbreitbach 



Inhalt 

Zum Geleit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  V 

Rudel/ Morsey: 
Die Deuischlandpolitik Konrad Adenauers . . . . . . . . . . .  ' 1 

Günrher Ifeydemonn: 
Deuuchlandpolitische Neuansäize der oOer Jahre . . . . . . . .  15 

Chrisrion flocke: 
Die deutschlandpoliiischen Konzeptionen von CDU und CSU in der 
Opposiiionszeit (1969-1982) . . . . . . . . . . . . . . . . . .  33 

Monfred Kiffel: 
Peripetie der Vergangenheiübewältigung. Die Hakenkreurschmie- 
rereien 1959160 und das bundesdeutsche Verhälinis zum National- 
sozialismus . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  49 

Murtin Ripmann: 
Zur Rolle der Ost-CDU im politischen Systenfder DDR . . .  .: 69 

Manfred Agerhen: 
Umhepoteniiale und Reformbestrebungen an der Basis der Ost- 
CDU im Votield der Wende. Der aBrief aus Weimar« und der »Brief 

. . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . .  aus Neuenhagenu 89 

Michael Richrer: 
Zur Entwicklung der Ost-CDU irn Herbst 1989 . . . . . . . .  115 

Winfried Becker: 
Die europäische Einigung und die Unionsparteien. Von den AnTän- 

. . . . . . . . . .  gen in der Nachkriegszeit bis zur Gegenwart 135 

Jean-Dominique Durond: 
Christliche Demokratie und europäische Integration . . . . . .  155 



IV Inhalt 

Reinhard Schreiner: 
Die Europapolitik der CDU im Hinblick auf Frankreich und den 
Mouvement Ripublicain Populaire (MRP) 1945-1966 . . . . .  
Chrisiiane Liermann: 
Philosophie aus dem Geist des Christentums. Religion und Politik 

. . . . . . . . . . . . . . . .  bei Antonio Rosmini (1797-1855) 

Günrer Buchstab: 
Parteiarchive in Europa 1: Gmndsätzliche Überlegungen . . .  
Udo Wengsr: 
Die CDU aus der Nähe betrachtet. Der Beitrag des Archivs für 
Christlich-Demokratische Politik zur Geschichtsschreibung über die 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Union 

Reinhard Schreiner: 
Organisationen und Zusammenschlüsse christlichdemokratischer 

. . . . . . . . . . . . . . .  Parteien seit 1945. Eine Übersicht 

Abstracts - Rtsumts des anicles - Resumenes - 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Zusammenfassungen 

. . . . . . . . . . . . . . . . .  Die Mitarbeiter dieses Bandes 



Zum Geleit 

\Vmm eine neue historische ~eiischrift? Die Antwort f=llt leicht und 
schwer zugleich. Es ist evident. da0 die historische Umbmchzeit. die wir seit 
dem Zerfall der kommunistischen Herrschaft in Osteuropa und dem Ende der 
Teilung Deutschlands erleben, neue Orientiemng erfordert: Die Deutschen 
ringen mit der F n g e  ihrer nationalen Identiui, mit der Schwierigkeit. ihre 
innere Einheit wiederzufinden und die Rolle Deutschlands in der Welt zu 
bestimmen.' Politische KompaOpunkte und Zweckbestimmungen, die fast 
ein halbes Jahrhundert gültig waren, stimmen nicht mehr. Wertunsicherheit 
verbreitet sich. Zweifel m der politischen Kultur des freiheitlichen Rechts- 
und Sozialsmts kommen auf. \Vie sieht Eumpa zukünfiig aus? 

Um in dieser Situation wieder festeren Boden zu gewinnen, um uns - 
genauer gesagt - darüber klar zu werden. was wir wollen und wohin wir 
gehen. brauchen wir Antworten auf die Frage, woher wir kommen: wir 
brauchen die Auseinmdenetzung mit der deutschen Geschichte. Es geht bei 
dieser neuen Zeitschrift also - zunSchst und ganz allgemein -um Fördemng 
des Geschichtsbewußtseins. 

Der Geschichte in Wissenschaft und Unterricht wird sich in Zukunft 
versurkt die Aufgabe stellen. das in der Nachkriegszeit im freien Teil 
Deuüchlands Erreichte - \Vestorientiemng, europsische Integniion, demo- 
kratischer Gmndkonsens, Rechtssw;itlichkeii, Ehbliemng von Volksparteien. 
innenpolitisches Gleichgewicht, Soziale hlarktwirtschaft. um nur die wich- 
tigsten Emingenschaften zu nennen - historisch zu vergegenw5riigen. Hier 
fdllt der Christlichen Demokratie eine besondere Verantwortung zu. In der 
Abwehr gegen die modernen Totalitarismen entsianden und enmkt .  hatkn 
die christlichdemokntischen Bewegungen beim Aufbau der freiheitlichen 
demokratischen Nachkriegsordnung in Deutschland und Europa >Geschichte 
gemacht*. Diese Geschichte verdient es. mehr und konzentrierter als bisher 
in ihren ZusammenhSngen und Entwicklungen untersucht und dargestellt zu 
werden. Dazu sollen die nun erstmals vorliegenden tlistorisch-Politischen 
hlitteilungen der Konnd-~denauer-Stiftung beitragen. Als wissenschaftli- 
ches Organ des Archivs für Christlich-Demokratische Politik wollen sie 
ein Fomm für historische Forschungen bieten, die die Entstehung und 
Entwicklung der christlich-demohtischen Parteien, ihre Bedeutung und 
Rolle im politischen und sozialen Leben und damit in Zusammenhang 
stehende Fngen zum Gegenstand haben. Zugleich soll dem geistigen 
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und politischen Kontinuitätszusammenhang zwischen neuester Geschichte 
und Zeitgeschichte Rechnung getragen werden. Dabei wird der inhaltliche 
Schwerpunkt auf die Gegenwart des politischen Denkens und Handelns und 
ihrer historischen Erklämng gelegt. 

Die Zeitschrift ist für Forschungen offen. die die historisch-politische 
Dimension der Demokratie in Deutschland und Europa von der verändenen 
Gegenwart aus zu bestimmen suchen. Nur irn pluralistischen Diskurs kann 
ein gemeinsames. von den Bürgern innerlich akzeptienes Geschichtsbild 
entstehen. Als Politische Stiftung sieht sich die Konrad-Adenauer-Stiftung 
auf besondere Weise in diesen Diskurs einbezogen. 

Dr. Gerd Langguth 
Geschäftsführender Vorsitzender 
der Konrad-Adenauer-Stiftung 



Die Deutschlandpolitik Konrad Adenauers 

Von Rudolf hlorsey 

hlein Thema' ist seit dem 9. November 1989 einem Penpektivenwechsel 
unterworfen. wie ihn säkulare politische Umbrüche nach sich ziehen. Mit 
dem Ubergmg von der zweiten in die dritte deutsche Republik sind auch 
Teile der Literatur zur Deutschlmdpolitik zu wissenschaftlichen Souvenirs 
geworden: einschlagige Publikationen jener Autoren, die den Wiederver- 
einigungswillen des Gründungskuizlers der Bundesrepublik Deutschland 
bezweifelt oder geleugnet, sein entsprechendes Postulat als n\fiedervereini- 
gungsrhetoriku und nlebenslüge« der Bundesrepublik bezeichnet haben? 

Erstaunlich &bei ist weniger die Tatsache als vielmehr die Selbstsicher- 
heit, mit der manche dieser Autoren geradezu prophetisch verkündeten, 
das Ende der Än Adenauer bezeichne die *endgültige Spaltung der Na- 
tion in zwei Smtenu; der Bau der Berliner hlauer habe die Teilung auf 
Dauer zementiert, kurz: der Übergang zur Zweistvtlichkeit Deutschlands 
sei irreversibel. wenn nicht sogar erwünscht. Inzwischen hat Jens Hacker 
entsprechende Spekulationen, Fehlprognosen und \Vunschbilder von \fis- 
senschaftlern. Publizisten und Politikern PS *Deutsche Imümeru umfassend 
dokumentiert.) 

An solche Imümer auch von Historikern zu erinnern, geschieht nicht 
aus n3chtr3glicher Besserwisserei, sondern wegen des methodisch falschen 
Ansatzes zahlreicher Ademuer-Kritiker. D e m  sie haben die Äukmngen 
des Bundeskuirlen über seine deuüchlandpolitischen Zielsetzungen nicht 
ernstgenommen - im Unterschied zu deutschlandpoliiischen Ansichten und 

I Es handeli sich um dic übcrarbcitce Farung eines Vnrrags im Rahmcn einer Tagung 
des Archivs iür Wstlich-DemoLraiixhc Politik (ACDP) der Kd-Ademuer-Stif~ng ü b o  
"Die Dcutschlandpolitik der Unionspuuien vom Bcgh der fiifzigcr Jahre bis zur deutschen 
Vereinigung* am 2.5. Juni 1992 in der Konrad-Ademuer-Stiftung in SanLt Augus th  Aur- 
fvhrlicherc Bclege finden sich in m c h  Abhandlung Ghr Dip D~ufrrhlandpoli~ik Admouerr 
(Rheinisch-Wc'crtiblirche Akad~nie der Wirscnuhalien. Vonräge G 308. O p M n  1991). Nach- 
gcwicsen werden Zitate und cinigc seit 1990 m c h i m e  ckhlägigc TiwL Ilervorgchobcn rei 
dic zu unsercm Thcma bedeutsamste Neu-Kiung: I b P c u r  SCilWAFZ, Adenouer. Dtr 
Sroorsmnn: 1952.1967. Snitigw 1991. 

2 Das krifli von Itirtorikm u.a. RolfStciningn. Jouf Faxhepcih undH5IWcd Lolh (teil- 
weiv noch in 1991D2 vnölfmrlichlcn Publilraiionm). Kcicuerdings heiBt cs: Dic Vereinigung der 
bcidcn deutschen Staaten sei nichi etwa ~ w c g m  m h  Uoir- MCNUC(S DeuÜEhlandplitik 
crlolgt. So Jorrf FOSCIIEPOTII in der FronJfuner Rundrchou vom 13. Febnwr I993 und 
Nilfried LOiil  in D u  Porlmmr vom 8 .  Mai 1992. 

3 Untedtcl: SEhönf2rk und Hlclfnrhclfn dcr SED-Diktatur im Werien, Berlin 1992. 
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Planspielen seiner Gegner - und deren Stellenwert verkannt. Dabei blieb 
nicht nur die große W i I  und die Konstanz einschlägiger Aussagen unbeiiick- 
sichtig?, sondern auch deren politische Verbindlichkeit; denn Adenauer hat 
zweierlei erreicht: Er hat die Deutsche Frage vemgsrechtlich offengehalten 
und sogar die iVestmächte auf die hlitbeteiligung zur Wiedervereinigung 
verpflichtet. 

Bemerkenswert ist dir Urteil des früheren Regierenden Bürgermeisien in 
West-Berlin und prominenten SPD-Politikers Klaus Schütz. der erste Dun- 
deskanzler sei »kein Rheinbund-Politiker alten Stils gewesenu. wozu »einige 
ihn auch jetzt noch stilisieren, d m n t e r  so  mancher Sozialdemokntu? Damit 
widerspricht Schütz der Einschiitzung Willy B m d u ,  wonach rder 'Alte 
vom Rhein' über weite Strecken anders geredet als gedrichtu habe.6 Diese 
Amahme trifft. jedenfalls fiir Adenauers Deutschlandpoliiik. nicht zu. Auch 
W& eine solche Haltung iiber ein so langes Politikerleben hin - aus dem 
inzwischen genügend Äußemngen bekannt sind. die keineswegs für die 
Öffentlichkeit gedacht waren -nicht durchzuhalren gewesen. 

Nach diesen Vorbemerkungen gilt es, zunächst die deutschlandpolitischen 
Wen- und Zielvorstellungen darzustellen. von denen der erste Bundeskanzler 
im Herbst 1949 ausgegangen ist. 

Der &mds  73jährige rheinische Christdemokat besaß ein fest umris- 
senes Weltbild, bei dessen poliiischer Umsetzung e r  G~ndsatz t reue mit 
situationsgerechter Anpassung verband. Von allen nichtkommunistischen 
Politikern hatte er die radikalsten Konsequenzen aus der Niederlage dcs 
Reiches und aus der neuen weltpolitischen Konstellation gezogen. Seit I945 
hielt er mgesichü der Polarisiemng zwischen Ost und West Europa und 
Deutschland bereits für geteilt. Seine klassische Kurzformel dafür vom Miin 
1946. -Asien steht an der Elbeu. umsclirieb die rGmndUtsacheu, die die 
europäische und deutsche Geschichte über mehr als vier Jahrrehnte hin be- 
stimmen sollte. Angesichts dieser Wirklichkeit sah Adenauer neinstweilenu 
keine hlöglichkeit für eine -Wiedervereinigung aller Zonen*. Die deuischen 
Ostgebiete hielt er, so am 11. Juni 1946, nbis auf weiteresu fur verloren. 

4 Vgl. Lm IIAVPiS. mAdenaucr und die deuuche E i c i t . .  in: G~rrhic l i r r  in Köln. 
H.32(1992), S .  16: "H'm man die Deuüchlandplitik Adenauero beuncilcn will, muU man die 
Km-Ausrzgrn rönlich nehmen.. - Dazu vgl. jüngst Ilans-Peter SCIIWARZ. =Die Bedeutung 
Ademuen für die deurwhe und evropjlwhc Gcwhkhte., in: Nah-Den l rn .  Über Konrad 
Ademuer und reine Polirik. hrsg. von der Sriftung llaus der Gcschichie der Bunderqublik 
Deuüchland. Bonn 1993. S.40: .Die von wincn Kritikern immer wieder vorgcbrachie Behaup 
Nng. er habe zwar an offiziellen N5cdcnminigungspsitioncn lestgeMvn im I l m  abn. 
wie oll behaupiet wird. w e d e r d k  geglaubt noch dies erstrebt, verkcmt in sehr unhisionwhcr 
An und Weise. da5 in der Politik Ienilich allein dis zählt. ra  cin Siaatsmm vdllrmchllih 
und rwa&rechilich verbindlich %ukn und vcmglich festklopfen Iaß1.e 

5 Logenplorr und Srhleudersirr. Erinmmngrn. Derlii 1992. S. 229. 
6 Erinnerungpn. Bcriii 1989,S .S .  



Die Deutschlandpolitik Konrad Adenauers 3 

Aus der von ihm strndig rfortgeschriebenenu Konstellationsandyse der 
internationalen Krältevefiiltnisse zog Adenauer. damals Vorsitzender der 
CDU in der britischen Besatzungszone, drei Folgerungen: Erstens gel- 
te es, die expansionistisch-totalitäre Sowjetunion durch einen Zusmmen- 
schluß Westeuropas an weiterem Vordringen zu hindern. Zweitens wollte er  
die Deutschen westlich des Eisernen Vorhangs so  rasch wie möglich aus 
Ohnmacht und Isolierung herausgeführt wissen. Sie sollten sich an einer 
neuen, supmat iond ausgerichteten Zielsetzung orientieren. Diese lautete: 
politische, kulturelle und ökonomische Integration mit den Demokratien 
des Westens. Die &mit verbundene geistige Neubesinnung sollte künftig 
jede Abkehr von einem Weg des freiheitlich-demokratischen Rechisstmu 
verhindern. Drittens hielt es Adenauer. ebenfalls als Lehre der Geschichte, 
für notwendig, den vor 1933 zwischen Ost und West hin- und hergerissenen 
Deutschen die außenpolitische Entscheidungsfreiheit für einen Sonderweg 
abzunehmen. Das galt für die hlöglichkeit einer nSchaukelpolitiku zwischen 
\Ver1 und Ost, aber ebenso für die einer nationdstaatlichen Restauration. 

hlit der Adennuer vorschwebenden nwesteuropäischen Föderationu ließen 
sich gleichzeitig weitere Ziele erreichen: D m i t  konnte das Sicherheits- 
verlangen der Nachbmölker befriedigt, eine Aussöhnung vor allem mit 
Fmkreich in die Wege geleitet, eine Neuauflage der Konstellation von 
Versailles verhindert und schließlich ein Verzicht der westlichen Anlieger- 
s tv ten auf Annexionen erleichtert werden. Der Gedanke einer europ9ischen 
Einigung war zudem das Symbol historischen Fortschritts gegenüber der 
diskreditierten Nationalsmtsidee. Er bot den Besiegten. ohne deren Zutun, 
eine politisch und wirtschfilich attraktive Perspektive. kompensierte Souve- 
rSnititseinbukn und begUnstigte eigene \'orleistungen. Schließlich ließ sich 
mim Schutze der Fahne Europsu die n h t  der deutschen Vergangenheit 
leichter abtngen*? 

Adenauer ging &von aus (und hielt d;iran fest), &B die Freiheit der in 
den Westzonen lebenden drei Viertel der Deutschen einer etwaigen Einheit 
aller, aber in Unfreiheit. vorzuziehen sei. Für den Unionspolitiker, ebenso 
wie f i r  den SPD-Vorsitzenden Kurt Schumacher, bildete die Bundesrepublik 
den deutschen Kernsmt. Dessen freiheitliches Verfassungsleben und wirt- 
schaftliche Attraktivitit (plus der Sogwirkung der europiüschen Integration) 
mußten magnetische Anziehungskraft auf die Deutschen im kommunisti- 
schen Herrschaftsbereich ausüben. 

Sie sollten durch G e w k n g  der Selbstbestimmung die Möglichkeit erhal- 
ten, Uber ihre politische Zukunft frei zu entscheiden. Der Rekurs auf dieses 
Grundrecht war nicht illusionär. denn die Menschenrechtskonvention der 

7 Annclicv POPPISCA. Konrad A d e ~ u e r .  SNngul 1975. S. 133. 
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Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1938 hatte auch Stalin unterzeich- 
net. Allerdings haben diejenigen Politiker und Historiker, die später dafür 
eingetreten sind. deuüchlandpolitische ~Angeboteu des hloskauer Diktators 
ernst zu nehmen  auszuloten^). nie verlangt. auch von der Sowjetunion die 
hlenschenrechüverpfiichtung einzufordern. 

Ein Überblick über die Deuüchlandpolitik des ersten Bundeskinzlen 
muU von zwei Voraussetzungen ausgehen. Erstens: Die 1919 emchtete Bun- 
desrepublik b e s d  nur eingeschränkte Handlungsfreiheit: über wesentliche 
Souveränitätsrechte wie Auknpolitik und Auknwirtschafüpolitik - durch 
Einbeziehung in den hlanhall-Plan - verfiigte die von den Hohen Kom- 
missaren der drei \Vestmächte gebildete Alliiene Hohe Kommission. Diese 
Oberregiemng auf dem Petersberg stützte sich auf die Besatzungsuuppen 
ihrer Staaten und derjenigen, die mit ihnen in der NATO verbündet waren. 
Zweitens: Schon die Zielsetzung dieser gerade erst. im h L i  1939, gegründe- 
ten atlantischen Veneidigungsallianz begrenzte den Ilandlungsspielraum der 
Bundesregiemng. Adenauer war anfangs in der Tat. wenn man Schumachers 
Zwischenmf vom 25. November 1919 im Bundestag seiner polemischen 
Zuspitzung entkleidet. *der Bundeskanzler der Alliienenu. Er selbst verstmd 
sich hingegen als Kanzler der Besiegten im deutschen Kernsülit. 

Welches aber waren die Interessen der westlichen Siegermächte und 
besonders der USA? Das flauptziel ihrer Stabilisiemngspolitik in Europa 
bestand dain ,  jede weitere sowjetische Expansion zu verhindem. konkret: 
einen Verlust 'der Bundesrepublik an den Osten, aber ebenso die Neutrali- 
siemng eines vereinigten Vierzonen-Deutschlands, das sowjetischer Einfluß- 
nahme offenliegen würde. Die dauerhafteste Form. um den neuen Sülit zu 
gewinnen und gleichzeitig dessen Ausgleich mit Frankreich herbeizuführen, 
war seine Integration in die westeurop9isch-atlmtische Sülitengemeinschaft; 
denn sie verschaffte den Westmkhten Sicherheit vor Deutschland. schuf 
aber gleichzeitig Sicherheit für Deutschland. 

Diese Zielsetzungen deckten sich mit denen Adennuers. Sein Nahziel 
war es, der noch ungefestigten Dundesrepublik durch Integration in die 
westliche Staaten- und Wenegemeinschaft dreierlei zu verschaffen: zun3chst 
Sicherheit, dann Gleichberechtigung und schlieUlich Souveränitit. 

Eine d e m i g e  europnische Neudefinition deutscher Interessen war revo- 
IutionXr. Sie bedeutete eine historische Achsendrehung nach Westen. Dabei 
gab es für den Bundeskanzler keinen Zielkonilikt zwischen einer - wie er 
es in seinen Memoiren umschrieben hat - *Politik Tür Europa oder aber 
einer Politik für die deuüche Einheit<<. Oberstes Ziel war Frieden in Europa 
sowie die Freiheit und Sicherheit von drei Vieneln J l e r  Deutschen in der 
Dundesrepublik. nicht aber die \Viederherstellung der Einheit Deutschlands 
unter Hammer und Sichel. Adenauer verband somit ivestintegntion und 
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Wiedervereinigung >rin einer Politik der zwei Zieles; &bei wies er dem 
Notwendigen und Erreichbaren Priorität zu.8 

Andererseits emartete der Bundeskanzler die Überwindung der Teilung 
nicht als automatische Folge der Westbindung. Sie allerdings galt als Vor- 
aussetzung, um die Bundesrepublik überhaupt - mit Hilfe der westlichen 
Bündnispartner - in künftige Verhandlungen über Deutschland einschalten 
zu können. Die Zeit dafür sah Adenauer jedoch erst - wie er unermüdlich 
wiederholte - nach einer Entspannung des Ost-\VestKonflikis gekommen. 
der als Ursache der Teilung Deutschlands galt. 

Dabei besaß er für sein Ziel. die Teilung Deutschlands zu überwinden. 
ungeachtet mancher apodiktischen und widersp~chlichen Äußerungen. we- 
der einen Stufen- noch einen Zeitplan. Er vennute vielmehr, aus dem 
Erfhngsscha tz  eines langen Poliiikerleben schöpfend. auf die hlöglich- 
keilen geschichtlichen Wmdels. 1876 geboren, hatte er den Glanz und 
den Untergang des Kaiserreichs erlebt. die \Veimmr Republik und Hit- 
lers Deuischland kommen und wieder verschwinden gesehen. genauso wie 
manche Smten  in Ost- und Ostmiiteleuropa. 

Noch im Herbst 1914 hatte er sich selbst zwei hlonate lang in Gesw- 
po-Haft befunden -&von überdies zehn Tage lang im gleichen Gefängnis 
in Bnuweiler wie seine Frau, aber ohne voneinander zu wissen. Der Ober- 
bürgermeister a.D. hatte bereits am 16. h l ä n  19-15. noch sieben \\'ochen 
vor Kriegsende. die ersten Amerikaner. die ihn in Rhöndorf aufsuchten. 
verblüfft. Auf deren Fnge nach seinen Plinen hatte er n h l i c h  nicht etwa 
seine hliixbeit beim Wiederaufbau der Trümmerwüste in Köln angeboten 
oder gar als selbstversiändlich angesehen. sondern erklärt. er mhle sich vor 
allem dazu ausersehen. ndis deutsche Volk von Grund auf zum Frieden zu 
erziehen=? 

1939 war auch für den ersten Regierungschef die Zukunft offen. Auch 
er konnte 1955. nach dem Erreichen der venngsrechtlichen \Vestintegntion 
einer nunmehr souvefien Bundesrepublik nicht voraussehen. wie sich die 
auch von ihm als unerläßlich bemchtete Entspannung des Ost-West-Kon- 
flikts auswirken würde: sie festigte zunkhst - & ab diesem Zeitpunkt auch 
die Sowjetunion über atomare Waffen verfügte -den Zustand von 1915 in 
Europa. 

8 Klau3 GOITO. rDic Sicherbciü- und üeutwhlandfrags in Aderwucrs Politik 1951155r. 
in. Z w i r r t n  Kal,cm Kriq undEnrrl>aniiung. hrrg. von Bruno l i lOSS und Hans-Erich VOLK- 
hlANN. Boppxd 1988. S. 146. 

9 Adenouer im Drirrrn Reich. karb. von 11- Pevr hlENSLYG (Rhöndorfm Ausgabe. 
hng, von RudolC LlORSEY und Hans-Peer SC1 IH'ARZ). Bcrlin 1991. S. 3U.  Rudolf LIORSEY, 
"Leben und Clbcrlckn Konrad Admiurr im Drillen Reich.. in: Cm-hichfe im IVsrfen 7 (1992). 
S. 142. 
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Umso mehr hielt Adenauer drim fest. die Teilung Deutschlands nicht 
anzuerkennen. Dabei ging er  vermutlich &von aus, dd5 die deutschen 
Ostgebiete jenseits von Oder und N e i k  verloren seien. Gleichwohl hielt 
er am hfenschenrecht auf Heimat fest und verstand die Grenzfrage als 
Verhmdlungsgegensmnd, wenn hloskau eines Tages freien Wahlen in ganz 
Deutschland zustimmen sollte. 

Das Fundament für Adenauers Politik bildete weiterhin der Alleinvertre- 
tungmspruch der Bundesrepublik für ganz Deutschland aufgnind der These 
von der rechtlichen Identilät mit dem Reich und wegen der alleinigen Legi- 
iimilät des durch freie \Vahlen konstituierten Kernswts. Diese Treuh'hder- 
schaft wurde zunächst von allen demokratischen Parteien vertreten. von den 
Westmjichten allerdings &hingehend eingeschränkt, daß die Bundesrepublik 
keine internationalen gesamtdeutschen Verpflichtungen eingehen durfte.I0 
Die vom SED-Regime beherrschte DDR galt weiterhin als nostzonea bzw. 
nsowjetisch besetzte Zoneu oder als nrussische Kolonieu, wenn nicht gar 
als ~Sowjetpreußenu (Herbert JVehner). 

Adenauen Nahziel. die Westintegration der Bundesrepublik. schien mit 
dem Abschluß des Deutschlandvenngs Ende hfai 1952 erreicht: hlit diesem 
und dem von Frankreich angeregten. gleichzeitig abgeschlossenen Vertrag 
iiber die Bildung einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft wurden 
die bisherigen Besatzungsmächte zu Pannern. Die Bundesrepublik erhielt 
Sicherheit und wurde vertngs- und bündnisfihig. 

Der Deutschlandvemg verpflichtete die Unterzeichnerswten - auch in 
der revidienen Fassung vom 23. Oktober 1954 -. bis zum AbschluD einer 
.frei vereinbarten friedensvertnglichen Regelung für ganz Deutschlandu 
zusammenzuwirken. num mit friedlichen hlitteln ihr gemeinsames Ziel zu 
verwirklichen: ein wiedervereinigtes Deutschland. das eine freiheitlich-de- 
mokratische Verfassung, a n l i c h  wie die Bundesrepublik, besitzt und das in 
die europäische Gemeinschaft integriert istu. 

Es war dies genau jene Formel. auf deren Grundlage 1990 die Zwei-plus- 
Vier-Verhandlungen zur Einheit Deutschlands gefihn wurden: ein bemer- 
kenswerter Beleg für die Bedeutung von Rechtspositionen in der intematio- 
nalen Politik. 

Im Deutschlandvenng waren die Unterzeichnenwten weiterhin darüber  
einigu. die Festlegung der Grenzen Deutschlands nbis zu einer friedens- 
vemglichen Regelungu aufzuschieben. Allerdings verpflichteten sich die 
Wesunächte nicht. aktiv für die RUckgewinnung der Ostgebiete einzutreten. 
Schon &s Bekenntnis zum Offenhalten der Grenzfrage war ihnen müh- 

10 ii'crncr LNK. ~Deutrche 0,rpolitik und Zusrändigkcit der Alliienen.. in: CmJbriIonnipn 
udOrrdeurrchla~seir 1918. hng. von Adolf hl. BlRKE u.r. hlilnchcn 19%. S. 109. 
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sm abgerungen worden." Beiden Abkommen - Deutschland-Venng und 
Bildung der EVG - mußten noch die Parlamente der Untemichnerstmten 
zustimmen. 

Die Zuversicht des Bundeskanzlers. ktinftig mit Hilfe eines einigen und 
starken Westens über ein europäisches Konzept die Teilung Deutschlands 
überwinden zu können. löste leidenschafiliche Kontroversen aus. Sie er- 
reichten einen Höhepunkt nach dem 10. hlärr 1952. nachdem Shlin den drei 
\\'estmächten die Aufnahme von Verhandlungen angeboten hatte. Deren Ziel 
war ein Friedensvertrag mit einem neutcilisienen und nach DDR-hluster 
ndemohtisienenu Deutschland im Sinne der Pots&mer Beschlüsse von 
1945 (ohne die Ostpebiete des Reiches und ohne Hinweis auf das S m -  
land). 

Inzwischen ist unstrittig. da0 1952 die \Vestmächte aus >machtpolitischem 
Kalkül und nationslstaatlichem EigeninteresseuI2 an der für sie voneilhaf- 
teren Alternative festhielten: an der \Vestintegntion der Bunde~republik.~' 
Allerdings blieben sie duauf  behcht. Stalins Einheiülockungen so zu 
beantworten. da0 ein Abbmch der diplomatischen »Notenschlochtu nicht an 
ihnen hagenblieb. Adenauer hat die Verbündeten dv in  bestärkt. zunächst 
die venngliche \Vestinteption der Bundesrepublik unwiderruflich festzu- 
schreiben und erst dann über die Bedingungen für eine Wedewereinigung 
zu verhandeln. 

Seine Zuversicht auf künftige erfolgversprechende Verhandlungen mit 
hloskau beruhten auf folgendem Kalkül: Die östliche GroOmacht könne und 
werde eines Tages - irn Zuge einer globalen Enüpannung - aus eigenem 
Interesse dazu bewogen werden. ihre Ziele und Positionen zu ändern: sei es  
aus politischer Schwäche oder infolge (rüstungs-)winschaftlicher Schwie- 
rigkeiten. sei es  aus Rücksichtnahme auf Selbsmdi@eitsbertrebungen in 
den Satellitensmten, sei es mit Blick auf eine ktinftige Bedrohung durch 
Rotchina.I4 

Der Dundeskanzler blieb &von überzeugt, mit der totalitären östlichen 
Diktatur nicht aus einer Position der Schwäche und Uneinigkeit des \Ve- 
stens verhandeln zu können. Er suchte vielmehr .durch eigene Stärke- ein 

. ~ - ~  . ~ ~- - - ~~~ ~ ~ ~~ ~ 

AI,;" rur ~ ~ r n ~ n i ~ ~ ~ ~ o l i r ~ i d ~ ~  ~ ~ d t l r r p u h 1 6 k  Dcuirrhl~nJ. B u d  I. bearb. V& F d - L o h  
KROLL und hluifrcd NEBELLV. Bl;nchcn 1989. S.5751. 

I2 Andre- HILURUBER. .Die Forderung rnch der dcuüchen Einheit im Spannungsfeld 
dcr Wclipoliiik nach 1949r. in: Einhrir - Freihrir - Selbrrberiimmung. Dir D~urrrhe Frqe im 
himwirchtn BnuBrr~in. hni. von Karl-Emst IEIS\ZASN. FranLlun 1988. S.220. 

13 Dic üterari rum Th- ~SLalin-Nm* irr hzwiwhen Laum mchr iibmchaubu. Zvlcm 
Gnhard W!XiLYG. .Die Sialut-Note vom 10. hlirr 1952 als gexhichuwissenxhilitiches 
Roblemc. in: D~uschlundArchiv 25 (1992). S. 15711. 

14 E i e  seiner letzten Auhngcn zudicsemTh- lauiru am 13. Avgvrr 1963: rlch vllrdc 
am lichten haten. wenn die Rusvn und dic Chineren sich gegmreiiig m dcn llals kriegcnr 
Adcnaucr. Teqrfprack 1961-1963. bearb. von Ilans P m  hlLVSLiG. Bcrlin 1992. S.428. 
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Verhandlungspmner zu werden, den auch der Kreml respektierte. Dabei 
ging er - auch wenn er ständig vor dem expansionistischen Bolschewismus 
w m t e  - davon aus, daß hfoskau die angestrebte Iiernchaft über ganz 
Westeuropa nicht durch einen Krieg zu erreichen suche. Ebenso blieb 
Adenauer davon überzeugt. da8 die westlichen Feiheitsvorstellungen auf 
die Dauer unwiderstehliche Anziehungskraft auf die hlenschen hinter dem 
Eisernen Vorhang entwickeln würden. 

Seit 1953. nach Sulins Tod. schw5chte sich der Ost-West-Gegensatz ab. 
unbeschadet der Niederschlagung des Volhaufstmds in der DDR am 17. 
Juni 1953 durch die Rote Armee. Dieses Vorgehen beslätigte im übrigen 
Adenauen Sicherheitskonzept. Es envies sich auch als ingfähig, als es in der 
Folge den Vier hfBchten nicht gelang, sich über Deutschland zu versWndigen. 
Umso schwerer war der Rückschlag für Adenauen Integmtionspoliiik, als 
Ende August 1954 das Projekt der Europiischen Veneidigungsgemeinschaft 
an der französischen Nationalversmmlung scheiterte. 

Dadurch allerdings wurde den WestmSchien schlagmig bewuBt, &U die 
Bundesrepublik auf andere Weise supmational integrien, also gebindigt 
werden mußte. Innerhalb weniger Wochen gelang der Abschluß eines re- 
vidierten Deutschlandvemgs. Er führte im hlai 1955 zur Souveränitit der 
Bundesrepublik und, dvan  anschließend, zu ihrem Beitritt zur NATO. der 
den Verzicht auf militirpolitische SouveräniWt bedeutete. Auf der Cegensei- 
te gliederte die Sowjetunion ihr rFaustpfandu DDR dem Warschauer Pakt 
ein. 

Für Fmkreichs Zustimmung zum Deuüchlandvemg hatte der Bundes- 
kanzler Konzessionen für & Smgebiet  zugestehen müssen. das seit 1946 
von Deutschland getrennt war. Er erreichte jedoch. daß die fmzösische 
Regierung in zwei Punkten nachgab: Sie akzeptierte, daß ~ L S  von ihr gefor- 
derte »Smta tu tu  -die Grundlage für eine A n  europsisienes hfusterland - 
einer Volksabsiimmung unterworfen wurde und daß sich als Voraussetzung 
für eine ~ D e m o h t i s i e m n g  im lnnernr pro-deutsche Pmeien organisieren 
konnten. 

Seit Mitte der fünfziger Jahre verindene sich die NnchMegskonstellaiion. 
schwSchie sich der Ost-West-Gegensatz ab: Folge des schon erwähnten 
atomaren Gleichgewichts der beiden Supermäclite. Deren vordringliches 
Interesse galt nunmehr bilateralen Verhandlungen über kontrollierte Abrü- 
stung und ein eumpiisches Sicherheitssystem. Unter deren Schirm suchte 
die Sowjetunion die DDR international aufzuwerten. 

Im Gefolge von Chmschtschows Koexistenz-Propaganda geriet die Deut- 
sche Frage in den Sog einer Entspannungseuphorie. Nach dem Scheitern 
einer Gipfelkonferenz der Vier hlächre 1955 in Genf und dem einer an- 
schließenden Deutschlnndkonferenz ihrer Außenminister munte die Bonner 
Deutschlandpolitik aus der Defensive operieren. 
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Bei seinem Smisbesuch in h l o s h u  im September 1955 gelang es Ade- 
nauer nicht. die kommunistischen Dikiatoren von ihrer Fiiiemng auf die 
DDR abzubringen. Im Gegenteil: der Bundeskruizier muLite - als Gegen- 
leistung für die Freilassung von fast 10000 Kriegsgefangenen - der vom 
Kreml geforderten Aufndme diplomatischer Beziehungen zustimmen. Die 
westlichen Bündnispmer waren über den von ihnen nicht envaneten Bon- 
ner Kurswechsel zunzchst überrascht, d m n  jedoch erleichtert. Künftig sahen 
sie eigene Initiativen zur Entspannung nicht mehr durch Rücksichtnahme auf 
deutsche Belange blockiert. 

Adcnauer war pezNungen, seine Dcutschlandpolitik in einem gewandelten 
internationalen Umfeld neu zu vermessen. Die Politik im Zeichen der .Hall- 
stein-Dokiruiu vermochte die DDR erstaunlich lange international zu isolie- 
ren. verengte jedoch den außenpolitischen Spielraum. Andrerseits wurde der 
~lleinvcrtretun~sans~mch der Uundesrepublik durch die »Abstimmung mit 
den Füßen. in Form anhaltender hluscnflucht aus der DDR (bis 1961: 2.7 
hlillionen) weiterhin legitimiert. 

Angesichts der Sragmtion in der Deuüchlmdpolitik gewann die Lösung 
des Sayproblems, das die deutsch-fmösische Verständigung so lange 
belastet hatte. S igna lchd te r .  Zwar v e n v d e n  im Oktober 1955 67.7 % der 
Wähler an der S m ,  entgegen Adenauen Votum. den ihnen zugedachten 
europiischen Sondentatus. Die französische Regiemng akzeptierte jedoch - 
und dies war eine Folge der inzwischen erreichten Aussöhnung zwischen 
Bonn und Paris -die freie \Villensbekundung. Damit war das Tor für neue 
Verhandlungen geöffnet. Als deren Ergebnis konnte das Sayland Anfang 
1957 in die Dundesrepublik eingegliedert werden. Diese ~\Yiede~ereinigung 
im kleinenu (Hans-Peter Schwan) - eine unmittelbare Folge praktizierten 
Selbstbestimmungsrechts - ehielt  hlodellchankter für eine gesamtdeutsche 
Lösung. 

Diese aber nickte keineswegs n5her. Im Gegenteil: die neue globale 
Krälteverteilung ven t lk te  Adenauers Besorgnis über ein - auch in der 
Doppelkrise vom Ilerbst 1956 (Suez, U n g m )  praktiziertes - weiteres Zu- 
rückweichen der Wesialliienen gegenüber der Sowjetunion. Er berurchtete. 
&D sich die Welt an die Existenz der DDR gewöhnen werde. So  suchte er 
weiterhin alles zu verhindern, was geeignet erschien. das Ulbricht-Regime 
international aufzuwerten. Gleichzeitig aber blieb der Bundeskmzler &auf 
bedacht. das Schicksal der davon betroffenen Deutschen zu erleichtern 
und sie aus iluer *Sklaverei«. zu befreien. wie er  seit 1956 immer wieder 
formulierte. 

Er wollte nicht die Bundesrepublik >auf den Altar der Versöhnung zwi- 
schen Ost und West geworfenu wissen, weil damit auch das Schicksal der 
Deutschen in der ~Ostzoneerledigtx sei (10. hlYn 1956). Sein n P o ü h -  
Komplexu besland in der Furcht. d d  die Vier hlächte zur Sieger-Konstella- 
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tion von 1945 zurückkehren und den Status quo. also die Teilung. vertraglich 
fesüchreiben würden. 

Dabei wuchs auch in der Bundesrepublik die Bereitschaft. auf östliche 
Fordemngen einzugehen. So lautete auch ein Vorschlag des Bundestags vom 
2. Juli 1958. ein Viermichte-Gremium zur nlösung der Deutschen Frageu zu 
bilden. also nicht mehr. wie bisher, zur »Wiedervereinigung Deuüchlandu. 
(Eine niüsungr konnte auch auf andere \Veise erfolgen.) Damit griff diese 
einstimmig verabschiedete Enüchliellung. die Adensuer als ~Aufweichungu 
der bisherigen Linie kriiisiene. jene Formel auf. die die Sowjetunion seit 
1955 benutzte, um die Anerkennung der DDR durchzusetzen. 

Dieses Ziel suchte Chmschtschow seit Ende November 1958 mit Hilfe der 
provokativ ausgelösten zweiten Berlin-Krise zu erreichen. die gleichzeitig 
h a u f  ausgerichtet ww. die \Vestm2chte aus der Stadt zu verdrängen. Deren 
Regiemngen ließen sich zum Entsetzen Adenauen - der aufgmnd der 
neuen Konstellation seinen außenpolitischen Bewegungsspielnum verlor - 
auf Verhandlungen ein. Sie drängten zudem die Bundesregiemng. sogar 
uin ziemlich maisiver Weise< (22. Janum 1959). zu Entgegenkommen. 
Bei aller Bereitschaft dazu weigene sich der Bundeskanzler jedoch. &s 
Ulbricht-Regime (und &mit die Teilung Deutschlands) anzuerkennen oder 
Vier-Mlchte-Kompromissen auf Kosten Deutschlands zuzustimmen. 

Allerdings konnte e r  nicht verhindern. daß an der Genfer Außenmini- 
sterkonferenz vom Sommer 1959 erstmals auch ~Beraterr aus der DDR 
teilnahmen. Don einigten sich die Vier h15chte h u f  - entgegen Adenauen 
Drängen -. &s Sonderproblern Berlin getrennt zu behandeln. also von dem 
der \Viedervereinigung Deutschlands und einer kontrollienen Abrilstung, als 
Voraussetzung globaler Entspannung. abzukoppeln. Die Westrnichte hielten 
die akut gefährdete Freiheitssichemng mr die West-Berliner für vordringlich. 
Damit gaben sie die bisherigen Bekundungen ihrer Verpflichtung preis. die 
Einheit Deutschlands ~iederherrustellen.'~ 

Das wurde seit 1961 noch deutlicher. Nach dem Amtsanuitt des amerih- 
nischen Präsidenten Kennedy gewann in Washington eine Defensivstntegie 
die Oberhand, das nuklem ~Gleichgewicht des Schreckensu durch weitere 
Nachgiebigkeit gegenüber hloskau zu stabilisieren. und zwar auf Kosten 
Berlins. Am 25. Juli 1961 - angesichü einer dnmatisch angestiegenen 
Fiuchtbewegung aus der DDR - reduziene Kennedy demonstrativ die Inte- 
ressen der Westmächte auf die bekannten drei ~ E s s e n t i d s ~ :  freier Zugang 
nach und Prkenz der alliienen Tmppen in Berlin. aber Freiheitssichemng 
nur für die West-Berliner.16 

I5 Aufgefühn bei Dmicl KOERFER. K o q f  u m  Kackrornr. Erhard u n d M e ~ i u r .  Siun- 
gm 1987. 5.649. 

16 Eine nur aiif West-BcrlLi tewgnie - atcr wenig kachvle - Erl lhng lwne ixrriio 
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Die Antwon Ulbrichts auf diese Respektiemng der sowjetischen Ein- 
flu0sphäre erfolgte drei \Vochen später: der Bau der von den Diktato- 
ren des Ostblocks genehmigten Berliner nSchandmaueru. Die Beton- und 
Socheldrahtgrenze, bald auch quer durch hlitteldeutschland, stabilisierte. 
aber diskreditiene gleichzeitig auch d s  Regime des rreal existierenden 
Sozialismusa. 

Der 13. August 1961 bedeutete aber auch einen Rückschlag für die 
Deutschlandpolitik Adenauers, der nicht sofon die bedrohte Swdt aufsuchte, 
weil er befiirchtere, &durch die Krise noch zu versch5rfen. Die Quittung 
erhielten die Unionspaneien sechs Wochen spiter bei der BundestJgswahl. 
Verluste der CDU schwlchten die Stellung Adenauers. In den ihm noch 
verbleibenden zwei Kanzlerjahren erreichte er immerhin, allerdings nur mit 
enormem Druck. &ß die \VestmBchte nicht weitere Konzessionen auf Kosten 
Berlins machten. 

Deswegen unterstützte er vorübergehend auch. anders als 1959, die Ver. 
biindeten in deren Absicht. das akute Berlin-Problem zunichst gesondert zu 
lösen. Auf diese \{'eise sollte die sowjetische Verhandlungsbereiüchart über 
andere Fragen (Abrüstung) getestet und den Berlinern n&l wieder für zehn 
Jahre, wenn möglich. eine Hoffnungu gegeben werden. .damit die Stadt 
innerlich lebendig bleibtu. U n a b h g i g  davon sondierte Adenauer erneut 
hlöglichkeiten eines direkten Gesprächs mit Chmschtschow. Dabei betonte 
er. wie seit 1956 unentwegt. daß für ihn die *Frage der Zone und Berlinsu 
nicht in erster Linie ein nationales. sondern ein menschliches Problem sei. 

So war er für humaniae Zugeständnisse des Ulbricht-Regimes, das Los 
' 

der 17 hlillionen hlenschen zu erleichtern, bereit, einen politischen rPreis 
zu bewhlenu. d.h. - wie eine berühmt gewordene Passage in einer Regie- 
mngserklhng vom 9. Oktober 1962 lautete -, *Ober vieles mit sich reden 
zu lassena. Zu den Zwischen- bzw. nÜbergangslösungenu, die Adenauer - 
unter dem Dmck der bis 1962 anhaltenden Berlin-Krise - vorschwebten. 
zshlte auch eine befristete Hinnahme der DDR-Existenz. Allerdings sollten 
über eine endgiiltige Lösung des Deutschland-Problems (einschlieOlich der 
Grenzfng~)~' ,  und dann hielt er fest. spiier allein die Deuüchen frei 

das Kommunigut cincs Gij@ch, A d m u c r  mit Pllidolr Eirenhawer am 15. h1.k 191960 in 
Wahington mihalicn Dotwnenle :urDeurrdlandpolifikNIJ/1, b e d .  von Ernst DEUERLELV 
und Güntn HOLZWEISSIO. Frankfuri 1972. S.514. 

17 DYY vgl, LOthV KFmNACKER "Die Odcr-Ncik-Linie als Faustpfand.. in: G,-@ 
briiannkn und Osfdeufschlond (wie A m  10). S.77: mSolange poliiirche DwBwh h 
DcuUrhland noch von dei Krirgigrncnlion gcprzgt war. k ~ ~ i c n  sich kche frci gruählie &I- 
~ h e  Rcgimng nlaubxt, auf die ehemals deuüchcn Oslgcbicte zu vmichm. Am 9. Nmmbn 
1959 erkläne A h u c i  im Bundcsvmland dcr CDU: nbian muD sich dvllber kb %in .,.. 
daß kinn mvrn Dundcsgmorsen ... cinen Krieg mfangrn wird wcgcn der OdcrNrik-Linie.. 
Am? VIII-MI-008/3. 
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entscheiden. Dafür jedoch war Chmschtschow nicht zu gewinnen, der auf 
ein Sich-Abfinden mit dem smtus quo spekulierte. 

Andrerseits waren die \Vestmlchte nicht bereit, Adenauers M n g e n  zu 
folgen und die si;indig in \Vinschaftskrisen befindliche Sowjetunion durch 
ein gezieltes Handelsembargo ngegen den ganzen Ostblocku (Seeblochde, 
Röhrenembargo) an den Verhandlungstisch zu bringen. 

Die verschiedenanigen Problemlüsungsversuche der Jahre 1958-1962 ( 
rösremich-Lösungu, nBurgfriedensplanu, nGlobkePlanu, nStillhlteabkom- 
menu) belegen die realpolitische Flexibilitit des vielfach als >>doktrirSru 
und n s m u ,  als nKdter Krieger« eingeschltzten. inzwischen 85jihrigen 
Bundeslonzlers. Sie verdeutlichen aber auch dessen Dilemma angesichts der 
fortbestehenden Bedrohung Berlins: Selbst die inzwischen auch gegenüber 
hioskaus Satellitensimten defensive Deut~chlandpolitik'~ wurde von der 
Opposition wie von meinungsbildenden Medien nicht mehr unterstützt, 
noch weniger von den auf Entspannungskurs gegenüber Chmschtschow 
verharrenden Westmächten. 

Am 8. Februar 1962 erläuterte Adenauer dieses Dilemma gegenüber 
einem amerikanischen Journalisten: nSehen Sie mal, in welch verrückter 
Welt wir leben: Wenn Neger am Kongo oder im Inneren A f r i h  so behandelt 
würden wie jetzt die Deutschen mitten in Europa, dann würde ein Aufstand 
in der Welt sein, die UNO würde Gott weiß was fiir ein Spektakel machen, 
und man brächte sich um. Aber an der Tatsache, daß nun mitten im Aerzen 
Europs  deutsche hienschen - 16 Millionen sind es jetzt noch - demiig 
schmachvoll behandelt werden. daran nimmt keiner mehr Anstoß.ui9 

Die \Vestmlchte. die an ihren Positionen in (\Veest-)Berlin festhielten, 
wollten nicht durch eine unkalkulierbare Neuordnung des europ3ischen 
Simtensystems in einen nuklearen Konflikt getrieben werden. Andrerseits 
erreichten sie nicht. daß Adenauer darauf verzichtete, weiterhin das Selbstbe- 
stimmungsrecht fiir das deutsche Volk zu fordern. Insofern blieb dem ersten 
Bundeskanzler eine ~Kapiiulation vor der Redit;iir der Teilung (Hermann 
Gnml)  erspyt. Er vermochte jedoch nicht, das Deuüchlandproblem mit der 
europäischen Antwort für alle Deutschen zu lösen. 

18 Die von Auknminisier Heinrich von Brcnwo 1959 rntwickclic und von Aderwun 
aLrcptiene Idee eines deuwh-polnischen Gewalwmichtsabkommem war innenpolitisch nicht 
durchwubar. u.cil d v y s  cine indirekte Anerkennung der Odcr-h'cißd;m abgeleitet worden 
W&. Niihelm G. GRJ3VE ~llcinnch von Brcntanor, in: Gerchirhrrbläner Krtil BergsrrajQ 23 
(1990). S. 15. Brcnwo hanc 1956 öffentlich amgespmchen, diß die dniüche Einheit nur um 
den Prcir dR ehcmaligcn Ortgcbicre gewonnni wcrdcn könne. Danie1 KOSTHORST, niieinnch 
von Brenwo ( I W 1 9 f A ) ~ .  Li: Dicßrpnrano. hng. von Konrad FEIKliEiiFELD und Lucimo 
ZAGARI. Tobingen 1992. S. 89. 

19 7ecgc1p16che (wie Anm 14). S.99. Dic hiden folgenden ZiW ebb. S.421.459. 
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Am 13. August 1963 antwortete er  auf die prjiise F n g e  des deutsch-ame- 
rikmischen Historikers Klaus Epstein, ob die Wiedervereinigung seit 1949 
nükrhaupt je möglich gewesen* wäre. ebenso prälis: nneinu. fügte jedoch 
hinzu: »Aber wenn wir klug sind und Geduld haben, wird es eines Tages ... 
doch dazu k0mmen.u Und noch fünf Tage vor seinem Rücktritt e r k l u e  er: 
nlch möchte nur, &B endlich einmal Deutschland uereinigt würde und frei 
 wäre.^ 

Niemand konnte die revolutionären Umwälzungen vom Herbst 1989 in , 

Ost- und Ostmitteleuropa vorhersehen. auch nicht der erste Bundeskanzler. 
Dennoch hat er, im Unterschied zu zeirgenössischen wie spiteren Kritikern 
seiner Wiedervereinigungspoliiik an zwei Vonussetlungen fesigehlten: 
Die Deutsche F n g e  auf friedlichem Wege offen zu halten, ohne die Uin- 
dungen der Uundesrepublik an den \Vesten zu zerstören. Erst dann war 
im Rahmen einer europ3ischen Lösung. mit Hilfe der iVestm3chte. die 
Überwindung der Teilung anzustreben. aber nur. wenn auch Freiheit und 
Sicherheit ganz Deutschlands gmniiert sein würden. Der Weg zu diesem 
Ziel sollte über das Selbstbestimmungsrecht aller Deutschen fuhren und 
dessen Ergebnisse dann. wie immer sie ausfallen wurden. gültig sein. 

In seiner letzten Rede auf einem Pyteiog der CDU, am 21. März 1966 in 
Uonn, bezeichnete es Adenauer als rsehr schmerzlich«, daß es nicht gelun- 
gen sei. die Wiedervereinigung zu erreichen. Dann jedoch prophezeite der 
90jihrige Unionspolitikec *Eines Tages wird auch SowjetmUland einsehen. 
daß diese Trennung Deutschlands und damit die Trennung Europs  nicht zu 
seinem Vorteil ist.# 

Inzwischen hat die deutschlandpoliiische Zielsetzung des ersten Uun- 
deskanzlen eine spite Rechtfertigung erfahren. hat sich der *Realist als 
Visionäre erwiesen?O Die Westintegntion schloß die tViedervereinigung in 
Frieden und Freiheit nicht ausZ', und die rhlngneitheorieu erwies sich als 
richtig. Adenauer wollte die \%edervereinigung nur zu bestimmten Uedin- 

20 Ktaar GOTiU in Dir polir<~rhr Alfinuril! lg.35 (19901. 11. 249. S. 8: DiRS.: - K d  
Adcnaucr - Gcduilcn zum 3. Todestag-. in. Die polirirrlic .Ileinun*. Ig. J7 (19921. 11. 269. 
S. R. -. .. 

21 Nach I h r - P c t a  SQiiVARZ ist die ~Erreichbmkcit der Adeiwunwhcn hl=imalkni2epts 
einer Wtcdcrvminigung~ 1989/90 rempirisch vcrifizim wordrns. in' Da3 P<ri&nunf. I .  hLii 
1992. Vgl. femcr I las t  hlr)LLER, "Die Politik Konnd AdRiaucrn im Spannungrfeld von 
h'estinlegation und 'Deuwhcr Fragc'r. in: Nachdenken über Gcrchichrr. hrrg. von I luunu i  
BMXXhiANN und Km IORGENSEN. Nc:eummur 1991. S.63M. 
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gungen. die, was bis 1967 schwer l ich  zu e n v a n e n  war. 1989 einget re ten  

sind. Die Geschichte  hat den ers ten  Bundeskanzler  a p o s i h u m  zum Sieger 
erklärtr.22 Und die W i d m u n g  seiner Memoiren (*Meinem Vaterlandu) bezog 
sich nicht nur a u f  die walte* Bundesrepublik Deutschland.  

22 Claiu IACOBI. Fr& Freude,  Feinde. Berlin 199 1. S. 175. - Ungcwähnlich prägnant 
hai der CDU-Abgeordneic Kar1 'i%eodor F&. zu Guttenberg am 31. Oktoter 1962 den Zu- 
sammenhang von ucrtlicher Intcgraiions- und W,edervcreinigungspliuk in cinem nivatbriel 
(als Anworr auf eine Zurhrift. in der dieser Zusammcnhuig bezweifelt worden war) so 
f m u l i m :  .Ich will Ihnen cinen Beweis dafür. da5 die Evropaiwhe Einigung der deuuchen 
Wiedmereinigung nicht im Wege steht. geben: Die deuuche Spalrung ist eine Folgc dci Kalten 
Kricges. Der Kalie Krieg i n  der Ausdruck des s o u j n i r h m  Suebens nach Welihemchalt. 
Die Wederhmiellung der dcuüchcn Einheit ist Freiheit. u t a  also die Beendigung dcs Kaltcn 
Krieger voraus. Um den Kalten Kricg crlolgreich berichcn zu können. muß der W'csien chig und 
s!xk  seia Alles, war daherdjri freic Deuwhland z w  Einigung und S W u n g  des Westms Nt. ist 
gleichzitig u.ohlgcm für die deuuche Wiedervereinigung. Ergo: Europsirhc Einigungsplitik 
und deuüchc W5edervneinigungrpolilik ist cin- und dieselbe Sache.. Kopie im Beritr des 
Vcriarscn. 



Deutschlandpolitische Neuansätze der 60er Jahre 

Von Cünther Heydemann 

In der Einleitung zu seinen Erinnerungen fordene Konnd Adenauer. *die 
Historiker ... müßten wenigstens den Versuch machen, auf dem Wege von 
Analogieschlüssen aus dem Geschehen unserer Zeit. s o g u  unserer Tage, zu 
erkennen. wohin der LIuf der Entwicklung wahrscheinlich gehen werdeul. 
Dieses zweifellos beherzigenswerte Postulat dürfte gegenwänig nicht nur 
die Historiker, sondern vielleicht auch die Politiker kieinmlitig stimmen. an- 
gesichts des kaum vorhergesehenen, vielleicht nicht einmal vorhersehbmn 
Umbruchs. der sich in Osteuropa und nicht zuletzt im wiedervereinigten 
Deutschland vollzogen hat. Bei der gegenwänig laufenden Ursachenfor- 
schung ist auch die Ost- und Deutschlmdpolitik wieder ins Zentrum der 
Debatte gerilckt. insbesondere die in der Tat ambivalente Frage, inwieweit 
sie tatsachlich zum Zusammenbnich spätstalinistischer Hernch;iftsformen 
und zeniral verwalteter Wirtschaftsordnungen beigetragen oder ob sie nicht 
vielmehr deren Existenz verlängen hat. 

Gleichzeitig wird kritisien, daLi die Ostpolitik seit dem Ausgang der 
70er Jahre zunehmend in Gefahr geraten sei, im unablhsigen Bemühen um 
Entspannung den unauflöslichen Zusammenhang von Frieden und Freiheit 
aus den Augen zu verlieren. So  habe die Tendenz bestanden, wie dies Dieter 
l imck formulien hat. *dem Frieden alle anderen Ziele untenuordnen.~ 
Gerade in der Deutschlandpolitik msei auf diese Weise das SED-Regime zum 
Friedenspanner hochstilisiert worden und habe im öffentlichen Bewußtsein 
nach und nach seinen Unrechücharakter verlorend. 

Diese aktuellen Fragen zeigen, da3 die Ost- und Deutschlwdpolitik nach 
wie vor in der politischen. publizistischen und zeitgeschichtlichen Diskus- 
sion große Beachtung findet. ein Sachverhalt. der die wissenschdtliche 
Forschung keineswegs erleichtert. hat sie sich doch häufig mit politischen 
Vereinseitigungen und historiognphischen Vereimahmungen auseinander- 
zusetzen, wobei sie in Gefahr gerät. selbst parteiisch zu werden. So  h n  
dann der Eindruck entstehen. als sei die Integration der jungen Bundesrepu- 
blik in die Alliuiz der westlichen S w t e n  ausschlieLilich dar Verdienst der 
CDUICSU-bestimmten Regieningen, wohingegen die OstvenrSge einzig und 

, . 

I Konrad ADNACER. Erinnrmngtn 1945-19S3.2AuR. Siungan 1973. S. 13. 
2 Dievr IMACK. *Ku hibcn du Umcrht v r h l o n ~ .  in: Rheinirchcr Altrlur \a 

273.1992. S. 3. 



allein auf die Politik der SPD zurückzuführen seien. Ganz abgesehen davon. 
&B &bei die eigenstindige Rolle der FDP als außenpolitischer Vordenker 
wie auch als beidseitiger Koalitionspmner übersehen wird.) die von der 
Regiemng Bnndt/Scheel gegenüber hloskau. Ost-Berlin und den übrigen 
Ostblockstaaten konzipierte und pnktiziene Ost- und Deutschlandpolitik 
wäre ohne die Politik des spiten Adenauer, Erhxds und der Großen Koali- 
tion nicht möglich gewesen. 

Darüber hinaus wird man sich durchweg zu vergegenwärtigen haben, 
&U der Begriff Ostpolitik letztlich ein unscharfer Terminus bleibt, zumd 
Ostpolitik von ihrer innerstcn hlotivation und Zielsetzung her immer auf 
Deutschland ausgerichtet war. was nicht heißt, &B sie durchweg Deutsch- 
landpolitik gewesen sei. Ostpolitik hat sich vielmehr fortwährend auf drei 
Ebenen - mit enüprechenden Querverbindungen - bewegen müssen: Sie 
umfaDte die Beziehungen zur Sowjetunion und den übrigen osteuropii- 
schen S m t e n  ebenso wie die innerdeutschen Beziehungen selbst. Diese 
Verflechtung darf nie aus den Augen verloren werden, wenn man die jeweils 
vorherrschenden Zielsetzungen und primiken Interessen ausmachen will. 
Dieses Gmndproblem wird spiegelbildlich deutlich an der Politik Ost-Berlins 
oder - wie man &mals noch sagte - Pankows. Hat die SED gegen- 
über Bonn überhaupt Deutschlandpolitik betrieben? Oder. wenn vielleicht 
nicht Ostpolitik. so  doch jedenfalls \Vestpolitik? Und war ihre angeblich 
permanente Interessenübereinsiimmung mit hloskau wiedemm Ostpolitik, 
Deutschlandpolitik oder nur Bündnisp~litik?~ 

Wie auch immer. trotz der berechtigten \Vmung vor der nlllusion des 
retrospektiven Herangehens~ (Timothy G m o n  Ash) - aus der Rückschau 
drängt sich der Eindruck auf. &B die Henusbildung des Konzepts der 
Ost- und Deuüchlandpolitik in den 60er Jahren ein viel organischerer, in 
gewisser Weise geradezu stringenter Prozeß gewesen ist. viel stringenter, als 
es die harten pxteipolitischen und parlamentarischen Auseinandersetzungen 
jener Dekade (und sp3terer Tage) erscheinen lassen. Gleichzeitig wird man 
nicht übersehen können. wie sehr die Deutschlandpolitik der SED nicht nur 
fonwaüircnd von der sowjetischen, sondern auch von der Donner Ost- und 
Deuischlandpolitik abhängig blieb. hlöglichenveise ist man sich arn Rhein 
dieser unmitielbxen Interdependenz angesichts der durchweg antithetischen 
Politik der SED nicht immer völlig bewußt gewesen. Ohnehin bliebe der 
Versuch einer Darstellung und Analyse deutschlandpolitischer Neuansätze 

3 Vgl. die kommcntime Quellencdirim von Wollgang DLVZ. Günter PLUM. Wemer 
RÖDER. Einheit d u  Norion. Dirkurrionm und Konrepiionen zur Deurrrhlondpoli~ik &r gropen 
Parteien seit 1945. Stungan und Bad Canriati 1978. 

4 Zur kcineswcgs kmrergmten Politik der Sowjelunim und dcr DDR in der Deutschland- 
frage vgl. Gcrhard WFITIG. Die Smjelunion. die DDR unddie Deutschlond.Frogr 1965-1976. 
Einvernehmen und Konpilie im sa:iali~tischen iaaer.  2.AuR. Stungan 1977. 
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in den 60er Jahren, ohne einen Blick auf die Politik des Ulbricht-Regimes 
zu werfen, unvollsiändig. 

Obwohl die Forschung schon Anfang der 70er Jahre nachgewiesen hat. 
&B Adenauers Deutschland- und Ostpolitik keineswegs von 1nflexibilit;it 
und Immobilismus geprägt war. lebt dieses Verdikt noch immer fort? Die 
Vertreter dieser irrigen Ansicht übersehen. &B die ost- und deuüchlandpo- 
litischen NeumsStze seit hlitte der 60er Jahre ohne die zum Teil radikalen 
Altemativmodelle und LösungsvonchlSge nicht zu verstehen wären. die von 
Adenauer selbst und seinem hlimbeiterkreis seit Frühjahr 1958 erwogen und 
mit den westlichen Verbündeten, aber auch mit der Sowjetunion ventiliert 
wurden. Die sogenannte röstemeich-lösunga (hlärz 1958), der rGlobke 
Plan* in seinen zwei Fassungen (Januar 1959 und November 1960). der 
rßurgfriedensplanu und das ~Sti l l iul teabkommen~ von 1962163 nehmen in 
der einen oder anderen Weise Elemente der spiteren Ostpolitik vorweg. 
Zugleich waren sie Ausdmck und Konsequenz der seit 1957 grundlegend 
vemdenen  sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen: hlit dem eriolg- 
reichen Test von Interkontinent3lraketen war es der Sowjetunion erstmais 
gelungen, mit den USA gleichzuziehen und dar amerikanische Territorium 
einer permanenten atomaren Bedrohung auszusetzen. Die jetzt erreichte 
nukleare und militYtechnische Pariwt beraubte Washington der hlöglich- 
keit. weiter von einer Position relativer militärischer Überlegenheit aus zu 
handeln. Entsprechend rückten in der merikanischen Politik nun zunehmend 
Entspannungsbemühungen in den V~rdergnind.~  Die einschneidenden Fol- 
gen für das geteilte Deutschland und die Deutschlandpolitik ßonns bestanden 
darin, diiß die USA künftig atomarer Rüstungskontrolle und dem Abbau 
von Spannungen den Vorzug gegenüber der bisher verfolgten Miihilfe zur 
\Viedervereinigung geben würden. Als Zwischenlösung gedacht. entsprang 
die *Österreich-lösungu7 Adenauers EinschZtzung: nDie Wiedervereinigung 

5 Siek hicmi die lundimt ZurYrkweisung dicscr rknm undiiicmimrn wie unhisto- 
r i w h  Kritik in dem mämm Ohrbli~k von Rudolf hIORSEY. .Die Deutrchhdwlitik ~~ ~~~~ ~ ~~~ ~~~ ~. .~~ ~ 

Adcmum.. ui: AIC-~HNCHER (Ilg.). I iezig JohreDeurrdlond-Poliiik im inremoiionrrlen 
KrJffejeld. Köln 1989. S.  16-31. passim . . 

6 H i m u  i.c. Emt-OiW CZE\IPIEL: "Auf der Suchc nach neuen Wegen: Die deutsch- 
amcrikanixhcn Beziehungen 1961-1969.. in: Wolfgang Uwe FRLEDRICll (llg.). D b  USA und 
die D e u i s ~ k  Fragt IP15-1990. FnnkfuvXL und New Yori 1991. S. 167-193 (zu den ncuen 
Paramrkm dcr internationalen Politik ~ e i t  1957). Zur EntwicWung der Deuuchlandpoliiik, die 
seither auf die Enüpmungrpolitik dcr USA und h auch der Sowjctunion zu rcagimn hue. 
vgl. jem Pctcr SIEDL\?IORGN, Cereirenwrrhnl. Aufbruch :W Enrrponnungrpol;tik. Bonn 
1990. ~ ~~ 

7 Zur rdrfmich-Ldrungr siehcz~htKlausCOlT0. Hans MAIER.RudollhlORSEY. 
IIans-Pm SCIWARZ. Konrad Admuer. Stine Deulsrhlond- und A@enpolirik 1915-1963. 
hlünchcn 1975. J. 1688 und S. 203-21 I; ueiicmin lleinrich KROhT. i~.Auizcichnun$en nir 
Deutschland- und Ostpolitik 1941-1969.. in: Rudolf MORSEY und K o d  REPGEN (IIg.). 
Unrcrruchwgrn undDdumenie :ur 011polirik und Biographie (Adniaucr-Studien, 063). hlainz 
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wurde nicht von heute auf morgen herbeigeführt werden können. es würden 
viele Jahre darüber vergehen.e8 Vergleichbar mit der für Österreich 1955 
erzielten Lösung sollte die DDR einen milir;lrischen Neutralit5tsstatus er- 
halten. den hlensehen in der DDR sollten mehr Freiheitsrechte eingeräumt 
werden. Die Bundesrepublik sollte &für mittelfristig auf die Wiederver- 
einigung verzichten. um so sowjetische Befürchtungen gegenüber einem 
wiedervereinten. milir;lrisch starken Deutschland zu reduzieren. Eine solche 
pmielle Lösung hätte &s Deutschlandpmblem tiberdies aus den von h l o s l u  
und Washington gewünschten Bemühungen um Abrüstung und En t spmung  
henusgelöst; der permanente Junktim-Charakter der Deutschen F n g e  wäre 
auf diese Weise es lmot ier i  worden und die Deutschlandpoliiik hätte an 
Eigeninitiative gewinnen können. 

Die sowjetische Führung ging jedoch auf diesen Plan nicht ein. sondern 
setzte im Venrauen auf die erreichte Si;Zrke im Spätherbst 1958 mit dem 
Berlin-Ultimatum an der exponienesten und zugleich verwundbarsten Stelle 
des westlichen Bündnisses an, um dessen Tragfahigkeit auf die Probe zu 
~ t e l l e n . ~  hlit der Forderung Chnistschows. binnen sechs hlonaten Verhand- 
lungen über die Gewähmng des Status einer entmiliwrisierten Freien Stadt 
West-Berlin aufzunehmen. was gleichzeitig die Schaffung dreier staatlicher 
Gebilde auf deutschem Boden nach sich gezogen hätte, drohte die Sowjet- 
union. den Vier-hlrchte-Status Berlins aufzukündigen und alle Befugnisse. 
die ihr aufgmnd intenlliiener Abkommen Tür die Zugänge nach Berlin 
zustanden, an die DDR zu Libenngen. Eigentliche Absicht hloskaus war es. 
die \t'estmächte dazu zu bringen. über ihre Zugangsrechte nach Berlin mit 
der DDR verhandeln zu müssen. um auf diese Weise deren völkerrechtliche 
Anerkennung wenigstens de facto durchzusetzen. 

An verschiedenen menkanischen Reaktionen zeigte sich bald. d a  zwi- 
schen der Deutschlandpolitik Bonns und \Vashingtons erstmals ein un- 
übersehbarer lnteressenkonflikt zutage trat: Zwar gab es völlige oberein- 
stimmung in dem Ziel. die Freiheit West-Berlins zu sichern. doch die 
zweite Bonner hlaxime, &5 diese Absichemng keinesfalls zu Lasten der 
Wiedervereinigung gehen diirfe. wurde von den USA erstmals nicht mehr 
geteilt. Für sie stand im Vordergmnd. eine huerhafte Bestätigung ihrer 
Rechte zumindest in West-Berlin zu erhalten. weil &mit ein permanenter 

1974. S. 157: sowie Ilans-Pctn SCHWARZ: "Die dcuLuhlandwliiischcn Vonteltvneen K m d  
Adcniuns 1955-I958*. in: &B. iI1g.i. Enripdnnunp und ~li;~enrrrinipunx ( ~ h f i k c r  Gc- 
~ p r t h e .  Bd.21. Sruilgarl undUrich 1979. S.7-U)passim; uird Ilclp IIAFIE\WRV.Sdhrrhrii 
unil Enrrpannun8. Zur Aupenp~l~ri t  dtr OundPrrrpuhlil Drurrrhlond IO55.1932. Bdcn-Bdcn 
1983.S. 116112. - ,  -~ . . - 

8 K d  ADENAUUI. Erinnerungen 1955.1959. Swngan 1967. S. 366 
9 Zur zuc.rcn Bcrlinlriu vgl. dic prignuiic ~ u r m m & f a s s u n ~  ki ILmr BCCIIIIEI\f. 

D~urschlandpol~r~k 1949.1972. Drr polir~rrhll~plomor~~cht Prur~p. Siungui 1984. S.87-92. 
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Krisenherd entsch&ft werden konnte, der sie ebenso permanent in einen 
internationalen Konflikt zu involvieren drohte. Der Schock über die Er- 
kenntnis. diul die Amerikaner. aber auch die Briten ihre bisherige, mit Bonn 
gemeinsam getragene, gesamtdeutsche Zielsetzung, wie im Deutschlmdver- 
t n g  niedergelegt und in der Berliner 12-Punkte-Erklärung vom Vorjahr noch 
einmal besiätigt, aufzugeben im Begriff waren. saß tief. Künftig nahm die 
Zielsetzung Wiedervereinigung bei den Anglo-Amerikanern nur noch einen 
sekundken Stellenwert ein. Mochte die weitere Behandlung der Berlin- und 
~eutschl&d-~roblemaiik während der Genfer Außenministerkonferenz vom 
Frühjahr 1959 auch keiner weiteren Lösung zugefiihn werden. Tür Bonn 
entstand jetzt akuter Handlungsbedarf - und zwar in doppeltem Sinne: 
h l m  mußte auf die neue Prioriiätensetzung antworten und gleichzeitig der 
amerikanisch-britischen Fordening nach Flexibiliiät in der Deutschlandfrage 
m ~ h k o m m e n . ~ ~  D;LS schlug sich in weiteren bemerkenswenen Plänen und 
Entwürfen nieder. in denen zum Teil nicht einmal vor den Gnindpfeilem der 
bisherigen Deutschlandpolitik. dem Alleinvenretungsanspnich der Bundes- 
republik Deutschland und der Nicht-Anerkennung der DDR, halt gemacht 
wurde." 

Im unmittelbmn Anschluß an Chnistschows Berlin-Ultimatum kam der 
~Globke-Plan«'2 den Fordeningen der Sowjetunion weil entgegen: Für 
Gesamt-Berlin war der Status einer entmilitarisierten Freien Stadt unter 
Aufsicht der UNO vorgesehen; die beiden deutschen Staaten sollten sich - 
ausgehend vom territorialen swtus quo - gegenseitig anerkennen und in- 
nerhalb eines halben Jahres volle diplomatische Beziehungen aufnehmen. 
Nach Ablauf von fünf Jahren sollten sowohl in der Bundesrepublik als auch 
in der DDR Volksabstimmungen iiber die Wiedemereinigung smttfinden. 
Deutschland werde rwiedervereinigt. wenn sich sowohl in der Bundesre- 
publik Deutschland wie in der Deutschen Demokratischen Republik die 
hlehrheit der Abstimmenden fur die Wiedervereinigung ausspricht. Wird 
diese hlehrheit in einem der beiden Smten  nicht erreicht, so bleiben sie 
getrennte souveräne S t ~ t e n . a "  Im ersten Fall würde Berlin Ilsupütadt wer- 
den. im zweiten FdI sollten die Berliner mehrheitlich entscheiden können. 
ob sie Freie Stadt bleiben wollten oder sich einem der beiden deutschen 
Staaten anschliekn würden. Damit entschied das souverine Volk. wenn 

- ~ ~ p  ~ - ~p 

10 Vgl. GOTT0 u a  (ziL h . 7 )  S.214ff. 
I I Sie bildctcn d i e  rcchtlichrn und politiwhen Pfeiler dcr Ikuuchiandpolitik der siebziger 

lahrce. w Chrirtian IiAO<E: .Die Deutwhlandpolitik dcr Bundcsrcpublik Dcutwh1and.i. in: 
\ V m  ~TIDE.\CT,LCI und Ilanmui ZL\lhlER\Wh?i ille.). Deuirrhlond-IDndbuch. Eim 

, . 
12 Tcrt der beiden ~ntißrle in ~IORSEY/REF~LN (zil Anm7) S.202-209. 
13 hIORSEY/REPuEN (ziL Anm.7) S.202 (mtc Fassung Anfang 1959). 
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auch getrennt in zwei Staaten, über die Wedervereinigung in IVahrnehmung 
seines Rechtes auf Selbstbes~immung.'~ 

Der nBurgfriedensplanu vom Juni und das zStillhalteabkommenut5 vom 
November 1962 standen bereits im Zeichen des hlauerbaus. Für einen 
Zeitraum von zehn Jahren sollte die Deutsche Frage aus der Weltpolitik 
henusgehalien werden. ein Vorschlag, der jeweils der sowjetischen wie der 
amerikanischen Seite unterbreitet wurde. Auf diese Weise sollten, unbelastet 
vom de~tschen Dauerproblem, internationale Bemühungen um Entspannung 
und Abrüstung ermöglicht werden, bis ein günstiger Zeitpunkt gekommen 
wäre, die Deuüche F n g e  erneut aufzurollen und gegebenenfalls der Wie- 
dervereinigung näher zu bringen. 

Allein die quantitative Häufung dieser Pläne belegt. wie sehr die Deucsch- 
landpolitk während der Berliner Doppelkrise von 1958 und 1961 unter 
Handlungszwang geraten war - eine Folge wiederholter und sich venchär- 
fender sowjetischer Pressionen, eine Folge aber auch notwendig gewordener 
Anpassung an a m e r i h i s c h e  Entspannungs- und Ab~s tungsbemühungen .~~  
Zugleich gingen diese Pläne an äußerste Grenzen, indem sie sakrosankte, 
aber eben auch rechtswtlich und monlisch wohl begründete Gnindsätze 
wie den Alleinvetretungsanspnich der Bundesrepublik und die Nichuner- 
kennung der DDR aufgaben. Entscheidungen, die zu diesem Zeirpunkt wohl 
schwerlich innenpolitisch und innerparteilich durchzusetzen gewesen wären. 
Aber war es schon höchst fraglich. ob  die Deutsche F n g e  als Element 
des Kalten Kneges überhaupt aus den sich verhänenden internationalen 
Beziehungen herausgehalten werden könnte - neben Kuba 1962 war es  
eben Berlin. das eine an den Rand des atomaren Kneges führende iveltkrise 
venirsacht hatte -, so schien es  doch illusorisch. daD sich die Sowjetunion 
und ihre Vasallen in Ost-Berlin jemals auf eine Abstimmung der unter 
ihrer HernchaTt lebenden Deutschen über die W~edervereinigung einlassen 
würden: Der Ausgang einer solchen Abstimmung W- ziemlich gewiß! 
Schon die spmnghaft steigenden Zahlen jener, die seit Herbst 1959 hlonat 
für Monat die DDR durch die noch offene Tür Berlin ~e r l i eßen , '~  zeigte, 
wie das Ergebnis gelautet hätte: hlachtverlust für die Sowjetunion und 
Untergang des SED-Regimes. Darüber hinaus bestanden alle Pläne darauf, 

14 Urnfamde Beurteilung des Globkc-Plm. bei G07W u.a (zir Anm7) S.224 ff. 
sowie bei BUCIIIIEl%l (ziL Anm.9) S. 100-102. 

15  t t i c m i c m c u t ~ ~ ~ ~  u a  (zit. ~ n m 7 )  s.??s(c. und BUCIIIIEISI (ZIL A1un.9)~. 102- 
IN. Zii Rrchi uird in kiden Aml,un Jcr &<mcnh,mg zuiuhcn mb\tsnri;h-Lhungu und 
&lobke-Plan. Mon!. 

16 Siehe die kornpmiivc Bcuneilung dieser P m  ki Werner LINK, ~Neumröße in der 
Deutschljndpoliiik 1961-1973r. in: FiSCHER (zii. Anrn.5) 5.3241, hierS.33. 

17 Im Jahre I959 hncn 143000. 19M) 199WO und allein im April 1961 30WO Flüchilingc 
die DDR via Bcrlin vcrlarra vgl. H r r m ~ n  WEDER. Die DDR 1945-1986 (Gmndriß der 
Geschichie. 86.20). hliinchm 1988. S.53. 
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daß den Deutschen in der DDR erheblich mehr Freiheitsrechte zugestanden 
würden, kurz - ein gmndlegender Wandel der Verhiltnisse in der DDR 
blieb die Gmndvoraussetzung. in keinem Fall wurde jedoch, wenn auch 
rechtlich und m o d i s c h  erneut durchaus verständlich. die dort bestehende 
Lage akzep~ien. '~ 

Der eigentliche Schritt hin zur Konzipiemng der späteren Ostpolitik be- 
simd aber gerade in der tatsichlichen Akzeptanz dieser Situation, dristisch 
vor Augen gefuhrt durch den Bau der Berliner hlauer. dem trotz aller 
Unmenschlichkeit - zumindest aus östlicher Sicht - eine Logik innewohnte. 
Die Wiedervereinigung und jede darauf abzielende Politik schien jetzt nicht 
nur auf eine ferne Zukunft verschoben, sondern gänzlich aufgehoben zu 
sein. Kaum weniger deprimierend mußte die in der Öffentlichkeit unver- 
ständliche. gleichwohl realistische Hdtung der USA sein: Den s o g e n m -  
ten drei nEs~ent ia lsu '~  folgend, beschränkten sich die Amerikaner auf die 
Sichemng der Präsenz der Westmächte in West-Bedin. den Schutz des 
Zuganges donhin und die Freiheit der West-Berliner; ansonsten blieben 
alle weiteren deuüchlandpolirischen Interessen buchstäblich vor der hlauer 
liegen. Der tiefen Enttiiuschung vieler Deutscher über die amerikanische 
Schutzmacht schloß sich die Auffassung an. die eigene Deutschlandpolitik 
habe durch Immobilismus und Inflexibliiät vemgt.  ein Eindmck, den die 
von der Sache her notwendige, auf höchste Regiemngskreise beschränkte 
Arkan-Diplomatie Adenauen zwangsllufig hervorrufen mußte.~obwohl dies 
keineswegs den Tatsachen entsprach. \Vilhelm G. Grewe hat auf diese 
psychologische Rezeption der Adenauenchen Dcutschlandpolitik der in 
den nichsten Jahren entscheidendes politisches Gewicht zuwachsen sollte, 
hingewiesen: nhlan stößt hier auf eine gewisse Antinomie der Adenau- 
erschen Deuüchlandpolitik. die im h u f e  der Jahre immer schwerer zu 
verkraften war. nimlich auf die Diskrepanz zwischen der Flexibilität und 
der taktischen Anpassungsfihigkeit des pragmatischen Politiken Adenauer 
und seiner verbal konsequent aufrechterhaltenen Politik eines deutschland- 
politischen hlaximalprognmms mit freien Wahlen, Nichtanerkennung der 

I8 Dcr rov;joiche Smdpunkt in dieser lliichr kommt in dem Brief hliniricrpr&ident 
B u l g a n h  an BunderWcr Adenauer vom 18.hl%z 1957 unmillvmiändlich zum Aurdruck: 
rWr bedauern xhr. daß er die Rcgiming der Bundesrtpblik Deuschland auch weiterhin 
nicht für möglich erachtet. zu einer realirtiKhm und vonmcilrfreicn EirüEh3mmg der Lagc 
zu gelangen. die dadurch entrwnden isL d J  nun k i u  mehr ais s i e h  Jahre zwei wuveräne 
deuuchc Suaicn ciistim. von denen jeder x inc  eigene Vcrlurung. xin ParLuncnl und seine 
Regierung h r  Er in leicht cuiruxhm. daß die deutwhe üemointiwhe Republik nicM gmeipi 
irr, sich mit einer Ausdehnung der in dn Bvndcsrcpublik D e u u h h d  herrschden Ordnung 
auf ihr Smtsgebiei einverswnden zu erl lärni.  knn auch die Rcgimng dn Bundcrrcpublik 
Deurwhland c r k u  jz diß sie nicht dvnit cinverstuidrn rci. diß dic in der Deuüchcn 
Dcmol;raiiwhem Rcpublik beruhenden gercllwhf~lichen \'aWduiisse auf die Bunderrepublil 
übemagen w e v h r :  ADENAüER (Erinnerungen 1953.1939. zit Anm 8) S.358 1. 

19 Vgl. BUCHItElhl (zir. A m .  9) S. 107. 
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DDR. Verknüpfung von europ9ischer Sicherheit und \Viedewereinigung, 
Aufschub der Grenzregelung bis zum Abschluß eines Friedensvertrages 
mit einer gesamtdeutschen Regiemng. Diese Diskrepanz beeinträchtigte in 
einem gewissen Umfang die Glaubwürdigkeit seiner Deutschlandpolitik in 
den Augen einer Bevölkemng. die sich in bezug auf die hlöglichkeiten einer 
Wiedervereinigung immer noch Illusionen machte.um 

Es entbehrte daher nicht der politischen - und wie wir aus heutiger 
Rückschau fertstellen miissen - der historischen Konsequenz, &U sich 
gerade in Berlin. in der von tagtäglicher Abschnümng bedrohten Stadt. die 
Konzipiemng und Ausformuliemng jener Politik entwickeln sollte. die man 
spiiter mit dem vereinfachenden Etikett Ostpolitik versehen hat.2' Hier wurde 
zwischen Sommer 1961 und Sommer 1963 jener entscheidende Schritt zur 
Anerkennung des Status quo vollzogen, der sich seit 1935 in Deutschland 
herausgebildet und eben erst seine schmerzvollste Auspdgung erfahren 
hatte. Die Erkenntnis der G ~ p p e  um den Regierenden Bürgermeister Brand1 
bestand darin, daß >die Politik des alles oder nichtsu chancenlos war. 
*Entweder freie Wahlen oder gar nicht. entweder gesamtdeutsche Entschei- 
dungsfreiheit oder ein hartes Nein, entweder Wahlen als erster Schritt oder 
Ablehnung. d s  alles i n  nicht nur hoffnungslos antiquien und unwirklich. 
sondern in einer Strategie des Friedens auch  sinnlos^,^^ stellte Egon Bahr 
in seiner berühmten Rede vor der Evangelischen Akademie in Tutzing m 
15. Juli 1963 fest. 

Die Übenvindung des Status quo lasse sich nur &durch erzielen, &U die- 
ser zunächst hingenommen werde. Das bedeute die vorbehaltlose Akzep 
tiemng der deutschlmdpolitischen Lage in der iniernationalen Politik als 
Vonursetzung und Grundlage Tür eine weiierfuhrende Ostpolitik. *Heute ist 
klar. daß die li'iedervereinigung nicht ein einmaliger Akt ist. ... sondern 
ein ProzeU mit vielen Schritten und Stationen.* D a  bedinge aber auch 
eine Relativierung des bestehenden Nicht-Anerkennungs-Dogmas. das bis- 
her jede pnktische Deutschlandpolitik gegenüber dem Regime Ulbrichts 
unmtiglich gemacht habe. *Niemand von uns erkennt da Ulbricht-Regime 
an*, aber munterhalb der juristischen Anerkennung. unterhalb der bestätigten 

20 A u  dcm Korrelcral von G i E W  in SCIIWARZ (Rhöndodcr Gespräche. 8 6 2 .  UL 
Anm.7) S.41-51. hier S.461. 

21 Die nach wie vor beste und zugleich qucllmgrränigsie UnVnuchung z u  Berliner Initi- 
alphax der sp5lercn Osrpalitik summ1 von Dicihelrn PRO= *Die Anfdngc der Drmdwhm 
Osplitik in Berlin 1961-1963.. in. Wolfgmg BENZ und Homann G U \ U .  (Ilg.): Asprlre 
Jeurscher AuJhpolirik im 20Johrhumierr. SNngm 1976. S.249-286. Zum gnindlcgmdm 
Wechscl in dm außenpolitischen Zielxtaingcn der SPD. der ebenfalls mit dem Namen Goder- 
k r g  vcrknUph ist. sichc Beauix W. BOUVIER. Zwischen Gdrrb<rt und CroJ#r Koalirion. Der 
Weg der SPD in die Regierungweranwonung. Dom 1990, i n r b c m h  S.46 11. 

22 AMmck der Re& ki Boris LIEiSSATR (Ilg.). Dir deurrde Orrpolirik 1961.1970. 
Konrinuiidr und IVandel. Köln 1970. S.4548. 



Deutschlandpolitische Neuansitze der 60er Jahre 23 

Legitimität dieses Zwangsregimesu müßte es möglich sein. die Aufiockemng 
der ~ r e n k n  und der hlauer zumindest teilweise zu venuirkiichen: *Das ist 
eine Politik, die man auf die Formel bringen könnte: IVandel durch An- 
n;ihemn'g~.~ Nicht mehr die Transformiemng der Verhältnisse im anderen 
deutschen S m t  wurde im Konzept dieser Politik als Gmndvonussetzung 
betrachtet, wie nach wie vor von Bonn gefordert. sondern die Zusammen- 
arbeit mit dem S t v t  der SED - mit dem Nahziel konkreter Erleichtemngen 
für die dort lebenden hlenschen und dem Fernziel der IViedewereinigung. 
Die dieser Politik zugmndeliegende hlotivation und Zielsetzung deckte 
sich dabei mit Adenauers innenter Intention. ndaD das \Vichtigste eine 
Erleichtemng des Loses der hlenschen in der ZoneuU sei. 

Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang gleichfalls. dd.3 man auch in 
Teilen der FDP zu ähnlich gelagerten Konzeptionen gelangte. \Volfgang 
Schollwer entwickelte dort von 1962 m bis 1967 eine Politik der Ver- 
klammemng beider deutscher Smten, wobei die Fortexistenz der DDR 
zu akzeptieren sei und der Alleinvenretungsanspmch aufgegeben werden 
müsse; es bestehe die *Aufgabe, eine Deutschlandpolitik zu formulieren. 
die zu einer Entknmpfung der Beziehungen zwischen der BRD und der 
DDR führen k m  und damit zugleich eine Anpassung der DDR an die 
Demohtisiemngstendenzen im übrigen kommunistischen Europa möglich 
machteu. 

Der Nachsatz ist bemerkenswert. Dem auch dem Konzept der späteren 
Ostpolitik lag die A ~ a h m e  zugrunde. &O die bestehenden politischen, 
winschaftlichen und sozialen Zusf3nde in den Ostblockstvten irgendwann 
einmal aufbrechen wurden und die dort bestehenden Regime den Forde- 
mngen nach freien Wahlen, hlenschen- und IIürgerrechten. freier hlarkt- 
whschait und anderem mehr nachgeben müßien. Auch hier bestand eine 
unübenehbxe Affinitit zu jener von Adenauer immer wieder geiußenen 
Gmndauffassung, daD das hlißverhälinis zwischen forcierter Rüstungs- und 
vernachlässigter Konsumgüterindustrie in der Sowjetunion auch einmal ihren 
poliiischen Handlungsspielnum einschrinken, wenn nicht gar zu knsenhaf- 
ien Entwicklungen im Ostblock insgesamt fiihren könne. Inwieweit eine 
demokratische, wirtschaftlich prosperierende Bundesrepublik auf die DDR 
und die übrigen osteuropäischen Stuten eine hlagnetwirkung entfalle, bliebe 
dann ab~uwarten?~ 

U EBCVDk 
2.1 ADEXAUER (En'memngcn 1955.1959, zit . '~nm. 8 )  S.379. 
25 Tcrt des sogcnuuilcn Schollwer-Papicrs in DL\ZPLUIVRODER (zii. Anm3)  S. 208- 

217. hicrS.214: vgL dazu auch LLVK (UL Anm 16) S.351. 
26 Vgl. h i m  a w h  SCHWARZ (Rhündorler Gcsprächc, Bd.2. Ui. Anm 7) S.ZM.. dn die= 

Enuamg als nKrimihconc. A d m u m  klrichnct. 
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Bereits ein halbes Jahr nach der Tutzinger Rede Bahrs ergab sich aus zwei 
Gründen die Chance. die neue Konzeption dieser Politik erstmals pnktisch 
umzusetzen. Offensichtlich um ihr international stark mponie r i e s  Ansehen 
aufzubessern, schlug die SED-Fihmng im Dezember 1963 dem Berliner 
Senat die Aufnahme von Passierscheinverhandlungen vor. Das rarche Zu- 
standekommen eines Abkommens, das 1 2  hlillionen \Vestberlinem den \Veg 
durch die Mauer öffnete - IVeihnachten stand bevor -. zeigte, daß konkre- 
te Vereinbmngen mit der östlichen Seite möglich. wenngleich ungemein 
schwierig waren. An den Berliner Passiencheinverhandlungen envies sich, 
wie chankteristisch es Tür die zukünftige Ost- und Deutschlandpolitik 
bleiben sollte. daß die eigentliche politische Problematik immer wieder in 
formaijuristischen. völkerrechtlichen Fngen steckte. Nach den hlethoden 
der klassischen Diplomatie behalf man sich dabei mit sogenannten agrce- 
to-di~agree-Klauseln.~~ SO wurde über das Passierscheinabkommen selbst 
nur ein Verhandlungsprotokoll unterzeichnet, jedoch kein Venrag geschlos- 
sen. während die eigentlichen Regelungen in einem nicht-unteneichneten 
Anhang aufgefiuhrt wurden. Termini wie »Ost-Berlinu oder »Hauptstadt 
der DDR« wurden irn Alternat verwendet. Um die unumgängliche Prä- 
senz von Ostberliner Beamten fiir die Bearbeitung von Antngsformularen 
der Westberliner zu ermöglichen, einigte man sich auf Postbeamte. Zwar 
machte 0 s t - ~ e r l i n  geltend, da8 seine Beamten konsularische und damit 
hoheitsrechtliche Befugnisse eines souveränen S w t e s  ausübten. doch nach 
internationalem Verständnis handelte es sich um reines Venvaltungspersonal 
ohne jede politische Funktion. Aufgmnd dessen kam es zu einem skurrilen 
Verfahren: Damit die Ostberliner Postbeamten mtsiichlich keine Hoheitsakte 
auf IVestberliner Tenitorium vollzogen. wurden sie am Abend nach Ost- 
Berlin zurückgebracht, um don ober Nacht die Anträge zu beubeiten. Am 
nichsten hlorgen nahmen sie dann wieder in West-Berlin ihre Arbeit auf. 

Nur ein Jahr nach der Kubn-Krise. als der Kalte Krieg beinahe in einen 
h e i k n  umgeschlagen wire, bedeutete das Berliner Passierscheinabkommen 
eine kleine Sensation. Zugleich verblieb es unterhalb der beiiirchteten de- 
facto-Anerkennung des Ulbricht-Regimes; es entging jener Gefahr, die für 
die Ost- und Deutschlandpolitik immer bestanden hat und der sie in den 
Jahren vor dem Zusammenbruch der DDR zunehmend nachzugeben schien. 
Zudem hatte Brandt in Berlin die Chance erhöhter politischer Aktionsfrei- 
heit nutzen können, zumal die Passierscheinverhandlungen in Bonn in die 
Regiemngsbildung Erhards nach vierzehnjähriger Kanzlenchaft Adenauers 
Fielen. Bis 1966 sollten sich die Passierscheinabkommen als Experimentier- 
feld zukünftiger Ostpolitik erweisen und dem Regierenden Bürgermeister 
zugleich einen für später wichtigen Popularit5tsgewinn erbringen. 

27 Vgl. PROWE (ziL Anm. 21) S. 279 ff. 
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Nicht in der Deutschlandpoliiik. wohl aber in der Osipolitik zeigte auch 
die neue Regiemng Erhard H e ~ i b i l i I i t . ~ ~  W w n d  die Westpolitik Bonns in 
der Auseimdersetzung um deren gmndsätzliche Ausrichtung auf IVshing- 
ton oder Paris zwischen ~Atlaniikernu und ~Gaullistenu in und zwischen 
den Parteien oszillierte. war ihre Deutschlandpolitik kompromißlos. Die 
Existenz der DDR wurde weiterhin offiziell nicht zur Kenntnis genommen, 
während man durch den systematisch vorgenommenen Abschluß von ){an- 
delsvenriigen mit den übrigen Ostblocksmten zwischen 1963 und 1967 
den anderen deutschen S m t  gleichsam auszuhebeln suchte.z9 Vom \Yen 
stabiler politischer und winschafilicher Beziehungen mit Bonn überzeugt. 
sollten sie ihren Einfluß auf den sozialistischen Bmdersmt DDR geltend 
machen, dunit  dieser einen verst5ndigungsbereiteren deutschlandpolitischen 
Kurs nehme. Zwischen der in dieser Weise konzipierten und praktizier: 
ten Deutschland- und der Ostpoliiik bestand gleichsam nur ein negativer 
Zusammenhang; die unerlä0liche Kongruenz und Konformität zwischen 
beiden Bezügen war nicht gegeben. Zudem blieb ungewiß. ob  die kleineren 
Ostblocksmten überhaupt den N'illen und genügend Gewicht besZkn, auf 
die DDR einzuwirken, ganz abgesehen vom permanent drohenden sowjeti- 
schen E i n s p ~ c h . ~  Während die DDR auf völkerrechtliche A n e r k e ~ u n g  und 
damit auf den Ausbmch aus der intemtionalen Isolation zielte, suchte die 
Bundesregiemng eben dies zu verhindern, und provozierte Ostberlin dadurch 
fast zaangsl8ufig zur gegenteiligen Reaktion: Um die Entwicklung von 
freundschaftlichen. profiiablen Beziehungen zwischen den sozialistischen 
Siyten  und Bonn zu verhindern. schloß die SED-Fuhmng ihrerseits bilare- 
rale. intrasystemm Bündnisvenräge. womit sie ihre Position im Ostblock 
konsolidieren konnte." 

28 Vgl. die p r ä p i e  Einrchärrung der Deutschland- und Orrpoliiik des Kabimctu Er- 
hard bei BUClIIIEI.\I (ziL'Anm.9) S. 114116; urnfasrmd h imu  Klau IIILDEBRAND, Ibn 
Erbrd  :ur Grojlcn Kwliiion (Gcrchichu der 8underrepublik Deutschland. 864). Smagan 
und Werbadcn 1981. zu den auhpolitirchen RichtungrLämpfen zwischen ~ A i h l k m r  und 
&aullisuna cboifatls IIILDEDRAND. >Der pmvirorixhe S t a t  und du Ewige Frankreich - 
Die deutsch-fr~riwhrn Beziehungen 1963-1969.. in: Ihr-Pcur SCllWARZ (Hg.). Die 
&ursch-/ron.-ösirchen De:ihungen 1958 bis 1969 (Rhandorler Cesprächc, Bd.7). Bonn 1985. 
s.62-81, p3srim , 

29 Diew ldec war h i u  im Jahre 1957 mogm wordni; vgL SClWARZ (Rhöndorler 
Gespräche, Bd.2, zir Anm.7) 5.31: du eni.cÜt mglcich, aufwelch sukzessive Weise Elemenfe 
der späteren Ostpoliuk heaurgcbildn uurdrn. um sp;itcr vmvirklicht zu werden 

30 So die treffende Beuncilung von HACKE (zit. Anm 11) 5.540. 
31 Am wichiigesim in dieser Hinsicht ist der *\'ermag Ober Freundwhait. gcgcnuiugm 

Bckmd und Zurammmarbcita zwischen der UdSSR und der DDR vom 12.luni 19W. hienu 
die kztichnmde hicrmetalion in dm offiiicllen Dyriellune der DDR-AuCenailiiik durch die 
SED in: Geschichte d c ~ ~ u ~ c n p o l i f i k d c r ~ ~ ~ . ~ b r @ .  8criin-(Osi) 19%. S. 192-196; siehe auch 
S. 196203 L i k  den ~Beirrag dcr DDR zur Fcsiigung der sozialistischen Ccmeinrchaft.. 



Fihne  die Deutxhluidpolitik Erhards somit eher zum gegenteiligen 
Effekt. s o  blieb sie auf ostpolitischem Feld weiter innovativ: hlit der 
Friedensnote vom 25. h l 5 n  1966 wiederholte sie den bereiu 1954 aus- 
gesprochenen Verzicht auf Gewalt zur Lösung der Deutschen Frage und 
bot an, entsprechende Abkommen auch mit den Ostblockstaaten auszuou- 
s ~ h e n . " ~  Auch wenn die Glaubwürdigkeit dieses Angebots durch die bewußte 
Ausspmng der DDR in Osteuropa in Zweifel gezogen werden mußte. 
vor dem tiintergmnd des nach wie vor ausstehenden Friedensvenrages 
waren die Hegemonialmacht Sowjetunion und die übrigen osteuropäischen 
Stuten  daran inieressieri, den Sotus  quo einschließlich aller Grenzfragen 
und völkerrechtlicher Probleme s o  weit wie möglich fesizuschreiben. Nicht 
umsonst sollren sich die wiederholten Vorschläge der G r o k n  Koalition zum 
Gewaltverrichtsausousch mit der Sowjetunion a b  1967 nur drei Jahre später 
als archimedischer Hebel erweisen. um die Ostpolitik in Gang zu bringen 
und die übrigen Oslblockstuten. besonders aber die DDR, unter politischen 
Zugzwang zu setzen." 

Der Übergang zur eigentlichen Ostpolitik wurde schließlich durch die 
G r o k  Koalition eingeleitet. Obwohl es  in den Koalitionspmeien. vor allem 
in der Union, beträchtliche Resistenzktiifte gab, stimmte eine hlehsheit doch 
in dem Ziel überein. die Ost- und Deutschlandpolitik aus ihrcr Ersiurung 
lösen zu wollen. n\Vir wollen entkrampfen und nicht verhänen, Gräben 
iiberwinden und nicht venierenuu, s o  lautete der Schlüsselsatz in der 
Regiemngserkläning vom 13. Dezember 1966. >Das Zusammenwachsen der 
getrennten Teile Deutschlandsu könne man nur neingebettet sehena, fühne 
Bundeskanzler Kiesinger in seiner Rede zum nTag der deutschen Einheit. 
am 17. Juni 1967 aus. nin den Prozeß der Ubewindung des Ost-West- 
Konflikts in Europau. D m m  habe sich die Große Koalition entschlossen, 
gegenüber der Sowjetunion, den Ostblockstmten und der DDR eine flexible 
Politik zu verfolgen. Nach wie vor könnten alle europäischen Staaten nicht 
auf eine .umfassende Friedensordnung verzichten, in der die bestehende 
politische Spaltung und damit die Teilung Deutschlands übenvunden wer- 
de?J hZit dieser neuen. ostpolitischen Beweglichkeit übernahm die GroDe 
Koalition die deu~schlandpolitische Initiative. Erstmals nahm ein deutscher 
Bundeskanzler mit Spitzenvenretem des SED-Stmtes einen Briefwechsel 

32 D x u  umfassend IiAFESWRN (iii. Anm7) S. t82& 
33 Tatsächlich mnni rawh nach \'errcndungdn FriedenrnoicersuScmdieningcnübnrim 

Gewaiwcnicht mit der Sowjnunicm ein: vgl. HIAmVWRN (zit. Anm.7) S.29111. 
34 Auszßge der Erklärung in htElSSSER (zit. Anm.22) S. 161-163. hier S. 163. Zu Politik 

der G m k n  Kmlitim jnn imgcramt Rcinhvd SCH%IOECKEL und Bruno KAISER. Die 
irrgrnene R#gierung. Die gr& Kml i~ ion  1966 bis 1969 u d  ihre longfris~igen IIMungcn. 
B m  1991: zur Ort- und ücuwhlandpctitik S. 141 fi. 

35 Aruriige der Rede e b .  5.205-208. 
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auf und schlug konkrete Entspmnungsmdnahmen für dir Verhältnis beider 
deutscher Stvten vor; D3s.nun enünals gemachte Donner Zugestindnis 
von Regierungsverhmdlungen auf höchster Ebene schlug Ost-Berlin jedoch. 
übeinscht und vemnsichert, aus. ,. .: . .  - . .  , .  . , .  , , , , .  

Schon im Januar 1967 i hingegen wurde & .  Donner Angebot an die 
osteuropäischen Staaten, offizielle diplomatische Beziehungen aufzunehmen, 
von Rumänien wahrgenommen. Damit wurde nicht nur von bundesdeutscher 
Seite aus erstmals die llallstein-DoktrinM durchbrochen: auch auf östlicher 
Seite verletzte Rumänien die Konvcntionen, indem es sich über die Ab- 
michung hinwegsetzte, keine Beziehungen mit Bonn aufzunehmen. Auch 
Ulbricht besd  seine flallstein-Doktrin!" Daß Jugoslawien ein Jahr sp3ter 
ebenfalls offizielle Beziehungen mitder Bundesrepublik wiedenurnahm, 
nachdemdiese von DOM zehn Jahre zuvor abgebrahen worden waren, 
weil Smtschef Tiio die DDR anerkannt haiie. mußte in der SED-Ftihning 
Bestürzung hervonufen. Doch von entscheidender Tragweite sollten sich die 
mehrfachen Versuche der Großen Koalition erweisen. über ein Gewaltver- 
zichtsabkommen mit der Sowjetunion Fonschriite im Vehiltnis zum Osten 
zu erzielen. Auch hier zeigt sich wieder die geradezu prozeßhalte Kontinuitit 
einer politischen Initiriive, die; ausgehend von bereiu Ende der 50er Jahre 
angestellten Erwägungen. vom Kabinett Erhard wiedenufgenommen und 
von der Großen Koalition fortgesetzt wurde. um schließlich unter der sozial- 
liberalen Regierung BrmdilCcheel zum Erfolg gefühn zu werden. D d  diese 
Bemühungen d a  Großen Koalition mit hioskau m einem Arrangement zu 
kommen. abgesehen von tiefgreifenden Meinungsverschiedenheiten. schlieK 
lich einen Monat vor der Niederschlagung des Pnger Frühlings im Juli 1968 

. . ,  scheiterten. war eine Konsequenz sui generis. . . . . . , . .  . . 

Seitdem hatte sich der V m i  an Gemeinsamkeiten in der Deutschlandpo- 
litik zwischen beiden Parteien und Kodiiionspartnern allerdings erschöpft. 
Als die SPD unter B m d t  auf dem SPD-Parteiug in Nümberg im hl;irL 1968 
von der 'Anerkennung bzw. Respektiemng der Öder-~eiße~inie '"  sprach. 
solange keine umfassende. europiische Friedensregelung existiere. war fiir 
die Union und die ihr nahestehenden Venriebenenverbände die G r e m  des 
Zumutbven iibenchriiten . . , - .  . . 

Als die Regierung der sozial-liberalen Koalition BrmdUScheel am 22. 
Oktober 1969 ihr Amt anmt, waren somit alle Elemente der neuen O s t p  

. , 
. .  . , .  , : .  , . .  , , .  ~ 

36 Zur Ilalbtcin-Dokuin und ihm s p 3 m  hfodifizinimg na Scheel-Doktrin rgl. BUCi1-' 
IIEL\f (zir Anm9) S. 126ft 

37 Zur Dmhwrrung dicra Politik auf der Tagung ;*r AuCmrninLtcr d a  Waischaucr-P&- 
Sikitcn in Wanchau vom 8. bis 10. F c h i  1967 m i c  auf d a  Karlrbidn Kmfcrmz dcr 
knmmunislirchni Parteien I*mpar vom 21. bis 26Ap1il &sseM Jahrcs rgl. 7 ~ ~ 1 ~ l < i ( l h  
A m  41 S. 47-49. 

38 tiiim nach BUCliiElM (zir I\rim9). dml Anrn.347. 
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litik vorhanden, verbunden mit dem Willen. diese umgehend umzusetzen. 
obgleich die dazu notwendige parlamenlxische Absichemng mit nur zwölf 
Stimmen hlehrheit iußerst knapp war und noch weiter schrumpfen sollte. 
Brandu Regieningserklhng machte deutlich, daß die innerste Zielsetzung 
der wenig spiter tats3chlich praktizienen Ostpolitik nach wie vor auf eine 
Lösung oder zumindest Regelung der Deutschen Fnge  ausgerichtet blieb. 
Aufgabe der praktischen Politik sei es. ndie Einheit der Nation &durch 
zu wahren, d<iß dris VerhYltnis zwischen den Teilen Deutschlands aus der 
gegenwänigen Verkrampfung gelöst werdeu. Ein »weiteres Auseinander- 
leben der deutschen Nation müsse verhindertu werden. e s  sei »über ein 
geregeltes Nebeneinander zu einem hliteinanderu zu kommen. Auch wenn 
,zwei S m t e n  in Deutschland existierten. so  seien sie f i r e i m d e r  doch 
nicht Auslandu. Unverändert hielt die Koalition aus SPD und FDP jedoch 
dann fest, diß e i n e  völkerrechtliche Anerkennung der DDR durch die 
Bundesregiemng* nicht in Bemcht käme?' 

\Viedemm setzte die neue Koditon an dem Punkt an. mit dem jede 
Ost- und deutschlandpolitische Initiaiive stehen oder fallen mußte - an 
der Sowjetunion. Erneut wurde von Bonn ein Gewdtverzichuabkommen 
vorgeschlagen. diesmd jedoch unter erheblich günstigeren internationalen 
Rahmenbedingungen. Nach der Durchsetzung der Breschnew-Doktrin in 
Prag war die Sowjetunion duyi interessiert, wieder aus ihrer interna- 
tionalen Isolation henuszukommen: aber auch die USA wünschten eine 
IViederaufnahme des Ost-West-Dialogs. Nach wie vor blieb es ein Hauptziel 
hloskius, sein im 11. Weltkrieg gewonnenes ost- und mitteleuropiisches 
Glacis zu sichern. Konnte mit der Sowjetunion ein entsprechender Vertng. 
zusammen mit wichtigen osieuropiischen Lhdern,  insbesondere Polen und 
derTschechoslowakei. geschlossen werden, konnte sich Ost-Berlin nicht 
mehr ausschließen - im Gegenteil! Unter sowjetischem Dmck stehend. der 
der Bonne1 Politik zusitzliche Wirkung verlieh, mußte sich das SED-Regime 
zu vertraglichen Regelungen bereit finden. hlit dem Abschluß des hloskauer 
Vennges am 12. August 197p. dessen Kern ein Gewaltve~ichtsabkommen 
dustellte. gerieten jetzt auch die übrigen Ostblocksmten - allen vorm - 
die DDR unter Handlungszwang. Jetzt befand sich das SED-Regime unter 
einem ähnlichen außenpolitischen Anpassungsdnick wie seinemit die Ade- 
nauer-Regiemng in ihrer Spitphze. zumaldie stereotype.' immer wieder 
vorgebrachte Fordemng der DDR. nach völkerrechilicher Anerkennung dem 
Gang der Entwicklung bereits hinterherlief. Die Sowjetunion wünschte eine . . , 

39 Z i rn  nach hlElSSSER (zit. Am.22) S.380383. Zur Deutwhland- und Orlpoliiik 
da Regiming Brandl/Scheel Chrisiian ILACKE. IVelrmachr wider willen. Die AuP<npolitik der 
Bundesrepublik D~ufsrhlond. SRirIgan 1988. S. 161 11. . , 
40 Vgl. D m o  ZUNDORF, D t  Ornerfrige. hlilnchm 1979. S.51 fi. ' ! 
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Festschreibung ihres europiischen Besitzstandes: dem konnte die DDR nicht 
im Wege stehen!' 

Beniis Anfang 1967 hatte die Reaktion der SED auf die modifizierte 
Dcutschlandpolitik der Großen Koalition erste, defensive Züge gezeigt. Sie 
setzte nun zunehmend auf Abwehr und innere Konsolidiemng. Der 1%- 
derspnich zwischen i~edeivercinigungsrhetoril< und raktischen Gegenmaß- 
nahmen wurde zusehends deutlich. Ihr bisher si31kstes propagandistisches 
Argument. daß dcr westdeutsche S m t  die DDR nicht einmal zur Kenntnis 
nehme und schon dadurch jede Lösung der Deutschen F n g e  behindere, 
w a ~  plötzlich enlfallen. Im Febmu 1967 n m i e  sie das ~Stmtssekrelanat 
Tür gesamtdeutsche Fngenu in ein solches Mr mwesidcutsche Fngenu um. 
schaffte im gleichen hlomt die seit 1913 bestehende einheitliche deutsche 
Smtsbürgmchdt ab und ruhrie eine eigene Smtsbürgerschaft ein. Zeitwei- 
se bezeichnete sie die SPD nur noch als SP, um den Namen Deutschland zu 
 erm meiden?^ Symptomatisch w u  gleichfalls, &ß die flenusbildung eines 
sozialistischcn Siaats- und Gcschichtsbewußtseins unter den Bürgern der 
DDR einer der Schwerpunkte des VII. Pmeiwges im April 1967 dmtell- 
te. Die Abwehr- und Immunisieningsfunktion eines solchen Bewußtseins 
erschien der Partci gegenüber dem westdeutschen Konkumcnrtrnt unerlSI3- 
lieh!' Jetzt erhielt die Fordemng mch völkerrechtlicher Anerkennung der 
DDR durch den Salz \Valter Ulbrichts. man könne eunter die Grenze der 
lonel len Anerkennung ... nicht hinuntergehenuu, kanonischen Charakter. 
Zudem disianziene sich die SED mit der im April I968 venbschicdeten 
zweiten Verfassung erstmals von einer einheitlichen deutschen Nation. In 
der modifizienen Verfassung b e k m t e  sie sich nur noch insoweit zur Einheit 
einer deutschen Nation. als die DDR im Artikel 1 mals sozialistischer S m t  
deutscher Nation. definiert wurde."3 

41 Zu d m  bis dahin immcr wieder p m p a g i m  Kmf2dmtiairplan wichtige Dokumcmc 
in JGrgm HOF&iA\'N (Ilg.), Es ging um Drwrdlnnd. IbrschlUge &r DDR :ur Kofl&icrniion 
2 u c h e n  beiden deurrrkn S r m m  1956 bjs 1967. Bnlin IWO. Die Kommenm summen 
allerdings von chcmaligrn DDR-IViwrikem dcmn die, H e n k  inhaltlich \rie ~minologi~h 

. . .  , , . , .  . . Mchi eclunm br ' ,, , ,  , '  . , : . . ,' , . . . , m t  . . . , , , . . .. 

7 4 i ~ g ~ j u r n u  Gotifricd ZIECER. Dir Ifolrung der SED d D D R  zur Einheil D~urrchlandr 
IPJ9~1P87, Köln 1988. S. 11Ofl . .  . . . , . I  . I . , , !. .,, . .  . . .  . , . . 

43 VgL h i e m  Nexiidcr FiSCllER imd Gm& liEYDE\lAhX. ~ ~ ~ i h i c h f & i r r ~ & r h o / i  
in der DDR. Bd.1: llisronrche Emicllung. Tko~icdi~kusrion und GrrrhichlIdirla&il, Dcrlin 
1988. S. I2 if. (Einleitung). ' , .. ' .  . , ,  . . .  . . 

. . . .  , .  , , , .  , , . ,  

41 Pmrololl der I'rrhndlungcn &s !'I/. Paneifogcs der Soriulinirrhri E i n k i r ~ ~ ~ f e i  
D r w s r h l a d .  Bdl.  S.61. . . .  , 

, .  , . . , , .  .: . 
45 Siehe hicnu Iledwig ROGCE\IAS?i, Dir DDR-l ' rq 'os~w~~n.  Einführung in &J Ver- 

fatrunssmdf d n  DDR. G d I i 1 g r n  und ncurrr Emicllung.  4 .  rnreitcne AUA. Bcrtin 1989. 
S. M if. . , . . , . . ,  
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Erstmals zeigte sich jedoch. d;iß diese Abgrenzungsschritte bei der DDR- 
Bevölkemng auf beträchtliches Ressentiment siießen. \Viederholt hatten 
die Bezirkssekretäre der  SED-Fghngsspitze zu berichten. daß mch wie 
vor *Tendenzen einer gesamtdeutschen ldeologier existent seien und die 
Meinung vorherrsche: *>Wir sind doch alles Deutsche, und es gibt nur 
ein deutsch land^^^. nBeeinflußt von der neuen Bonner Politik der kleinen 
Schritte*. wie es weiter hieß, +erhoffen viele Bürger vor allem Erleichte- 
rungen im Reiseverkehr nach N'estdeutschlande; das sei wichtiger als die 
v8lkerrechtliche Anerkennung der DDR?' Noch während der Regierungszeit 
der G m k n  Koalition hatte sich somit gezeigt. das die Deutschen in d e ~  
DDR die ostpolitischen Initiativen Bonns mit großer Aufmerksamkeit und 
Sympathie verfolgten. . , . , :  , , , .  . 

Die Reaktionen der DDR-BevBlkemng auf das deutsch-deutsche G i p  
feltreffen in Erfurt am 19. M&z 1970fühnen schließlich zu einer tiefen 
Vemnsichemng in der SED-Fühgsspitze. Bei der Ankunft \Villy Brandts 
in Erfun durchbrachen über 2000 Menschen die ~bs~emingslinien. skm- 
dienen seinen Namen und demonstrierten einer konsternienen Weltöffent- 
lichkeit. daß die Teilung Deutschlands für viele Bürger in der DDR kein 
auf immer unab3nderlicherZuswnd bedeute. Erneut mußtein zahlreichen 
internen Berichten der SED-Bezirksleitungen resignierend zugegeben wer- 
den. d30 bunter allen Schichten der Bev&lkemg Erscheinungen des nicht 
klmsenmXßigen Hemgehens bei der Bewertung des Erfuner G e s p r i i c h ~ d ~ ~ ~  

, ,. unübersehbar gewesen seien. ,. , , , . . 

Nur vierzehn Tage sp9ter behandelte die *AuOenpolitische Kommission 
der SEDu Ergebnisse und.Folgen des Erfuner Treffens und suchte ihre 
Strategie filr die zweite Begegnung in Kassel-auszuirbeiten. IViedenim 
wurde d a  ge f~ l i chs t e  Moment der neuen Bonner Ost- und Deutschland- 
politik fUr die DDR ain derGefahr des Eindringens des Nationalismus 
gesehen. Diese Analyse war für die SED-Fihng chnkteristisch. sachlich 
aber keineswegs zutreffend. Denn wie die Reaktionen eines großen Teils 
der DDR-Bevölkerung gezeigt hatten, waren nationale Empfindungen noch 
immer vorhanden und mußten nicht erst von außen eingebracht Werden. Dm 
doppelte Dilemma für dar SED-Regime bestmd vielmehr dain, M die 
Ost- und Deuischlandpolitik der Reg ie~ng  Bmdi/Scheel diese Gefuhle 
wachhielt und sogar verstärkte, zumal sie auf konkreie menschliche Er- 
leichteningen abzielte. die als solche auch von der überwiegenden' Mehrheit 

46 VgL Gtmyd N A U W  und Erkhxd TRuhiPLER. Der Flop mir der DDR.Nnrion. 
Dcrlii 1991.S.37. 

47 NAUhWh'NIIRÜMPLER iziL Anm.461 S. 145. .~ ~ ~~~ 

48 NAL~IANNI~ROMPLER (ur. ~nrn.46) S. 172. , 

49 Roll STEINiNGER: *Es rhhsi die Gefahr des Eindringm dcs Naiio~liirnw in die 
DDR.. in: Fraauner  Allgenuinr Lining vom 193.1980. 
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der DDR-Bevölkerung anerkannt wurden. und gleichzeitig der DDR besuitt. 
, , ein eigener deutscher Nationalstaat zu sein?0 ' ' : . , I  

Dadiber hinaus zwang sie die hlachthaber in Ost-Berlin auf intemtio- 
nder wiedeutschlandpolitischer Ebene zu einer Politik der Verhandlung 
und Verständigung. die deren eigentlichen Intentionen völlig zuwiderlief. 
Der immer wieder vorgenommene Rückgriff der SED auf eine Politik der 
Abgrenzung diskreditierte sie jedoch nicht nur bei der eigenen Bevölkening. 
sondern schrdigte auch ihr intemtiodes Renommee. Zudem konnte eine 
solche Politik auf lange Sicht-kein taugliches hlittel sein: Eine wirksame 
Abgrenzung lieB sich angesichts der.internationden Veflechtungen. in die 
auch die DDR einbezogen war und ja so verzweifelt sein wollte..weder 
auf außen- und aktuell politischer Ebene noch in ideologischer Hinsicht 
durchhalten. Als Frontsmt des Ostblocks verblieb der zweite deutsche Staat 
pemincnt im Aussuahlungsbereich westlicher hlassenmedien. Nicht in der 
Theorie des hlarxismus-ieninismus. sondern hier vollzog sich die Dialektik 
der A u n < l k ~ n g ! ~ ~  

In der Reirospektive lassen sich vier Entwicklungsetappen deutschland- 
politischer Neuansrtze in den 60er Jahren unterscheiden: 

1. Eine Vorphase zwischen 1958 und 1963, in der unter dem Eindnick. die 
Deutschlandpolitik der spten Ademuer-Kanzlerschaft könne Gefahr laufen. 
von der Politik der West-Alliierten abgekoppelt zu werden. erste, zum Teil 
sogar radikale Konzeptionen einer neuen Deutschlandpolitik entstehen, die 
keineswegs nur auf einer theoretischen Ebene stehenbleiben. 

2. Eine Übergangsphase wischen 1963 und 1966 zur Zeit des Kabinetts 
Erhard, die auf der einen Seite dadurch gekennzeichnet ist, d;iO Elemente 
der sprteren sogenannten Ostpolitik enunds aufgegriffen und angewendet 
werden. wegen innenpolitischer Resistenzkrifte und ungünstiger internatio- 
naler Rahmenbedinpngen jedoch meist scheitern. Gleichzeitig gelingt es 

50 Die wichtigrm Dokumatc und Vcrlauibamngm zu &nTrcilrn von Erlun und Karxl in: 
Zehn Jahre Dcuischlandpolirik. Die EmicWung der B~ciehungen mischen der Bunde~rcpubl;k 
Dcufschlßnd und der Deurschtn Demkratisrhrn Republik 1969-1979. Be"chic und Dokwnrn- 
raiion, Bonn 1980. 

51 Fiü die ost- und dcutxhlandpolitiwhm Iniihivcn d a  R c g i m g  B d ~ ! S c h c c l  uai es 
sich 'glhWich. daD die DDR auignind winrchalspolitiuhcr FehlcnUcheidungcn gcrade m 
d i c m  Zcitpunlt in t inn whvcren Wnschafts- und Vmorgungskrix sicckw; himu neue 
Dokumente bci G c M  NAUMAhH und EcLhvd TROhLPLER. Ibn Ulbnrhl :U I lonrckr. 
1970- <in Kriscnjahrder DDR. Bnlin 1990. Zu den Unachni siehe Andrt STELVU1: "Ablchi 
vom X&. Die viruchalupoliuxhen Enlvhcidvngcn 1967168 -Ausgangspunkt der iüirnp 
x s i c  1969/1U?.. io: Jochen CiERVY (Hg.). Brüche - Krisen - U'ndrpunkw. h'eub+'a#ung 
von DDR-Ceschichre, hip+. JCM, Bcriii 1990. S.247-213. D d  dicw ökonomkhc Krise 
in dcr DDR und das Bcrvcbcn nach vmch;inicr Abgrenuing nekn anderen Grllndoi zur 
Ablorung üibrichu durch lloncckcr TWuu. gchi auch aus den Dokumam hervor. die P m  
PRZYBYLSKI vnölfcndicbu: Taiorr Dcwrch&nd. Die Abc I lomckr ,  2Auti. Bcrlin 1991. 
5.101 11. 
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in Berlin, das neue Konzept, wenngleich lokal und zeitlich beschrankt. aber 
doch an einer weltpolitisch hochbrisanten Stelle, während der Passierschein- 
verhandlungen praktisch und erfolgreich zu erproben. 

3. E i e  Einleiiungsphase ab Ende 1966. als die Große Koalition in 
konzeptueller wie praktischer Hinsicht wichtige Vorarbeiten und -1eistungen 
erbringt. 

4. Diese Einleitungsphase führt seit Ende 1969 zur eigentlichen Prakrizie- 
rung der Ost- und Deutschlandpolirik durch die Regiemng Brandficheel. 
basierend auf der faktischen. jedoch nicht völkerrechtlich gültigen Ak- 
zeptanz der seit Kriegsende 1945 eingetretenen Lage in Deutschland und 
Europa. 



Die deutschlandpolitischen ~onzeptionen von . 
CDU und CSU in der Oppositionszeit (1969-1982). 

Von Christian Hacke 

Die folgenden Ausführungen. mit denen ich auf crühere Arbeiten über die 
Osi- und Deufschlandpolitik aus der Sicht der CDUICSU von 1969 bis 1975 
zurückkomme. sollen als Skizze und nicht als geschlossene Abhandlung 
versimden werden.' Vorab sei in iiinf Punkten konstatiert, was ich bei der 
Betrachiung dieser Periode methodisch als wichtig ansehe. 

1. hlir scheint, &ß das, was mein Kollege \\'oI'olTram Hmrieder PS »com- 
patibility and consensusr, also als Vereinbarkeits- und Zustimmungsproblem 
bezeichnet hat. von Bedeutung ist:z Zur Analyse der Außenpolitik gehört die 
Frage, inwieweit diese kompatibel ist mit dem, was außenpoliiisch vor sich 
geht, und zum zweiten. daß Außenpolitik nur so erfolgreich sein kann. wie 
sie bei der eigenen Bevölkemng, also innenpolitisch, Zustimmung findet. Ich 
möchte noch eine dritte Leitlinie hinzufügen, die den deufschen Hintergrund 
verdeutlicht. unser spezifisches Paneiensystem reflektiert: Die koalitionspo- 
litische Geschlossenheit der Bundesregiemng ist fur die Formuiiemng und 
Durchsetzung von Außenpoliiik notwendig, ja geradezu zwingend. 

2. Ausgehend vom auknpolitischen Realismus Hans hlorgenthaus und 
seiner For~entwicklung in der hlünchner Schule von Karl-Gottfried Kinder- 
mann. dem ich mich auch verpflichtet fühle, halte ich es für unerlißlich, 
vorab eine realistische Konstellaiionsanalyse der innenpolitischen und inter- 
nationalen Lage in Umrissen anzudeuten! 

3, Beachtung verdient besonders dzs Spmungsverhältnis zwischen Au- 
' 

ßenpolitik und parlamentarischer Opposition. das prinzipiell - und speziell in 

* h x v k i u i e  Fsrung cinci Vomgcr. dcn ich am 26Juni 1992 anlullich cincr Tapng 
des Archivs [ur Chrisdich-Dcmokatiwhc Poliiik ibcr .Die ücutwhluidprl;i:k &r Uniompmi. 
cn rm BI@ dn secbigrr Jzhrhrc bis zur Wicdcnncini~ung- in der Kd-Admucr-StifIung 
gehalten hxk.  

I Chririian IIACKE. D k  Ost- und Deuischlnndpolirik I r  CDUICSU. IVcge und Irrwege 
der Opposition sei1 1969. Köln 1975. 

2 Wolfram iiAhUiEDER. *Ccmpaiibiliiy and Consensus: A Roporal for h c  Conccpual 
L'ikagc of Exwnal and humal Dimensions of Forcign Policyx. in: Ameriron Poliricol S r i e m  
Review Val. LXI. No. 4 (Dezember 1967). 

3 Hms hlORGE\TklAU, dlochl und Frieden. Crundlcgung einer Theorie der intemorio- 
m l t n  Polirik. Güunloh 1963; Gonfrid-Karl KLXDER\I&W. Grundekmrmr der W'Plrpolirik. 
Einr Einführung. hfiinchen 1990. 
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der Bundesrepublik Deutschland - ein vemchl9ssigtes Thema der Politik- 
wissenschit ist. Seit 1975 ist das Thema rpwlamentxische Opposition und 
Auknpolitiku von der Politikwissenschft nur sehr zögerlich aufgegriffen 

. . worden. . .,. : . .  , : . .  L. . : . . . :  : ..:.. ,!:',.::;, :.;:>,,:, .,' ..::. 
4. DasWechselspiel zwischen Regierung und Opposition ist für eine de- 

mokratisch verfa5te Auknpolitik zentral. Wann und wo muß demokratische 
Außenpolitik auf innenpolitische Hemmnisse und Verwerfungen Rücksicht 
nehmen? Es ist eine alte Fnge; ob eine diniokratische Außenpolitik mit 
311 den prozessualen und inhaltlichen Schwierigkeiten nicht letztlich doch 
die effizientere Außenpolitik h e ~ o r b ~ g t  alsdie gesch lossene~ußen~l i i ik  

. . , , . . . .  . . . 
eines iotalitären Staates. ' ' 

5.Die Frage; die uns auch in den kommenden Jahren beschPftigen wird, 
lautet: \Viesteht es mit der Entspannung seit Ende der 60er Jahre? Hat 
sie den Niedergang des sowjetischen Imperiums und der kommunistischen 
Ideologie beschleunigt? Oder ist durch diese,Enüpannungspolitik 'ein irre- 
versibler ~ r o z e 5  vielleicht nur verlangsamtworden? Ich meine. es dari keine 
~ereinfachungen geben, die ein simples 'entweder -oderc 'suggeriereri. Das 
enüpmnungspolitische Wechselspiel zwischen West und Ost w31 komplex. 
Es kommt deshilb iu f  die Zwischentöne an. \Ge die revolutioniren Verän- 
derungen von 1989/90 einmal beurteilt werden, das'wird erst im Laufe der 
nXchsien Genentionen abiewogen und aus Distanz objektiv beurteilt werden 
kUnnen. Aber was wir heute leisten müssen. ist den Nebel der ve'rghge'nen 

,. . . . . 
drei Jahrzehnte zu durchdringen. , 

In der intemtionalen Konstellation zu Ende' der M)ei ~ahre:w& die  
Verindening der merikanixh-sowjetischen Beziehungen herausragend. Un- 
ter Nixon und Kissinger wurde schon ein Neuansatz der Enüp'mnung 
versucht, der realistische Züge aufwies. weil die Vereinigten Smtenun te r  
der auknpolitischen Flihrung von Nix'on zum ersten'hlal der Sowjetunion 
ein realistisches Entspannungskonzept angeboten hatten.' Unter Nixon und 
Kissinger stiegen die U S A  vom Podest der monlischen. miliiänschen. 
politischen Uberlegenheit herunter und boten der Sowjetunion Entspannung 
auf der Grundlage von Parität und Gleichberechtigung an5 Dieses Angebot 
fühne ZU weiteren Entsp3nnun~sbemühungen - auch in Europa. 

Welche Versionen von Entspannung sunden damals zur Debatte? Die 
meßhisch-sowjet ische Detente war ein Konzept auf Supermachtebene: 
Prn.W, Rüstungskontrolle, Anerkennung des Status quo waren zentrale Eck- 
punkte zwischen den beiden Supermkhten. Die europrische Enüpmungs-  
lage und speziell die in Deutschland schloß diese Momente nicht nus. aber 
andere kamen hinzu: Die Anerkennung der Grenzen. die Anerkennung der 

4 nirisiian IWCKE. DQ NLon - Kisringer I969 bis 1974. Kon~emolivr R d o m  der 
Welrpolifik. Sangan 1983. S. 1191. . . 
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Regime. Anerkennung der DDR und vor allem Freizügigkeit. \Vie es b l s  
h i n e r  B m e l  formulierte: Freizügigkeit fur hlenschcn. Informationen und 
Meinungen. Es ergab sich Ende der 60er Jahre ein Zwang zur Entscheidung: 
entweder diesem Entspmungsprimat - wie er zwischen Sowjetunion und 
USA sich andeutete - zu folgen oder zu widerstehen. Die Bundesregiemng 
BmdUScheel griff den Primat der Entspmung auf. Später geriet sie unter 
den Zwang der Anpzsung. Die CDUICSU als parlmenmische Opposition 
suäubte sich zun3chst gegen diesen Entspmungsimpetus. 

Die zweite Konstellntionsve~demng an der Schwelle der 70er Jahre 
stellen wir im Verhiltnis Sowjetunion - Dundesrepublik fest. Die neue 
Verhmdlungsbereitschaft der ~owjetunion war auch Gne Folge des Wandels 
der merikanisch-sowjetischen Beziehungen Auch der Wandel von CDU- 
kz ic rschaf t .  und  ~ c o ß c r  Koalition z& sozial-liberalen Koalition unter 
Bundeskanzler Brandt war fiir die verändene Einstellung in der Sowjetunion 
entscheidend.Trotzdem halte ich es f i r  wichtig. die Periode von Kurt Georg 
Kiesinger in der Deutschlmdpolitik noch einmal in E ~ n e n i n g  zu mfen. In 
meinen Analysen dieser Periode kommen Bewenungen von Bundeskanzier 
Kiesinger zum Tragen. die ich auch im nachhiiein. also auf dem Hintergrund 
der Erfahningen von 1989190. als viel positiver fur d s  Ost-Nest-Verhältnis 
bewerte, d s  damals angenommen wurde. Seine Entspmungsans~~ze waren 
bemerkenswert. Er bemühte sich um eine Eibindung des anderen Teils 
Deutschlands in das neue entspannungspolitische Klima. Kiesinger war nuch 
kritisch gegenüber der amerikmischen Vietnampolitik Er hat übrigens auch 
das Verdienst; stilistisch bescheiden, aber subsmtiell deutlich das Selbstbe- 
wuOtsein Deutschlands gegenüber den Vereinigten Slyten gezeigt zu haben. 
zu Zeiten, wo diese Hdtung nicht unbedingt populiir war, Zwar hielt er am 
AIleinvenretungs;u1sp~ch fest. reduzienejedoch diesen und interpretierte 
ihn primiir modisch. hlan kann sagen. dai3 im .Vergleich zu Bundeskanzier 
E r h d  Kiesingers Deutschland- und Ostpolitik gedanklich und terminolo- 
gisch anspmchsvoller war. Aber: Es fehlte noch der konzeptionelle GuO, vor 
allem das Moment und die Bereitschaft zur Kodiiiziemng der Beziehungen. 
Ich bin sehrim.Zweifel, ob eine Regiemng Kiesinger nach I969 dieses 
hloment der Kodifiziemng so mutig aufgegriffen Mtte wie die Regierung 
BmdUScheel. So blieb Bundeslwrizler Kiesinger in gewisser. Weise in Be- 
griffsakrobatik stecken. Er scheiterte eigentlich in einem Drei-Fronten-Krieg 
gegenüber der eigenen Partei, gegenüber dem sozialdemokntischen Partner 
und natiirlich nuch an der mangelnden Bereitschaft, zur Entspmnung im 
Kreml. . . : . . . . . ,  , . . , . . 
., 5 , .  . , . . ,  . . 

5 VgL himu: Klus HILDEDRAhiD. Von Erhrd zur C@tn Kwlirion 1963.1969 (Ge. 
schichte der Bundcsrcpublik. Bd.lV). Siungut 198-4. . . 
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Ein drittes Element in der internationalen Konstellation zu Beginn der 70er 
Jahre deutet auf folgende Frage: Wie sah es im nordatlantischen Bündnis 
aus? \Ge verhielt sich Entspannung und deutsche Frage zueinander? Der 
Ihrmel-Report verband deklmtorisch beide Momente unmißversiändlich. 
Den Alliierten erschien allerdings das Moment der Enüpannung und der Ab- 
rüstung realpolitisch wichtiger PS die \Viedewsreinigung Deutschlands. Die 
Bundesrepublik sollte entspannungspolitisch zunYchst eingebunden werden 
in diesen Prozeß, aber die Fordemng nach Lösung der deutschen Frage blieb 
für die Regiemngen in \Vesteuropa und Nordamerika rein deklantorisch. 

\Ge sah 1969/70 die innenpolitische Konstellation aus? Die deutsche 
Frage war bis 1961 v o m g i g  eine Rechtsfrage und eine moralische Frage. 
Ab August 1961 w r d e  die alli3gliche Dimension der Teilung vorrangig, und 
es genügte nicht mehr allein. die Zukunft monlisch und rechtlich bestechend 
darzustellen. Shit dessen wurde immer kritischer die Fnge  gestellt: \Vas 
kann im unmittelbaren Alltag der deutschen Teilung in kleinen Schritten 
verbessert werden. um die Teilung Deutschlands und der Deutschen durch 
ein hlanagement der Detente menschlich und politisch enräglicher zu ge- 
shlten? hloralische Überzeugungen und völkerrechtliche Postulate reichten 
nicht mehr aus. Kleine Schritte wurden zwingend. Die Fordemng nach 
Selbstbestimmung, freien IVahlen, nach einem Deutschland in den Grenzen 
von 1937, wch Nichmerkennung der DDR waren rechtlich und zum Teil 
moralisch nachvollziehbar. aber nach dem Bau der hiauer I961 waren es 
vor allem die SPD, insbesondere die Berliner SPD um \Villy Bmdt.  und 
auch die FDP, die nach neuen entspannungspolitischen AnsYtzen suchten. 

hlit gewisser Nüchternheit muO man feststellen. daß nach der langen 
Phase der Adenauerschen Kmlerschaft innerhalb der CDU Politiker mit 
dem hlut zur innerparteilichen Kontroverse und zu neuen entspannungs- 
politischen Überlegungen rar waren. hlutige und souveräne Politiker wie 
Johann Baptist Gradl oder Walther Leisler Kiep. die die enüpmnungspoli- 
tische Kooperation mit der SPD suchten, blieben in den Reihen der Union 
A~snahmen.~ 

In der historischen Distanz wird heute auch klar, wie unabhängig im 
Uneil und Temperament Kiesinger war. Er versuchte noch vor 1969 in der 
Ost- und Deutschlandpolitik den Neuansatz durch mutiges Anknüpfen an die 
entspmnungspolitische Brückenkonzeption im Sinne von Jakob Kaiser. Wer 
die Parteigeschichte der CDU nach dem Krieg gewuer kennt. weiß, daß d;rs 
Verhiltnis zwischen Kiesinger und der Berliner CDU um Jakob Kaiser nicht 
nur harmonisch war. Eine gewisse politische Pandoxie oder Pikanterie war 
schon dabei, wenn Kurt Georg Kiesinger die Formuliemngen von Jakob 

6 VgL hicm Chnsiian HACKE (Ilrrg.). JB.Gradl. S r m  aufder Suche. Reden.ÄuPerungen 
und Aufsäcc ;ur Deulschlandplirik. K81n 1979. 
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Kaiser. wie z. B. die von Deutschland als der Brücke zwischen Ost und 
West, wieder aufgriff,' 

Nach 1969. als auch Kiesingers machtpolitischer Einfluß in der Partei npi-  
de zurückging. war der großbürgerlich verbindliche Stil, war Feinsimigkeit. 
Counge und Kooperation mit der SPD. wie seinerzeit durch Gcidl und Kiep 
personifiziert. in der CDU nicht mehr gefragt. Unter dem Vorsitz von Rainer 
B m e l  dominierten nüchternes machtpolitisches Kalkül, angesuengte Ambi- 
tion und zögerliche entspa~ungspolitische Überlegungen. Zwei weitere Pro- 
bleme prägten das außenpolitische Verhalten der Unionsparleien nach 1969: 
Zum einen war die neue Oppositionsrolle nach 20 Jahren Regiemngsvemt- 
wonung ungewohnt. Gerade auf dem Gebiet der Außenpolitik glaubten die 
Unionspaneien an einen nAlleinven~tungsmrpnich.: iiberspiut formuliert 
glaubten sie, allein zu wissen, wie Außenpolitik richtig pnktizicrt wird. Zum 
anderen iibernahm die Bundesregierung BrmdI/Scheel die politische Vemt- 
woming mit einer unglaublichen Anfangsgeschwindigkeif, besonders in der 
Ostpolitik. Die Opposition war gerade &bei zu prülen, ob die Holzbänke 
der Opposition hm oder weich sind, und schon hinkte sie den Initiativen 
der Bundesregierung hinterher. Die Regiemng BrandVScheel grenzte die 
CDUICSU außenpolitisch aus. Das war legitim, denn die CDUICSU grenzte 
sich sozusagen durch ihre eigene Fundamental-Opposition zur Ost- und 
Deunchlandpolitik der Bundesregierung selbst aus. 

Es geht also um drei Dimensionen oppositioneller Einstellung zur Ost- und 
Deutschlandpolitik: die moralische Dimension der Nichtanerkennung. die 
rechtliche des Alieinvertrelungsmpmchs und die politische der Hallsiein- 
Doktrin. Diese hliitel, Vorgehensweisen, rechtlichen und politischen Eck- 
punkte waren Sache oppositioneller Stntegie in der Außenpolitik. Aber wie 
sah es mit der Zielsetzung aus? Beides ist wichtig: Nicht nur die Fnge der 
Vogehensweise, das richtige Gefühl für Stimmungslagen, die Einsch9tzung 
politischer Konstellationen waren zentral. sondern auch die Interpretation 
der subsmtiellen Problematik von Ost- und Deutschlandpolitik. 

Politikwissenschaftler sprechen gern von außenpolitischen Optionen. so 
als ob eine Regiemng st5ndig zwischen verschiedenen hlöglichkeiten aus- 
wählen könnte. Aber in den seltensten Fällen können die Entscheidungs- 
tfiger so agieren und zwischen außenpolitischen Alternativen wählen. Die 
Wirklichkeit sieht viel komplizierter aus. Redpolitisch stecken Politiker oft 
zwischen verschiedenen Dilemmata. Nur selten geht es um richtig oder 
falsch, um gut oder böse in der Außenpolitik Vielmehr geht es um die 
Bewertung und die Abwägung zwischen verschiedenen Interessenpriori- 
Citen, die sich nicht selten diametral widersprechen. Da aber deutsche 

7 OiririWn IlACKE (Ilrrg). Jakob Kaiser. Kir haben Brück :U x i n .  Red*". ÄupPmngrn 
und Au/rät:c :ur D~~f~chladpol i t ik .  Köln 1988. 
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Politologen. speziell im Fach Intemtionale Politik. in den vergangenen 
Jahnehnten realpolitische Dilemmata gerne tibergmgen haben, sieht es um 
die wissenschaftliche Aufarbeitung deutscher Außenpolitik nicht nur gut aus. 
Das Nachvollziehen der Schwierigkeiten bei den Entscheidungstriigem wird 
gerade bei uns zu sehr vernachlässigt. . . . . ; .  . . .  , .  

Das entscheidende Element der ostpolitischen Innovation ab 1969 lag im 
hloment der Kodifiziemng. h l m  könnte in tibenpitzter Form die Enüpin- 
nungsphilosophie der sozial-liberalen Regiemngskoalition BrandrlScheel in 
einem Satz zusammenfassen: In dem hlaß. in dem die kommunistische Seite 
bereit war. die Grenzen qudiuiiv zu verändern, zu öffnen für hlenschen. 
Informationen und Meinungen, in dem hlaße zeigte sich die westliche 
Seite oder die bundesrepublihische Seite bereit, die Qudiiät der Grenzen 
zwischen Ost und West anzuerkennen. Dabei waren auch Unklarheiten und 
hfiOvershdnisse vorprogmmien; dac, Problem der Interpretation wurde 
zentnl. #Weil zentnle Begriffe und. Probleme wie deutsche Frage, ,Aner- 
kennung der Grenzen; hlenschenrechte und das \Vesen von Ost-West-Ent- 
spannung untenchiedlich bzw.gegensätzlich interpretiert wurden, kam es 
zu folgendem grundlegenden Dissens: Während der Osten die Vertmge 
als TeilungsverlrSge. als endgtiltige unabdingbare völkerrechtliche Anerken- 
nung des politischen und rechtlichen Sutus quo in Europa interpretierte. 
verstand der \Vesten. insbesondere die Bundesrepublik. diese Verträge als 
Modus-vivendi-Venr3ge. als wichtige. aber vorläufige Vereinbarungen mit 
Übergangscharaktec ~ . . . . . , . . . . 

nhlit dem Begriff 'Entspannung' - so Walther Leisler Kiep - hatte man 
I in den 70er Jahren zwar.eine gemeinsame Umsclueibung für eine ganz 

bestimmte Politik zwischen Ost und West gefunden, aber die gemeinsame 
Umschreibung schloB pndsätz l ich  unterschiedliche Zielvorstellungen in 
Ost und \Vest mit ein: I. Beide Seiten. der IVesten und der Osten, sprechen 
davon. da!3 der Status quo die Gmndlage der Beziehungen bilden muO. 
Der \Vesten besteht aber auf der Möglichkeit der friedlichen und einver- 
nehmlichen Grenz3ndemng; die andere Seite versteht unter 'Anerkennung' 
die Zcmentiemng des gegenw3nigen Status. 2. Die eine Seite wünscht. 
&U die Grenzen zwar bestehen, aber durchlässiger gemacht werden müssen; 
die andere Seite wiinscht deren Stabilisiemng oder - wie man es nennt - 
deren totale Unverletzbarkeit. 3. Beide Seiten sprechen von FreizUgigkeit. 
Die einen sprechen von individueller FreizUgigkeit f i r  den Menschen; die 
andere Seite meint mit Freizügigkeit im wesentlichen smtlicli reglementierte 
FrtizUgigkeit f i r  Regiemngen, Funktionäre und fllr staatliche Institutionen. 
4. Beide Seiten sprechen Uber Tmppenreduziemng. Der Osten hat den 
\Vunxh. die vohandene konventionelle Uberlegenheit in Europa auf Dauer 
zu stabilisieren; der \Vesten möchte durch eine Reduziemng zu einem ausge- 
wogenen Gleichgewicht kommen. 5. Unter dem Gewaltverzicht versteht der 
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\Vesten ebenfalls etwas anderes als der Osten. \Kr verstehen darunter den 
tatsachlichen Verzicht auf Gewalt in den Beziehungen zwischen den Swten: 
die andere Seite versteht dyunter lediglich Abmachungen zwischen Stuten. 
die stutliche hlaßnahmen in diesem Bereich in Zukunft ausschließen.u8 

Die Ostvenräge und die Verträge mit der DDR konnten die zentralen 
Probleme der Wiedervereinigung Deutschlands und der Liberalisierung Ost- 
europas nicht lösen. aber doch einkapseln. So wurden neue entspmungs- 
politische hlöglichkeiten geschaffen. Das West-Ost-VerMltnis .wurde auf  
eine klarere und verl3llichere Gmndlage gestellt. welche die Gefahr der 
Konfrontation vennglich b m t e .  Damit konnte auch der Boden für erste 
m e  Wurzeln der Liberaiisiemng innerhalb der kommunistischen Smten 
bereitet werden. Wir sehen dann ab.  1989190, daß diese Idee westlicher 
Entspannungspolitik mit dazu beitrug, daß die Kmfte der Liberalisierung 

. in hlittel- und Osteuropa zunächst die Oberhand gewannen. , . ,  

Mit Blick auf das andere Schlüsselproblem der Kodifizierung, n h l i c h  die 
Schwierigkeit der Interpretation, wird deutlich, daß das Postulat, nur eindeu- 
tige Vertdge seien gute Vertriige. leider nicht vollsländig zu verwirklichen 
war. \Ver diese Fordemng konsequent vennt, wie viele in der CDU/CSU 
seinemit, der hätte auch offen hinzufügen müssen. &ß die kommunistischen 
Regime im Osten Europas nicht bereit waren. im westlichen Sinne eindeutige 
Ve&ge abzuschließen. wie umgekehn die Bundesrepublik und der Westen 
natürlich nicht bereit waren. nur eindeutige ideologische Formuiiemngen der 
Kommunisten zu akzeptieren. , . . , , .  . 

Problematisch an 'der. Kodifizierung war auch, daß der umfassende, 
modisch-rechtlich-politische Wiedervereinigungsanspmch schrumpfte. Was 
blieb. war die Formuliemng. ndie deutsche Frage muß offenbleiben. die 
deutsche Option muß aufrechterhalten werden.~ . .. 

Ein weiteres Problem lag im.Verhaltnis zwischenOstpolitik. Entspan- 
nung und Sicherheit begründet. Der Hmel-Repon gab die Gmndlage 
von Sicherheit und Entspannung wider. Aber dann entstand in den 70er 
Jahren eine Situation. in der sich die Kritik der CDU spzter bewahrheiten 
sollte: In der zweiten Hälfte der 70er Jahre wurde eine Entspannungspolitik 
von Regiemngsseite postulien, die Assoziationen mit einer .Hingematte 
ermöglichte - als ob man sich.int \Vesten geruhsam zurücklehnen oder 
gar entspinnen körnte, so als sei es gar zu einer gemeinsamen Auffassung 
mit dem Osten gekommen! In diesem Verhältnis zwischen Sicherheit und 
Entspannung hat die deutsche Sozialdemokratie in den 70er und dann auch 
in den 80er Jahren schwer gesündigt. Als die Sowjetunion wie zu keiner 
anderen Zeit vorrüstete; verschloß die SPD die Augen. Deshalb war es eine 

. . 
8 U'alihnIrirln RIEP. -Bi- und Avrblick&r Entspannun'grpolitikr. in: Ouiur W Z  

Llirsg.). Die Zulun/r der Bundesrepublik Drurrrhlond, Swngari 191% S. 48 f. . ' 
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zentrale Leistung der CDUICSU. in dieser Phase vor entspwnungspoliti- 
schem Leichtsinn rechtzeitig und intensiv gcwmt  zu haben. iVir erlebten 
&M seit der zweiten Hälfte der 70er Jahre eine geC5hrliche Entwicklung: 
Die sogenannte Friedensbewegung und linke k X t e  in der SPD verkleiner- 
ten die Rüstungsbemühungen der Sowjetunion gleichennakn wie sie die 
Abrüstungsbemühungen der Bundesregiemng und des Westens negienen. ja 
sogar diffmienen. 

Ein Hauptproblem der Kodifiziemng stellte sich im VerhYltnis Deutsch- 
land- und Ostpolitik So  richtig die Deutschlwdpolitik von Bundeskanzler 
Kiesinger war, sie mußte scheitern. weil sie nicht durch eine entsprechende 
Ostpolitik gegenüber den Skuten in hlittel- und Osteuropa und vor allem 
gegenüber der Sowjerunion begleitet war. Dabei war auch entscheidend, 
daß die Sowjetunion für wirklichen Gewaltverzicht in den Beziehungen 
zur Bundesrepublik noch nicht bereit war. Erst nach 1969 entwickelte 
sie entspmungspolitischen Dmck auf die DDR, mit der Bundesrepublik 
vemgliche Beziehungen aufzunehmen, nachdem sie in dem ostpolitischen 
Pilotvertciß vom August 1970 mit der Bundesrepublik Rahmen. Inhalt, 
Vogehensweise und Geschwindigkeit der Entwicklung der Beziehungen zur 
Bundesrepublik vorexenien hatte. 

All dies zeigt. &B eine isoliene Deuüchlandpolitik ohne ostpolitische 
Fiankiemng. d. h. vor allem ohne Enüpmungspolitüc mit der Sowjetunion 
zum Scheitern vemneill war. Die sozial-liberale Koalition zog zu Beginn der 
70er Jahre die richtige Schlußfolgemng, zuerst die Ostpolitik und vor allem 
die Beziehungen zur Sowjetunion neu zu ordnen. um dann die gewachsenen 
Interessen der Sowjetunion so mit denen der Bundesrepublik und der DDR 
zu verknüpfen. d<iß Di-uck von der Sowjetunion auf die DDR ausgehen 
konnte und letztere sich nicht mehr aus der Entspannungspolitik zwischen 
Nest und Ost herauswinden konnte. Der hfoskauer Venrag hatte also eine 
bilaterale Bedeutung. Aber er besaß vor allem darüber himus die zentrale 
Funktion, den sowjetischen Dmck auf die DDR zu erhöhen. Der hfoskauer 
Vertrag wurde zum Vorbild. ein Pilotvenrag für die weiteren Venriige, wie 
sie &M ausgehandelt wurden. 

Nun zur Frage nach dem wirtschaftlichen Hebel. Fast alle Bundesre- 
giemngen hben  seit der zweiten Hälfte der 60er Jahre eine wpositive 
Politisiemngu des tIandels versucht. d. h. der Handel wurde als.Chance, 
als Hebel für politische Verbesserungen im \'lest-Ost-VerhSltnis eingesetzt: 
eine nnegntive Politisiemngu des Handels - irn Sinne v o n  Embargo-Poli- 
tik wurde aufgegeben. Handelsbeziehungen zwischen marktwirtschaftlichen 
Deriiokratien und planwirtschaftlichen sozialistischen Regimen sind selten 
unter rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu sehen. Diese Beziehungen 
hatten prinzipiell eine politische Bedeutung und waren daher der deutsch- 
landpolitischen Zielsetzung immer untergeordnet. Dies gilt ganz besonders 
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Tür den innerdeutschen Handel. Eine positive Politisiemng dieser Han- 
delsbeziehungen wirkte durch Anreize, eine negative Politisiemng durch 
Sanktionen oder Embargo oder durch Entzug von Ilandelsvorteilen. War 
das Ziel bis Anfang der 60er Jahre Deswbilisiemng der DDR. so waren 
auch die Handelsbeziehungen diesem Ziel untergeordnet. Wurden dann die 
politischen Pnoridten in Richtung Libenlisiemng neu geordnet. so war es 
nur logisch, &ß nun auch die hmdelspolitischen Beziehungen eine positive 
Politisierung eriuhren. 

Unter rechtspolitischen fjberlegungen sei diran erinnen, &B die Ost- 
verlege mit der vennglichen Anerkennung von außen in gewisser \Veise 
auch Ersatz boten für die mangelnde innenpolitische Legitimation der kom- 
munistischen Regime. Die Anerkennung von Grenzen und Regimen war 
irreversibel. Aber die kommunistische Seite konnte jederzeit die Qualität 
der Grenzen, ihre Durchlässigkeit oder die hlauer wieder vergrößern oder 
einengen. Der Osten. insbesondere die DDR wand sich zunehmend aus' 
den vertraglichen Verpflichtungen heraus. indem sie die Durchlässigkeit der 
Grenzen für hlenschen, Informationen und hleinungen zunehmend aufhob 
und den'Zwangscharakter ihrer kommunistischen Herrschaftsordnung wie 
auch die Beziehungen zu den Staaten im Westen nicht grundlegend ver- 
bessene. Der ivmchauer Venrag vennschaulicht diese vergeblichen und 
geschehenen Hoffnungen des IVestens brw. der Bundesrepublik'Bereit- 
schart zur Aussöhnung und Entspannung blieben modische Symbolik, die 
dürre redpolitische Wirkung des \Vivschauer Vennges nach 1970 darf nicht 
vergessen werden. 

\Ge sah die oppositionelle Strategie in Sachen Ost- und Deutschlandpoli- 
tik auf diesem Ilintergmnd aus? Welche hlöglichkeiten oppositioneller S m -  
tegie gab es. um Einfluß auf die Regiemng zu nehmen? Zunächst glaubte die 
CDUICSU, sie könnte die Regiemngsverantwonung bald zurückgewinnen. 
Die hlehrheitsverhältnisse waren knapp. Deshdb entwickelte sie zunächst 
eine Strategie. als ob sie es außenpolitisch besser machen könnte und d s  
ob sie bald in die Regiemngsverantwonung zurückkehren könnte. Nach der 
verlorenen Bundeswgswahl von 1972 wurde offenkundig. dd3 das erfolglos 
blieb. . . , 

i In :diesem Zusammenhmg und in diesem Zeitraum. wurde erkennbar; 
&B die Opposition nach 1969 keine geschlossene Gmppiemng war. Ich h b e  
seinemit fünf unterschiedliche Gmppen in der CDUICSU unterschieden, 
heute würde ich:eher drei,zentnle Gmppen unterscheiden wollen: Eine.' 
die grundsätzlich gegen die Ostpolitik und gegen die' Deutschlandpolitik 
der Bundesregierung in Subsmnz und Vorgehensweise eingestellt war, eine' 
zweite ümppiemng. 'die Tür: begrenzte Kooperation und. vielleicht -sogar' 
für Unterstützung 'der Regimngspolitik eingestellt war, und drittem eine 
ümppe von Unentschlossenen, die im Uneil schwankten; Realistischetwei- 
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se muß bei dieser Dreiteilung noch weiter differenziert werden. weil die 
Oppositionspolitiker nicht nur die Ost- und Deutschlandpolitik als Ganzes 
beuneilten bzw. vemrteilten. sondern zu den jeweiligen einzelnen ostpo- 
litischen Schritten und Venrägen der Bundesregiemng sehr dezidierte und 
unterschiedliche. zum Teil widersprüchliche Positionen einnahmen. 

Trotzdem: Die große hlehrheit der CDU und CSU war gegenüber den 
Veruägen skeptisch. kritisch und negativ eingestellt. Viele sahen darin 
Vernt deutscher Interessen und Verrat m Ziel der \Viedervereinigung. Nur 
eine kleine hlinderheit war enüchlossen, sich von ihrem Gmndsan der 
Abgewogenheit. der sachlichen Aufgeschlossenheit und der Bereitschaft zur 
Kooperation mit der Bundesregiemng in Schlüsselfragen der Entspannungs- 
politik nicht abbringen zu lassen. Der ehemalige'Außenminister Schröder 
schien bisweilen bereit, schwierige und gewisse Schritte der sozial-liberalen 
Regiening mittngen zu wollen. Der Bundestagsabgeordnete und spltere 

'Bundesprbident von Weizsäcker spitzte bisweilen entspannungspolitisch 
den hlund. aber wirklich gepfiffen hat er nie (auch wenn er die D i g e  heute 
anders sieht). Nur eine verschwindend kleine Gmppe von CDU-Bundestags- 
abgeordneten- wie Walter Leisler Kiep. Norben Blüm, Kun Biedenkopf und 
J. B. Gndl -  waren zur ostpolitischen Kooperation mit der Bundesregiemng 
bereit. Dominant aber waren die Kritiker der Entspannungspoliiik. Dabei 
wurde mancher Unentschlossene und mancher Taktieret schwer geprüft. 

Die Smtegie der parlmen&schen Opposition wurde zum dritten beein- 
iiußt durch die Suche nach Verbündeten im innenoolitischen Bereich. z. B. ~ ~ ~~~ ~~~. 
bei den Venriebenenverbhden. In eincr weitere; Stra~egic konzentricne 
man sich auf die Suche nach auknpolitischen Parmern. bei Schlüssclstaaten 
wie den Vereinigten Smten und bei christlich-demokratischen oder kon- 
servaiiv-republikanischen Parteien. Es warab 1969 deutlich zu erkennen. 
daLi die CDUICSU in den Vereinigten Smten  besonders über republih- 
nische Kritiker und Skeptiker ihre Bedenken gegenüber der Brandt'schen 
Ostpolitik international zu verbreitern und begründen suchte. hlanche Über- 
legung der CDUICSU wurde dort in einem weit gr6ßeren h f d e  geteilt, als 
man dunals annahm. Aber offiziell schwieg sich die Regiemng Nixon aus. 

In den hlemoiren von Henry Kissinger wurde ein Jahrzehnt spiiter 
deutlich, wie e r  die Opposition einxh3tzte. Die von der CDU gerührten 
Regiemngen zeigen zwar bis 1969 nur ein dünnes Entspannungsprofil, 
welmschaulich bestand aber keinerlei Zweifel. dd bei christdemokntischer 
Führung auch in Zukunft die Bundesrepublik eng an der Seite der USA 
stehen wiirde und h i t  der amerikanische Fühmngsanspxuch im BLindnis 
h u m  in Frage gestellt würde. Kissinger gibt in seinen hlemoiren eine 
knappe Schildemng. des politischen hlachtverfalls der Christdemoknten 
in der Bundesrepublik Seine politixhe Sympathie Nr die Unionspaneien 
schlägt um in Kritik angesichts der immer deutlicher werdenden Ideenlßsig- 
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keit der außenpolitischen Vorstellungen der CDUICSU: .Die immer noch 
regierenden christlichen Demokraten hielten jedoch starr an den politischen 
hlaximen der 50er Jahre fest. Ihr an  Besessenheit grenzender Eifer. die 
einmal eingeschlagene Richtung beizubehalten. erregte die Ungeduld einer 
amerikanischen R e g i e ~ n g .  die neue Perspektiven eröffnen wollte und die. 
von der Richtigkeit ihrer Perspektiven tibemugt. besser mit linken oder we- 
nigstens reformistischen Gmppen umgehen konnte als mit den konservativen 
christlichen Demokraten, die das Nachkriegseuropa aufgebaut hatten.a9: 

Aber Henry Kissinger kann weder als Anwalt für noch als Kronzeuge 
gegen die Ostpolitik der Bundesrepublik angefühn werden. D a  endgültige 
Uneil tiberläOt er  der Geschichte: *Das deutsche Problem ist nicht einfach 
eine Frage der jeweiligen Politik. sondern bedeutet ein Navigieren zwischen 
der Loyaliiät zu den westlichen Alliienen und dem historischen Imperativ 
des Wunsches nach N'iedervereinigung, d. h., ein Navigieren zwischen der 
Redität der Lage in Zentraleuropa und den Gefahren. die eine umbhän- 
gige Politik mitsich bringt ... Die Ostpolitik bedeutet die Erkenntnis von 
Rerilitäten ... Die formale Politik der Wedervereinigung und der Nichtan- 
erkennung hatte nicht ewig so weitergehen können, und doch sind keine 
speziellen Schritte eingeleitet worden. die Ostpolitik in die Tat umzusetzen. 
Die Ostpolitik wm eine sehr mutige Entscheidung - sie w a ~  nicht in der 
ersten Phase problematisch. sondern sie wird es in der n5chsten. die jetzt 
beginnt.utO . . 

Blieb Kissinger in seiner Einscfitzung der neuen Ostpolitik ambivalent. 
so  wm die Hiliung von PrLsident Nixon seinerzeit ebenfdls zurückhaltend. 
Erst viele Jahre später ä u k n e  sich Präsident Nixon in seinen hlemoiren 
eindeutig: Er erwihnt Bundeskanzler Sfilly Brandt nicht ein einziges Mal. 
Das kann w o h l . b u m  als Zustimmung zur Ostpolitik der sozid-liberalen 
Koalition gewenet werden. Abek Zur damaligen Zeit Bußerie sich die Re- 
gierung NixonKissinger offiziell zur Ostpolitik nicht negativ. Sie widerstand 
der Versuchung. die Avancen der CDUICSU aufzugreifen und sich in die 
innenpolitische Diskussion in der Bundesrepublik einzumischen. 

Die Strategie der parlamentarischen Opposition bezog sich auch auf die 
Vermutung..um nicht zu sagen Unterstellung. die SPD führe die Bundes- 
republik in eine neutrale Position. kopple d a  Land von Westeuropa und 
der atlantischen Allianz ab und fordere gleichzeitig eine g e f h l i c h e  und 
illusianke Auflösung der Blöcke. die in die Neuinlität der Bundesrepublik, 
nicht aber in Wiedervereinigung einmünde. Kurz: Die Ost- und Deutschland- 
politik der Regiemng Brandt/Scheel geflhrde die Einheit und die Freiheit 

, , .  , 

9 llenry KISSLICER. Mcwiren 1968-1973. htiinchen 1979. S. 109. 
10 Zilien nach Chririian IIACKE. nltcnry Kissingers Eririncningm an die Orrpolitik der 

Dundesrepublik Deuüchland-. in: Polrrik und Kulrw 1981. Nr.5. S. M ii. 
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der deuüchen Nation. Diese Stntegie des Verhchts und der Unterstellung 
erwies sich gröUtenteils als hltlos. 

Die Stntegie der CDUJCSU konzentriene sich besonders auf die s t u ü -  
bzw. völkerrechtliche Überprüfung der Ostvenr5ge. Hienus resultiene der 
Antng der CSU beim Bundesverfassungsgericht, den Gmndlagenvenng 
hinsichtlich seiner Verfssungsmäßigkeit überprüfen zu lassen. Dabei wur- 
den wichtige siaats- und völkerrechtliche Präzisiemngen und Interpreta- 
tionen deutlich, aber diese Vorgehensweise dokumentiene auch in der 
Anfangsphase Ohnmacht und AuWSumen gegen neue Eniwicklungen. die 
nicht aufzuhalten waren. Ab hlitte der 70er Jahre wurde diese Einstellung 
modifizien. die normative Knft  des Faktischen. die Ratifiziemng und die 
redpolitische Wirkung, also die Formel pacta sunt servanda, - eine Stntegie 
der außenpolitischen Anpassung -, wurden zwingend. Die Verträge schafften 
neue außenpolitische Realitrten. die die Opposition, ob sie wollte oder nicht, 
anerkennen mußte. 

In der zweiten Hälfte der 80er Jahre intensiviene Helmut Kohl die 
enüpannungspoliiische Anpassung der CDU an die neuen Reaiitäten. Als 
Bundeskanzler nutzte er die neue Siiuation. um mit den Vemägen aktiv zu 
arbeiten. aber auch, um diese ostpolitisch neu zu interpretieren. Löste der 
Oppositionsführer Kohl sich von der alten Stntegie des Sich-Aufb3umens. 
so suchte der Bundeskanzler Kohl mit dem Regiemngspmner FDP aus 
macht- und koditionspolitischen Gründen, aber auch aus sachpolitischer 
Einsicht eine neue Mischung von Kontinuitrt und IVandel in der Entspan- 
nungspolitik Wieder cinmd hatte die FDP eine wichtige koalitionspolitische 
und entspmungspolitische Schmierfunktion übernommen. Sie zwang die 
CDUICSU dazu. d s  enüpannungspolitische Erbe der sozial-liberalen Ko- 
alition zu respektieren, ja aufzugreifen und &mit ein unabdingbares hlaß an 
Kontinuitrt deutscher Ostpolitik tagespolitisch zu verwirklichen. Unter Hel- 
mut Kohl als Bundeskanzler gelangen aber auch neue, überzeugende Initia- 
tiven der CDUICSU in der Deuüchlandpolitik. nachdem in der Phase von 
1974 bis 1980 die Ansätze zur Normalisiemng einer hohlen Formalisiemng 
der Deutschlandpolitik durch die sozialliberale Regiemngskodition weichen 
mußien. Der Besuch von Bundeskanzler Schmidt in Güstrow hatte eine 
kafkaeske Kulisse gescheitener Deutschlandpolitik geoffenbxt. Auch die 
europäische Konstellation hatte sich gegen Ende der 70er Jahre dramatisch 
und negativ verinden, die ideologische und machtpolitische Konfrontaiion 
zwischen den USA und der Sowjetunion nahm zu. 

Zur Wirkung der Ostvenräge Iäßi sich bis dahin feststellen: 
1. Der hloskauer Venmg hatte eine große Pilotwirkung für alle folgenden 

Ostvem2ge, auch für die Deutschlandpolitik und die Einbindung der DDR 
in den europäischen Enüpannungsprozeß. 

2. Der Warschauer Venng war dagegen ungenügend. Er konnte auch bi- 
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lateral die Verhältnisse kaum verbessern. Die große Leistung der CDUICSU 
als parlamentarische Opposition 138 hfitie der 70er Jahre darin, von der 
Bundesregiemng Nachbessemngen zu fordern. um dann eine Intensiviemng 
der deutsch-polnischen Beziehungen zu begünstigen. Ilelmut Schmidt hatte 
zu optimistische Vorstellungen von kommunistischen Führern, auch von 
Edward Gierek." 

3. Der Gmndlagenvenng war vermutlich der schlechteste Teil der Ostver- 
tragspolitik. Er wurde von Richard Löwenthd auch dementsprechend heftig 
kritisien.Iz Erstaunlicheweise aber haben die Unionspmeien in ähnlicher 
Weise entscheidende Kritikpunkte nie auCgegrii(en: Eigentlich t n t  eine Ver- 
wBssemng, ja eine Umkehmng der eigenen regiemngspoiitischen MaßstBbe 
ein. Die ursprünglichen MdsI5be für die Ost- und Deutschlandpolitik waren 
die 20 Punkte von Kassel von 1970. Punkt I bis 19 waren Fordemngen, die 
alle eine umfassende politische und rechtliche Regelung des I~enverhBlt- 
nisses zwischen Bundesrepublik und DDR anstrebten. D m u f  aufbauend 
und im Anschluß sollten dann beide Siyten ihr Außenverhiltnis. also ihre 
internationale Position neu justieren. besonders durch den Beitritt beider 
in die Vereinten Nationen. Die Wirklichkeit sah jedoch völlig anders aus: 
Schon 1972 inten beide Staaten wie geplant der UNO bei. ohne aber die 
Sachfragen. wie in Punk! I bis 19 als Auftng formuliert, zufriedenstellend zu 
regeln. \Vas vorher schon hätte im Imenverhiltnis erledigt werden müssen. 
wurde nun hintenan gestellt. Das ganze Problem der Folgevencige setzte 
ein. Sie kamen nur schleppend in Ging, blieben unvollsiändig. und vor 
allem versuchte die DDR. sich durch eine Abgrenzungspolitik ständig aus 
vertngsrechtlichen Verpflichtungen wieder herauszuwinden. Das SED-Re- 
gime betrieb Abgrenzungspolitik im doppelten Sinne: Einmal gegenüber 
der Bundesrepublik und zum anderen grenzte es sich von der eigenen 
Bevölkemng ab. 

Die kurzfristige Wirkung der Osivem5ge war also unterschiedlich. aber 
nicht immer sonderlich eind~cksvoll. Die mitielfristige Wirkung war nicht 
frei von Entuuschungen. In der zweiten IiäIfte der 70er Jahre konnten die 
hohen Erwartungen nicht eingelöst werden. Freizügigkeit blieb einseitig auf 
das Verhältnis West-Ost begrenzt. Doch die langfrisiige \Virkung der Ost- 
und Deutschlandpolitik war von immens positiver Bedeutung. Die moralisch 
aussöhnende Wirkung, personifiziert besonders in Dundeskmzler Bnndt und 
Außenminister Genscher, war und ist nicht zu überschitzen. Bmdt s  Kniefall 
im tvarschauer Ghetto gehört zu den wenigen symbolischen Akten deutscher 

11 Helrnut SCIL\IIM. Die Deurschen d i h r c  h'achhorn. Dnlin 1990, S. 1W. 
12 Richud LÖWEWIAL -Vom Kdm Kncg zur Ostpolitikr, in: Richxd L ~ H ' E N l i i A L  

und Ilam-Pm SC11WARZ (ihg.). Dienirire Republik. 25 Johm Bundrrrppublik Deuachlond. 
Eine Bilon:. Stuttgart 1974. S. 480 11. 
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Außenpolitik die den deutschen Versöhnungswillen dokumentieren. Die bi- 
laterale \Virkung des \Varschauer Vervages blieb allerdings - bei nüchterner 
Betrachtung - sehr begrenzt. Die Ostvenmge und die deutschlandpolitischen 
Vertdge wurden deshalb langfristig wichtiger als die kurzfristigen Fordemn- 
gen nach Freizügigkeit. D= moralische hloment der Aussöhnung, der Mut 
zur Kodifiziemng, zur Dercitschaft. Venräge abzuschließen, hatten ganz ent- 
scheidend das entspannungspolitische Temin und die Bereitschaft in Mittel- 
und Osteuropa vergrößert, die Vereinigung Deutschlands 1990 zu tolerieren, 
ja sogar zum Teil nachdrücklich zu begrüßen. Ohne die Entspannungspolitik 
der sozial-liberalen Regiemngskoalitionen wäre die deutsche Wiedervereini- 
gung 1990 schwer vorstellbu. Dank staatsmZnnischer Einsichten von \Villy 
Brandt, Hans-Dietrich Genscher und Helmut Kohl wurde die Bundesrepublik 
zur europkiischen Entspannung~vormacht.'~ Kohl modifizierte d z  wertvolle 
ostpolitische Erbe der sozial-liberalen Regiemngskoalition, setzte neue h i o -  
rillten, während Genscher gleichzeitig als erster die kiihnen Perspektiven ins 
Auge faßte, die sich seit Gorbatschows hlachtlintriit zu offenbaren begannen. 
So gesehen wurden die Ereignisse in Deutschland und Europa ab 1989 in 
einer neuen hlischung von Kontinuirät und Wandel \Virklichkeit. 

Darüber hinaus duT nicht vergessen werden. &U die Entspannungspolitik 
der Dundesrepublik auch über Europa hinaus zum Vorbild für andere geteilte 
Staaten wurde. \Ver Korea oder Taiwan kennt, weiß. d<ul diese Leistung 
Deutschlands das Renommee unseres Landes als Zivilmacht und Entspan- 
nungsvorbild auf globaler Ebene sichtbu gemacht hat. Selten hat ein h d  
wie das unsere versucht. einen so zentralen Konflikt wie die Teilung der 
Nation politisch für die Deutschen konsuuktiv zu nutzen und gleichzeitig die 
Interessen der Nachbarn mit einzubeziehen. Dies ist eine g r o k  Leistung, an 
der auch die CDUICSU als Oppositionspmei entscheidend Anteil hatte. 

Ab hlitte der 70er Jahre und an der Schwelle der 80er Jahre wurde 
jedoch auch erkennbar. d d  viele Befürchtungen der CDUICSU sich leider 
bewahrheiteten. Die sowjetische Invasion in Afghanistan. nicht nur das Ver- 
halten der DDR, gefihrdete die Ost-West-Entspannung. Durch Voniistung, 
durch Ideologisiemng. durch Nichteinhaltung der Vertrige, durch Zerren am 
Berlin-Abkommen, durch RUcknahme von vertraglichen ZugesCindnissen. 
durch Abgrenzung begannen die DDR und die Sowjetunion die Gmndlagen 
der Entspannung zu zerstören. 

\\'eiche Schiuflfoigemngen ergeben sich Tür eine Beurteilung der Deutsch- 
Iandpolitik von CDU und CSU? 

1. Die realpolitische Skepsis der Union wurde zum konsuuktiven Wider- 
lager der regiemngsamtlichen Ostpolitik. Der entspannungspolitische Opti- 

I 3  Chrütiin llACKE IVtlrmorhr wider Ilrllen. Die AupenpolirikdPr BundesrepublikDeu~sch- 
lad. Stuttgad 1988. S.468. 
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mismus in der sozial-liberalen Regierungskoalition und vor allem in der SPD 
wurde durch den Realismus der Opposition glücklicherweise gediimpft. 

2. Die Kritik der CDUICSU am Bahr-Papier bewirkte wichtige Verbes- 
semngen am Text. Die Kritik der CDUICSU fühne dazu. da0 die FDP 
nicht zum entsp~uiungspolitischen Nachtwiichter wurde, sondern aufmerk- 
sam den entsp3nnungspolitischen Optimismus in der SPD beobachtete und 
bremste. 

3. Die Initiative der CDU/CSU zur gemeinsamen Bundestlgsresolution 
bewirkte Aufwertung und Verdeutlichung des Modus vivendi-Chdters 
der Ostvem5ge. Immer wieder mahnte die CDU/CSU die Verpflichtung zur 
Einheit der Nation und zur iviedervereinigung Deutschlands an. 

4. Die Anmahnung der hlenschenrechte durch die Union brachte. wie 
beim Warschauer Vemg.  nicht selten verbessene Ltisungen bzw. Nachbes- 
serungen. . . 

5. Die Forderung der CDUICSU nach mehr Freizügigkeit und hlensch- 
lichkeit verwies immer wieder auf den Kern desdeutschen Problems und 
bewahneviele in Deutschland vor Ubertnebenem deutschlandpolitischem , 
Optimismus. vor Venvechslun~ von Formaiisiemng und Normalisiemng der 
deutschen Lage. . ' . 

6. Die kritischen Anmerkungen der CDU/CSU zur Sicherheitspolitik 
zur sowjetischen Vorrüstung bewahrten den \Vesten vor milit5rischer und 
politischer Erpreßbxkeit. 

7. Die Kritik der Opposition stirkte auch die Verhandlungsposition der 
Bundesregiemng in hloshu und anderswo aufgrund der knappen px lmen-  
mischen hlehheitsverh9ltnisse. - 

8. Die Venngspolitik der Bundesregierung zeigte aber auch, dd3 die 
Möglichkeiten der pnlamenmischen Opposition zur Einflußnrihme auf die 
Außenpolitik grundsätrlich gering sind. Kontrolle und Kritik oder die Funk- 
tion der Alternative kann bzw. konnte nur angideutet werden. Der Zwang 
zur Anpassung an die neuen auknpolitischen Notwendigkeiten wurde red- 
politisch zwingend. 

Zusammenfassend könnte man zur Ost- und Deutschlandpolitik der 70er 
Jahre sagen. dd die List der Geschichte sich günstig ausgewirkt hat. Demo- 
kritische Außenpolitik hat sich hier als s ~ k e r  erwiesen als die ideologische 
Politik der Kommunisten. weil die Gmndwene von Regierungsmehheit und 
p ~ l m e n m i s c h e r  Opposition und die Zielsetzung in der Quintessenz leizt- 
lich geteilt wurden. Die Unterschiede zwischen Regiemng und Opposition 
lagen weniger im Gmndsätzlichen. vielmehr in der Vorgehensweise. in der 
Wahl der hlittel. in der Fnge. wie weit kann man gehen. was ist mutig. 
war ist waghalsig? Diese Fragen wurden unterschiedlich eingeschltzt und 
es gibt natürlich das Problem der Opposition in der Opposition. aber auch 
dar. Problem der Opposition in der Regierungspolitik. Auf der einen Seite 
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standen die Realisten, auf der anderen die Utopisten. Brandt, Lafontaine 
und Bahr repräsentienen oder personifizienen in der zweiten HäIfte der 70er 
Jahre eine andere Version von Entspannung nach Osten als Helmut Schmidt 
oder Georg Leber. Beide Flügel blockierten sich am Ende der 70er Jahre 
gegenseitig. In einem schwierigen machtpolitischen Prozeß der Neuordnung 
gelang es dann ab Anfang der 80er Jahre mit der neuen Bundesregiemng 
KohVGenscher, eine zukunftstmchtige hlischung von Entspannungspolitik 
zu finden. 

Konflikte zwischen Regierung und Opposition waren und sind nicht 
pathologisch zu sehen. Sie dürfen nicht nur kritisch gesehen werden. sondern 
auch als Stimulans, als Anregung fiur überparteiliche Außenpolitik. CDU 
und CSU haben sich letztlich auch ergänzt. befmchtet zum \Vohl des 
Landes, zur Einheit der Nation, auch wenn das &mals nicht immer so 
zu sehen war. In der Regiemngsverantwortung standen zwei Parteien, die 
glaubten. mit Vehemenz und hoher Anlaufgeschwindigkeit den Primat der 
Kodifiziemng durchsetzen und die Ostbeziehungen neu gestalten zu können. 
Und in der Opposition stand eine Panei oder eine Paneiengmppiemng, 
die sehr viel si5rker mit Vorsicht. mit Rücksicht auf rechtliche, völker- 
rechtliche und staatsrechtliche Argumente und immer wieder hinweisend 
auf die Gmndprinzipicn der hlenschenrechte sozusagen als konstruktives 
Widerlager wirkte. Es ist nicht das 'entweder - oder'. es ist nicht eine 
weiche entspmnungspolitische IIaltung oder eine hane sicherheitspolitische 
Position, sondern es sind das IVechselspiel und die Ergazung beider, die 
zu optimaler Politik nach Osten beitmgen. Alle demokratischen Paneien 
unseres Landes haben schließlich ostpolitisch gesehen zu Vorteilen und 
Erfolg beigetragen. 

Der Niedergang des Kommunismus liegt zwar zuallererst im kommunisti- 
schen System selbst begründet, ohne die Entspannungspolitik der Bundes- 
republik im Wechselspiel zwischen Bundesregiemng und Opposition wäre 
jedoch 1989190 schwer vorstellbar. 



Peripetie der Vergangenhcitsbeivältigung 

Die llakenkreu~schmierereien 1959160 und das 
bundesdeutsche Verhilinis zum Nationalsozialismus 

Von hlanfred Kitlel 

Am Heiligen Abend 1959 wurde in Köln die erst wenige hlonale zuvor 
im Beisein von Bundeskanzler Adenauer eingeweihte neue Symgoge ge- 
schändet. Die Täter hatten die Parole *Deutsche fordern Juden nusu  neben 
Hakenkreuzen an die Winde geschmiert und aullerdem ein Denkmal für 
die Opfer des NS-Regimes besudelt.' Schon tags h u f  konnten die bei- 
den - bereits vorbestnften - Titer festgenommen werden. Sie gehörten der 
rechtsextremen Deutschen Reichspanei (DRP) an und erklärten, aus Protest 
gegen das Eindringen von Juden in fuhrende Stellungen der Bundesrepublik 
gehandelt zu haben. Vom Zeitpunkt des Heiligen Abends versprachen sie 
sich die *beste Wirkung in der Öffentlichkeitu2, womit sie recht behalten 
sollten. Da sonst h u m  etwas von Bedeutung vorgefallen war. gehörten ihnen 
an beiden Weihnachisfeieriagen die Hauptsendezeiten des Rundfunks und 
des Fernsehens und an den folgenden Tagen die Schlagzeilen der Presse. 

Die DRP distanzierte sich unverzüglich von der Tat und den Tätern. 
schloß beide - unter Hinweis auf wiederholte Reisen in die Sowjetzone -von 
der Pariei aus und löste sogar den 30 hlitglieder starken Kreisverband Köln 
auf. Doch tmg dies kaum zur Bemhigung der Lage bei. Aus allen Kreisen der 
Bevölkemng, des politischen, kommunalen und kulturellen Lebens der Snd t  
Köln. Nordrhein-Westfalens und der gesamten Bundesrepublik ging eine Flut 
von Telegrammen und Anrufen bei der Gemeinde der betroffenen Synagoge 
ein? Allen anderen v o m  brachten der Bundespriisideni, der Bundeskander 
und Bundesinnenminister Gerhxd Schröder ihre Empömng zum Ausdruck 
Schröder bedauerte in der Tagesschau des Deutschen Fernsehens besonders, 
&D *hier ... gegen den allgemeinen Willenu verstokn worden sei, »dar 
scheußlichsre und unentschuldbare Kapitel der NS-Geschichte durch Wie- 
derguunachung und Versöhnung* endgültig zu ü b e ~ i n d e n . ~  

I Die mit schwmr Farbe Libergosuoe Imhrill lauiete: xllier d e n  die Opfa d a  Gestapo. 
Diewo hZal crluien an DNüchluids uhrrwchvcllsie ZIiI 1933-194%. 

2 FronNuricr Allnemrine Birunn (Fm. 28. D e m k  1959. - .  . 
3 FAZ. $3. Dezckxr 1959. 
4 Kecsing'~ Archiv der Gegemn.  7. Januar 1960. S. 8143. 



50 hlanfred Kittel 

Die öffentliche Empörung rief allerdings auch blitzartig NachahmungstB- 
ter auf den Plan;' Bis Ende Januar wurden 470 Fiille registriert. Von den 
ermittelten Tiitern befand sich die H31fte noch in der Berufsnusbildung. 
Politische und insbesondere antisemitische hlotive lagen allerdings nur 
einem Drittel der Taten zugrunde: die hlehrwhl war auf Rowdytum - nicht 
selten unter AlkoholeinfluO - zurückzuführen. Die schnellen und strengen 
Uneile der deutschen Justiz gegen die Akteure der Sudelwelle reichten von 
Geldstrafen bis zu fast zweijihigem GeCingni~.~ 

Auch dris Ausland. vor allem Westeuropa und Skandinavien, wurde von 
der Woge erfaßt. Doch richtete sich die schade und zum Teil diffmie- 
rende Kritik der \Veltpresse allein gegen die politischen VerhSltnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Kommentatoren des Ostbloclrs versuchten 
unter Hinweis auf den ~~faschistischenu liintergmnd der antisemitischen 
Vorfille hliDtnuen gegen Bonn zu schüren? Im britischen Unterhaus hieß es. 
die Bundesdeutschen seien immer noch das ~gie iche arrogante Iierrenvolk 
wie unter l l i t l e r ~ . ~  Ein Labour-Politiker zeigte,sich ganz und gar unbe- 
eindmckt von rAdemuers Krokodilstrinen der Entriistungu, weil gerade 
der Bundeskqzler es sei, der viele durchaus nicht reuevolle Nazisu. in 
prominente Stellungen gebracht habe? Tausende britische Studenten un- 
terschrieben Protestresolutionen. und Mitte Januar zogen 20.000 ~emons t :  
ranten in einem Schweigemmch an der deutschen Botschaft in London 
~ o r ü b e r . ' ~  In New York ,kam es .  zu Kundgebungen vor dem deutschen 
Konsulat. In 1Vashington mußte Botschafter Grewe ein hlemorandum des 
American Jewish Committee entgegennehmen, das in der Bundesrepublik 
ein hfeinungsklima ausmachte. welchesHitlen Verbrechen bagatellisiere, 
und eine Wiederaufnahme der Entnazifiziemng empfahl." Israel zeigte sich 
in ein& Demarche bei der ßundesregiemng tief erschüttert. Der Zentralrat 
der Juden in Großbritannien sah es als erwiesen an. nd;iß der tible Geist des 
Nazismus in seinem Ursprungsland immer noch m Werk< sei.I2 

Wenngleich sich die Regierungen im westlichen Ausland mit Äußerungen 
zurückhielten. war der Druck der dortigen öffentlichen hleinung doch ein 
Politikum ersten Ranges. Sefton Delmer, der Starreponer des Daily Express. 

5 Vgl. etwa FAZ. Z Januar 1960 oder 5. Januar 1960. 
6 FAZ. 14. Januar und 17. Februar 1960: vgl. auch IImPeter SCHWARZ. Dic Ära 

Adenaucr. Epochtnwchsrl19J7.1963. SRitipan 1983. S . W .  
7 FAZ. 7. Januar 1960. 
8 FAZ.6. Januar. 14. Januar und 13. F e h  1960. 
9 ihr iims. 5. Januar 1960. zir m h :  Ke~ring's Archiv der Gegrmi~on, 7. Januar 1960. 

S.8143. 
10 FAL. 19. Januar 1960. 
11 FM. 7. Januar 1960. 
12 FAZ, 12. Januar und 2. Januar 1960. 
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recherchiene aus&uernd nach Spuren des Antisemitismus in Deutschland. 
In einem Fernsehfilm mit trommelnden Hitler-Jungen von einst und neo- 
nazisiischer deutscher Jugend anno 1960. den Millionen von Engländern 
sahen, suchte Delmer mit Interviews zu dokumentieren, &ß die deuüche 
Schuljugend nur tiber die tiohenstaufen. nicht aber tiber das rDritte Reichu 
unterrichtet werde.]' Auch der Praident des Jüdischen \Velikongresses, 
Nahum Goldmuin, sah große Schwlchen im Erziehungswesen de rBun-  
desrepublik. Nichts sei systematischgeschehen, um der deutschen Jugend 
die Schuld der Vergangenheit bewußt zu machen.14 Weltweit fngte  man 
sich. ob es  in Deutschland überhaupt zu den ~ b n u n e n  Ausschreitungenu 
hätte kommen können, wenn gegen die getarnten antisemitischen Tendenzen 
nin der staatlichen Verwaltung, der Justiz und im Unterrichtswesenu vorge- 
gangen worden w9re.I5 Bezeichnenderweise suchte der Sthfverteidiper der 
beiden Kölner Synagogenschänder seine hlanduiten &durch zu enilaten; 
daO e r  ihnen vor Gericht die F n g e  stellte,ob sie in.der Ilerufsschule 
Geschichtsuniemcht gehabt hätten. was beide verneinten.I6 

In der Folge erlebte die Bundesrepublik eine Fortsetzung der bildungs- 
politischen Diskussion. die schon im April 1958 ein Fernsehfilm über 
das zeitgeschichtliche Wissen der deutschen Schüler ausgelöst hatte. Die 
Sendung Iliiler und Ulbricht - ~ e h l a n z e i ~ e  hatte niederschmetternd genn- 
ge Kenntnisse über die beiden Formen des Totalitarismus auf deutschem 
Boden aufgedeckt.17 Die Debatte konzentriene sich allerdings ganz auf die 
nationalsozialistische Vergangenheit und deren Bewältigung. 

Die Fülle der Resoluiionen und Publikationen, die eine bessere Unterrich- 
tung über &s *Dritte Reichu forderten. war kaum mehr t i b e r s c h a u b ~ . ~ ~  In 
der Frankfurrer Allgemeinen hielt der bekannte CDU-Politiker F m  Böhm 
ein engagiertes Plädoyer für eine Forciemng des Zeitgeschicht~untemchts.~~ 
Auf zahlreichen Lehrer- und Err iehem~ungen wurde zunehmend selbstkn- 
tisch die Frage gestellt. ob  die Eltern. die Lehrer oder die Lehrerausbildungs- 
ansialten am meisten Schuld an der zeitgeschichtlichen hlalaise t r e f f e .  Die 
hlinisterpräsidenten der L5nder hielten es für geboten, ihren Kultusministern 
noch einmal selbst die Anweisung zu geben. den Zeitgeschichtsunterricht zu 
~ e n t 5 r k e n . ~ ~  Auf der Plenarsitzung der Swdigen  Konferenz der Kultusmi- 
nister Mitte Febnirir 1960 ging es zentnl um die Behandlung der jüngsten 

13 FA& 20. lanw 1960. 
14 FM. 25. laniwi 1960. 
I5 Ba~elerh'ochrlrhren. zil. nach: FAZ 5. lanw 1960. 
16 FAZ. 6. Febnur 1960. 
17 Rheininirchpr h{er!wr, 22. htai 1959. 
18 Vgl. Christ und I l t l r .  9. Juli 1959. 
19 FAZ, 9. Juni 1959. 
20 Vgl. Allgemeine IVmhon:riIung derJuden. 19. Juni 1959. 
21 Chrirr und 1Velt. 21. Januar 1960. 
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Vergangenheit im Geschichts- und gemein;chaftskundlichen Unterricht. Da- 
bei beschlossen die hlinister, von den künftigen L e h t s p r ü f l i n g e n  aller 
Schularten den Nachweis fundierter Kenntnisse des Nationalsozialismus zu 
verlangen. Neue Lehrstühle für Politische Wissenschaften und pr3zise Aufla- 
gen für den zeitgeschichtlichen Beswnd der Lehrer- und Schülerbüchereien 
sollten den hlfinahmenkatalog ergänzen.22 

Zuweilen nahm die Debatte f a t  irrationale Züge an. So  erklyie der baden- 
wüntembergische hfinisterpr3ident Kurt Georg Kiesinger den schlechten 
Besuch einer Vemstaltung zur \Voche der Brüderlichkeit, bei der er als 
Aauptredner auftrat. schlichtweg zum Symptom dafiir, dai? d i e  hlenschen 
die Vergangenheit mit ihren grausamen hlasenmorden aus dem Bewußtsein 
verdr3ngenu ~ o l l t e n . ~  Im Ansatz blich wie nach dem Fernsehfilm l i i~ler  
und Ulbrichr - Fehlanzeige. im Umfang jedoch gesteigert, griff nach den 
KWner Schmierereien in der deutschen Öffentlichkeit das Bewußuein Platz, 
man habe etwas versäumt, wozu die teils weit überzogenen A n s i f e  der 
ausländischen Presse nicht unerheblich beitrugen. Moderate Äußemngen 
des früheren Iiochkommissm Kirkpatrick etwa oder der Tirnes2 fielen 
gegenüber der Germanophobie des Daily Express. dem die Zwischenrdlle 
gerade recht k m e n ,  um nmit blinder Wut aufs neue zu behaupten, es lohne 
sich nicht, zwischen Deutschen und Nwis zu unterscheiden ... nZ5. kaum 
ins Gewicht. rEs wird lange &uern. ehe der Schatten der Gaskammern 
von unserem Land  weicht...^, begannen die Deutschen nun schockanig zu 
erkennen: nDas hlißtrauen der Völker gegen uns ist riesengroß.u26 

Wenn zunehmend auch westliche Presseorgane mit Hinweis auf die na- 
tionalsozialistischen Verbrechen hlißtrauen gegen die Deuüchen schürten, 
so  hing dies auch mit der internationalen Entwicklung im Kontext der 
zweiten Berlin-Krise zusammen. die seit Chnischtschows Ultimatum Ende 
1958 andauerte. Ließ sich das deutsche Schuldgeiiihl nicht gegen die feste 
Haltung der Bundesregiemng in der Frage der \i5edervereinigung einsetzen? 
Statt \Vestdeuuchlmd zu siiubern. so brachte es der sozialistische Daily 
tierald auf den Punkt. würde Adenauer mch  jeder Gelegenheit greifen. 
Gipfelgespriche zu erschweren und den Kalten Krieg in Gang zu halten." 
Könnte m nicht auch ohne F o m h n t t e  in der deutschen Frage zu einer 
Entspannung des Ost-West-Konfliktes kommen? 

22 Bulletin &r Bunderregienrng. 18. Fcbnim 1960. S. 330. 
23 FM. 14. hl%z 1960. 
24 B'obci aber xlbst die rauf tiefgcfmmes T e m m n i i  gecichtex Londoner limr 

meinte. da0 die aniiwmitischen Tarn b u u  dienen körnte% malte Bneumingrn N k r u i i m .  
aiD DcuüFhLuid wine Vergangcnhcir Ubcniunden h a k  -.r; z i r  nach: Kölwr Stahnrt igcr ,  M. 
Dcztmber 1959, 

25 Kommrnur in der FAZ vom 6. Januar 1960; vgl. auch FAZ. 20. Januar 1960. 
26 Christ und IIPlt. 28. Januar 1960. 
27 ZiL m h :  FAZ. 14. Januar 1960. 
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Da d z  offizielle Bonn erkannte. welche gefahrliche Stimmung sich auch 
im verbündeten Ausland zusammenbrauen könnte. wenn die Bewältigung 
der NS-Vergangenheit nicht noch energischer und nach außen hin sichtbar 
vorangetrieben würde, verzichtete man sogar h u f .  die handfesten Anhalts- 
punkte f i r  eine - heute als erwiesen geltende - kommunistische Steuemng 
der mtisemitischen Sudelwelle allzu-sehr herausz~stellen.~~ Bundesvenei- 
digungsminister F m z  losef S m u ß  lag ein Bericht über eine ZK-Sitzung 
der SED von Anfang 1959 vor. bei der der Einsatz von Aktionskommandos 
zur p l m 9 ß i g e n  Schändung jüdischer Kultstätten besprochen worden war.z9 
Veröffentlichungen über antisemitische Strömungen seien besonders geeig- 
net, du Ansehen der Bundesrepublik herabzusetzen. hieß es in dem Bericht. 
Auch ließ die lfiiufung der Fälle in Berlin auf Verbindungslinien zu Sowjet- 
zonalen Dnhtziehem schließen. Die Verhaftung von Ilakenkreuzschmierem. 
die kommunisiischen Organisaiionen angehönen und an Lagern der FDJ 
teilgenommen hatten. deutete ebenfalls auf Maßnahmen der psychologischen 
Kriegsführung seitens des Sowjetblocks hin?O 

Die hledien des IVxschuer Paktes f i rnen eine regelrechte l f e t h m p a -  
gne. die in einem Aniiel der Ini~esrijo. dem amtlichen Organ der Sowjetre- 
giemng. gipfelte. Das Blatt behuptete, die im Gästebuch der IVa~hingtoner 
Nationalgalerie neben der Unterschrift von Bundeskanzler Adenmer ange- 
brachten Hakenkreuze könnten von ihm selbst siammen. Ebenso bodenlos 
waren die plötzlich erhobenen Vorwiirfe gegen die von deutschen Behörden 
seit längerem geübte Praxis, Urkunden auch mit Emblemen des Dritten 
Reiches deutschen Repauianten in der UdSSR zuzuleiten. damit diese ihre 
deutsche Staatsangehörigkeit dokumentieren konnten. Die \Veiterleitung ei- 
ner solchen Urkunde durch das Auswäriige Amt wurde von der sowjetischen 
Propaganda als Indiz für die Fortsetzung der Ilitler-Politik gewenet?' 

Als der polnische Pmeisekret3r Gomulka und der tschechoslowakische 
Außenminister David in der UN-I'ollversammlung neue Amchuldigungen 
erhoben, nahmen der griechische. der niederländische und der belgische 
Außenminister die Bundesrepublik als nwenvollen Panner unserer gemein- 
samen Bestrebungen f i r  die friedliche Zusammenarbeit unter den Völkema 
in Schutz. Der Belgier Wigny verwies auf die Kronzeugenschaft seines von 
deutschen Truppen zweimal besetzten Landes und äußene sich überzeugt, 
daß aein neues Deutschland entstanden« sei. Nicht die Bundesregiemng, 

- 

28 Vgl. Il-Pem SCHWARZ (zit. Anm6) S.208ff. 
29 FM. Xi. Januar 1960. 
30 VgL die Ausfühngm von Bunderimenminirur Schriäcr. ti: I'rrh~ndIw~gen des Deui- 

sdpn Bundps~~grr. 3. llbhlprriode 1957. Srenogrophirdr ßcrirhn. 18. Februv 1960. S. 5575. 
sowie Ketsing's Archiv der C t g ~ m o n .  2ü. Januar 1960. S. 8167. 

31 Dullcrin dcrßunderregierwg. 5. April 1961. S.621. und 6. April 1961. S.635. 
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sondern der Osten habe eine einseitige Änderung des Status von Berlin 
~orgeschlaged?~ 

Die freundlichen Urteile der westlichen Regierungen waren wohl auch auf 
die eindeutigen Reaktionen zurückzuführen. die es bei den Westdeutschen 
nach den HAenkreuzschmierereien gegeben hatte. hfehrfach versicherte die 
Bundesregierung der Weltöffentlichkeit. daß nirgendwo .die Empörung über 
die Freveltaten so intensiv und allgemein ist wie gende  in der Bundes- 
republiku. Das Bundeshbinett bat zudem den Bundestag. d3s ihm schon 
im h l k  I959 zugeleitete ,Gesetz gegen Volksverhetzungu nun baldigst 
zu beschließen." Doch konnten die Sozialdemokraten ihre allgemeinen 
rechtspolitischen Bedenken gegen die geplante hlindesthafrstrafe von drei 
hlonoten bei pntisemitischen Äukrungen auch nach dem Kölner Ereignis 
nicht überwinden. Der GenenlsekreCir des Zentnlntes der Juden, Hendrik 
G. van D m ,  wollte ebenfalls keinen nNatunchutzpxk für Juden*.% 

Daß der Kpnzler sich als hbesonders befugtu erachten konnie. zu den 
antisemitischen Vorfällen Stellung zu nehmen, war &bei ein glücklicher 
Umsund. In einer Rundfunk- und Fernsehanspnche verwies Adenauer 
darauf. daß e r  und seine Familie Opfer des Nationalsozialismus geworden 
seien. Er  hatte. schließlich auf der ~Todeslisteu der Nationalsozialisten 
gestanden: während des »Dritten Reichesu war ihm von Juden aus finan- 
zieller Bedrfignis geholfen worden. Auch der größere Teil des deutschen 
Volkes. so hielt Adenauer den Zweiflern im Ausland entgegen, habe dem 
Nationalsozialismus nur unter dem hmen  Zwang der Diktatur gedient; eine 
Wurrel habe der Nntionalsozialismus im deuüchen Volke nicht.35 

Berlins Regierender Bürgermeister 1Villy Brandt erinnerte irn Abgeord- 
netenhaus an die hlillionen Morde in den Gvhmrnern  und Vernichtungs- 
lagern, die *im Gmnde ungesiihnt geblieben* seienP6 Auch im nordrhein- 
westfslischen h n d t a g  einigten sich Regiemng und Fraktionen auf eine ge- 
meinsame Res~ lu t ion?~  Die Abgeordneten im Bayerischen hlaximilianeum 
nihmen stehend eine E r k l h n g  ihres Präsidenten, Hans Ehard, en~gegen'~. 
und im S ~ r l a n d  entschlossen sich Paiteien und Jugendverbände zu einem 
Fackelzug auf das ehemalige Konzenintionslager *Goldene B r e m m ~ . ~ ~  

Der EKD-Ratsvorsitzende Dibelius vemneilie die Ausschreitungen in ei- 
nem Telegnmm an den isnelischen hlinisterpribidenten. David Ben Gurion, 

32 Bulltrin der Dundesr~gi~rung. 8. Okiobcr 1960, S. 1835. 
33 Bulltrin dcr Bundcsrc~ipnin~. 7.  Januar 1960. S. 8143. 
34 Die Li,, 19. ~ebniarl960." 
35 Zii. nach K~rring's Arcliiv drrC<grm<.<in. 16. Januar 1960 S.8159. 
36 D b  W!. ziL nach Keesing'r Arrliivder Gqrmi.on. 7. Januar 1960. S.8141. 
37 FAZ. 13. Januar 1960. 
38 FAZ 15. Januu 1960. 
39 FAZ. 18. Januar 1960. 
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und übermittelte eine EKD-Spende in Höhe von 100.000 hlark. Die Gewerk- 
schafisjugend und die Landesjugendringe legten K r k e  nieder und riefen zu 
Spenden für Israel auf.40 Studenten in der ganzen Bundesrepublik von Bonn 
bis Berlin vemsulteten zum Jahrestag der NS-Machtergreifung am 30. 
Januar 1960 Kundgebungen. auf denen sie zusammen mit ihren Professoren 
gegen die antisemitischen Ausschreitungen protes~ienen."~ Bundespräsident 
Heinrich LUbke besuchte demonstrativ ein jüdisches Altersheim in Berlin. 
Die arn stärksten beachteten Zeichen setzte jedoch der Kanzler selbst. bliite 
Januar kam er mit dem Präsidenten des Jüdischen \Veltkongresses. Nahum 
Goldmann. zu einer Ausspnche in Bonn zusammen. in deren Folge wenige 
Wochen sp9ter ein gemeinsamer Besuch der KZGedenkstätte Bergen-Bel- 
Sen stattfand. Bei der blahnfeier mit einer in Bergen-Belsen weilenden 
Delegation hollkdischer Juden versicherte Ademuer. d a  Deu~schiand in 
der Erziehung der Jugend alles tun wolle. damit sich *die Ereignisse wie 
zur nationalsozialistischen Zeit nicht mehr  wiederholen...^.^^ Die Glaubwiir- 
digkeit des Kanzlers in dieser Fnge  war so gro[l, da0 bedeutende jüdische 
Persönlichkeiten zu der Einschätzung gelangten, solange Ademuer regiere. 
Mtten die Juden in Deutschland nichts zu Curchten!' 

Als der Deutsche Bundesug am 18. Febmar 1960 über die Vorfälle 
debattierte, markierte dies eine Zäsur in der Auseinanderseizung um die 
nationalsozidisiische Vergangenheit. Zwar hatte das Parlament seit seiner 
ersten Sitzung 1949 immer wieder ausgiebig über das *Dritte Reichu und 
seine Folgen für die Politik der Bundesrepublik benten, doch war das nie in 
einer so dezidiert defensiven Weise geschehen. wie es sich nun zu Beginn der 
sechziger Jahre abzeichnete. Selbst im Januar 1959. anläßlich einer großen 
Justizdebatte nach einer Reihe früherer antisemitischer Vorfälle, hatte es 
die Regiemng noch nicht für nötig befunden. ausführlich ihre gesamten 
Anstrengungen zur Bewältigung der Vergangenheit seit 1949 darzustellen. 
Dies war im Ergebnis des Kölner Ereignisses alles anders geworden. 

Nun v e m h 0 t e  die im In- und Ausland bohrend gesrellt Fnge  nach dem 
politischen Nrlirboden, dessen Schichten womöglich tief in die NS-Vergan- 
genheit hiiabreichten, Bundesinnenminister Schröder - in Vertretung des 
erkrankten Bundeskanzlers - zu gmndsPtzlichen Ausführungen darüber. B*as 

40 SUddruircheZPitung. I. FcbriLu 1960. und FAZ. 9. f e b w  1960. 
1 1  in B- spnchoi kirpictsweisc die P m i c i m  Bracher und I w a d  vgi. F=. 27. Janw. 

19. Janw und I. Rbrua~ 1960. 
1 2  FAZ. 3. Februar. 4. Fcbnur und 19. J a n w  t96D. vgl.au~h Komad ADENAüER. 

Tcrgtrprdche 19J9-1961. h g .  von Rudotf h1ORSEY und Ilans-Pcur SCIIWAIIZ. Berlin 1988. 
S. 191 und S. 175-177. 

43 Carla Schmid nahm im Rahmcn eher Bunderugdebone an d i c m  Uncil Ansion: .Die 
DcmoLrvie in Druixhland mhi nicht nur auf scinm zwci'Augcn.: Sfcnogrophischt Orrirhn 
(UL Anm 30). 18. F c h u  1960. S.5584. 
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rbei der Unterrichtung der deutschen Jugend über Schuld und Verhingnis 
des Dritten Rcichesu versäumt und was an Auntlaning vor allem seitens des 
Bundes geleistet worden sei. Neben der Arbeit des Instituts Tür Zeitgeschich- 
te n m t e  Schröder deuilliene Beispiele aus den hfassenveröffentlichungen 
der Bundeszentrale Tür tleimatdienst: Sonderbeilagen - auch in Kunden- 
und Sponzeitschriften- über die Geschichte des Judentums in einer Auflage 
von rund einer hlillion, Sondeneiten des Karholischen Lesehogens und der 
Nruen Bildpost in Auflagen bis zu einer halben hlillion, Lesezirkel-Veröf- 
fcntlichungcn zum Thema nVomneileu in Auflagen bis zu 300.000 Stück, 
Herstellung und Verbreitung einer Broschüre der Friefich-Eben-Stiftung 
zum niema nReichsknstallmchtu sowie die Verbreitung der Dokumentarfil- 
me Naclzt und Nebel. Kz-Schergat. In jenen Tagen, Lond und Iblk I ~ r a e l . ~  

Die Abgeordneten schienen zu spüren, wie sich ein ParadigmenwechsellS 
in der politischen Kultur der Bundesrepublik Deutschland vollzog. Aus- 
gerechnet der Sprecher der Deutschen Partei. die eher als Apologet der 
Verdringungsmentaliiät galt. verlieh diesem Gefühl Ausdmck und verwies 
h u f ,  & sich der Bundestag *heute an sich d3s erste hWu freimütig 
über die ~Dcwältigung unserer Vergangenheit* aussprecheP6 Der SPIEGEL 
versuchte. sich an die publizistische Spitze der Bewegung zu setzen. und for- 
derte, *die Nazis aus der Regiemngw zu werfen, dann die »Blut-Richteru zu 
pensionienin und schließlich die Rimsteine zu Die *Frankfurter 
Allgemeiner bot in ihren *Dokumenten der Zeit* einem nparadipatischena 
Vonng breiten Raum. den die LeiteM der Londoner Zentnlstelle für 
wissenschaftliche Erforschung dcs nationalsozialistischen Antisemitismus. 
Reichmann. auf einer Kundgebung in Bonn gehalten hatte. 

Reichmann zweifelte d;iran, ob die geistige Elite in Deutschland für das 
ganze Volk spreche, oder ob dessen überwältigende Mehrheit nicht lau nim 
Banne von Schuld und Gleichg~ltigkeitu~~ v e r h m .  Die als typisch für die 
meisten Nationen erkannte Gleichgültigkeit der Massen wollte Re ichmm 
den Deutschen, rnwhdem, wm geschehen ist<, nicht zubilligen. Es h3tte 
vielmehr eine *Revolution des Geistes. eine ndilrale Umwertung sittlicher 
und politischer h l s ß s ~ S ~ u  geben müssen: und wenn Deutschland schon 
unbegabt zur Revolurion sei, d;inn hätte eben. wie damals bei Stein und 

44 Srenopraphisrk D~richre (zir Anm 30). 18. FebriLu 1960. S.5576. 
45 h Drßiff d e ~  m i ' d i p e n w ~ e c h d r ~  v m n i d r n  wir nichr in smnger Anlehnung an 

den von Thoinu 5. KUlCi  (Dir Srmbw ri~wnsr/wlrli~her Rmluriomn. FnnLlwfRI. 1988) 
geprägun T&us. Mdmrhr krcichncn u.ir dvnir den U'andcl von plikhen hlenuliiäien 
wd Verhalleamusiem in einer Gevltscharr 

46 SlenogruphisrhP Brrichre (zir Anm 30). 18. F e W  1960. S.5596. 
47 Der Spiegel, 13. Ianvar 1960. 
48 So der Xtel der abgednickrni V m g e s .  in: F i i ,  23. März 1960. siehe auch FAZ. 14. 

hllrr 1960. 
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Hardenberg. eine >>Revolution von obenu staitfinden sollen. Da der Umbmch 
nach 1935 in R e i c h m m s  Augen weder personell noch sachlich n d i k d  
genug erfolgte. sei der » B m  der Schuldverstrickungu bis heute nicht 
gebrochen. 

Die eigentümliche hlewphorik solcher Uneile war zugleich chxakter- 
istisch für ihre Metaphysik. Die Unsicherheit gegenüber einer unfaßbaren 
Vergangenheit, die eine Schicht mit besonderem intellektuellen Anspmch 
eben nicht so banal und pngmatisch nbewältigenu - respektive verdr'ängen - 
wollte wie die vermeintlich gleichgüliigen Massen, sondern ~irgendwieu 
anden, diese Unsicherheit führte schließlich ins Ubersinnliche oder einfach 
ins Nebulöse. Spuren der schon seit 1935 zu beobachtenden und vielleicht 
auch sehr deutschen Metaphysik der ~Vergangenheitsbewälrigunga ließen 
sich ab Ende der 1950er Jahre v e r s ~ k t  finden. 

Diese metaphysische »Vergangenheitsbewä]tigungr, deren Wirkungen den 
Pmdigmenwechsel 1959160 begünstigten, durchzog im F e b m ~  1960 weite 
Strecken der Bundeswgsdebatte zu den antisemitischen Ereignissen. Die 
FDP-Politikerin Lüders etwa zeigte sich erschüttert darüber. »war wir selber 
in den vergangenen Jahren - trotz aller Bemühungen - versäumt haben., 
und zwar, wie sie meinte, nicht aus Feigheit. sondern aufgmnd einer 
tiefen Scham, einer erklärlichen. aber unbeschreibbmn inneren ScheuPg 
Dabei berief sich Lüders charakteristischerweise auf ihr Gefühl. dem der 
Verstand habe mit diesen Dingen wenig zu tun. Ähnlich appellierte der 
Sozialdemokrat Carlo Schmid an die Deutschen. sich Klarheit duüber zu 
verschaffen, war sich »in jenen Vorgängen - irotz des einmütigen Nein der 
größten Zahl der Deutschen &gegen - ausdrückt. ausdrückt vor allem in 
den Bezirken des Unbewußten.uso Auch außerhalb des Parlamentes schien es 
vielen, als sei der Nationilsozialismus zwar aus Politik und \Velelwnschauung 
verschwunden, >&für aber in den Keller menschlicher Seelenkomplexe 
hinabgestiegen.u'I 

DaD die antisemitischen Ereignisse nicht auf einer politischen Einstellung, 
»nicht auf einer Organisiemng. sondern auf dem so unseligen Nicht-wissen- 
Wollen und Schweigen. bcmhten, wurde infolgedessen zu einem schwer' 
zu greifenden, aber auch schwer zu widerlegenden Erklirungsmodell. Spre- 
cher der Regie~ngsfnktionen griffen daciuf ebenfalls gerne zurück. da es 
schließlich keine direkte Schuldzuweisung an die Exekutive enthielt. sondern 
die Verantwonung für d3s Geschehene generalisierte und der anonymen 
Gesellschaft z~schob.'~ Auf diesem Boden konnte nun der heizen der 

49 Sienogrophirche Berichre (zit. Anm 30). 18. Fe& 1960. S.5588. 
, 

50 EM. S. 5582 
51 So nwa D e h  hgen faß .  zit. nach: Süddewrche ZPirung, 14. hl3n 19üJ. 
52 Srenographirrhe B ~ r i c h v  (ziL Anm 30). 18. Februar 1960, S.5587 (Wmnrii. CDU). 

S.5588 (Lüden. FüP) und S.5579 (Bundesinncnminisier Schröder). 
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Psychologen und Soziologen blühen - mit langfristigen Rückwirkungen auf 
d;is poliiische Klima der Dundesrepublik. wie sie sich damals allerdings nur 
wenige vorstellen konnten. : 

Zur Verhmmung des allgemeinen >Nicht-wissen-\Vollensu und n~chwei -  
gensu gehöne auch die rapide Zunahme individueller Schuldbekenntnisse: 
n\Vir müssen deshalb immer wieder sagen. &B wir uns dessen schämen. 
war in unserem Volk in jenen Jahren geschehen.ist. Wu.schämen uns 
unabhängig davon. was wir ge rn ,  welchen Widerstand. oder ob wir gar 
keinen Widerstand geleistet h3ben.u5' Zwar waren derlei Äußemngen alles 
andere als neu - Theodor tleuss hatte schon zu Beginn der fünfziger Jahre 
sehr beeindmckend von der deutschen nKollektivschamu gesprochen. und 
seine Gedanken waren immer wieder aufgegriffen worden -. doch gewann 
die metaphysisch aufgeladene nVergangenheitsbew3ltigung. nun rasch eine 
Eigendynamik. Selbst Politiker der Deutschen Partei spekulierten öffentlich 
darüber. ob durch die antisemitischen Vorfälle *vielleicht ... auch mancher. 
der in unserem \VinscMtswunder allzu schläfrig dahindimmertu. wieder 
Gelegenheit erhielt, »sich zu erinnern. was einmal war und wohin es 
trieb.uU 

Die g m e  ~igentümlichkeit der Diskussion IS3t sich wohl nur mit dem 
Exzeptionellen der Vergangenheit erklären. um die es &bei ging. Da es 
die Nationalsozialisten verstanden Iwtten. fast alle Bewohner des deutschen 
Territoriums in norganisiene Schuldu zu verstricken, die inneren Emigranten 
nicht viel weniger als die hlitläufer und Parteimitglieder. erkläne für Hannah 
Arendt auch die hdem Außenstehenden so auffällige tiefe Ungeschicklich- 
keit* der Deutschen. sich in einem Gespech über die NS-Vergangenheit zu 
bewegen2j Arendls Analyse läßt erkennen, wie tief die von Kar1 Jaspers 
schon 1945/46 beschriebene metaphysische Schuldu von den Deutschen 
gefühlt. zumindesi aber von ihren demokratisch gewalten Reprisentanten 
und ihren hledien artikuliert wurde: nWenn e s  geschieht und wenn ich dabei 
war und wenn ich überlebe. wo der andere getötet wird. so ist in mir eine 
Stimme. durch die ich weiß: dall ich noch lebe. ist meine 

hletaphysische Schuld und hletaphysik der nvergangenheitsbewäliigungu 
müssen zusammen gesehen werden." Unsere Anmerkungen zur hletaphysik 

53 EM. S.5587; v i .  auch den Lriikhcn Kommeniar ~ o l f  Siembergeri Ober nLchmann< 
Unbefangcnhcita. in: FM. 4. Januar 1960. 

54 ~ l e ~ ~ r a ~ h i s c h 2  Bericha (ur. Anm 301. 18. Febniar 1960.5.5592 ISchne ik .  DPI. ~. ~~~~.~ ~,~ 
55 llanrwh k n d t .  hier zit. &h der SC&-~cde. ~1eMg;iphisde Berichre (rir Anm 

30). 18. Februar 1960. S. 5579. 
36 Vgl. die llcidelbergcr Vorlerungrreihe Uber *Die gcirtige Siruaiim in Deuuchlande, in: 

Karl JASPERS. lloI7nuna undSor~c. Schrifien ~w&uirchrn Polirik 1945-1965. Miinchm 1965. 
5.7711. d s.92IT- - 
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einer sich verselbstindigenden rVergangenheitsbewältigungu dürfen jedoch 
nicht mit genereller Kritik an der durch metaphysische Schuldgefuhle ausge- 
lösten Diskussion verwechselt werden. Diese hatte gewiß ihren modischen 
und politischen Srellenwen 1960 ebenso wie 19-15 und in den Jahren danach. 
Die Einwände gründen vielmehr auf dem Wissen. &B das seit dem Pa- 
radigmenwechsel 1959160 atembenubend schnell wachsende Schuldgeiiihl 
s q  übermächtig wurde. dail es in wichtigen Teilen der meinungsbildenden 
hledien auch noch die letzten Residuen des deutschen Nationalgefuhls 
aufzehne. die vom Kommunismus ausgehenden Gefahren bagarellisierte und 
maßgeblich zur Verdrängung der totalitären Gegenwart in der DDR beitnig. 
Denn war es. wem das Deutsche Reich aufgmnd singulärer deutscher Schuld 
zerbrochen war. nicht auch ein zErfordernis gelsutener politischer hlonli- 
iZtu, die widrigen (deutschlandpolitischen) nRealitätenu muerkemenJ8 und 
sich mit der Sowjetisiemng halb Europx zu abzufinden? 

Die Kritik an den schädlichen Folgen des Pxadigmenwechsels dürfte 
nicht so deutlich ausfallen. wäre sie nicht bereits von hellsichtigen Zeitge- 
nossen 1960 geäußen worden. Vor allem in den Traditionsräumen des vielge- 
scholtenen mtiond-konservativen Protestantismus wurde ein *gesundes. von 
Ijbenreibungen gereinigtes mtionales Selbstgeiiuhlu als Voraussetzung einer 
stabilen Demokratie begriffen und deshalb be&uert. daB die ausschliellli- 
che Orientiemng am  schrecken von gestern ... unser Geschichtsbild über 
die unmittelbxen Folgen des ... Nationslsozialismus hinaus* noch weiter 
demontied9 Aber auch katholische Unionspolitiker, an ihrer Spitze Konnd 
Adenauer, beklagten diesen zunehmenden Mangel an Nat i~na lgef ih l .~  

Der Wunsch jedoch. das Kind nicht mit dem Bade auszuschütten. ~gewis- 
se hliUgriffer der pshgogischen ~Umerriehungu der Besatzer nicht zu wie- 
derholen und den nGesamtzusmmenhang der deutschen G e s c h i c h t e ~ ~ ~  nicht 
verloreri gehen zu lassen, sollte sich nicht eriiillen. Statt dessen schrumpften 
Jahrhundene deutscher Geschichte zur Prähistorie der natiodsozialistischen 
Epoche zusammen und interessierten viele nur noch als Vorgeschichte zu 
Auschwitz. LieB das zunehmende Schuldgefihl die einst machtbesessenen 
Deutschen aber nun nicht machtvergessen und außenpolitisch vielleicht er- 
preßbarer werden, als sie es ohne Souveränit;it bis 1955 wälirend Ad. -nauers 

Kulm.. in: liirgrn WEBER und P m  STELVBACII (lhg.). firgongenheirrbnalrigwn# d m h  
Srrafie$ahn? NS-Pm:esse M I r  Bw>de~~epublik Deutschland. hllinchoi 1981. S. 150: rhtit 
ausdrücllichm Bcmg auf den moralischen und metaphyriwhrn Sdtutdbc@fl sucht dcr er- 
ueime Bcgrifl von VcrgangcnheiirbovUfigwig ... in dcr politischni Kulm m h  Spuren bzw. 
Defrrim mupmhcndcr BeuuBüeuis2eugnisu und Vemalicnrfma. 

58 VgL hienu auch SCIIWARZ (zir Am.6) S.311. 
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Kanzlerschaft gewesen waren? Jedenfalls begannen die Deutschen in ihrer 
zschreckiichen Verlegenheit* eigenhändig einen Kreidekreis der Befangen- 
heit um sich hemm zu ziehen. Obwohl njeder einigermaßen informierte 
hlenschr wußte, &B aus den tlakenkreuzschmierem nkeine Schlüsse auf die 
deutsche hlentalitätu gezogen werden konnten, nsagt(e) sich jeder, d30 dies 
nicht auf deutschem Boden passieren durfte. Nach Auschwitz, hlaidmek 
und den anderen Schreckensonen ... U$ 

Die deutsche Politik tat sich schwer. auf die epidemischen Hakenkreuz- 
schmierereien angemessene Antworten zu finden, die im In- und Ausland 
als Zeichen einer - vermeintlich notwendigen - Läuterung der Bundesrepu- 
blik Deutschland in puncto rVergangenheitsbew91iigungu akzeptiert werden 
würden. Nachdem die Sozialdemohten das von der Bundesregierung vor- 
geschlagene Gesetz gegen Volksverhetzung und antisemitische Äußemngen 
nicht mittmgen. richtete sich das Interesse zeitweilig auf ein Verbot der 
neonazistischen DRP, aus deren Dunstkreis einige der T3ter hervorgegangen 
waren. Da Bundesinnenminister Schröder jedoch schon bisher mehr Geld 
zur Beobachtung dieser Splitterpartei ausgab, als die DRP für ihren ganzen 
Apparat überhaupt zur Verfügung hatte, betrachtete er  ein Verboisverfahren 
als unzweckmäßig. Die Aktivitäten der DRP wurden vom Bundesinnenmi- 
nisterium ohnehin voll überblickt, ein Verbotsantrag hatte ihr nur eine weit 
Uberproponionale Publizilät ~erschafft.~' 

Lien sich bei den strafrechtlichen Schritten kein Konsens herstellen. so 
waren sich die demokratischen Parteien in den psychologisch-pi&gogischen 
h l d m h m e n  der zu intensivierenden nVergangenheitsbewältigungu weitge- 
hend einig. Gewiß hatten zeitgenössische Beobachter wie Klaus Harpprecht 
schon im Mai 1959 im Zuge der Antisemitismus-Diskussion auf einen mehr 
als zehnjährigen nEniehungsprozeUu in der Bundesrepublik zuriickgeblickt 
und befunden, dd während der Än Adenauer kaum ein Tag ins Land 
gegangen sei. an dem nicht ein Politiker, ein \i?ssenschaftler. eine Zeitung. 
eine Rundfunkstation oder eine religiöse Gemeinschaft an das Gewissen der 
Deutschen appellieri h ~ t t e . ~  Doch nun mußte wohl zur höheren hloiivation 
der (außen)politisch-pragmatisch als notwendig erachteten weiteren Inten- 
sivierung der nVergmgenheitsbewäliipungu so getan werden. als ob es die 
geschlossene Front der öffentlichen Meinung in dieser Sache vorher gar 
nicht gegeben hitte. 

Dem Bundesminister für Familien- und Jugendfragen, Franz Josef li'uer- 
meling. hatten die »ernsten Vorkommnisse* seit dem Kölner Ereignis deut- 
lich gezeigt, &L1 das Wort von der unbewfiltigten Vergangenheit nicht nur 

62 FAZ-Kommeniar. 28. Dermiter 1960. 
63 Vgl. SCiiWARZ (zir Anm 6) S. 210. 
M Klaus IhpprcchL in: Derhlomt 128113 (Mai 1959). 5. 19. 
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ein Schlagwort war, sondern ntatdchlich eine gewisse innere Berechtigungu 
hatte, weil nmanche Deutsche, dyiinter auch junge hlenschen, die in der 
Epoche von 1933 bis I945 begangenen Schändlichkeiten und Unmensch- 
lichkeiten nicht sehen* wollten. Angesichts der Schaten von Auschwilz und 
Buchenwald hatten die Deutschen, nach Ansicht \Vuermelings. jedenfalls 
kein Recht. die \'oKille nlediglich als dumme Jungensueiche abzuiun.~ Der 
CDU-hlinister riumte ein, es sei während der vergangenen Jahre im Bereich 
der politischen Bildungsarbeit viel geschehen, aber es bleibe trotzdem nnoch 
viel zu tunu." Im Bundesjugendplan wurden dann auch folgerichtig die 
hlittel für die politische Bildungsxbeit erhöht. 

Der Bundesjugendring. der sechs hlillionen deutsche Jugendliche von 
der kirchlichen bis zur Gewerkschafisjugend vertrat, war indes von den 
Schmierereien, dem r\Verk von Einzelgängemu, bereits abgerückt und hatte 
der \Veltöffentlichkeit bedeutet. wie ernsthaft die jungen Deutschen in den 
vergangenen Jahren num die Überwindung der nazisiischen Vergangenheit 
bemühtu gewesen waren: Dafür hätten immer wieder Tausende von jungen 
hlenschen an den Gedenkstätten nationalsozialistischen Unrechts. insbeson- 
dere in den ehemaligen Konzentrationslagern. öffentlich Zeugnis abgelegt.& 
Auch irn August 1960 beteiligten sich Tausende junger Katholiken an einer 
~Sühnewallfahnr nach Dachau, um damit erneut den Willen der Jugend zu 
bekunden, Sühne für die Untaten zu leisten. die rgewissenlose hlänner aus 
unserem Volk an unschuldigen Menschen begmgenu hatten.67 

Adenauer selbst sah sich im Zuge des Eichmm-Prozesses 1961 abermals 
vemla5t. ein grunds~tzliches Bekenntnis zur nVergangenheitsbewätigunga 
abzulegen. Denn schon seit hlai 1960. als der fiir die Ausfüluung der nEndlö- 
sungu verantwortliche SS-Oberstumbannführer Adolf Eichmann vom israe- 
lischen Geheimdienst aufgespürt und verhaftet worden war, richteten sich 
die Blicke der \Veltöffentlichkeit wieder mit besonderer Sch3rfe auf die 
dunkelsten Kapitel deutscher Geschichte. D a  Verfahren gegen Eichmann 
füllte über zwei Jahre lang die Spalten der intemtionalen Presse. Für 
die Bereitschaft des israelischen hlinisterpräsidenten Ben Gurion - nach 
einem Gespriich mit Adenauer in New York - . der außenpolitisch in 
hlißkredit geratenen Bundesrepublik demonstrativ zur Seite zu stehen, A l t e  
Bonn einen finanz- und militii~politischen Preis: Auch nach Ablaufen des 
Wiedergutmachungsabkommens 196-1, so Ademuers Zusage. sollte sich die 
Bundesrepublik an der Entwicklung Israels beteiligen und darüber hinaus 

65 Bulktinder Bundcsregiervng. 16. Fe- 19M). S.306. mwic 21. Januar 1960. S. 110. 
66 Bulletin der Bude,regierung. 9. Januar 1960. 5.45. 
67 Auf dem KZCcCuidc wcihte da hliinchner Bischof Ne'euh3urler. fr0ier aclbrt Iläftling 

dcs Lagcro. ein von deuwhen Katholiken errichtetes EhmiriL11 c h  Die Kapelle T i  die 30.000 
mrdeini  Gefangmm Wg den Namm rTalcsangst Chrüti-. Vgl. Bulleiin der Bude$regie- 
m g .  2. August 1960. S. 1407. 
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geheime \Vaffenliefemngen leisten.68 Wenige Tage vor ProzeDbeginn im 
April 1961 wies Ben Gurion dann d m u f  hin, da5 die jungen Deutschen 
nicht iiir Untaten von Angehörigen der dteren Generation vemtwonlich 
gemacht werden könnten. 

Adenauer bedankte sich öffentlich für diese Unterstützung und ä u k n e  in 
einer vielbeachteten Fernseherklhng den Wunsch, daß die volle Wahrheit 
ans Licht kommen möge: Alle Deutschen seien nach dem Zusammenbmch 
1945 von Scham und Sorge erfiillt gewesen. nweil nunmehr zum ersten h l d e  
uns. dem deutschen Volk, der furchtbxe Abgmnd des Nationalsozialismus 
zum Bewßtsein h . u  Heute. 1961. indes gebe es im moralischen Leben 
des deutschen Volkes rkeinen Nationalsozialismus mehr, kein nationalso- 
zialistisches E m p l i n d e n ~ . ~ ~  Die schon von Kun Schumacher abgelehnte 
Zerknirschungsmencalit;it war also auch Adenauer nach wie vor fremd; doch 
seine bei aller Sensibilität für die Vergangenheit unveränderi selbstbewußte 
Position vermochte sich nun immer weniger durchzusetzen. Fast alle bishe- 
rigen Formen der Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit verfielen 
sbt t  dessen öffentlicher Geringsch3tzung. da sie die H3kenkreuzschrniere- 
reien sckließlich nicht hatten verhindern können. 

Der Paradigmenwechsel in der >>Vergmgenheitsbew3Irigungu war ganz 
wesentlich gekennzeichnet durch die Zerstömng des antitocalitiiren Gmnd- 
konsensus und einen \Vandel hin zum bloßen Antifaschismus. Sympioma- 
tisch Tür diese Entwicklung verlief der Verbotsprozeß, den die Bundesre- 
giemng gegen die kommunistische Tamorganisation der ~Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimesu (VVN) im Oktober 1959 angestrengt hatte. 
Dieser Verband veröffentlichte periodisch Listen von Politikern und Ange- 
hörigen anderer exponiener Demfsstände, die in der Hitlerreit Verbrechen 
begangen hatten oder haben sollren. Zwar waren die Anschuldigungen nicht 
immer falsch. in der ganz überwiegenden hlehrwhl der Fälle jedoch wurden 
>Lügen wiederholt, die schon hundertmal widerlegt werden k~nnten.u '~  

Zu den letzten Opfern einer solchen gezielten Verleumdung hatte 1959 
der Bundesvenriebenenminisrer Theodor Oberländer gezählt. Innenminister 
Schröder - in diesem Zusammenhang als USA-hlannu diffamiert - hatte das 
VVN-Verbot ausgerechnet zu einem Zeitpunkt beantragt. als weiteres, laut 
Ostberlin ~sensationellesu Beweismaterial gegen den nhlörder von Lwowu 
alias Theodor Oberlinder unterbreitet und seitens der VVN ein sofortiges 
Gerichrsverfahren gegen ihn verlangt worden war. Dies veranlaßte nicht 
nur die SED zur Konstruktion eines direkten Zusammenhangs. Auch die 
westdeutsche SPD hielt ein Verbot der VVN iiir zunzeitgemäßu: Es würde 

68 Vgl. SCiWARZ(ziL Anm.6) S.211. 
69 Ketsin.e's Archiv der Ce~emon,  I I, April 1961. S. 90U. 
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absolut nicht in die politische h d s c h 3 f t  passen und mUßte den Eindruck 
erwecken. als handele es sich um einen Racheakt oder gar um einen Versuch 
zur Unterdrückung der lVahrheit71 D e m i g e  Einwände schienen die Richter 
am Dundesverwaltungsgericht zu berücksichtigen. als sie den Prozeß drei 
Jahre lang dilatorisch behandelten und erst im November 1962 -also lange 
nach dem in der Sache unbegründeten Riickttitt Oberlkders - &s Verfahren 
eröffneten?2 Nach Vorwürfen gegen den GerichtsprLsidenten wegen seiner 
Doktorarbeit aus der Zeit des Dritten Reichs beschloß der zustindige Senat, 
d;is Verfahren erneut auszusetzen. ohne einen neuen Verhandlungsiermin zu 
nennen. Die Richter zweifelten, ob eine etwaige Feststellung der Verfas- 
sungswidrigkeit der VVN ausreiche. um den Verbotsanuag zu rechtfertigen: 
Denn der verfassungsm3Digen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland 
liege der ~Sühnegedankenu zugrunde und dessen Verwirklichung gehöre, so 
&s Gericht, zu den vornehmsten Aufgaben der Bundesregiemng. Deshalb 
miisse abgewogen werden, ob gegen eine Organisation von Verfolgten ein 
Verbot samt der damit untrennbar verbundenen Stnfaktion erlassen werde 
dürfe?' 

Der richterliche Affront gegen die Exekutive war offensichtlich. Ein 
halbes Jahr nach dem Gerichtsbeschluß vom 5. Dezember äußerte die 
Bundesregiemng dem Senat gegenüber, sie könne nicht rwchvollziehen. 
daß der Hinweis auf den Sühnegedmken die Fonfühmng des nim Rahmcn 
eines verfassungsrechtlichen Gebotesu eingeleiteten Verfahrens beeinflussen 
sollte. Doch kam es schließlich aus anderen. formalen Griinden - infolge 
des 1964 verabschiedeten neuen Vereinsgesetzes - zu einer Einstellung des 
Prozesses?" 

Die Bundesregiemng war mit ihrem Verbotsanuag im alten Geiste des 
Antitotalitarismus gescheiten. weil sich d3s Bundesverwaliungsgericht dem 
Zeitgeist einer neuen antifaschistischen »VergangenheitsbewSItigung* beug- 
te. Der SPIEGEL nahm erstaunt zur Kenntnis, rd30 ein höchstes deutsches 
Gericht offenbar nach moralischen und humanitiren Gesichtspunkten siatt 
nach den hanen P m g n p h e n  des geschriebenen Rechtsu uneilte. Tatsich- 
lich hatte der Senat mit dem Gedanken der Sühne des NS-Unrechts ein 
hlonlprinzip aufgestellt, weder aus einem Anikel des Gmndgesetzes 

71 Z ~ L  nach Dcuirchr Tagmprposr. Augrburg. 4. Hovcmber 1959. Zum Falt Otcrlälidcr vgL 
auch Gbur  Buchstab (Bearb.). Ademuc L. um drn Frieden m gewinnen-. Dir Proroilollr 
dcs CDU-üunde~~'orstandes. 1957-1961. (Forschungen und Quellen zur Zeiigcuhichtc. hg.v. 
G. Buchstab. K. Gono. H.G.Hccleru. R hloney. H.-P. Schwarr. B d . 2 ) .  E3ulrlorl 1994. 
S. 658-665. 

72 Vgl. A t b i  STOBWASSER. Dir den rorcn Wink1 fnrgm. Zur Gtsdichre dcr W . O u n d  
dcr Anrilarchisi~n-llnmburg. Ihburg  1983, Sä). 
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herauszulesen war, noch in einem Verfassungskommeniar behandelt wurde. 
und nach dem bis dahin kein deutsches Obergericht judiziert hatte. 

Nicht nur in die juristische Bewenung der nationalsozialistischen Vergan- 
genheit h m  dadurch ein moralisierender Impetus hinein: gerade auch in 
der Politik setzte sich Anfang der 60er Jahre diese Entwicklung vom An- 
titotaliliwnsmus zum Antifaschismus durch. Die Doppelbödigkeit der damit 
einhergehenden neuen rBew;iltigungsmorala dokumentierte etwa im h l b  
1962 der gemeinsmc Auftritt des DDR-Smtssekretk Tür Kirchenfngen. 
Hans Seigewasser. mit dem hessen-nassauischen Kirchenprbidenten hlartin 
Niemöller auf einer öffentlichen Vennstaliung der VVN in Fmkfun .  

Seigewasser, für die Verfolgung der Christen in hlitteldeutschland haupt- 
verantwortlich. gab sich rstolz darauf, diiD in der DDR dar Vermächtnis 
der deutschen iViderstandsk5mpfer erfülltu worden sei. In der Bundesre- 
publik, so  VVN-Geschäftsführer h l a  Oppenheimer, s&n dagegen nin 
vielen Positionen die gleichen hlännera, die 1933-1915 dar #Elend in der 
Welt heraufbeschworenu hätten. Statt nun in gebotener Schirfe auch den 
Kirchenkampf in der DDR zu kritisieren, resümierte Niemöller, das Leben 
dieser Erde reiche nicht aus. »die vom Naziterror geschlagenen \Vunden zu 
 heilen.^'^ So  wurde über den seit eineinhalb Jahrzehnten vernarbenden. nach 
den Kölner Hakenkreuz-Schmierereien 1959 wieder aufgerissenen \\runden 
der Vergangenheit die totaliI5re Gegenwart östlich der Elbe immer häufiger 
übersehen. 

Auch die personelle >tVergangenheitsbew3Itigungu nahm wieder sI5rker 
den denunziatorischen Chmkter  an. den sie schon w3hrend der unmittel- 
biren Nachkriegszeit gehabt hatte, der aber in der Ä n  Adenauer einem 
rinneren Frieden« gewichen war. Dieser innere Friede der fiinfziger Jahre 
bedeutete zwar hinsichtlich der Auseinandersetzung mit der NS-Vergangen- 
heit zu keinem Zeitpunkt eine Friedhofsmhe - schon die immerwährenden 
Skandale verhinderten dies -, doch waren die nF3lleu belxsteter (Politiker-) 
Persönlichkeiten meist, wie etwa bei dem 1955 zum Rücktritt gezwungenen 
niedersächsischen Kuliusminister Schliiter, mit Verfehlungen in der demo- 
kratischen Gegenwart der Bundesrepublik Deutschland verbunden oder sie 
waren so kraß, daL1 sie ohnehin sfrafrechtliche Relevanz hatten. 

Je siärker aber bereits die bloße hlitgliedschaft in der NSDAP oder in der 
SA nmit dem hlakel der Zugehörigkeit zu einer Gangsterbande« behaftet 
wurde. weil man neigte, jede noch so  kleine opportunistische Verfehlung 
wihrend des nDritten Reichesu vor dem l l i n t e r g ~ n d  von Auschwitz zu be- 
urteilen, desto *verlockender erschien es manchen Kritikern der Regierung. 
mißliebigc Politiker oder Be'mte durch Verweis auf eine NS-Vergangenheit 
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zur Strecke zu bringen oder doch zu schwi ichen .~~~ Dies galt um so mehr, als 
allmählich eine jüngere Generation politisch mündig wurde, die das nDritte 
Reichu nicht mehr selbst miterlebt hatte und die viel strengere hlaßstiibe an 
diese Zeit anlegte als die Generation der hlitläufer. 

Dabei wurden andererseits wichtige zeitgeschichtiiche Fakten, die den 
Antitoialihsmus der Än Adenauer begründet hatten. zunehmend ver- 
d i j n g ~  DaO die Weimarer Demokratie nicht zuletzt dem Zangenangriff von 
Kommunisten und Nationalsozialisten zum Opfer gefallen war7', paßte nicht 
mehr recht in das Geschichtsbild einiiußreicher gesellschaftlicher Kmfte, 
die damals einen nn'andel durch Annähemngu an den Ostblock ins Auge 
faßten. So fiel eine realistische Sicht des Natio~lsozialismus und,seiner 
Ermöglichung auch den Entwicklungen der \Veltpolitik und ihren ver- 
meintlichen Notwendigkeiten zum Opfer. Vor allem den Jüngeren erschien 
die wehrhafte und siabile Demokntie der Ära Adenauer nzunehmend als 
autoritäres System, die erfolgreiche soziale hlvktwinschaft als k h i e n e r  
bürgerlich-materialislischer Kapiialismus. der Antitoolihsmus als bloße 
Ideologie des Antikornmunismus.~~~ 

Der Aufstieg des hlaoismus als eigenst3ndigei Variante des Kommunis- 
mus und der Castro-Kult in Lateinmerih weckten neues Interesse für linke 
Befreiungsideologien und ließen den Kommunismus als eine gleichwenige 
Gesellschaftsform unter anderen erscheinen. Diese ideologische Äquidistmz 
entschkfte und entdämonisiene nicht nur das Toialitäre, sie relativiene 
zunehmend auch die ngnindlegenden Unterschiede zwischen Demokratie 
und Dikiatur, zwischen freiheitlicher und toialitärer Politik, und sie stellte 
nun anstelle des Kommunismus vor allem den Antikommunismus unter 
Ideologieverdacht.~~~ Im Sog dieser Entwicklung sollte auch der sichtbare 
Unterschied zwischen denjenigen verschwimmen, die wirklich an der jüng- 
sten deutschen Vergangenheit litten und die mit einem reinen moralischen 
Impetus um deren *Beu7ältigungu bemüht waren. und den anderen, die 
diesen wichtigen Teil der deutschen Geschichtserinnening von vornher- 
ein für ihre teils fragwürdigen, ~antifaschistischu getarnten Zielsetzungen 
funktionalisienen. SchlieDlich k o ~ t e  man Anfang der 19M)er Jahre in der 
ßundesrepublik Deutschland den Eindmck gewinnen, als würde der mch 
1945 nsch abgerissene Faden nantifaschistischer \'ergangenheitsbewälti- 
y n g u  wieder weitergesponnen. 

76 SCHWARZ lzir A m 6 )  S.215. 
77 So dcr Dnl'icr Imnunuor Joachim Liprchiu in cinm Rundfunk,onrag am 23. April 

I9ä). ziL ~ t h :  Ilullcrin drr Bud~sngi~rrung. 28. A w l  1960. S.763. 
78 Kar1 Dicutch DRACIIEFG Zeir &r Idcolo~:~n. E ~ P  Gtrrhirhre polzrirhrn DmLu im 

20. J o h r h d n .  Smngan 1982. S.291. 
79 EM. 5.294. 
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Die durch einige vielbeachtete NS-Prozesse ab 1958 verstärkt in Erin- 
nerung gemfenen Verbrechen des nDritten Reichesu und das Erschrecken 
über die weltweite Reaktion nach dem Kölner Ereignis von 1959, mit den 
alten Bildern des bösen Deuüchen, waren wesentliche Vonussetzung für 
den Pandigmenwechsel vom Antitotalitarismus zum reinen Antifxschismus. 
Obendrein war die Atmosph%re der Entn3zifiziemng mit ihren Degleirer- 
scheinungen nicht mehr so gegenwärtig. Außerdem war der Formationspro- 
zeß des deutschen Pyteiensystems zu einem gewissen Abschluß gekommen, 
da der Block der tfeimatvertriebenen und Entrechteten (BHE) - lange auch 
Auifangbecken für ehemalige Parteigenossen - seit den Bundesiagswahlen 
von 1957 zusehends zerfiel. Gerade der DifE hatte als parteipolitische 
Alternative zu CDU, CSU. SPD und FDP und ds deren Koalitionspanner 
in Bund und Ländern größere Rücksichten auf biographische Belastungen 
erzwungen. als diese künftig nötig schienen.80 Ohne das hlinistemmt für 
Oberlhder w&e etwa eine loyde hlitarbeit des BHE in der Bundesregiemng 
1953 nicht zu haben gewe~en.~ '  

Darüber hinaus hatten die Sozialdemokraten auf ihrem Pmeitag in Bad 
Godesberg 1959 und mit der denkwürdigen Rede Herben \Vehners am 30. 
Juni 1960 eine wirtschaits- und außenpolirische Wende vollzogen und ihren 
Frieden mit Adenauen Politik der \Vestintegration gemacht. Auf der Suche 
nach neuen Themen bot sich jetzt auch die Rolle einer personal- und ge- 
sinnungspolitischen Opposition an. Dies mochte zudem die Annrtiemng an 
die intellektuelle Linke erleichtern. die in besonderer Weise an »Vergangen- 
heitsbewältigungu interessiert war und zum paneipolitischen Lager der SPD 
während der gesamten 50er Jahre meist Absüind gehalten hatte. Nach den 
Hakenkreuzschmierefeien machten die Sozialdemoknien jedenfdls in erster 
Linie Konnd Adenauer darur verantworilich. &ehemalige aktive National- 
sozialisten »führende Stellungen in seiner Regiemng einnehmen und sogar 
Kabinetümitglicder werden konnten ... U. Der SPD-Kanzlerkandidat IVilly 
Brandt verwies auf die hohen Etagen in Verwaltung. Justiz und Schulwesen. 
wo  es seiner Einschätzung nach Leute gab. *die besser nicht gleich wieder in 
ihre Position gekommen w2ren.u Zuviel sei durch Bonns Großzügigkeit mit 
dem hlantel der Nichstenliebe zugedeckt worden.sz Obendrein wurde dem 
Bundeskanzler jetzt pauschal die Schuld an der Entstehung njenes schwülen 
politischen Klimasu zugewiesen, in dem »das Unkraut antisemitischer und 
nationalistischer Umtriebe wuchen.us3 

80 VgL hicrzug Wollgang TREU. Die deuischen Poneien. Frankiurt 1975. S.233. 
81 SOIWARZ (rif. Anm. 6) S. ZU7. 
82 FronWuri<rNpue PrcJsr. 8. Januar 1960. 
83 So die soziddemolratirche Zeitung .Die Freiheit.. hlaim. am 6. Januar 1960. nach: 

STOBWASSER (ziL Anm.72) 5 4 7 .  
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Schließlich ging bei den Bundestagswahlen h Herbst 1961 nicht nur die 
absolute Unionsmehrheit verloren. auch die Ära Konrad Adenauers neigte 
sich nun immer deutlicher dem Ende zu. Neben den bekannten außen- 
und innenpolitischen Faktoren dieses von Hans-Peter Schwarz eindrucksvoll 
geschilderten Epochenwechsels. sollten auch die neuen antifaschistischen 
Paradigmata in der rvergangenheitsbewältigungr noch stärker in diesem 
Erkläningszusammenhang Berücksichtigung finden. Denn sie begründeten 
mit ihrem moralischen Pathos letztlich auch die kulturelle Hegemonie je- 
ner gesellschafilichen Kräfte. die am Ende der 60er Jahre entscheidenden 
Einfluß vor allem auf die Deutschland- und Ostpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland gewannen. 



Zur Rol le  der O s t - C D U  i m  poli t isclien Sjstern der DDR 

Von hlnrlin Rißmann 

Die ~ntwicklung der T;itigkeitsfelder und der inneren Situation der 
gleichgeschdteten Ost-CDU hat in der DDR-Forschung bis zur deutschen 
Vereinigung nur geringe Aufmerksamkeit gefunden.l Seit der erzwungenen 
Umformung zu einer sdinistischen Kaderprinei im Verlauf des Jahres 1950 
galt die CDU in organisatorischer und programmatischer Hinsicht als eine 
Kopie der SED. Nach der Anerkennung der fuhrenden Rolle der SED im Juli 
1952 zeichneten sich ihre politischen Erkläningen durch eine bedingungslose 
Gefolgschdt aus. Auf der anderen Seite vereinigte die CDU Angehiirige 
einer Bevölkemngsguppe, die aus verschiedenen Gründen nicht hlitglied 
der SED werden wollte und sich somit dem Aauptslrom pirteipoliiischer 
Betitigung in der DDR entzog. Die hlitglieder bekannten sich zu einer 
\k'eltmschauung. die von der SED als nunwissenschaftlich und nicht selten 
auch ds reaktion3 bctnchtet wurde. 

Inwieweit stellte die CDU eine lntercssenvertretung für christliche Belan- 
ge im atheistischen Staat dar? Welche Erfolge und Schwierigkeiten ergaben 
sich beim Bemühen, die kirchlich gebundenen hlitglieder in die soziali- 
stische GesellschJft zu integrieren? \Ce äußerte sich die i ~ e r t 5 S p m n u n g  
zwischen der SED-hörigen Führung und der Pirteibasis, die dem offiziellen 
Kurs nicht nur in den frühen funfziger Jahren mit deutlicher innerer Distanz 
gegenüberstand? Der Zugang zu den Akten des ehemaligen Pirteiarchivs 
der Ost-CDU. die Verfügbarkeit der Einschätzungen der SED sowie die 
hlöglichkeit der Befragung von hlitgliedem und Funktionären gewähren 
nun erstmals Einblicke hinter die Ropagandafssadc einer problemlosen 
Zusammenarbeit von Christen und hlmis ten in der DDR. 

I Als einzige monographivhe Durtellung f& die Zeit nach 1952 liegt vor. Petm Javhim 
LAPP, Die shfrcundeitn Poncicnr der SED. DDR-Bloclpancien heue. K61n 1988. Vd. 
weiterhin G i a l a  HEWG. .Zur Rolle der CDU in der DDR*. in: Alur;vEinhcir. FenschrifIfÜr 
J o b n n B .  Crvd1;umSO. Crbunrmgam 25.DIdrr 1951. K6Ln 1981. S. 107-124. sowie Siepfried ! 

SUCKUT, rDi CDU in der DDR Zu 1:unltion und Funliimrwandel cinn christlichen Pyvi 
M SozidQmus., in: DDR-Rtpori I5 (1982). 5,702-705. VerölTenrlichungcn ~ i t  der W'endc 
U: Giinur WLRTlL .Die Meiligung dn CDU an der Umgcstdtmg der DDR in den fünfrigcr 
Jahren., in: K;rchlirlv Mlgt-schirhie (KZG) 3 (1990). S. 125 -151: Jochen FRANKE, .Zur 
Realtion von CDU-Filhrung und CDU-Bais (Ort) auf den hluiRbui am 13. A u y s t  1961.. 
in: D~wschlond Archiv (DA) 23 (1990). S. 1242-1251; Lcq IiAUPTS. "Die Dlockparieicn in 
der DDR und der 17. Jw 1953.. in: I i r n e l p h ~ ~ ~ r  fi ZIiigrrrhirhn (Vff)  JO (1992). 
S. 381412. 



I. Handlungsrahmen und politische Funktion 

Die zentrale Aufgabe der Ost-CDU bestand darin, christliche Bürger und 
selbständige Bemfsfnippen (Ilandwerker, Einzelhändler, Unternehmer) an 
die Politik der SED heranzuführen, sie im Sinne des Staates ideologisch zu 
beeinflussen und zu einem zusätzlichen Engagement f i r  die sozialistische 
Gesellschaft zu bewegen. Auf der Handlungsebene der Panei wurde die 
Aufgabe der rpolitisch-ideologischen Überzeugungsarbeit< gegenüber den 
eigenen Mitgliedern in den monatlichen O~ts~ppenversammlungen  und 
Schulungsveranstaltungen des Politischen Studiums wahrgenommen. Als 
ein regelmlBiger Tagesordnungspunkt der hfitgliedeweßimmlungen der 
Onsgnippen war seit J a h r e s b e g i ~  1951 die Besprechung eines von der 
Paneileitung henusgegebenen Uildungsthem&s vorgesehen. das sich mit der 
gnindsltzlichen Orientiemng der DDR-Politik und der Bedeutung des christ- 
lichen Beitrags beim Aufbau des Sozialismus b e f a ß ~ e . ~  Ziel der politischen 
Erziehung der hlitglieder war die Gmndiegung eines DDR-Dewußueins. 
das sich auch in einer spezilischen Leistungsbereitschaft für die sozialisti- 
schen Gesellschaft niederschlagen sollte. Die Programme zum Volkswirt- 
schaftsplan. welche die Onsgmppen seit 1963 zu erstellen hatten. enthielten 
Verpflichtungen zu besonderen Anstrengungen der einzelnen Mitglieder im 
Bemf. im gesellschaftlichen Einsatz oder in der Parteiarbeit. Auch wenn 
sich solche Verpflichtungserklhngen hsuiig nicht in meßbaren zus9tzli- 
chen Leistungen niederschlugen," so bewirkten sie doch einen gewissen 
blobiiisiemngseffekt, der die hlöglichkeit einer rein formalen hlitgliedschaft 
zumindest einschränken sollte. 

Die politische A u i l l h n g  der pmeilosen Bevölkemng war Aufgabe der 
Nationalen Front. Es entsprach der Ideologie der rpolitisch-moralischen 
Einheit der ~ e ~ ö l k e n i n g u .  da0 nur das gemeinsame Wirken aller Kräfte 
die Aufgaben des sozialistischen Aufbaus bewältigen könne.4 Für die SED 
war die mZusammenarbeitu nicht zuletlt ein Kontrollinstmment für die nach 
auDen gerichteten AktivitSten der Blockpmeien. Die feste Einbindung in 
die sozialistische Volksfrontbewegung fühne zu einer Einebnung des Profils 
der einzelnen Kräfte und stellte die reibungslose Übernahme der Beschlüsse 
der SED in den Gliedemngen der Blockpmeien sicher? Für die CDU-Ons- 
gnippen galt dic Richtlinie. da0 sich ihre Arbeit in der Nationalen Front 

2 Vgl. Arkiisplmder CDU filr du 1. llalbjahr 1931. Anligc zum Rolokottder Scknuriain 
vom 23.1.1951 (ACDP VIIOIQ1216). 

3 VgI. als Dctrpict: Propamm dn Onrguppe GroOwspLi [KV Dd Lzngcnsdl~I zum 
VotLs*inrrh~firplm 1983 (ACDP ll.26100JßJ. 

4 Vgl. J%hrcrbaichi 1962 dcr Abuilunp. Poliitk. S.7 (ACDP Vll-013-1061). 
5 V& hlaiustcrichtc der ~czirksverb&ie 1969 (ACDP VIIOI3-ISLU). Zur Arbeil &r 

NF: Nariomlr Fronr des demoborilrhrn Drurrchlon3. so:inlisrische lbllrbmtgung. Iladburh. 
Bcrlin (011) 1969. 
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zu vollziehen habe und in die Stirkung dieses tiberparteilichen Bündnisses 
einmünden solle. Der Gndmesser ihrer Leistung sollte die Wirksamkeit 
in der Naliomlen Front Seim6 Die Mobilisierung der CDU-hlitglieder fiir 
die Ausschüsse und Arbeiwgnippen der Nationalen Front gestaltete sich 
jedoch als langwieriger ProzeB, bei dem vielerlei Vorbehalten, Passivitilt 
und Venveigemng begegnet werden mußte. Ende 1952 sollen 15.7% der 
CDU-Mitglieder in der Nationalen Front mitgearbeitet am Ende des 
Jahres 1962 wird der Anteil mit 55.7 % angegeben? die vor allem in den 
Hausgemeinschaften und in den Arbeitsgnippen nchristliche Kreises aktiv 
waren. Diesen Gruppen war die Aufgabe gestellt. den Kontakt zu Pfarrern, 
kirchlichen Mitarbeitern und aktiven Gemeindemitgliedern zu pflegen. Die 
CDU-Verbkde führten solche Gespräche auch in eigener Regie durch. Doch 
eine solche Außenwirkung wurde der Ost-CDU lediglich in E r g k u n g  zu 
den gleichgerichteten Aktivitilten der Nationalen Front zugestanden. 

D m  Haupttiltigkeitsfeld. das die CDU in eigener Verantwortung gesbl- 
ten konnte, war somit die politische BewuBtseinsbildung ihrer hlitglieder. 
Obwohl der Anspmch auf die ideologische Arbeit mit der parteilosen 
Bevölkerung stets erhoben wurde, beschäftigte sich die Ost-CDU im we- 
sentlichen mit sich selbst. IVeitere politische Funktionen, die hlitarbeit in 
den Volksvertretungen und im Staatsapparat oder das Erarbeiten politischer 
Stellungnahmen und Vorschläge. waren im Hinblick auf eine Einflußnahme 
auf die große politische Linie von geringer Bedeutung. Die CDU erstellte 
anliS3Iich zentraler Konferenzen der SED und der hlarsenorganisationen 
Stellungnahmen. die inhaltlich auf bestimmte Themen (Handwerk, Handel, 
Gesundheitswesen, Kultur. Landwirtschaft) b e g r e ~ t  warem9 Sie stützten 

. . im Gmndsatz stets die Position der SED und sollten nachaußen die ober- 
einstimmung aller politischen Krifte in der DDR dokumentieren. Als die 
CDU nach der Einleitung des Neuen Kurses im Sommer 1953 einmal ohne 
Abspnche eigenständige Sachvorschläge unterbreitete. wurde sie umgehend 
von der SED gezügelt und angewiesen. öffentlich gegen ihre eigene Initiative 
Stellung zu nehmen.1° Die Vorschläge. die in den Arbeitsgnippen der CDU 

6 VgL ArteiEplan d a  Abteilung Politik f i l rdu  Jahr 1962, Vorlage nir Scluctariaüsitzung 
am 8.1.1962 (ACDP V1141 1-1876). 

7 VeL Die IMma der Funkt im und hlitnlicder der CDU zu drn Fneen da Kam~fen 
um dni -heden und die Einheit eines demolra~rchni DcuUchLuid sowie km ~ u ~ u ' d e s  

: Sozialismus. S.2 (Stiiwng Archiv d a  Pmim und hlasvnorganiratiaen im Bundesarchiv 
Berlin, Zmdes Paneimhiv - f m  SIAP~IO, ZPA - IV 2115ß). Der SED-Vmk gibt 
eine CDU.Angabe wider. die mit p ß e r  WahrwheinlichLeit N hoch angescut irr 

8 VgL Iahnrbcricht 1962 der Abteilung Politik. Anhge I (ACDP VII413-IW). 
9 V81  VorrchWee der CDU zum VII. Pmeilaa der SW (ACDP V11413-15391. 

10 V;. ScLia Ücfrrundnc Orgmi<aiian ~Lr~rcchung z ~ i . c h m  &m ~vllv&urvr des 
Gcneralrclrc~lrn. Scfrih und dni Ccnmm DvNurdt und Lipfm an Donncrrog. Jni 278.1933 
(SIAPSIO. ZPA. IV 2/15!6). 



erstellt wurden. konnten jedoch sinnvoll sein als Anregung für die Lösung 
sachlicher Demilfragen, für Hinweise auf Versäumnisse und Verbessemngs- 
möglichkeiten." Soweit erkennbar, wurden sie von den entsprechenden 
Fachministerien auch na~hgefragt. '~ Ebenso vollzog die Arbeit der CDU- 
hlinister sich überwiegend in enger Anbindung an die SED. Überliefen ist 
eine Beurteilung der SED über den CDU-Postminister Dumeister aus dem 
Jahre 1953. Lobend wird ihm attestiert. &B e r  bei allen seinen Entscheidun- 
gen die Hinweise und Empfehlungen der SED-Betriebspmeiorganisarion 
berücksichtige und bei besonders wichtigen Fragen das Parteisekremiat 
persönlich aufsuche und den SED-SekretAr um Rat frage." 

Die Anerkennung der fuhrenden Rolle der SED beschränkte die Blockpx- 
teien auf die Aufgabe der Mitarbeit und hlitverantwortung bei der Verwirk- 
lichung der SED-Politik Diese Rollenzuweisung bedeutete, da5 der CDU 
in keinem Bereich - auch nicht gegenüber den Christen - eine führende 
Position zukam. Bekundungen eines solchen Selbstverständnisses, das in 
der ersten Hälfte der fünfziger Jahre noch vertreten wurde,I4 betrachtete 
die SED als A n m d u r ~ g . ' ~  Der Satz, die CDU sei ndie führende Kraft 
der friedliebenden Christen Deutschlands im Kampf um Frieden, Einheit. 
Demokratie und Sozialismus., wurde 1953 auf Anweisung der SED aus 
dem Entwurf der Satzung gestrichen.16 Die CDU sollie nicht Vermittler 
zwischen Stmt und Kirche sein. sondern gegenüber kirchlich gebundenen 
hfenschen die Positionen des Staates vertreten und den ~Differenziemngs- 
prozeB<< zwischen Kirchenleitungen und Gemeinden vorantreiben. Auch den 
Anschein eines Pluralismus. der Gleichberechtigung und Eigenständigkeit 
ließ die SED nicht zu. Sie achtele vielmehr mißmuisch darauf, d d  der 
gesellschaftliche Einfiuß der CDU die gesetzten Grenzen nicht überstieg. 
RegelmäOig registrierte sie die soziale Zusammensetzung der Neuaufnahmen 
und schritt ein, wenn der Anteil der Arbeiter und Bauern zu groß wurde.17 
An einem überdurchschnittlichen Erfolg des Bündnispmners bestand nur 

- 

I I YnhrscntnporrchlJEc dcr CDU bracllcn ua hldruhmrn Nr Yrrh~ning von M o l -  
fellrakhcian. hldglichlc~tm mr Inim<ivicning des Cmcidruihus aln dis Vcrbcrsening Jrr 
Qrwl.fiLi.un der hl%hnniiiklchrn (\bnchlqc zum MI. Pmiug der SCD. ACüP V11013- 
15391. 

1 2  Vgl. Korrespondenz d n  Abt. W-hafi der IlauptgcwMurirllc mit dem hlinirirrium 
für Ilandel und Vmorgung 1959-1963 (ACDP VII-013-243). 

13 Vgl. Beuncilung über hlinisvr Friedrich Bmeirter. 19.8.1951 (SV\P.\lO. ZPA. IV 
2/15/28). 

14 Vgl. Nuxhke. Rede 6. Paneiiag. Roiokoll. 5.55. 
I5 Vgl. Sektor Befreundete Organiwionm Die EnrwicWung der Weinbürgnlichdernoh- 

iiuhen Pancien in der Zcii zwischm dem IV. und V. Paneiwg u n m  pyiri. S.3 (SiAP>lO. 
ZPh IV Zll50). 

16 Vgl. Emwurf der S a m g  der CDU (1954) (SiAPhIO, Z P h  IV U15fiä). 
17 Vgl. hliigliederkargung d n  CDU im Iahx 1966. d a .  27.4.1967 (SIAPXIO. ZPA. IV 

AUISIJ9). 
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. wenig Interesse. Als die hlitgliederwhl der Blockpartei nach vielen Jahren 
einer riickliiufigen Tendenz einen deutlichen Spmng machte. griff die SED 
mehrfach ein, um der nach ihrer Ansicht übertriebenen Werbung Einhalt 
zu gebieten.Is Die CDU wurde angewiesen, sich mehr um die ideologische 
Festigung als um d;u quantitative \Vachstum der hlitgliedschaft zu küm- 
mern. 

11. Ideologische Anpassung an die SED 

1. Die Meikner  Thesen des *Christlichen Realismusu 

Die Übernahme von Funktionen in einem von der SED beherrschten S m t  
setzte die Anerkennung des mmistischen Sozialismus sowie die Bereit- 
schaft zur vollst3ndigen Unterordnung unter die Stmtspwei voraus. hiit den 
hleißener Thesen des *Christlichen Realismus* vollzog die CDU im Oktober 
1951 endgültig ihre Abkehr V6m nSozialismus aus christlicher Venntwor- 
tungu, der begrifflich an Jakob Kaiser anknüpfte und im Versiändnis vieler 
Mitglieder als Gegenkonzeption zum atheistischen hiarxismus aufgefruli 
worden war. 

Das neue ideologische Konzept stellte den Versuch dar, die Entscheidung 
fur den Sozialismus aus dem Evangelium und der Kirchengeschichte ab- 
zuleiten und somit die eigenen Quellen und Traditionen für eine aktuelle 
lfandlungsanleitunl: hennz~z iehen . '~  Es handelte sich um eine Positions- 
bestimmung. die den Sinn christlichen Lebens auf den aktiven Einsatz 
für eine nfonschrittlicheu Entwicklung der Gesellschaft konzentrierte. In 
der Nachfolge Jesu. der selbst als Kritiker ungerechter gesellschaftlicher 
Verhältnisse aufgetreten sei. müsse sich der Christ für die Wahrung von 
Nichstenliebe und Frieden aktiv einsetzen. Für die Entscheidungen der 
Gegenwart bedeute dies ein Eintreten für eine Gesellschaft ohne Ausbeu- 
tung und ohne nimperialistischen hlachtanspmchu nach dem Vorbild der 
S o w j e ~ u n i o n . ~ ~  

Die Bilanz foNchriltlichen christlichen Handelns in der Geschichte. wie 
sie die Meißener Thesen formulienen, war jedoch nicht Anlaß für ein 
selbstbewußtes Auftreten der Ost-CDU bei der Gestaltung einer neuen 
gesellschaltlichen Ordnung. Vielmehr enthielten die Thesen und ihre of- 
fizielle Kommentiemng durch die Parteifühmng bereits die Begründung 

18 Vgl. EiuhStlung der hliigliedcrbcwcgung der CDU im Jahre 1971. 13. h k  1972 
(StAP.\lO. ZPA, IV A2/15/49). 

19 VgL Christlicher Renlismus. Ilouptref~ru~e und Thesen der Arbeifrfogwg dtr CDU in 
Dft$cn vom 19. bif21. Obobcr 1931, Derlin (Ort) 1951, S. 81-92. 

20 Vgl. Chrisrlirher Rcalismiu (wie Anm. 19) S.90. niese 19. 



74 hlartin Rißmann 

für die Unterordnung der CDU unter die fuhrende Rolle der SED. Im 
Hinblick auf die Gestaltung des Sozialismus müsse die Überlegenheit der 
ökonomischen Analyse von Karl h l m  auch von den Christen anerkannt 
werden. Die Ansätze der christlichen Sozialrefonner seien zu begrenzt, der 
hfmismus-Leninismus habe den einzigen Weg zur Beseitigung der ScMden 
der kapitalistischen Ordnung gewiesenJ1 

Ein weiterer Gmnd für die Anerkennung der mmistischen Fühngs ro l l e  
bestand nach Aufassung der CDU im historischen Versagen der Christen 
vor der sozialen Fnge. Die seit dem hlittelalter im Christentum wir- 
kungsmächtige forüchrittsfeindliche Tradition habe zu einem hlißbrauch 
christlicher Werte als Rechtfertigung f i r  Unterdrückung und Krieg gefuhn 
und die politische Reaktion auch gegen die soziale Not der Arbeiterschaft 
im 19. Jahrhundert unterstützt. Folglich sei das Gewicht. das die Chri- 
sten in den Prozeß der Emeuemng der Gesellschaft einbringen könnten, 
von einem Lemprozeß und der eriolgreichen Bewältigung der Reste einer 
»scheinchristlichen Res~un t ions ideo log ieu~~  abh'3ngigJ3 Der Hinweis auf 
&S nveßagenu von Christentum und Kirche vor der sozialen Frage diente 
der Pmeiieining im übrigen auch als Argument für die versöhnuni mit der 
h lm'schrn  Rcligionskritik. Diese sei nicht cinscitig welimsch~ulich gcue- 
Sen. sondern habe sich an der Erfahning des hlißbkuchs des Christentums 
für reakrionire Politik e n ~ ü n d e t . ~  Die Religion werde im sozialistischen 
Staat ihre Bedeutung behalten. sofern sie sich für die fortschrittliche Ent- 
wicklung einseize. 

Auf dem Weg der Anerkennung wichtiger Gmndsätze des hlmismus-Le- 
ninismus markierten die h le ikner  Thesen in der Fassung des Jahres 1951 ein 
Zwischenstadium. Die Parieifühmng hatte bereits im Winter 1950 in einem 
internen Papier &für ausgesprochen. dru) alle hlitglieder sich umfassend 
mit der marxistischen Gesellschfüwissenschalt auseinmdersetzen ~ o l l t e n . ~  
Zu diesem Zeitpunkt wurden die weltanschaulichen Differenzen und der 
unterschiedliche Ausgangspunkt f i r  d s  politische Handeln jedoch noch 
deutlich h e ~ o r g e h o b e n . ~ ~  Bis zur hlitte der finfziger Jahren Ubernahm die 

21 Vgl. Gmld a n t V G .  ~Grundleyng des Chrktlichcn Realismusr, in: Chrisflichrr 
Rtalismus (wie A m  19). S.34-36. 

22 G k l d  G ( ~ T ~ S G .  "Die Bedeumg der hlcikncr Thexnc. in: WK d i r k u t i m  die 
htcißenn Thcxn. Bnlin 1952. S. 8. 

23 Vd. Thcrc 19: nD3s Gewicht. & die Christen bei der GcstalNne dieser Roblcrne in 
die ~ a a & m l c  zu acrien Iwbcn. wird davon abhängm, ob sie dic ~ c h k  der Vngmgenhcit 
erkcnnm, aw ihmen lemm und müchloswn dvaua die Folcrmneen ziehen*. 

~~~ ~ - u~~~ ~~~~ ~ 

24 V;!. Güntn WRTII, -~bnchristliche Veranrwonung und gcsellwNiliche bLrnnmisa. 
in: Neue &if (NZ) V. 26.3.1953. S. 3. 

25 Vgl. Siellungn3hme des Politischen Awschurrcs zum Studium dcs hlanismus-hin* 
mus f f i iwvi l .  13.12.1950 ~SiAF.\tO. ZPA. hZ901509). 

26 Vgl. ~erhard DES&. k s d i d i c r  ~ ~ l i s k s . ,  in: Union reilf mir (~m) .Au~ur i  
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CDU dann schrittweise weitere Teile des hlarxisrnus-Leninismus als gültige 
Anleitung für das politische Handeln. Die Smts -  und Gesellschaftstheorie, 
die Politische Ökonomie und der historische hlaterialismus entwickelten 
sich zu den zeninlen Lehrgebieten in der Paneischulung. die bis in die 
zweite Hälfte der fünfziger J& hinein vor allem auf die Betonung der 
Gemeinsamkeiten von christlicher und marxistischer Politik ausgerichtet 
wxr" Irn Zusammenhang mit der Feier des Karl-hlarx-Jahres 1953 nahm die 
Hochschätzung der marxistischen Theorie schließlich hymnische Formen an: 
»Wir danken es Kar1 h l m u  - so heiLit es in einem Anikel in der Neuen Zeit 
im h l i n  1953 -. »dd er den \Veg entdeckt hat, die gesellschaftliche Grundla- 
ge aller antihumanistischen ~rsche inun~en  zu beseitigen. D m i t  kommt auch 
die christliche Nichstenliebe erst vollkommen zu ihrem Ziel. Die Schaffung 
von Verhältnissen. die ein wahrhaft menschliches Dasein ermöglichen und 
sichern, d3s ist das gemeinsame Anliegen, das die Marxisten wie auch alle 
gläubigen Christen vereint.u3 

Seit den späten fünfziger Jahren unterschied sich die offizielle Paneiideo- 
logie der Ost-CDU von der SED nur noch durch eine andere welmschau- 
liche Begründung für das politische Handeln. Auswirkungen auf politische 
Entscheidungen hatte dies jedoch nicht. Die unbedingte Anerkennung der 
Fihrungsrolle der SED durch hlitglieder der CDU-Pmeileitung ging so 
weit, daß dori eine freiwillige Selbs\beschränkung einsetzte. wo der önliche 
Einfluß der Ost-CDU zu groß zu werden drohte. Als es im Verlauf der 
Kollektivierung der hdwinschaf t  Ende der funfziger Jahre in einigen 
Onen zu einer versCirkten Hinwendung der Bauern zur CDU kam, sorgte 
sich die Berliner Zentnle um die hlachüymmetrie. Es könne nicht geduldet 
werden, dd sich die ONgnippen der CDU nin vollgenossenschaftlichen 
Dörfern zu illegalen LPG-Vonhden oder Betriebsgnippen  entwickeln^^^. 
Die Nationale Front sei noch mehr als Plartfonn der CDU-Arbeit auf dem 
h d  zu nutzen. 

Die Politik der gleichgeschdteten Parieifuhning bestand weder in der 
Setzung von inhaltlichen Kontrapunkten noch im Ringen um Erleichterungen 
im Interesse der Christen in der DDR. Die Transmissionsaufgabe der CDU 
wiu vielmehr h u f  ausgerichtet, in einer rein äukrlichen Differenzierung 

1950. 5.1% vgi. die Rede von Ono Nurhke zur Wiinung dn h V d m  Pmirchule Ilalle. 
uvn7/1951. S.9. 

27 Vgl. Günter Kühn, BPS IWlc. Analyse d a  Erlahningen i i k  die Vorlerungm im Z 
Lehrgang 1951 (ACDP VII-014066). 

28 Hcrbcrt TREBS. .Was verbindet uru Oirislcn mit dem hlicgrn von Kar1 hlanl-, M. 
V. 14.3.1953. S.3. 

29 Rotokoll der Dommlodcrcnz in Burgrcheidungm am 13.4.1960 (ACDP MI4IZ- 
61%). 
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die - wie es Götting formuliene - nallgemeine Argumentation durch betont 
christliche Argumente zu erweiternum. 

Ein Dilemma der Ost-CDU besbnd jedoch dain ,  daß sie sich zum 
Erweis ihrer Existenzberechtigung in Spnche und Selbstdantellung von 
der SED unterscheiden mußte, auf der anderen Seite aber auch nicht den 
Anschein einer substantiellen Abweichung erwecken durite. \Viedertiolt 
wurde e s  fiir die Paneifihning zum Problem, wenn christliche Begründungs- 
zusmmenh3nge von hlitgliedem entgegen den Intentention zur Abgrenzung 
von Thesen des hfmismus-Leninismus verwandt wurden. Dies war beim 
Christlichen Realismus in so deutlicher Weise gegeben. daB er bereits im 
Sommer 1954 auf Anweisung der SED wieder zurückgezogen wurden?' 
Gegen die unerwünschte Interpretation chrisilicher Argumente behalf sich 
die Pmeifihning seit der Mitte der fünfziger Jahre durch eine deutliche 
Veningcmng der christlichen Thema~ik,'~ die in der P r o p y ~ d m b e i t  der 
Pmei  erst zu Beginn der 70er Jahre eine Renaissance erlebte." 

2. Anleitung durch die SED 

Seit der Absetzung Jakob Kaisers im Dezember 1947 hatte die SED durch 
zahlreiche Eingriffe in die Fühmngsgremien der CDU &für gesorgt. d d  in 
der zentralen Leitung und den Bezirksvonünden nfonschrittlicheu Funk- 
tionäre eingesetzt wurden. Zur Absichemng der Gefolgschaft schien dies 
der SED dennoch nicht ausreichend. Seit der Jahresmitte 1952 baute sie 
ein umfangreiches Kontrollsystem auf, &s ihr nicht nur eine gründliche 
Kenntnis über vorhandene Stimmungen in den Blockparteien vermitteln 
sollte. sondern auch eine entscheidende Einflußn3hme auf deren Aktivitäten 
erlaubte. Der nSektor Befreundete Organisationen* imerhalb der ZK-Abtei- 
lung nLeitende Organe der Partei und der hlassenorganisationen« erstellte 
Berichte über die Lage in den Blockparteien und leitete diese Beurteilungen 
an den zusmdigen Sekrei3 des Zenmlkomitees weiter. Quellen für die 
SED-Informationen waren die Berichte der eigenen Bezirks- und Kreislei- 
t ~ n g e n , ~  wo spezielle Arbeitsgmppen mit der Beobachtung der Blockpu- 
teien b e f d t  waren. Sie nahmen die Anleitung auf diesen Ebenen wahr. 

30 Romkoll dcs Schuriaü vom 19.6.1961 (ACDP VII.0ll-572). 
31 Vgl. Schwr Befreimdcte Pmcien, Behh l  iiberden 7. Paneitag der CDU (StAPIIO, ZPA. 

IV 2/15/29), 
32 VgI. Lehrpläne der Zniualen Schu1ungrrt;ine Burgwheidungcn 1956 (ACDP VII-012- 

601) und Dirporiiionen lilr die Vorlesungen 1963 (ACDP V11.012-1551). 
33 Vgl. die gedruckten Romkolle der Tagungen des näridiurns -Bürgmpflichl und Chi- 

smpiiicht~.  
34 Vgl. die Lnstmkteurtmichie 1952-1959 (SiAP%IO. ZPA. IV 211514). 
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besuchten die Jahreshauptversammlungen und Delegiertenkonferenzen und 
hielten Kontakt zu den Funktion5ren der Blockpaneien." 

Darüber hinaus erhielt die SED durch die Protokolle der paneileitenden 
Gremien der CDU (Hauptvorsimd, M i d i u m .  Sekretariat), durch hfonats- 
statistiken, Informations- und Brigadeberichte nahezu lückenlose Kenntnis 
von allen innerpmeilichen Vorgängen. Die Effektiviiät der Anleitung und die 
Vermeidung unerwünschter Äußemngen sollte weiterhin dadurch gesichert 
werden. h ß  die Blockpmeien nicht erst nachtmglich ihre Protokolle ein- 
reichten. sondern bei wichtigen und öffentlichkeitswirksamen Vemsmltun- 
gen. bei Parteitagen oder Hauptvorstandssilzungen. bereits Wochen vor dem 
Ereignis Konzeptionen über Ablauf, Refentlhemen, Diskussionsbeiträge 
und Entschließungsdokumente bei der SED ablieferten. Der SED war es 
somit möglich, ihre Vorstellungen über die Schwerpunkte von Referaten 
bis zur Verändemng einzelner Formulierungen durch~etzen?~ Allerdings 
wird bei einer Durchsicht des SED-Quellenbestandes .Befreundete Pmeienu 
ebenfalls deutlich, daß der ZK-Sektor mit der vielfach oberllichlichen Wahr- 
nehmung der Anleitung durch die nachgeordneten SED-Pmeigliedemngen 
langfristig unzufrieden war." 

Von großer Bedeutung für die organisatorische, inhaltliche und personelle 
Anleitung der CDU waren weiterhin die Gespriiche des Sektors ~Befreun- 
dete Pmeienu mit Götting und weiteren S e k r e ~ e n  des Hauptvorsmdes. 
Beispiele für Anweisungen der SED sind die nEmpfehlungenu im Frühjahr 
1953. von der Bildung neuer Betriebsgruppen abzusehen, eine eindeutige 
Stellungnahme zur Jungen Gemeinde in der Neuen Zeit zu verörfentlichen 
oder politisch unzuverlärsige Funkt ionh abzuberufen?s Gbrting lieferte in 
diesen Gespmchen Informationen über personelle Interna der Pmeileitung 
und nutzte den direkten Kontakt, um Anliegen der CDU vorzutragen. 

Die Einflußnahme der SED beschränkte sich nicht auf Hinweise zur Ab- 
berufung von Funktionären, die ihr unzuverlässig schienen. Ebenso griff sie 
in die Neubeserzung von Stellen des hauptamtlichen Parteiapparates ein. D3 
das Zentralkomitee genaue Kenntnis über die hnupmtlichen Funktionäre 

, . 
35 VgL Sckmr Befremdete Organiaionen, Dic Entwicklung der Weinbürgcrlich-dmkra- 

k h e n  Pmeicn in der Zeit zwischen dcm IV. und V. Panciwg mem Panei S.8 (StAF'MO. 
ZPk IV 2IISR). 

36 VgL zum 7. Panciwg (1941) StAPXtO. ZPA, IV 2/15/28 und IV Wt5R9. 
37 VgL als Beispiclc: AbL Leim& Organe. Bericht von der Arbeiütagung &r Bezirks- 

leiimg Poudun mit dcn vmivorilichen Inswktcwen iiir Befreundete hgmirationen dcr 
Kreirleiiungen am hlinwoch. dcm 23.2.1953. S. 1 (STAPMO. ZPA. IV 2II515); Wckm 
Befreundete Organisationen Bericht Gbcr den E i u  in lallc vom 10. bis 13.8.1960. S. 1 
(StAP>IO, ZPA, 1V Y15/5). 

38 Vgl. A k m o i u  iiter die durchgcfihne Besprechung vom 92.1953 zwischen Gcnosvn 
Uruier. Gen Fivhcr wwic dem Cnicralwkretir def CDU Göning und scinem persönlichen 
Rcfercnm Fixher (Sri\P.\IO. ZPA. IV Y1516). 



der Blockpmeien verlangte, konnte der Generalsekreiär in den Besprechun- 
gen mit dem Sektor *Befreundete Orgmisationenu lediglich Vorschläge 
unterbreiten. Für einen Fall der Neubesetzung eines Bezirksvorsitzes ist 
sogar bekannt, daß sich Götting im Gesprich mit der SED erkundigte. 
welcher Termin der SED für den Personalwechsel geeignet ers~heine.'~ Die 
SED überprüfte die vorgeschlagenen Kandidaten, indem sie Informationen 
und Charakteristiken von ihren Kreis- und Bezirksleitungen e i n h ~ l t e . ~  
Auch für die vergleichsweise unbedeutenden ehrenamtlichen Mitglieder 
der Bezirhvorstinde bestand eine mehrfache Kontrolle. Sie zeigt, wie der 
Demokntische Zenüalismus in den Blockpaneien funktioniene. Bevor ein 
Bezirksverbmd die Vorschl9ge für die Neuksetzung des Vorstandes zur 
Kontrolle durch die eigene Paneillihmng nach Berlin schickte, war die Liste 
bereits durch die Bezirksleitung der SED Liberprüft worden.4t Die enge Form 
der Anleitung und Kontrolle führte dyu,  &B die offiziellen Erklbngen'der 
CDU sowie die PYteiiage. die Bezirks- und Kreisdelegienenkonferenzen 
überwiegend den Envvrungen der SED entsprachen. tiber jeden einlclnen 
Delegienen des Pmeiiagcs ließ die SED im Vorfeld eine umfangreiche Cha- 
rakteristik erstellenP2 Refente und Diskussionsbeitriige wurden mehrfach 
geprüft. 

Während die Anleitung auf der zentralen. der Bezirks- und der Kreisebene 
in umfassender Form gew;ihrleistet war. wies sie für die Onsguppen zum 
Teil erhebliche Lücken auf. Der Koniakt zur Nationalen Front funktioniene 
auf der Onspppenebene  nur unzureichend. die Beobachtung der CDU- 
Vemsialtungen erfolgte nur sporadisch? Dies hatte zur Folge, &D im 
vermuren Kreis der Onsguppen,  die in ländlichen Gebieten h3ufig nicht 
mehr als ein Dutzend hliiglieder hatten, nicht nur offener gesprochen 
werden konnte, sondern &D sich aus der m g e l h a r t e n  Anbindung vieler 
Omgwppen an die eigene PYteileitung auch Hinweise auf eine deutliche 
Kluft zwischen Führung und Basis ergeben. 

39 Vgl. Aktcruiotir Libn cine Besprechung zwischen &m Generalsekretär der CDU. Göning. 
seinem Sicllvemeier Sefrin und drn Gmossen hlarlow und BuWurdt am 4.3.1951 (SIAPSIO. 
ZPA. IV U1516). 

40 Vgl. der SEPBczirlsleining FrankfunK)der an den Sckm Befreundete Panci.cn V. 

6.8.1968 (SiAP.\lO. ZPk IV AUI5152). 
41 VgI. Bmcht Likr dm durrhgcfihn.cn Inrmik~reinsalz im Bezirk Schwcrin vom 17. - 

205.1954. S.7 (StAP.\lO. D A .  IV U1515). 
42 Vgl. mr dcn 8. Panciiag: StAP.\lO. ZPA. IV Ul5/30/3l. 
43 Vgl. hlowkrichts der Oczlkc 1969 (ACDP Vll413-tSO(). 
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111. lnteressenvenretung 

1. Vertretung christlicher Belange ' 

Eine Interessenvenretung christlicher Belange strebte die CDU-Fiihning seit 
den frühen finfziger Jahre nicht mehr ernsthaft an. Dies gilt auch iiir 0110 
Nuschke, der zwar noch eine gewisse Unabhängigkeit in der Beurteilung 
kirchen- und auch deutschlandpolitischer Fragen bewiesVu sich jedoch zu 
eindeutigen Stellungnahmen nicht mehr in der Lage sah. Unter der Leitung 
von August Bach und G e d d  Götting nahm die CDU schließlich in d len 
Konflikten zwischen S t y t  und Kirche konsequent für die Posiiion def SED 
PYtei. 

Nachdem sich die CDU-Pmeileitung im Frühjahr 1953 nach entsprechen- 
der Aufforderung durch die SED entschieden gegen die xstm.tsfeindlichen 
Tätigkeilu der Jungen Gemeinde ausgesprochen hattepS zeigte sie auch in der 
Auseinandersetzung um die Jugendweihe 1954155 eine nachgiebige tidtung. 
Sie stellte sich damit erneut gegen weite Teile ihrer hlitgliedschaft. die der 
Jugendweihe nicht nur ablehnend gegenübers~nden .~~  sondern als Eltern 
oder Lehrer auch erheblichem Druck ausgesetzt warenP7 In einem v e m u -  
lichen Schreiben an die SED gab die Parieiführung zu verstehen, dzß sie 
als Pmei  weder zur Jugendweihe aufnifen noch sich an den Ausschüssen 
für Jugendweihe beteiligen könnePa Ihre Bedenken entzündeten sich jedoch 
nicht an der Bedrängung christlicher Bürger, sondern an der Gefahr des 
eigenen Ansehensverlusis und der dadurch verminderten Einflußnihme auf 
die ihr zugewiesenen Bevölkerungsgmppen. Die Pmeifuhrung sagte zu. 
ihren Einfluß geltend zu machen. d d  von seilen der Kirche oder aus anderen 
Reihen der christlichen Bevölkemng nicht gegen die Jugendweihe propagien 
werde. Sie stellte allen Mitgliedern die Beteiligung an den Ausschüssen für 
Jugendweihe frei. rief zur T o l e m  gegenüber jenen auf. die von diesem 
Angebot Gebnuch machten und wies die Bezirksverbände an, rkulturkämp 
ferischen Tendenzenu in den Stellungnahmen der Kichenleitungen gegen 
die Jugendweihe en~gegenzutreten!~ Die Jugendweihe ist allerdings auch ein 

44 Vgl. V m e r k  des S e k m  an Mavm 19.257 (SWSIO. ZPA IV YI5Li): vgl. Nuxhkc. 
Rede 8. PYtciIae. Rotobll. 5.73-74. 

45 VgL SC& k~f r rvndnc  Orpminirationm. Altrnvcmurk iibcr die am 23.2.1953 sunpe- 
furidcnc Bnprrchwg zuirrhcn don GcncnlrelrctLc Jcr CDU. llmn Glninp. s u i e  mit seinem 
prnihlichcn Rcfrmitcn I l r m  fivhcr und d m  Cenorvn Elrmn und Liplm (SLWMO. ZPA. 
1V Y1516). 

46 Vgl. Bmcht Liter Dikiü~iom in u m  hlitgliedwhaft und dn weiteren chrütlichm 
U ~ ö l k m i n p :  rur lueendwcihc. 13. O k m k  1955 (ACDP VIt-013-209). 
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Beispiel dafür. dail sich hliiglieder der Pmeifihmng intern um Korrekturen 
bemiihten. In Gesprichen mit dem SED-Sekretär Paul Wandel versuchten 
sie, den atheistischen Charakter abzumildern und die Verschiebung des 
Zeitpunkts der Jugendweihe sowie die Einbeziehung von Pfarrern in die 
Jugendstunden zu erreichen?O 

Wie weit die geistige Anpassungsbereitschaft an Positionen der SED und 
die Suche nach verbaler Rechtfenigung zur hlitte der fünfziger Jahre bereits 
fortgeschritten war, macht eine Diskussion im Enveiienen Sekretariat der 
CDU im November 1955 deutlich. Die Äußemng von Wdter Ulbricht vor 
dem ZK der SED, &ß die religiöse Weltmschauung den Fortschritt behin- 
dere?l haiie unter CDU-hfitgliedern zu Unmhe und Empömng geführt. Die 
Besprechung dieses Vorfalls im eweitenen Sekreirinai der CDU offenbart 
eine sehr weitgehende Tolennz gegenüber der atheistischen Propaganda der 
SED und zeigt. wie weit sich die Kluft zwischen der Pmeifiühmng und 
der Basis bereils entwickelt Götting erklWe die atheistische Propa- 
ganda zur einer rinnerparteilichen Angelegenheit der SEDr5' und stellte 
fest. daß fortschrirtliches Christentum im Sozialismus durchaus möglich 
sei. hlehrere Bezirksvonitzende bekundeten ihr Verständnis. Die in der 
Verfassung garantiene Glaubens- und Gewissensfreiheit beziehe sich auch 
auf Atheisten. Für die Christen k ö ~ e  es keine Privilegien geben: »Wenn in 
einem S m 1  wahre Glaubens- und Gewissensfreiheit hemcht. muß selbstver- 
siändlich auch den hlmis ten die hlöglichkeit einer atheistischen Propaganda 
gegeben werdensu. Die Diskussionen innerhalb der hlitgliedschaft seien 
völlig unventindlich; die Aufklhngsarbeit sei zu verbessern. 

Auch in anderen Fragen. die die Gmndlagen christlichen Selbstverstind- 
nisses berührten, zeigte die CDU-Führung wenig Verstindnis fürdie beson- 
deren Belange ihrer hlitglieder. Nach Verabschiedung des \VeVehrpflichtgeset- 
zes im Januar 1962 wurde die Verbessemng der Wehrmonl auch der christ- 
lichen Bevölkemng zu einem vordringlichen Thema der Propsgandyrbeit 
der CDU erklW. In der Schulung sollte daher die These venreien werden. 
&ß eine Gewissensnot in der F n g e  des Wehrdienstes objektiv nicht bestehe 
und daher die Regelungen des S m t e s  nur den objektiven Gesetzmäßigkeiren 

50 Vgl. Scktor Befreundne Orgmisaiionns EnwicWung der CüU seit dem IV. Parteitag 
u n m  P m i  bb jetzt 119581 (SiAP.\tO, ZPA, IV 2115ß). Vgl. auch Brief von Göning an dir 
Politbiiro der SED V. 25.10.1956 (Abschrift) (ACüP VII-013-202). 

51 Vgl. Reim Ulbrichu auidei  25. des ZK dn S& im Oktober 1955. Neues 
Deutrchlond (SD) V. I. November 1955. 

52 Vgl. Anlage zum Protokoll der Siirung des crueiterun Sclmarius vom 9. und 10.1 1.1955 
zur Aurs~rache (ik die politische Lage (ACüP V11411-1838). 
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Rechnung wagen könnten." Die Reihe solcher Beispiele ließe sich fonset- 
Zen. etwa für die Fnge der Spaltung der EKD gegen Ende der sechziger 
Jahre oder fiir die Einführung des obligatorischen ~Vehrkundeunterrichts im 
Jahr 1978?6 

Die zumindest seit der hlitte der funfziger Jahre eindeutige Unterstützung 
simtlicher Positionen gegen die Interessen der Kirche Iäßt die dismziene 
Haltung von Pfarrern und kirchlichen hliwrbeitem als eine natürliche Folge 
erscheinen. Das Bemühen der CDU. Theologen und Pfarrer anzusprechen. 
sie zu parteilichen Stellungnahmen in den Gemeinden zu bewegen und sie 
nach hlöglichkeit auch fur eine hlimbeit in der Partei zu gewinnen. erreichte 
im großen und g m n  keine ~rfolge. Wjihrend es in der Fnihphase der CDU 
ein großes Engagement von P f m r n  gegeben hatte,57 gelang es später nicht 
mehr. in dieser Gruppe der fur die CDU wichtigen hlultiplikatoren FuO i u  
fassen. Siatisiiken nennen für das Jahr 1965 222 Pfarrer in den Reihen der 
CDU,58 1970 waren es noch 207?9 Die Neuzuginge konnten somit kaum 
die Abgänge ausgleichen. 

2. Venretung des hlittelstands 

Ein ähnliches Ergebnis ergibt sich fiir die Interessenvenretung der zweiten 
Zielgnippe der CDU, der selbstbdigen Handwerker. Gewerbetreibenden 
und privaten Unternehmer. Seit der 111. Pmeikonferenz der SED im Jahre 
1956 wurde den Blockparteien verst3rkt die Aufgabe zugewiesen. in den 
>~hlittelschichtena für die Organisationsformen der sozidistischen Wirtschaft 
zu werben. Selbsfidige Unternehmer sollten sich um simtlichen Kapital- 
beteiliyng bemühen, private Einzelhindler KommissionsvenrSge mit der 
volkseigenen Handelsorganisation abschließen und Handwerker in Produk- 
tionsgenossenschafien eintreten. Zu diesem Zeitpunkt hatte sich die CDU die 
marxistische Winschaftstheorie bereits vollstindig zu eigen gemacht. In der 
Schulungsarbeit wurde den Funktionären und hliigliedern die Auffassung 
vermittelt, da0 ndas Verlangen der Arbeiterklasse wch Sozidisiening aller 
Produktionsmittel berechtigtum sei. Die Pateifihrung der Ost-CDU erwies 

55 VgL Protokoll der Dcmicnkanfcrcnr in Burguheidungm V. 31.1.1962 (ACDP Vi1-012- 
rn). 

56 VgL HELWIG (wie AML I). 
57 VgL Sicgfried SUCKUT. *airüilich-Dernokmiuhe Union Deutschlands. CüU(D)r. in: 

SBZllandbuch. Smoilirhc Ikmdlrungtn. Porrpien, gerellrrho/rlichr Orgoni~oriom-n und ihre 
Fühmngrkrific in der Smjerirclun Bcsocungr:ome Dewschldd  1943 - 19J9. hg. von hlanin 
BROSZAT und Ilennann WEBER. hliinchen 1990.S.517. 

58 VgL Abt. Panciorganc. Bclr.: Bcrichi über u m  Arbcit im Jahre 1965. S.36. Vorlage 
Ci Sclrretariat am 143.1966 (ACDP VIIOII-IM). 

59 Vgl. Analyw aun rtaiirtkhen D&ht 1970, S.4 (SIAPIIO. ZPA, IV WI5149). 
W VgL RLifungsthcmm M hlittcktufcnlehrgmg 111956 (ACDP IV-014-081). 



sich nicht als eine Kraft, die im Rahmen ihrer begrenzten hlöglichkeiten die 
Vergesellschaftung zu hemmen suchte. sondern sie schien beim Vorantreiben 
der Sozialisierung sogar eine aktive Rolle übernommen zu haben. Auf dem 9. 
CDU-Parteitag (1958) trug Götting weitere Vorschläge zur Ausdehnung der 
smtlichen Beteiligung und der Genossenschaftsbildung v0r.6~ Auch beim 
letzten Schub der Sozialisiemng der halbsmtlichen Betriebe im Jahr 1972 
sollen Anregungen und Anstöße von der CDU ausgegangen sein.62 Der Kurs 
der Parteiführung in der whlittelstandspolitiku t n f  jedoch nur auf geringe 
Resonanz unter den hlitgliedern. So  heißt es im Jahresbericht 1962 der 
Abteilung Politik. daU es bei Handwerkern und Angehörigen der privaten 
und halbst~tl ichen Betriebe verbreitet noch rZweifel an ihrer Perspektive 
im S o z i a l i s m u s ~ ~ ~  gebe. 

Als in den frühen iünfziger Jahren deutlich wurde. daß die CDU eine 
Interessenvenretung weder w3hrnehmen konnte noch wollte. wandten sich 
viele hlitglieder ab. Die Gesamtzahl der hlitglieder, die Anfang 1950 
noch deutlich über 200.000 gelegen hatte. erreichte im Januar 1955 noch 
125.0CtXa In den 60er Jahren stabilisierte sie sich aufgnind intensiver 
hlitgliederwerbung bei 100.OOO,u um schließlich bis zum Ende der 80er 
Jahre in kleinen Schritten wieder anzusteigen. Bei den Begründungen f i r  
die Parteiaustritte fillt auf, d3Q die CDU in den funfziger und sechziger 
Jahren nach beiden Seiten verlor. Nach den statistischen Angaben verließ der 
kleinere Teil die Partei aus Unzufriedenheit mit der Politik der Ost-CDU, 
walirend angeblich die überwiegende Zahl aus weltanscliaulichen hiotive 
verließ. weil sich diese nunionsfreundeu fur die marxistisch-leninistische 
\Velmschauung entschieden h9tten.* Derartige statistische Angaben. die 
von der CDU an die SED weitergeleitet wurden. mllssen mit großer Vorsicht 
beuneilt werden. da sie offensichtlich wiederholt von der Absicht bestimmt 
waren, Bedenken der SED in bezug auf hleinungen und Ansichten an der 
CDU-Basis zu zerstreuen. 

1V. Stimmung an der Parteibasis 

Öffentliche Unmuts5ußerungen von CDU-Mitgliedern waren seit den frü- 
hen funfziger Jahren nicht mehr zu erwarten. Seit Ende 1952 wurde das 

61 Vgl. Rolf BORVER D;c Bcsrrebungen der CDU zur Einbe-:iehung der iIlirrelr~hichren in 
P n  ~oriol~rr irch~n Au+u (19S6-19S81. Dcrlin (O,!) 1967. S.36-37. 

b? Vgl. hlonih KAISER. 1972 - K m k  Ourfürdrnl!~rr~ls~anJ.. Zum llirlen son SED. CDU. 
LDPD undNDPDfür die Ikrrl~rlirhuni! der ~ l c i n -  und~l i~~~lbt r r iPbCi  Derlin 1990. S. i 1-12: . -  ~~ ~- 

63 ~alucrbrich! dcr Abteilung ~ol.!il. S.6 (ACDP V11013-106-I). 
61 Vgl. Plmhch! fu Jmuu I935 (ACDP V11013.1800). 
65 Jalucrobcrichi 196? dir  Ahcilung Poliiik. Anlage 11. LACDP V11013-1061). 
66 Vgl. Ahrilung Pancinguic. Dcu.: Dach!  unrnn M v i t  im I h  1965. S.36 a, Vorhgc 

mr dir Scircuriu am 143.1966. VllOlt-104). 
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in ~aderparteien übliche lnstmmenwium der inneren Kontrolle auch in 
der CDU angewandt. Insimkteure und Stoßbbrigaden der Pmeileitung, 
Untersuchungsnusschüsse auf Kreis-. Bezirks- und zenmler Ebene, deren 
Ergebnisse auch der SED vorgelegt wurden. sowie Kontrollen im Zuge von 
Umtauschaktionen aller Mitgliedsbücher schufen ein Klima der Einschüch- 
t e ~ n g . ~ '  Die übemchende Verhaftung von Außenminister Deninger, der 
an msgeblicher Stelle den prokommunistischen Kurs der CDU mitbestimmt 
hatte. war ein deutliches Zeichen. da0 sich niemand sicher wähnen konnte. 

Obwohl die regelmsige Berichterstattung über hleinungen und Stim- 
mungen an der Parteibasis zu den festen Pflichten der Parteisekrewiate 
gehöne. sind die dort referierten Zustandsbeschreibungen kaum zuverläs- 
sig. Die in der Parteileitung angefertigten zusammenfassenden Berichte 
erscheinen wirklichkeitsfem und lesen sich 2.T. wie eine Aneimderreihung 
propagandistischer Losungen: wDie hfilgiiede~enamml~ngen, die mit dem 
Thema 'Frieden f i r  alle Menschen guten Willens' durchgefihn wurden .... 
waren vor allem gekennzeichnet von erneuten Protesten unserer hlitglieder 
gegen die amerikmische Aggression in Xetnam und von dem Bestreben. 
auch künftig alle Mt zur weiteren allseitigen Stirkung unserer Republik 
einzusetzen, in der GewiUheit. damit den wirksamsten Beitng zur Sicherung 
des Friedens zu  leisten^^. Es bedarf jedoch noch sorgfältiger Analysen. 
inwieweit bereits die Berichte der Kreis- und Bezirkssekreoriate der Panei- 
leitung ein weitgehend unrealistisches Bild über die h g e  in ihren Verbiden 
vermittelten. 

Die Verschleierung der wirklichen h g e ,  die auch aus dem Bestreben 
enistand. sich in Konkurrenz gegenüber den anderen Blockparteien keine 
BIöUe zu geben, uaf gelegentlich auch bei der SED auf K~itik.@ Größere 
Aussageknft und Realitäisbezug haben indes die monatlichen Berichte der 
Kreis- und Bezirksverbände und insbesondere die persönlichen Berichte 
der Bezirksvorsiizenden an Götting. die nicht an die SED weitergeleitet 
wurden. Kennzeichnend ist jedoch auch hier. &U sie überwiegend aus dem 
Blickwinkel der SED-Positionen geschrieben sind. wFdscheu Auffassungen 
und wfeindlicher Argumente werden referiert, &mit man ihnen'in der 
ideologischen Arbeit besser begegnen konnte. 

Angesichts dieser auf Erfolgsmeldungen orientierten Berichtersiattung 
kommt den Lageeinschätzungen der SED besondere Bedeutung zu. Der 
ZK-Sektor beuneilte zumindest bis zum Anfang der sechziger Jahre die 

67 Vgl. Jochen FRANKE. rDn Fall ikninger und seine inncrpaneilich Auswirkungen 
Eine Dokumrniaiiona. in: DA U (1992). S.286-298. 
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politische Zuverlässigkeit der überwiegenden Mehrheit der CDU-hlitglieder 
als eindeutig negativ. Der Einfluß ~reakiionker Kreiseu sei groß, die tatskh- 
liche Einstellung überwiegend passiv. Die Zustimmung zur Politik der DDR 
beschränke sich auf formale Bekenntnisse. während die Diskussionen in den 
Paneigliedemngen meist negativen Charakter trügen.?O Nach Eirischätzung 
der SED erhielt die CDU vor allem in jenen Ortsgruppen größeren Zulauf, 
in denen sich Funktionäre offen gegen die Politik der SED gestellt hä1ten.7~ 
In der Phase nach Einführung des neuen Kurses, in der es auch bei der 
CDU-Fühmng zu Schwankungen gekommen war. habe der Unmut an der 
CDU-Basis besonders heftige Wogen ge~chlagen.~' Nach wie vor seien die 
fonschrittlichen Kr5fte in der Defensive. sämtliche feindliche Argumente 
seien in der Pmei  verbreitet, Fordemngen nach der Abberufung von Götting 
seien erhoben worden. Viele CDU-hlitglieder seien über das gute Ergebnis 
der westdeutschen CDU bei den Dundeswgswahlen 1953 befriedigt?' In 
einer Einschätzung der hleinungsbildung in den CDU-Ortsguppen im Jahr 
1958 heißt es: >In sehr vielen Ortsgruppen der CDU haben die reaktio- 
n k n  Kräfte. die vielfach die Politik der West-CDU als richtig anpreisen, 
die Initiative. Sie spekulieren auf die Ver3ndemng der gesellschaftlichen 
Verhältnisse in der DDR und arbeiten teils offen. teils versteckt feindlich. 
Viele der Ortsgruppen der CDU sind in Auflösung begiffen, weil sie mit 
der offiziellen Politik der zentralen Paneileitung nicht einverstanden sind. In 
der überwiegenden Anzahl weichen die positiven W f t e  in den Ortsgruppen 
und vielfach auch hlitglieder der Kreisvorstinde vor der Auseinandersetzung 
mit diesen Elementen ~urücka7~.  

Daß weite Teile der hlitgliedschaft mit Passivit3t und Desinteresse auf den 
Kurs der Pmeifiühmng reagierten, hatte Konsequenzen für die Parteixbeit. 
die sich so auf relaiiv wenige Schultern verteilte. Die Veranstaltungen in den 
Ortsgruppen und Kreisverbdden stießen auf geringe Resonanz. Dies u;if 
auf die Beteiligung an den monatlichen hliigliederversammlungen ebenso 

70 Vgl. Abt Leiiendc Organe der Pmei und der hlzxnorganisaiionm, Bcricht iibn die 
Lage in doi anderen Pmien  nach der 11. Pamikonfmw 28.10.1952. S.5 (SIAPAIO. ZPA. 
IV 2115ß): vgl. Abt. Lcitcnde Organe der Panci und der hizsrenorganisuimen. EuiscMining 
dcr Lage in den andem Paneim. CDU, 4.9.195-1 (SV\P!40. D A .  IV 2115ß); vgL Sekwr 
Defrcundcic Organisationni. Die EntwicWung der kle inbürgnl ich~oIv~ischcn Pmim in 
der Zeit zuiuhen dem IV. und V. Paneiwg unserer Panei (SIAPSIO. ZPh 1V 2115/2). 

71 Vgl. Sekm Delreundeu Organisationen, Die llalrung der Fvnktioriire und hlitglieder 
CDU zu den Fragen des Kampfer um den Fricden und die Einheit cincs demokraiiuhen 
DcuLschlvld sowie iwn AuIöau den Sozialismus. 16.1.1953. S.5 (SWMO. D A ,  IV YI5ß). 

72 Vgl. IIALIPTS (wie Anm. I). S.398-400. 
73 Ableitung Leitende Organe der P m i  und der hlzmorganiraiionm, Bericht an dar 

Politbüro des Zcnualkomiteer. Dm.: Die gcgrnu.Mipc Lage in den anderen Panrien. 15.12.1953 
(SlAF'AIO. ZPA. IV 2/15/3). 

74 Entwicklung der CDU wit &m IV. Pmi l ag  unser Panei im Jahre 1955 bis jern. S.6 
lSlAP.\IO. ZPA. IV Y15ß). 
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wie auf die örtlichen Schulungsverwst3ltungen, die aufgmnd des geringen 
Teilnehmerinteresses bis zum Ende der 50er Jahre nur äußerst unregel- 
mä0ig zustande Daß zahlreiche vorgesehene Teilnehmer an den 
Lehrg3ngen der Pvteischulen ohne Entschuldigung fernblieben. war kein 
Einzelfall. Anders als die SED verfiigte die CDU auch nicht über die nötigsn 
Dmckmittel, um die satzungsmä0ig festgelegte Pflicht der Teilnahme an 
Schulungsm~ßnahmen durchzusetzen. Die im Vergleich zur SED geringere 
\'erfiigbxkeit der CDU-hlitglicder könnte daher auch als ein Gmnd für 
den Beitritt in diese Partei in Bemcht.kommen. Die Passivität hatte aber 
auch Folgen für die Bereitschaft zur Übernahme von kommunalen Ämtern 
und für die Wirksamkeit gegenüber der parteilosen Devölkening. \Ver selbst 
nicht überzeugt ist, kann nur schwer Übeneugungsarbeit leisten. Die CDU 
hatte wiederholt Schwierigkeiten, die ihr zugewiesenen hlandaie in den 
Volksvertretungen auf Gemeindeebene zu beset~en.7~ Dies galt gelegentlich 
sogar auch für die nicht so  umfangreiche Zahl der Miiglieder von U t e n  der 
Kreise.= 

Zu den Kritikpunkten, die an der Basis der CDU immer wieder vorge- 
tngen wurden. gehörte die Anerkennung des Führungsanspmchs der SED. 
Die Berichte umschreiben dies in der Regel in allgemeiner Form. Für das 
Jahr 1954 liegt jedoch in einem Stimmungsberichi der CDU der seltene 
Fall der Wiedergabe wörtlicher Zitate vor. Es handelt sich dabei um die 
Reaktion auf einen Artikel des Generalsekretärs Göiting, der unter dem Titel 
nDer IV. Paneiwg der SED ist von großer Bedeutung fur alle deutschen 
Pauiotenu veröffenilicht worden war. Im Stimmungsbericht heißt es: .\Vie 
kann sich nur der Generalsekretär der CDU für eine denrtige Verherrlichung 
der SED hergeben. Wir wissen doch g m  genau, daß das Volk &von nichts 
wissen will, und nun macht doch die CDU alles mit und untersrützt noch 
die SED in ihren hlachtbestrebungen. hlacht endlich freie IVahlen, dann 
ist es sowieso vorbei mit dem Fühningsanspmch~~~. Eine andere Stimme 
äußerte sich so: *Das ist wirklich ein starkes Stück :.. hlan darf sich nicht 
wundem, wenn sich immer mehr hliiglieder abmelden. hfir kommt es so 
vor, als ob der Generalsekretär bei der Veröffentlichung dieses Artikels 

- 

75 Vgl. PLancriillungrbcricht Okloter I954 (ACDP VIIOI3-691): Berichte der ßezirksvir- 
binde. Febrw 1958 (ACDP V11413-575). 

76 VgI. Brief der SED-Bezirksleitung Halle an den Sektor Dclreundete Orgmisaiioncn, 
25.8.1961 lSlAP.\fO. ZPA, IV YlSß). 

77 ViI. S>IV. Abt. Parteior~me. Aurwnnine des swtirtiuhcn i3e"cht.i für du Jahr 1968 - -~ - ~~ ~~~~~- 0 ~ -  ~- ~~ 

-~ ~ 

(SIAP.\lO. LPA. 1V A2/IJl49): vfl. SHV. ~ b t .  &~ßc~t.lußiorhFe ScLmuri~i V: 13.1.197& 
Inlomatia Ubcr &n Stand d n  Ladsrpol.tiuhcn Vorkrcitung Jn Hc~vah l  dcr Mir der K ~ c i v  
( S ~ ~ t 0 , Z P k  IV A2/15/51). 

78 Bericht i ikr die Stimmung und hleinung von F d t i a n  und M i t g l i c h  &I CDU m 
dcm Anikcldes Gnwralsekxtäre Gerald Cöning in der hZ V. 14.3.1954 (ACDP VII-013-1291). 



nur einen Auftng von bestimmter Seite ausgefühn h3tr79. Auch das Fazit 
des Berichterstatters auf diese Äußerungen verdient Beachtung, da  es  den 
gewollten Wrklichkeiuverlust in der Paneileitung erkennbar werden Iäßt. 
Es gebe immer noch Unionsfreunde, die nicht die politische Reife besitzen. 
um die Tngweite der Ausführungen von Gerald Gö:ting zu verstehen; durch 
intensive Aulkläning sei ihnen die erforderliche Klarheit zu verrni i~eln .~~ 

Die Einstellung zur Führungsrolle der SED ist nur ein Beispiel für die 
großen Vorbehalre. denen die ideologische Aufkläning unter den CDU- 
hlitgliedern ausgesetzt war. Die Grundfragen der politischen Orientierung 
der DDR, die Einheitslistenwahl, der Aufbau des Sozialismus, die maßlose 
Abgrenzung von der Bundesrepublik stießen bei vielen CDU-hlitgliedern auf 
ausdrückliche Ablehnung. Offensichilich gelang es  auch langfristig nicht. ein 
nDDR-Bewußisein~ heranzubilden. Zweifel am Sieg des Sozialismus. an der 
viel beschworenen Gefhlichkeit  des nwestdeutschen Imperidismusu urid 
die Hoffnung auf Entspannung zwischen beiden deutschen Simten blieben 
für die Srimmungslage an der Basis ~ r ä g e n d . 8 ~  

Angesichts der skiuienen Anpassungsbereitschaft der Pmeileitung ist 
es ersounlich. &U die SED auch viele hauptamtliche CDU-Funktionse 
unter EinschluD der höchsten Paneigremien als labil und unzuverlZssig 
beurteilte. Vorwürfe gegen den zentnlen Appmt .  der die fonschrittliche 
Linie abschwäche und sogar einen »offenen Kampf* gegen die sozidisti- 
sche ldeologie filhre, können bis 1957 belegt werden.82 Aber auch für die 
sechziger Jahre gibt es  noch Hinweise der SED. Bezirksvorsitzende von 
ihren Ämtern abzulösen!' Sofern nicht sogar  feindliche Auffassungen« 
bei den Funktionären selbst registriert wurdenSs-' lautete der Hauptvorwurf 
gegen die CDU-Führung. daß der progressive Kurs nicht energisch genug 
in der Panei durchgesetzt und die Auseinandersetzung mit rfeindlichenr 
W f t e n  vermieden werde.8J Den KreissekretZren k m  als Schmie r  zwischen 
der Paneileirung und den Ortsgruppen besondere Bedeutung zu. Trotz 

79 EBENDA. 
80 EBENDA. 
81 Vgl. hlimilung von U f r d  IUnionsfrcund] Dömn an Ab; Paneiorganc. Bericht übcr 

Argumcntc. 2.4.1970 (ACDP V11013-2LV4k vgL hlincilung von Ofrd. Bergh;iuwr an Abt. 
Paneiorganc. inlomwiionsbmcht für April 1970 (ACDP i'i1013-2W.I). 

82 Vgl. Sckwr Bcfrcundoc Organisationen. Die Eniwicklung dcr Weinbürgcrlichdemokra- 
fischen Pmicn in d a  Zeit rwiuhen dem 1V. und V. Pmildg unserer P m i  (SWhlO. ZPA. 
IV 2/1SfZ). 
~ 

83 Protokoll der Deraiung d a  Arbeiugnippe Befrcwidclc Organisationen V. 17.7.1968 (SIAP- 
hl0. ZPA 1V A211515). 

84 Vgl. AbL Lcitende Organe der Pmi ,  Bericht an du Politbiim des Zcnuaikmitcer. Bctr.: 
Die gcgcnw;2nigc L-rge in den anderen Paneien, 15.12.1953. S. (StAPhiO. ZPA. IV 2/15ß). 

85 Vgl. EntwicWung der CDU xil dem IV. Pmiiag wisnrr P m i  im lahn 1951 bis jcuf, 
S. 4 (SIAP.\10. D A .  IV YISß). 
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eindeutiger !derpolitischer Vorgaben errwang es die Personalnot jedoch 
immer wieder, politisch und intellektuell ungeeignete Kräfte einzusetzen, 
was die ohnehin vorhandene hohe Fluktuation in diesem Amt weiter stei- 
gene.86 Bei dieser Funktionänguppe gelang es schließlich in der Folge 
intensiver SchulungsmaDnahmen etwa seit hlitte der sechziger Jahre. hliiar- 
beiter einzusetzen. die als zuverlässig beuneilt wurden. Die Trennunglinie 
zwischen Parteifuhmng und hlitgliedschaft ist seither bei aller notwendigen 
Vorsicht im Einzelfall zwischen den Onsgmppen und den haupt3mtlichen 
Funktionkn der Kreisverbandsebene anzunehmen. 

V. Zusammenfassung 

1. Nach dem \Villen der SED sollte die Ost-CDU ein Instrument zur System- 
s~bilisiening sein. Ohne wirkliche Teilhabe an der hlacht, sondern lediglich 
an der RcprSentation des Sraates. hattc sie die primir nach innen gerichtete 
Funktion. ihre hliiglieder auf die Politik der DDR zu orientieren, \brbehdte 
abzubauen und Einsatzbereitschaft fiir den Sozialismus henforrubringen. 
Ihre politische Rolle war damit im Gmndsair der Bedeutung der Massen- 
organisationen in der Nationalen Front gleichzusetzen. Zumindest seit der 
hlitte der fünfziger Jahre regierte die Parteileitung als Befehlsempfänger und 
eifriger Erfiullungsgehilfe der SED. 

2. Eine wirksame Interessenvemetung durch die Gesamtpmei ist bis- 
her nicht festzustellen. Die niese einer selektiven lnteressenvemetung 
(Lapp) kann in dieser allgemeinen Form nicht aufrechterhalten werden. Dies 
schließt nicht aus, daß in Einzelfdlen auf der lokalen Ebene eine vom 
offiziellen Kurs abweichende politische Einflußrwhme durch Vertreter der 
CDU möglich w u  und auch wahrgenommen wurde. 

3. Der Einuiit in die CDU ist weniger als ein Signal des Wderswnds 
einzuscMtzen. sondern mehr ein Zeichen für den kleineren Kompromiß. ein 
Ausweichen vor den höheren Verpflichtungen und der schärferen Parteidiszi- 
plin. die eine Mitgliedschaft in der SED bedeutete. Weitere Untersuchungen 
zur Arbeit in den Onsgmppen miissen sich mit der Frage befassen, inwieweit 
sich hliiglieder auch gegen die Intentionen der Paneileitung und gegen die 
zugewiesenen Funktionen ~ihreu Panei für andere Belange zunutze gemacht 
haben. 

4. Trotz des äußerlich einheitlichen Erscheinungsbildes der Ost-CDU sind 
im Inneren zwischen den horizontalen Ebenen deutliche Diffefenziemn- 
gen erkennbar. Die Entwicklung zur Kaderpanei hat zumindest bis zum 

86 Bis uir hlitvder xckignlahre wurden M Jahr bis zu cincm Filnfvl der K r c i s x ~  
ausgewcchsclt (Abt Kadn. Analyse der kad~pol i tkhm Siniauon der KrcisuLrciärc. Vorlage 
für das S e h t M a t  am 62.1967. S1AP.\IO. ZPk IV A211515t). 
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Mauerbau gedauert. Auch für die sechziger Jahre ist erkennbar, daß es 
noch ein beträchtliches Unruhepotential gab, das sich in der Regel nicht 
mehr öffentlich artikuliert hat. jedoch eine deutliche Kluft zwischen den 
Zielsetzungen und Erwartungen an die Parteiarbeit und ihrer tatsächlichen 
Wirksamkeit begründete. So bleibt als ein vorraufiges Resümee festzuhalten. 
daß für die Jahrzehnte einer erzwungenen Gleichschaltung unter der glatten 
Oberfläche der Ost-CDU noch manches Zwiespältige zu entdecken ist. 



Unruhepotentiale und Re~ormbestrebungen an 
der Basis der Ost-CDU im Vorfeld der Wende 

Der *Brief aus  IVeimaru und de r  *Brief aus  h'euenhagenr 

Von hlanfred Agethen 

Schon seit der Gründung der CDU in der SBZ am 26. Juni 1945' und ihrer 
Zulassung durch die sowjetische hlilirärvenvaltung am 14.7.1945 gab es in 
der Partei Auseinanderseizungen um die Frage, ~ e l c h e s  der richtige Weg 
sei, aktiven Anteil an der Politik zu nehmen und sich dem Vereinnahmungs- 
und Gleichschaltungsd~ck der SED zu widersetzen. h lbnern  wie Johann 
Baptist Gmdl. Jakob Kaiser oder Ernst Lemmer. die versuchten, die CDU 
gesamtdeutsch zu gestalten und den 1Iandlungsspielraum der Partei gegen 
Sowjetische hlilitändministmtion (ShlAD) und SED zu halten, blieb schon 
Ende 19-17 nur das Ausweichen nach Westberlin. Spätestens nach dem 3. 
Parteitag der Ost-CDU in Edurt im September 1918 wrir klar. da5 dauer- 
hafter Wderstand gegen Sowjets und SED nicht möglich wäre. Denn auf 
diesem Parteitag verkündete Oberst Tulpanow d s  Vertreter der ShlAD neue 
Richtlinien für die politische Arbeit der CDU. die auf eine völlige Anpassung 
an den kommunistischen Kurs abzielten. In seiner Begrüßungsansprache 
forderte er die nAusschaltung* aller Elemente in der CDU, die - wie Kaiser 
mit seinem Widerstand gegen die Volkskongreßbewegung - nantisowjetische 
und antidemokratische Zersetzungsarbeitu be~rieben.~ Otto Nuschke, der 
auf jenem Parteitag gewählte I'orsitzende der SBZ-CDU. versuchte dem 
Gleichschaltungsdmck zuniichst mit hinhaltendem IViderstand zu begegnen. 
Der Griindung der DDR und der &mit einhergehenden Verschiebung der 
eigentlich für I949 geplanten freien Wahlen um ein Jahr stimmte er  nur unter 
der Bedingung zu. da5 die Parteien mit getrennten Listen in diese Wahlen 
gehen müßten. Aber mit Terromschlägen gegen CDU-FunktionUre, mit 
der Besetzung von Parteibüros und mit Hetzkampagnen in SED-Zeitungen 
wurde die CDU-Fühmng eingeschüchtert. Zahlreiche FunktionUre flohen in 

I Dmck des Gründungsaufniß z.B. bei Sieglried SUCKUT. *Zum Wandel von Rolle und 
Funktion der Christlich-Demohatischen Union Diulwhlands (CDUD) im Parieimvrl~n dcr - -~ ~~~ ~ ~~ ~ 

SBUDDR (1945-1952)". Li: I l m a n n  WEBER (Hg.). P~rr~ienryrrem zwischen Demkrarie und 
Ibllul~milrarir, K6ln 1982. S. 12911. 

2 Archiv fiir Christlich-Dmokntiuhe Politik (ACDP). Zenualberland OrtCDU. VII.010- 
485. 



90 hlanfred Agedien 

den \Vesten. Im Mai 1950 srimmte Nuschke zu. der Volkskammerwahl 
am 15. Oktober 1950 eine Einheitsliste zugmnde zu legen." Nach der 
2. Pmeikonferenz der SED im Juli 1952 e r h t e  die Ost-CDU auf ihrem 
6. Paneitag im Oktokr 1952 in Berlin die nführende Rolle« der SED 
nvorbehaltlosu an? 

hlit den Schauprozessen des Jahres 1952 und der Verhftung des christ- 
lichdemokratischen DDR-Außenministers Georg Dertinger im Januar 1953 
war der Gleichschltungsprozeß im wesentlichen abgeschlossen. Es folgten 
fast vier Jahrzehnte kritikloser Anpassung an den Kurs der SED, ohne 
wirklichen EinfluB auf die politischen Entscheidungsprozesse. Dabei be- 
stand die den Blockparteien von der SED zugedachte Aufgabe im we- 
sentlichen darin. die einzelnen gesellschaftlichen Gmppen - im Falle der 
CDU insbesondere die christlich gebundenen Bevölkemngskreise - an den 
sozialistischen Simt heranzuführen? Außerdem schienen sie geeignet, die 
kommunistische Einpmeienhemchaft zu vertuschen und eine plunlisiixhe 
Demokratie vorzuspiegeln. 
Da Bild der völligen Unterwerfung unter den Fühmngranspmch der SED. 

der auch im Anikel 1 der DDR-Verfassung von 1968 festgeschrieben war, 
gilt allerdings nur für die Fühningselite der Pmei. Das bislang bekannte 
Quellenmaterial aus allen Gliedemngen der Ost-CDU bietet zahlreiche Hin- 
weise'danuf, &B die Ba i s  der Partei keineswegs völlig gleichgeschaltet 
war, daß es Unzufriedenheit und ~i'iderstandspoteniide p b ,  daB also das 
VerhSltnis zur eigenen, fremdbestimmten Parteispitze problematisch war. 
Nur das Vorhandensein solcher Kritik- und Reformpotentiale 1st den n- 
schen Erneuemngsprozeß veniXndlich werden, dem sich die Ost-CDU nach 
dem Riicktritt ihres Vorsitzenden Genld Götting am 2. November 1989 
unterzog und der mit einem von der Basis gefordenen Sonderpmeiirig am 
15.116. Dezember 1989 in Berlin seinen organisatorischen AbschluU fand. 
DLS gesamte reformunwillige Präsidium sowie die Sekreläre des Hauptvor- 
standes waren in dieser kurzen Zeit abgelöst. der Paneivontand komplett 
erneuen worden. Die meislen der 800 Delegienen jenes Sonderparteiiriges 
waren in Urwahlen demokratisch gewählt worden. Diese rasche Aktiviemng 
demokratischer Potentiale war vor allem deshalb möglich, weil die CDU 
in ihrem Ursprung eine demokratische Alternative zum SED-Anspmch auf 
Alleinherrschaft gewesen war. 

3 Zu den GleichwhalNngsprolcs vd. neuerdings v a  hlichvl RICII'ER Die Osl-CDU 
1948-1952. Znirckn IKdersrond und Gkichrcholrung (Forschungen und Qwllrn nir Zcirgc- 
schichie. BJ.  19). 2. korrigirnc Auhgc.  D~Isvldari 1991. va. S.241-249. Vgl. auch ItvuOno 
KLEL%%iAii?l. Gexchichn der CDU. 1915.1982. Smngan 1993. S. 5948. 

4 Aurzugswcisn Druck der EntrchlicOung des 6. Paneiwgcs bei SUCKUT (wie Anm. I). 
S 170.171 7il S 1 7 1 ~  - . . , - . . -. - -. . . . . 

5 Vgl. CM.. 5.128. Vgl. auch P m  loachi  LAPP. Die .befreundtten Porreiem der SED. 
DDR-BlocLpneien kure. Köln 1988. hier v.a. S.71ff. 
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Trotz der Angepaßtheit der CDU-Paneifilhning brachte die SED minde- 
stens in den 50er und 60er Jahren den 'alten', auf eigensmdige Gründungen 
zurückgehenden Blockparteien CDU und LDPD weiterhin unverhohlenes 
hfißtnuen entgegen. Die CDU konnte unter den kleineren Blockparteien als 
einzige beanspmchen, eine schichten- und klassenübergreifende Volkspartei 
zu sein und blieb insofern ein potentieller Kontrahent zur nPanei der Ar- 
beiterklsseu. Arbeiter, Bauern. Angesjellte. Akademiker, Handwerker und 
llausfnuen waren mit bedeutenden Anteilen in ihr ~ e r t r e t e n . ~  Außerdem war 
die CDU die einzige Blockpartei, die offiziell eine von der SED abweichende 
Welmschauung veruar. 

In den Akten der Abteilung nßefreundete Parieienu beim ZK der SED 
erscheinen Ost-CDU und LDPD in den 50er und 60er Jahren noch weiige- 
hend als Paneien. deren Mitglieder das 'richtige' sozialistische Bewußtsein 
und eine 'positive' Einstellung noch nicht vollständig erlangt haben und 
stets in Gefahr sind. dem 'allen' Denken zu verfallen.' TaisSchlich zeugen 
diese Akten - sowohl die CDU-eigenen als auch die von der SED erstellten 
»Stimmungsberichte« - von erheblicher Kritik und U m g e p d t h e i t  an der 
Basis der CDU. Die Kiche oder religiöse Orientiemngen spielen hierbei eine 
wichtige Rolle. auch eine starke IVestorientiemng ist deutlich herauszulesen. 
Oft kommt der \Viderspmch natürlich nur von Einzelpersonen oder bezieht 
sich nur auf Einzelfälle. am deutlichsten wird er auf der Ebene der Ons- 
g r u p ~ e n . ~  Die Proteste an der Basis richten sich sowohl gegen den massiven 
Filhngsanspmch der SED. als auch gegen die Unterwerfungsbereiüchafi 
der eigenen Panei~pitze.~ 

6 Vgl  die umfassenden Angaben zur hliiglicdnrtlrke ( S c p m k  1989: IY-507) und zur 
hliiglicdmmilrur (bis hlirie 1990) in ACDP V1101 1-3900. Für die Jahre biu 1951 vgl. auch die 
mzialrtatktiwhm Angabniki WEBER(IIg.)(wie Anm I). S.51'); auch: P. I. LAPP. *Soziale 
ZurammnüNung der DDR-Blakpaneim~.  in: Deuirrhlond-Archiv 20 (1987). S. 339-341 (mit 
Vergleichrlahlen für 1951 und 1985). 

7 StiRung Archiv der Paneien und hlassenorganirationm der DDR M Dundesmhiv. 
SEDhhiv. Bestand ~Bcfreundere Paneien- IV 2/15/1ff. (1945-1961162) und IV WI5/Ifi. 
(1963-1971): h in  gcht cs vor allem um die Siiuaiion in den Blockpuuim alrs dcr Sicht des ZK 
der SED. Die Akten diese1 Bestandes sind für die 70er und 80er Jahre m h  nicht zugänglich 

8 VgL CM aukrden angcgeknen Stücken auch 1VZJ15/SI: Berichte libn BrigadKiruäuc 
der CDU in ihrcn Krcir und Bczirlcrverbjnden (19Y1960) und IV 2/15,9 und 10: Derichlc der 
Kreis- und Bezirkslcinmgm der SED über kir und DczirLdelcgimrnl;onfemn der CDU 
(1953-1960; 1962). -Die aufTdllig stereotjpen Schwarz-Wciß-pualifizirmngcn idmlogiwh-p 
litirchn Einstellungm als rrichtig. cder .falsch-. n p i t i v r  oder mncgativa in den Berichten 
vmeixn nicht unbedingt auf sprachliche Defizite der Berichtenden. sondern wohl cher auf die 
Ohnmacht. tcrcchtigur Kritik anden als mit sprachlichen Lccrfomln zu begegnen 

9 Zwei Beupicle für viele: n W m m  kann nicht einmal cine andere Partei regiem? ... 
Warum mUrm alle SchiUsxlporitionm in Siaat wid Wmhafi durch hliigliedn d a  SED 
k m  werdcnir (ACDP V11011058.7.itaI aus eincm Kurzbmcht der Abteilung Parteiorgane 
Utcr die mhlcinungsbildung. in den Kre i svchbdm Roßlau und Derrau vom 8.11.1965.) Und: 
*Von rfilliihn P m i  ist nichu au spürni. dnin die CDU wagt noch nicht einmal. gcgcn 
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Latente Kritikbereitschafi an der Basis wurde natürlich an neuralgischen 
Punkten der DDR-Geschichte in besonderer Weise vimlent. Dies gilt etwa 
für den Juniaufstand 19531°. für den hlauerbau im August 1961" oder für 
den Volksentscheid über die sozialistische Verfassung der DDR vom Jahr 
1968.12 Insbesondere die Stimmungsberichte aus den Kreis- und Bezirks- 
ve rb iden  der Ost-CDU nach dem Juniaufstand zeigen d3s tiefe hlißirauen 
der hlilglieder gegen die Politik der SED und gegen die eigene Paneispitze. 
Die These der SED, »westliche Provokateure und Saboteure« hätten den 
Aufstand gesteuert. findet bei der CDU-Basis keinen Glauben. Fordemngen 
nach Riicktritt oder Umbildung der Regiemng, nach freien IVrihlen, verbun- 
den mit Kritik an Presseschönf3rberei und Zorn auf die eigene Paneifuhning. 
die sich bei den Unruhen als bloßes nAnh;ingsel der SEDu erwiesen habe - 
all dies wird in den Quellen deutlich." Der Parteivorsitzende Gerald G6tting 
bereiste ab  Ende Juni 1953 zahlreiche Kreis- und Bezirksverbide seiner 
Panei, um die Kritik an SED und CDU-Spitze »zu  zerschlagen^.^^ 

Es muD vorerst offenbleiben. ob  man so weit gehen h n n .  ~ ü h n i n g  
und Basis der Ost-CDU als .zwei WeltenuI5 gegenüberzustellen. Für ein 
abschließendes Urteil in dieser Hinsicht bleibt die weitere archivalische 
Verzeichnung und wissenschaftliche Auswertung der Ost-CDU-Aktenbe- 
stände - insbesondere im Blick auf die KreisverbSnde und Onsgmppen - 
abzuwanen. Immerhin ist schon jetzt erkennbar: Die hfehrwhl der einfachen 
Ost-CDU-hliiglieder s m d  der SED-Politik und der eigenen Paneispitze über 
Jahrzehnte hinweg - genauere zeitliche Differenziemngen w ~ e n  nötig - 
distanziert gegenüber.I6 Ihnen blieb aber in der Regel nur das aus Onuell's 

die SED aufrumuckm- (EM. Zimt aun einem Kwbericht der Abcilung Parteiorgane ükr die 
plitiwh-idcologiwhe Situation im KV Naumburg vom 6.12.1965.) 

10 Vgl. diru U& W%.GST,nDer Aufstand am 17. Juni 1953 in der DDR Aus den 
Stimmungskrichten der Krcis- und BezirLsvcrtünde der Ort-CDU im Juni und Juli 1953". 
in: Iicneljohrshefie jür Zeirgeschirhre 41 (1993). Heft 2. S.277-321; zur 1Iaitung dcr OstCDU 
zum I7Juni vgl. auch Günur BUCHSTAB, mVcrgangene Spalnmg - gespalunc VcrgangenheiL 
Naiion. Union und Ilisioriographieu. in: Ciiiius. Ilidmungen für Be-mhurd I'ogel :um M). 
Gebunsrug, h g .  von Pem Ikungr ua.. Padcrbom ua. 1992. S.381-396. 

11 VgL Joachim FRAhXE. Zur Rwktion von CDU-Fühg und CDU-Basis (Ost) auf 
den hlaucrbau arri 13. August 1961. in: D~~rrrhlond~Arthiv 23 (1990). S. 1212-1251. 

12 Vgl. LU. die Informtiomberichu zur mYeinungsbildungr an der CDU-BasU iikr den 
Entwurf der rorialisti%h€n Verfassung 1968: SED-Archiv (wie Anm7) IV AU15154. 

13 WENGST (wie Anm. 10). S.279L 
14 Benchi Gönings ükr die Berprechungcn mit den KreissekreLiren und Krcisvorritrcnden 

in den BcrirLssekrnariiien der CDU. S. I. in: ACDP VIl4lll-1743. 
I5 So dcr chmulipc Okmchivar &s Zcnmlcn Pmiarchi\s der O\tCDU. FRAKKE (wie 

Anm. 11). S. 1251. hltt Sichcrhcit nkht hilibu isi d.c TIx \On Chn3tim V. DITNRTII. 
OlorLJör~n. tlic die CDU ihre r~~ls~:inltsris~hc lPrgunpenh~ir verdiän,~r. Köln 1991. S. 1 I. den 
meisten CDU-Mitglich sei die Ancrkcmung der SEDFLihnuigrmlle nein irinCrCS Bcdiirfnisa 
gewesen 

16 So im Kern auch Sieglried SUCKUT. ~Perrönlichcr oder politischer Eigensinn im 
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n19Mu bekannte Zwie-Ifandeln* bzw. die Schizophrenie, in einer Partei 
miizuarbeiten. die zum Transmissionsriemen kommunistischer Politik funk- 
rionalisierl war und doch zugleich an der Basis dieser Partei als Christen 
miteinander umzugehen. kirchliche Belange zu unterstützen und womöglich 
politische hlandate zu übernehmen. 

Niemals innerhalb der 40jiihrigen DDR-Geschichte hat die SED-Fühng  
das Legitimnionsdefizit ihres Hemchaflsmpmchs völlig beseitigen kön- 
nen. Doch gab es Perioden relativer Ruhe und Stabiliat. Die Entspannungs- 
politik zu Beginn der siebziger Jahre brachte dem SED-Regime weltweite 
diplomatische Anerkennung und auch bescheidene winschaftliche Erfolge. 
Honecker, der Ulbrichl 1971 an der Spitze der SED folgte, galt zunichst 
in Teilen der Bevi)lkerung als lloffnungsträger einer sich verindemden 
DDR. S o  waren die siebziger Jahre insgesamt eine Phase relativer Ruhe 
in der innenpolitischen Szene der DDR. Doch sp5tcstens seit der hlitle der 
achuiger Jahre wuchs vor dem tiinlergmnd der Reformbewegungen in der 
Sowjetunion, in Polen und in U n g m  der Dmck ius  der DDR-Bevölkcmng 
gegen eine vor allen Neuerungen ausweichende SED-Fühmng. Die zuneh- 
menden ökonomischen Probleme des h d e s  seit Ende der siebziger Jahre. 
die chronischen VersorgungsmZngel, das unzureichende Dienstleistungsan- 
gebot. der Verfall der Sr;idte, der \Vohnraummangel, die technologische 
Rücksmdigkeit. die Umwelnerschmutzung. dar Bekanntwerden massiver 
\Vahlf.ilschungen. die unter dem Dach der Kirchen zunehmend geführte 
Diskussion um Demokratisiemngspmzesse - oll dies waren Ilintergünde 
und Erscheinungsformen der existenliellen Krise, in die die DDR im 40. 
Jahr ihres Bestehens siürrte und die ihren entscheidenden Auslösei in dem 
Flüchtlingsstrom fand. der möglich wurde, als U n g m  am 10. September 
1989 seine Grenze nach Österreich Tür DDR-Bürger öffnete. Der Fall der 
hlauer an 9. November 1989 w n d e  zum Autwlit für den Untergang der 
DDR." 

dernohischrn Dlock? Bisher vmchlormc Archive gcben neve lnfomuuonm über die Ilalrung 
der SU> gegaühcr  den Blakpyteia- .  in: Da3 Parlament. 8. hlai 1992. 

17 Zu dcn Krisrnencheinmgcn und Aufbruchpmrrsm irn Umfeld der ' W e s  vgl. 2.8.: 
Tio ihy  GARiDN ASII. Ein M r h u n d r n  nird obgmöhlr. A u  den 2wrrn  d l i t r ~ l ~ o m p u  
1930-1990. hlünchd)en LW, Zurui.k;uDeursrhhnd, Umurz unddpmobatirctrAi~fimch 
in der DDR. hng. \.om Rheuiiuhen hlerkui. Born IW, Ihnes BAIIRhl&VN/Civirtoph 
UIKS, H% sind dar Volk. Dir  DDR im Au/bmh - eine Chronik. Berlin (U) 1990. - Zlir 
Rolle der Kirchm kirn Umbnichpmzeß vgl. r D .  Rrinhud ILEKKYS. *Die Brdeuning und 
Rolle dm evangelischen Kirche M demoliraiischm Refomprrll . ,  in: &irschrif~ :urpolifisrhen 
BildunglEichho1:-Bri~'I991, 2. Quanal, S. 13-19: G a y  LEASE. "Religion. ihe Churchcs yid 
thc G m  'Rcroluiim' af Novcmtrr 1989.. Lc G e m n  Poliricr. Bd I. Nr.2 (Augwl 1992). 
S.2M-273; I lmt  DAILY (Ilg.). DieRolleder Kirchen in derDDR. Eine crsre Bilonl (Gprchichic 
und Siau 291). hliuirncn 1993. . 
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Auch die Blockpmeien waren von der allgemeinen Krisensituation des 
Spstsommers 1989 ergriffen. Aus der LDPD höne man deutliche Worte von 
Pmeichef hlanfred Gerlach zu den Fehlern der Vergangenheit.Is Ifinsichtlich 
der Ost-CDU gilt gemeinhin der nBrief aus Weimaru als Fanal des Aufie- 
gehrens der Basis gegen die Pmeileitung und gegen die SED. Einen im 
kritischen Ansatz gleichwertigen. aber weniger prominenten VorlSufer hatte 
er in einem *Brief aus Neuenhagenu. auf den später eingegangen wird. 

Der »Brief aus N'eim3rJ9 war datiert vom 10. September 1989 - dem 
denkwürdigen Tag der ungarischen GrenzÖffnung. an dem übrigens auch 
der Gründungsaufmf des nNeuen Fonimu erschien. Die Verfasser w m n  
allesamt Kirchenleute und CDU-hlitglieder. h lmina  Iiuhn. RechtsanwSltin 
und Mitglied der Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 
DDR aus lfopfgmen bei Bad husick.  h fmin  Kirchner. Oberkiichemat 
aus Eisenach. Christine Lieberknecht. Pastorin aus Ramsla bei Weimx. 
und Dr. Gottfried Müller, Kirchenrat aus Jens. Letzterer war, wie sich im 
weiteren Verlauf der Angelegenheit zeigte, der rührende Kopf der Aktion. 
Die Verfasser ü k r g a k n  den Brief am 11. September persönlich beim 
Ifauptvorsund ihrer P m e i  in Berlin. wo er auch postalisch zeitgleich eintraf. 
Zugleich schickten sie ihn an alle Kreis- und Bezirksvorst2nde der Pmei.  
Er sollte allen Pmeimitgliedern zugaglich gemacht und die Diskussion 
darüber gefördert werden. wie es  in dem Begleitschreiben der Verfasser hieß. 
Einen Vorgeschmack auf die Anliegen des Briefes hatte Gottfried Müller 
bereits in einem Leitartikel in der thüringischen evangelischen Kirchenzei- 
tung *Glaube und lieimatu vom 13. August 1989 - am Tag des Gedenkens 
an den Mauerbau - gegeben.20 Iiauptziel des Briefes war es  - nach einer 
rückschauenden Betrachtung hlüllen Anfang 1993 -. die Blockpmei CDU 
nals Instituiion zu erhalten und sie s o  umzugesulten. da5 sie für die Reform 
der Gesellschaft uuglich werden würdeu.21 

I8 Vgl. daru lia(aihuina~~~WGVte R E m R  (BeJrb.). Dolumenr<irionrwEnitniicklung &r 
Blockpa!ieien der DDR von Ende Sflpnmber bisAnf0n.q Dezember 1989. Born: Gesamtdeutsches 
hsrirui. üczemter 1989. S.6-74. - CDU-hliigtieda wiewn ihren eigmen Pmichcf fordernd 
auf Gcrlachs Bcispicl hin; vgL dic Schibni an Göning in ACDP Vll-010-3370. 

19 Dmck 2.B. in: B!LWC'REüiER (Be&.) (wie Anm. 18). S.77ff. Vgl. auch ACDP 
VIIOIO-3529. Don alle ucmi l i ch  Unicrlapen rum pvtciinvmcn Umfeld des Bricfcr. Im 
folgenden cruähnte odcr ziiiene Dokumente. dic nichi eigcru belegt sind, finden sich in 
diesem Fanikcl. Gute zurammenfasxnde Dmicllung mit ausführlichm Quellenbekgen bei 
hlarkus KIEFER. Die Qiririlich.Demokratischc U n i a  Dcuüchlandn in der ehemaligen DDR: 
Suuknir. F'mgamm und Politik einer Blockpmi. 1949-1989. Unvcrilffccnilichlc hlagincrarbeit. 
UnivrniWr Saarbrücken, Mai 1993.5.621f. und 11 1-1 18. 

M hlillln war Chcfrc&kW dieser Kihcrileimg. 
21 Gatfricd MOLLER. Eine DDR-ülockpmi auf dem Weg zur Regieningrvrnntwmung. 

Drei SIue und beglcitemie Bcmhrungcn zur Eniwicklung dnOsiCDU. RundfunLvomg SFB 
111. Smdcrcihe -Fokus Politik.. 282.1593, 19.05-19.30 Uhr. 
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Insofern sprach der Brief im wesentlichen Probleme der innerpaneili- 
chen Demokratie an, monierte den hlangel an Eigensmdigkeit der CDU 
gegenüber der SED. Dafüber hinaus wurden aber auch konkrete politische 
Probleme und Unzulänglichkeiten im DDR-System schlechthin angespro- 
chen: Die Reisebeschriinkungen, die Rüchtlingswelle. die Behindemngen 
der Pressefreiheit, die SchönfWxrei der Medien, die notwendige Erneuening 
des Wahlgesetzes - mit latenten Hinweisen auf Unregelmäßigkeiten bei den 
Kommudwahlen vom 7. hlai 1989 -. die obrigkeitliche Bevormundung 
der Bürger. der fehlende Einblick in die tatsächliche wirtschaftliche Lage 
des h d e s .  

Bei aller parteiinternen und gesamtgesellschdtlichen Kritik verblieben die 
Verfasser - ganz wie die übrige Protest- und Reformbewegung'des Herbstes 
'89 - auf dem Boden einer sozialistischen Smtsidee. Es ging ihnen nicht 
um Abschaffung der DDR. sondern um ihre Erneuemng im Sinne eines 
demokratischen Sozialismus. Dies war auch Ergebnis eines Gesprächs, das 
die IVeimuer Reformer am 26. September 1989 in der Parreizentnle in 
Berlin mit den Pr~idiumsmiigliedem und Sekretären des Hauptvorsmdes 
Adolf Niggemeier und Dr. Werner Wünschmm auf Veranlassung Göttings 
fiiMen." In einer gemeinsamen Presseerkläning zu diesem Gespräch. die 
Götting erst nach dem Smtsjubiläum vom 7. Oktober 1989 freigab und die 
im CDU-Zentralorgan *Neue Zeitu am 9. Oktober erschien, hieU es, die 
Briefschreiber trügen ihre Reformanliegen in der Absicht vor, xdie DDR 
und ihre sozialistische Demoht ie  in Stabilittit  weiterzuentwickeln^.^ 

Öffentlich reagierte die PYteispitze erstmals mit einem Kommentar in 
der ~Neuen  Zeitr vom 19. September 1989 (*Vertrauen im hliteinander*) 
auf den Brief - allerdings nur andeutungsweise und ohne auf seinen Inhlilt 
einzugehen. Es widerspreche dem *Geist des vemuensvollen Umgangs 
zwischen Unionsfreunden«. hieU es dort. wenn sich Pyteimirglieder mit kri- 
tischen Überlegungen zuerst an eine internationale Öffentlichkeit wendeten, 
bevor sie das klaende Gespräch mit ihrem Vonmd suchten. Dieser Vonvurf . 
bezog sich dmuf. da5 die 'N"4imuer' ihren Brief schon bei einer Synode 
des Bundes der Evangelischen Kuchen in der DDR. die vom 15. bis 19. 
September 1989 in Eisenach stattfand, erstmals öffentlich bekanntgemacht 
hattenu, obwohl sie zu diesem Zeitpunkt bereits von der Einladung zu 
dem erwähnten Gespräch beim Hauptvorsmd am 26. September wußten. 
Offenbar sahen die Verfasser in dieser Offensive die einzige hlöglichkeit 
- 

22 Vgl. da< RotokoU in ACDP VIIOlO-3529. 
23 htüllcr wies allcrdiigs in einem *Infomionrbricf zum Brief aus Weimar. vom 

10.10.1989 dvaul h i i  die ResxerLldning x i  mtgcgcn der urspriingiichm Vcreinbamg nicht 
in voUcm Umfang mil ihnen abgesprochen wordeh- ACDP VIIOIO-3529; CM. auch rncMarh 
rcdigime Vmioncn jmcr R e s u ~ g .  

24 Glaube undllrimr. Einngel;schr Kirchcxr~rung für ihWingrn. U. Jahrgmg, 3.9.1989. 
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- das deuteten sie später bei jenem Gespmch auch an -, sich m c h  in 
einer breiten Öffenilichkeit Gehör zu verschaffen und ihren eigenen. in dem 
Anschreiben zu ihrem Brief ausdrücklich erwähnien Anliegen gerecht zu 
werden. diesen gende  auch innerhalb der Kirchen bekanntzumachen und zu 
diskutieren. Von Eisenach aus wurde der Brief über Wesrmedien DDR-weit 
bekannt, bevor sich die CDU-Leitung zu seiner Veröffentlichung entschloß. 
Der Schweriner hh le r  und Grafiker Mnfried Wolk, IIauptvorsmdsmitglied 
der CDU und Sympathismt der Reformideen. ä u k n e  sich zu ihm anlä0lich 
einer Ausslellungsreise in westlichen hledien. z.B. im wlieute Joumalu vom 
4. Oktober 1989.25 

Götiings Zögerlichkeit bei der Veröffentlichung des Briefes harten die 
Verfasser richtig kalkuliert. Sie erfolgte erst am 26. Oktober 1989 im Zentnl- 
orgm »Neue Zeitu. nm 27. Oktoberauch in der Dresdner CDU-Zeitung nDie 
Unionr. hlüller beklagte diese Verspätung in einem n2. lnformationsbrief 
zum Brief aus IVeimaru vom 30. Oktober. Er forderte jetzt - anders als 
noch im Brief selbst -die Einbemfung eines ~ o n d e r ~ a r t e i n g e s  bis spätestens 
h l h  1990; eine Unterschriftenaktion dazu - laut Satzung mußte ein Drittel 
der hlitglieder zustimmen - war bereits im Gange. Im übrigen h9tten die 
zahlreichen Reaktionen auf den »Brief aus Weimvu das Ausmaß des Ver- 
trauensverlustes der Basis gegenüber der Paneispitze gezeigt; dies erfordere 
auch personelle Kon~equenzen.~6 

Am 25. Oktober 1989 stellte d3r, Pmsidium zu seiner eigenen Unter- 
richtung eine Dokumentation aus den zahllosen Schreiben zusammen, die 
im Anschluß an den »Brief aus \Veimxr in der Parteizentnle eingegm- 

., gen wvenZ7  Die Bilanz war erschreckend. Es war offensichtlich, daß die 
Reformvoniellungen der '\\kimarer' einem breiten Konsens an der B U ~ S  
der Partei e n t ~ p n c h e n . ~  Die Fordemng nach einem rasch einzubemfenden 
Sonderparteing wurde durchweg unterstfitzt. Besonders hasche Kritik er- 
fuhr die Basisfeme der Parteifiihng. Es müsse gelingen, »die verstopfien 
Kommunikationsröhren von unten mch obenr wieder g k g i g  zu machen.29 
Insgesamt zeigt sich. da0 die jetzt vorgerngenen Klagen und Fordemngen 

25 ACDP VIIdl0-3529. Wolk uai übrigeru bei der CDU-l~uptvoniand~simg vom 
11.11.1989. N C ~  erfolgtem Ruckmn Gönings. als Kmkunent L& de hlairitres um die 
Nachfolac im Pancivonitz auf. 

26 &r Sonderpanciwg fand bercitr am IJJ16. D e m k r  1989 in Berlin s w n  Rcg~lf hltu 
der nirhrte (=17.) Panritag 1992 swngcfunden 

27 .Zur hlcinungrbildung der hlitglicdrr <Irr CDU in dcr gcgcn*Ytigcn Situation.: ACDP 
VIIUIO-UN. 

28 Vgl.duu auch die zahlreichen Schreiben und Informüionrberichtc aus CDU-Onrgnippen 
und KreisverbZndcn an die Pancileining ui: ACDP VlIOl0-3368. VIIdlO-3370 und VllU13- 
322 .  Zahlreiche kritische Briefe an Göoing persönlich auch in ACDP VlIdl0-3357 und 3370. 

29 Ziiat aus einem Anwhrcikn bei hlmER. ~Infmtionsbricf zum Brief aus Weimv. 
(wie Anm. 23). 
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dieselben sind. die die Basis seit den 50er Jahren bewegt hsten, die 
aber seitens der Leitungsfremien notorisch ohne Antwort geblieben oder 
mit Beschwichtigungsfodn bedacht worden waren?O Aufschlußreich in 
dieser Hinsicht etwa die Stimme eines Abteilungsleiters beim Sekretariat 
des Hauptvorstmdes in einem persönlichen Bericht an Götting vom 30. 
Oktober 1989: *Es ist. meine ich, nicht Izinger zu verantworten, &ß die an 
Sie gerichteten monatlichen persönlichen Berichte der Bezirksuorsitzenden 
und Abteilungsleiter (die h9ufig Stimmungen und Anfragen von der Basis 
wiedergeben. h1.A.) überwiegend unbeantwortet bleiben. Ich habe mich 
immer bemüht. wenigstens die von Ihnen gemachten Randbemerkungen 
an die Absender weiterzugeben. Das blieb oft die einzige Antwort an 
den Briefschreiber.<'l Kein Wunder. daß nun, vor dem tlintergund der 
gesamtgesellsch3ftlichen Oppositionsbewegung und nachdem der nBrief aus 
IVeimaru pmeiintem Schleusen geöffnet hatte, die kritischen Stimmen die- 
sen an Schärfe übertreffen und z.T. den DDR-Sozidismus selbst substmtiell 
angreifen. Typisch für viele Klagen - so heißt es in der Dokumentation 
des Pmeivorstandes -sei die Einschätzung, » W  die DDR ebenso wie die 
UdSSR, Ungarn und Polen neue Wege zur Demokratie suchen sollte«. Auch 
werde *die Berechtigung der Fuhrungsrolle der SEDx angezweifelt. Und im 
Bericht des Bezirksverbandes ,Ger3 vom 15. August 1989 heißt es: »Immer 
öfter tauchen Zweifel auf. ob unsere Planwirischaft in ihrer gegenw5rtigen 
Form noch vertretbar ist. weil nach Aussagen bewährter Wirtschaftshder 
planmäßig nichts mehr 1a~fe.u '~ 

Besiärkt durch das breite positive Echo auf ihren Brief, wurden auch die 
'Weimarer' selbst in ihren Forderungen immer konkreter und dr2ngender. 
In einem Fernschreiben an Göiting vom 10. Oktober 1989 - der *Brief 
aus Weimar<< war von der Pmeileitung noch immer nicht veröffentlicht 
worden - mahnte hlüller den Pmeichef eindringlich. sein Stillschweigen 
zu brechen: »Sagen Sie. daß die Ausreisetragödie ihren eigentlichen Ur- 
sprung in unserem Lmd selbst hat, in der Bevormundung der Bürger, 
im mangelhaften Dialog zwischen Volk und Führung, in Vorenthaltungen 
der Reisefreiheit, in h lkgeln  der Wirtschaft, im unerträglichen Zwiespalt 
zwischen der Wirklichkeit und ihrer Darstellung in den hledien. Es gibt 
noch viele andere Gründe..33 

Auch langjihrige hliixbeiter Göttings in der Pmeileitung kündigten ihm 
nun das Vemauen auf und dringen ihn zum Rücktritt. Abteilungsleiter 

30 Vgl. die rnüpmhenden S h m m  in der o.a Dokummtaiian (wie Anm.27) und den 
Hinwcis bei MOLLER (wie Anm29). 

31.ACDP VII-0143J22. 
32 ACDP VIIOIO-3529. 
33 E B W D k  
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Gerhard Quast beklagt in seinem »Bericht an den Pmeivonitzenden zum I. 
November 1989u die nVenrauenskluit zwischen hlitgliedschaft und Panei- 
führungr und führt weiter aus: nDaß die letzten 15 Jahre überwiegend durch 
eine ständig zunehmende Entfremdung und die wachsende Unfdhigkeit 
bestimmt waren, miteinander reden zu können. bedauere ich. aber vielleicht 
ist damit zwischen uns nur das geschehen. was iiberhaupt in unserer Panei 
und in der Gesellschaft geschehen ist.." Am 1. November 1989 suchten 
drei der Verfasser des *Briefes aus Weimxu und einige weitere Reformer 
Götting in Berlin auf und legten ihm den Rücktriit nahe. den dieser tags 
h u f  in einer Sitzung des l~auptvorswndes erkltine?' Die Anwesenheit 
der '\Veimmr6 bei jenem 'Ahschiedsgespr'jch' mit Götting dokumentiert 
den unmittelbaren Einfluß des IVeimarer Briefes auf die Abschaffung der 
alten Pmeileitung der CDU. . 

Am 11. November 1989 wurde Lothm de hfniziere. nach kurzer kommis- 
sarischer Leitung der Panei durch den früheren 2. Vorsitzenden \Volfgmg 
lleyl. bei einer Hauptvonundssitzung in Berlin zum neuen Vorsitzenden be- 
stimmt. Dieses Votum wurde durch die kurz zuvor demokratisch gewählten 
Ons- und Kreisverbmdsdelegienen des Sonderparieiiages vom 15./16. De- 
zember 1989 in Berlin best;iligl. Unter dem Motto *Umkehr in die Zukunft* 
präsentiene sich'hier - nach Vonrbeiten bei einer Hauptvontandssitzung im 
Schulungszentmm der Ost-CDU in Burgscheidungen am 20./21. November 
1989 -eine personell, organis~lorisch und progmmatisch völlig verbdene 
OSI-CDU'~. die so zu ihren Erfolgen bei der Volkskammenvahl im h l i n  
1990 (mit 'Fimkendeckung' durch die IVest-CDU mit der *Allianz fiir 
Deuüchlandu) und schließlich beim Prozeß der Ii'iedervereinigung befähigt 
wurde. Dr. Gottfried hlüller. der Ilauptveriasser des \Veimmr Briefes, wur- 
de bei jenem Sonderpmeitag zu einem der drei Slellvenreter de hfaizikres 
im Parteivorsitz gewlhlt. 

Y Bericht an Göning vom 31.10.1989: ACDP V11013-3122. Quast war seit 1975 AbIci- 
lungsleiin ~Kaderfngene beim SekeIariaI des liauptvonundes der CDU. vomer (1965-1975) 
Abtcilungsleiur ~Kuchenfngen-. 

35 Gotifried hluLLER. *Die Basis muckt aufu. in: Deurschn Allgemeine1 Sonnlagrblon 
vom 10. November 1989; vgl. auch Neue Ztir vom 3. Novcrnter 1989: nwidiurn  des 
HauptvonIandes Lagtcr. 

36 M>m S o d i s m u s b e g i l l  iune sich der erneuern I l a u p v m m d  bei wincr Sitzung in 
Durgschcidungrn am 20R1.11.89 pcr Mchhciübexhiuß gcuemi. - Knappc Zurammenfarsung 
des Vmändcningrpmrcsses in der O s i i D U  seit ihrem 16. Parieilag 1987 in k d i n  in: Vorlage 
Ni.3 m m  Smderpuuilag der CDU. Berlin 15.-16.12.1989: ~hfonnar im Ober dic Täiigkeit 
des Hauplvmtandcr seit dem 16. Parleiiag der CDU- - mit B e m w g  dvauf. da13 d i e  
dcmolai ixhe Umgeslalmng der P m i  von unlm hna k g a M  (S. 30 .  Vgl. auch ~Emcumuig 
und Zukunft: Posiiionm vom OU-Sonderpuuitag am 15. und 16. Dezcmbcr 1989 in Derlin. 
(CDU-Texu; 111990). beidcs in ACDP V11.011-3911. Vgl. auch Lcwrbrief L o k  de hLiizi&rc 
*Der Kcukginn nach drr Blockvngangcnheil~. in: FAZ 15. Juli 1991. 
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Wie bereits erwXhnt, hatte der EmeuemngsprozeU der Ost-CDU von der 
Basis her aber nicht erst im Zuge der allgemeinen Protestbewegung des 
Sommers und Herbstes 1989 begonnen. Schon seit etwa 1986, deutlich seit 
dem Sommer 1988. gab es in den Informationsberichten der Kreise und 
Bezirke. in unmittelbaren Eingaben oder Berichten an Götting. insbesondere 
in den persönlichen Informationsberichten seiner Bezirksvorsitzenden und 
seiner Abteilungsleiter beim Sekretariat des Ffauptvorstandes, zunehmend 
Anzeichen von Unmhe und Protest unter den Pmeimitgliedern. Werner 
iechtenfeld. Abteilungsleiter nParteiorganeu. gibt in einem Schreiben an 
Götting vom 1.8.1988 seiner Sorge angesichts der eingegangenen Infor- 
mationsberichte der Kreise Ausdnick: Unter Bemfung auf Gorbatschows 
Reformen bedrhgten Unionsfreunde ihre KreissekreCLre nmehr und mehr« 
mit Fngen. denen diese oft hilflos gegenüberständen. Diese betmfen generell 
die Entwicklung der sozialistischen Demokratie. aber auch ganz konkret die 
IVischaftspolitik, die Informationspolitik und die Versorgung der Bevölke- 
mng?' 

Große Schwierigkeiten, die sich erst neuerdings aus den Quellen in etwa 
erhellen lassen. bereitete bereits in dieser Zeit dem Pmeivorstmd ein Brief 
aus der Omgmppe Neuenhgen arn östlichen S t a d m d  von Berlin, die zum 
Kreisverband Stnusberg im Bezirksverbmd FrankfudOder gehöne. Der 
Brief uaf - zusammen mit einem Anschreiben der OnSgnippen~~TSiIZenden 
Dr. Else Ackermam vom 27. Juni 1988 - am 4. Juli im Sekretlriat des 
Pmeivorsitzenden ein. Neuenhagen war eine besonders rührige Onsgmppe. 
Schon seit 1986, als F n u  Ackermm den Vorsitz iibemahm. wurden hier 
provokante Vonngsveranstlltungen unter dem ieitthema nBrauchen wir 
mehr Demokratiel« dur~hgeführt.'~ Der >.Brief aus Neuenhagen.. wie wir 
ihn wegen seiner Äquivalenz zum *Brief aus \i'eimaru nennen wollen. 
wird hier als Anhang erstmals vollstindig abgedm~kt'~. weil er eines der 
ersten und mutigsten Beispiele dafiir ist. daD sich größere Gnippen von 
Paneimitgliedern -'meist Omgruppenvorstinde - unmittelbar an Götting 
wenden und weil hier der Bmch zwischen Fihmng und Basis der CDU 
offensichtlich zu werden beginnt. Indirekt wird hier auch bereits Götting 
zum Rtickuitt aufgeforden. indem von natürlichen ~Abnutzungserschei- 
nungenu bei lmgjiihrigem.Paneivorsitz die Rede ist. Außerdem hebt der 
Neuenhagener deutlicher als der Weimarer Brief. der den Hauptalizent 
auf innerpmeiliches Reformbemiihen legte, auf notwendige Verbdemngen 

37 nDcrichi der Abvilungrlcitm zum 1. Aupuri 1988.. in: ACDP V11413-3420. 
38 E l u  ACKEX\lAW. .Die Rr\olution -rin FLichmbndl CindrLcke aus BranJcnbwca. - .  

in: &irsrhri/r :urpolirisrhe~ BildunglEirhhol~riP/ 1991.2. puaMI. S. 101-115. 
39 CC~L%ZIC Vmionen vgl. krcits an folgenden Siellen: ACKERhiAhT (xic Anm-38). 

S. 1C6-109 und nDeglcinexk auf dem Wcg zur Euihciir. hng. von der ExilCDU. Derlin 1990. 
5.23-29. 
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im DDR-System überhaupt ab. D m u f  deutet bereits der Begleitbrief von 
F n u  Ackermmn an Götting hin, in dem es heißt. daß die Wurzeln der 
politischen Spannungen nim gegenwänigen politischen und ökonomischen 
Institutionsgefdge unseres S m t e s  begründetu liegen und da0 die Verfasser 
zu nProblemen in unserer Republik* Stellung nehmen wollen.40 Schon die 
Überschrift des Briefes weist aus. daLl es über den parteiinternen Aspekt 
hinaus um ~gesellschaftspolitische Fngen in der DDRu geht. In seinen 
Anklagen und Fordemngen ist er ansonsten nahezu identisch mit dem 
»Brief aus \Veimriru: Sie betreffen die Ausreiseproblematik, den hlangel 
an geistigem Pluralismus, die Gleichschaltung der hledien. die mangelnde 
Transparenz politischen Ilandelns. die politisch-psychologische Entmündi- 
gung der Bürger. die Basisferne von Staats- und Parteifunktion3ren und 
anderes mehr. Besonders akzentuiert wird in beiden Briefen das Problem der 
politischen Überfordemng der (protestantischen) Kirchen: Sie müssen von 
ihrem *politischen Ballast des Vorbringens und der Diskussion gesellschdt- 
licher Probleme« befreit werden.41 Diesen spezifischen Aspekt der  von den 
Kirchen anstelle der versagenden politischen Institutionen übernommenen 
gesellschafilichen Vemtwonung nahm sp9ter de hlaizigre in sein Refent 
beim Sonderparteitag auk >Die gegenwänige Stellvenreterrolle der Kirchen 
in gesellschdtlichen Fngen ist nicht kirchliche Anmaßung, sondern ist den 
Kirchen objektiv aufgedrängt und zugemutet worden. weil die Parteien und 
speziell auch unsere Partei als Partei von Christen ihre öffentliche Aufgabe 
nur ungenügend wahrgenommen haben.a4c'z 

Der Neuenhagener Brief ist also dem >Brief aus \ ~ e i m u «  gleichwenig 
an die Seite zu stellen. Natürlich war im Sommer 1988 die politische 
Gesamtsituation noch nicht reif für Wirkungen und Folgen, wie der \Vei- 
marer Brief sie zeiiigte. Auch gaben die Neuenhagener ihrem Brief aus 
Vorsicht keine große Öffentlichkeit, mußten gleichsam konspirativ mit ihm 
umgehen. Sie bnchten nur wenige Exemplare in Umlauf. ließen Ausgabe 
und Rückgabe jeweils quittieren und wurden schließlich zur Vernichtung des 
Briefes gezwungen. F n u  Dr. Ackermm.  Ärztin. verlor am 13.4.1989 aus 
fadenscheinigen Gründen ihre Stelle, bei der Akademie der Ifissenschaften 
in Berlin. An ihrem Privatauto mußte sie hlanipulationen f e s t ~ t e l l e n . ~ ~  

Im Oktober 1989 gehörte F n u  A c k e r m m  zu den Initiatoren des *Auf- 
mfs zu einem Sonderparteiwgu. wie ihn die 'Weimarer' fordertenU Am 
31. Oktober 1989 war sie dabei, als diese sich in einem kleinstidtischen 

40 Zusammen mit dem Bricf in: ACDP VII-010-3942. 
41 So zusammcni~scnd die Fomuliming der 'Weimar& in der Aussprache Ei Panei- 

vorstand in Bertin am 26.9.89; vgL das RoOLoll dvlikr in: ACDP VI1-010-3529. 
42 Vel. du Reimt in nEmeucnine und Z u k d i r  (wie Anm 36). S.9. 
43 DYU ACKERhiAhX (wie ~&38) .  S. 105. 

. 
44 ACDP VlI-010-3529. 
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evangelischen Pfarrhaus am östlichen Siadtrand Berlins mit einigen CDU- 
Reformern trafen. um den fur den nachsten Tag geplanten Besuch bei 
Götting vorzubereiten, der schließlich zu dessen Rücktritt am 2. November 
fiuhnePJ Heute ist F n u  Ackermann hlitglied des Deutschen Bundes'iges. 
als Nachrückerin für Lolhu de hlaiziere, der am 11. September 1991 sein 
hlandat niederlegte. 

In einer Vorstandssitzung des Kreisverbandes Stnusberg am 20. Febmar 
1989 monierte Frau Ackennmn. driß sie auf den Neuenhagener Brief vom 
Juni 1988 noch keine Antwort erhalten habe46; offenbar meinte sie: keine 
subsmtielle. wirklich auf ihre Fragen eingehende Antwort vom Partei- 
v o n m d  selbst. Denn geschehen war durchaus e twa:  Schon am 6. Juli 
1988 hatte Präsidiumsmitglied Niggemeier im Namen Göttings an F n u  
Ackermm geschrieben. man wisse. &U am 28. Juli der erweiterte Neuen- 
hagener Orügnippenvorrmd mit dem Bezirksvontand zu einem Gespräch 
zusammenkommen werde. Der Paneivorsitzende hoffe, da0 es  dort zu dem 
gewünschten Dialog kommeP7 In Berlin wollte man also offenbar nach 
bewiihrtem hluster die Problemlösung den Kreisen und Bezirken zuschieben. 
In einer Sitzung des Bezirkssekrerariats Fmkfurt/O. vom 12. Juli 1988 wird 
die Wirkung des Briefes auf Bezirksebene erstmals sichtbar. D a  h t o k o l l  
vermerkt vage, aus dem Brief und den Unmhen in Neuenhagen ergäben sich 
*Aufgaben und SchluOfolgemngenr fur den Bezirk. Das von Niggemeier 
avisierte Gespräch zwischen Bezirks- und Omgruppenvorsmd sollte nun 
schon am 14. Juli ~ta t t f inden~~;  offenbar sah man die Sache als dringlich an. 
Der Bezirksvonitrende mußte in diesen Wochen zeitweise täglich nach Ber- 
lin eilen, um Götting über die Neuenhagener Situation zu berichtenP9 Glaubt 
man den Worten des Fmkfurter Bezirksvorsitzenden \Verner Zachow, so 
befand sich diese nach »entsprechenden Gespkichen ... auf dem Wege einer 
vernünftigen Kläningu. Von den nunhaltbaren Formuiiemngen« des Briefes 
hätten alle Neuenhagener Gespr5chspartner Abstrind genommen. Es herrsche 
nbei allen Disziplin und Einsichtu. Von den acht vervielfiltigten Exemplaren 
des Briefes seien vorerst sieben in seiner Gegenwart vernichtet worden.50 
Beschwichtigungsformdn wie diese waren in Berichten 'nach oben' üblich. 
doch hier handelte es sich offensichtlich um eine Lüge. In \Virklichkeit 

45 ACKERMAhX (wie Anm.38). S. 112; vgl. obcn 5.9. 
46 ACDP. Brriand CDU-Krcirvcrbd Suaurbcrg. 11-305 (unvcrkchner). 
47 ACDP VlIOl0-3942. 
48 Pmwkoll der S i m g  in: ACDP, Bestand CDU-Bezirksvcrband FrankfuNO.. 111439 

(unvmcichnet). 
49 ACKER.VVi'N (wie Anm 38). S. 105. 
50 Aus dem Begleitbrief an Wolfgang llryl vom 27. Juli 1988 zu dem pmßnlichm 

Infonnatiarterichi an GöuLig Tl Juli 1988; in: ACDP 111-039 (unvemichnci). Der cigcaliche 
Bcricht findet sich im Original in den Akvn Parieizcnuale. ACDP V11413-3420. Don 
wcrdcn die h'cucnhgmn Vorgänge nicht i h m i i r i m .  
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wurden die Briefexemplare nämlich erst fast einen hlonat nach h c h o w s  
Bericht. am 20. August 1988. in seiner Anwesenheit vernichtet, und zwar 
wurden sie verbrannt; offenbar weil er dies noch nicht wissen konnte. wählte 
er  die neuinle Formuiiemng nvemichteta. Die Veriasser wollten mit dem 
'Feuertod' ihres Briefes symboltfichtig an die Bücherverbrennung von 1933 
erinnern?' 

Entgegen den Beteuerungen des Bezirksvontuides war weder in Neu- 
enhngen noch anderwäns Ruhe eingekehrt. F n u  A c k e r m m  warf bei ei- 
ner erweiterten Kreisvorstandssitzung in Strausberg am 20. Februar 1989 
die F n g e  auf. ob die DDR überhaupt ein Rechtsstaat sei und welche 
Rechtsgmndlugen sie habe. AuDerdem konstatierte sie ein >Belügen (der 
DDR-Biirger. h1.A.) durch St33tsfunktionäre~?~ Werner Zachow teilte in 
seinem persönlichen Informationsbericht an Götting für den hlonat Septem- 
ber I989 mit. der inzwischen bekanntgewordene rDrief aus Weimaru habe 
bei vielen Unionsfreunden eine nzunehmende Ungeduldu hervorgerufen. 
Früher moderat vorgetragene Wünsche würden njetzt massiv als Fordemng 
erhoben*. L o h l e  Schwerpunkte der Kritik seien der Kreisverband Beeskow 
und die Ortsgruppe Neuenhagen. Auf deren letzter Jahreshauptvenammlung 
habe der P f m r  Friske aus Altlandsberg im Blick auf die Kommunalwahlen 
vom 7. hlai.1989 von noffenem Beuugu ge~prochen.~' Er selbst habe an 
dieser J&reshauptversammlung Anfang h f k  1989 teilgenommen; auch alle 
monatlichen hlitgliedervenammlungen der ONgmppe Neuenhagen seit Juni 
1988 seien von hfitgliedern des Frankfurter Bezirksvorstuides kontrolliert 
worden und wiirden es ~ e i t e r h i n ? ~  Der von Frau Ackermann bei jener Ver- 
sammlung abgelegte Rechenschaftsbericht der Ortsgmppe sei voll gewesen 
von nindividuellen \Veriungen. Verallgemeinerungen. Enutellungenu und sei 
offensichtlich nicht mit dem übrigen Vorstand abgestimmt gewesen." 

Über die Neuenhagener Jahreshauptversammlung vom hlZn 1989 sind 
wir auch durch das Protokoll einer Sirausberger Kreissekretviatssitzung 
vom 27.3.1989 informiert. auf der Kreissekretär Bernd Knoch ausgiebig über 
die kurz zurlickliegende Ortsgmppenvemmmlung referierte. Zwar gewann 
auch er den Eindmck, daß der Rechenschaftsbericht der Ortsgmppe. bei 

51 SO ACKERtIAEiX (wic Anm. 38). S. 105. Sic zitim aur dem Vcmich~ngrproidoll und 
widerlegi h i t  implizii Zachows Dmtellung. - fjbngcm hik Goning - so A c k r m  - s p k  
ihr gegenüber dic Vmichrungsmvcisung besviacn. 

52 Ihdrchrif~licher h t o k o l l  der Siilung in ACDP It-3M (unvcmirhnct). 
53 Pfarrn Itelmui Friskc war eincr der WonfOirrr der h'cucnhagcner Rcformn. wglcich 

hliiglicd der Arkiu%nippz ~Familicnpoliika b e i  HauptvorriMd der CDU. - lachows Bcricht 
vom 279,1989 in: ACDP VII-013-3422. 

54 So Z v b w  in einem lnfornuiionrkricht an GBrting vom 29.3.1989, in: ACDP VIM13- 
3421. So auch bci ACKER\iAhW (wie Amt. 38). S. 105. 

55 Berichi vom 29.3.1989 (wie Anm.54). 
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dem die Anliegen des brisanten Briefes an den Piirteivorsümd klar domi- 
nienen. weitgehend von F n u  Ackermmn allein verfaßt war, doch wurde 
er offensichtlich von der gesamten Onsgnippe mitgetragen. *Niemand des 
Onsgruppenvorstiindes und der Onsgmppeu - so  Knoch - aspnch sich 
gegen falsche inhaltliche Aspekte des Berichtes aus.us6 Offenbar hat der 
Kreissekretär die Aktivit3ten der Reformer gedeckt oder sogar unterstiitzt. 
Darauf weisen die moderate Ari seiner Berichterstattung sowie einige andere 
Indizien hin.s7 In seiner Gemteinschltzung mußte er  gleichwohl ehrli- 
chenveise zu dem Uneil kommen, daß die Neuenhagener Versammlung ain 
vielen Punkten nicht der Zielstellung der 5. Tagung des Hauptvorsümdesu 
entsprochen und der von Frau Ackermmn abgegebene Bericht nviele Pas- 
sagen mit einer negativen Tendenz« enthalten habe.58 In dieser zutreffenden 
EinscMtzung zeige sich zugleich, daß die avielfdltigen Aktiviuten zur 
gezielten ~influß&meu und die .konkreten ~ a ß n a h r n e n  unter straffer 
Kontrolle des Bezirkssekrc~nts  vor O n  im Kreissekrelaiat Stnusberg„ 
auf die h c h o w  in seinen Berichten nach Berlin vollmundig hin wie^'^, ~ e n i g  
gefruchtet hatten. \Velche Bedeutung die Parteispitze den ~euenhrigener 
Vorg3ngen beimaß, zeigt sich tibrigens auch daran. da!3 als Beobxhter und 
womöglicher Schlichter an der Jahreshauptversammlung auch ein Mitglied 
des Hauptvorstiindes teilnahm - der stellvemetende hlinister für Handel und 
Versorgung, Dr. Hwdd Naumann. Dem fiel aber auch nichts Besseres ein. 
als die widerspenstige Onsgnippe auf die Beschlüsse des 16. Partei!agesLO 
und auf ihre eigentlichen kommunaipolitischen Aufgaben hinzuweisen.61 

Die Briefe aus Neuenhagen und aus Weimar waren Krist;illisationspunkte 
eines breiten Reformverlangens an der Basis der Ost-CDU. Zwar Hurden 
Unmut und Kritik in den unieren Ebenen der Pmei  erst im Zuge der an 
die Person Gorbatschows geknüpften politisch-ideologischen Reformen in 
den Ostblocksmten seit etwa hliite der achtziger Jahre deutlich erkennbar, 
doch kamen dabei Anliegen zum Vorschein. die letztlich schon seit den 

5 6  D= Pmwbll v o m  31.1989 in: ACDP 11-305 (umcncichnct). 
57 VgL u h  cincn cnumcchcndcn Hinucis bci ACKERSWX (wie h m 3 d ) .  S. IM. 

. ~- 

59 i n f o m i o n r b c ~ c h t  an Goiting vom 293.1989 (uic A m . % )  und Bcglriibncf an 1lr)I 
vom 2Jß.1989 zum h f m i o n s b r n c h r  an GWiing \om sclbrn Tag Ci A u p U  1989. Li: ACDP 
111039 (unvmeichnci). 

M) Er fand vom 14. bis 16.10.1987 in Dresden sian und war der Icui r r e u h  PPanciiae 
vor der 'H'&'. Wc Oblich wurden auch hicr dic auf den unmn ~~tcieboun kontrwfi; 
dukuiimen 'lhcmin wie 2.B. du Recht auf H'chrdicnsnmeigming & die Dirkriminimg 
oaltizicrmdcr f i r m  im ~l fmi l i chm L e b  ey nicht hhmdclt odcr mit den bclrannm ~ -~ ~~ 

S E D - A Z ~ U - ~  abgr& kiullov ~ n l c h n v n ~ h  SEDLinie und& Swrplitik dcr DDR. 
i'gl. Anlrcar SCIIWi%lA..Y. Zum 16. Pontirob der CDU&rDDR (14.-16.1087). h g .  vom 
Gtsamtdzuwhcn innirut. 30. h'mcmbcr 1987 (Aiwlym und Bcricbie. Sr. 1411987). 

61 K M h s  Rnokoll vom 5.4.89 (wie k 5 6 ) .  
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fünfziger Jahren unter den hlitgliedern vimlent waren. die aber von der 
Pmeileitung notorisch ignoriert, unterdrückt oder verharmlost wurden. Der 
Bmch zwischen Fühmng und B a i s  der Partei wurde am Beispiel der Briefe, 
ihrer Behandlung und ihrer Folgen offensichtlich. Er dürfte stmktureli einer 
fundmenwlen Venrauenskrise innerhalb der gesamten DDR-Bevölkerung 
gegenüber ihren Stmtsfunktionären entsprochen haben. Insofern müßten 
EntCiuschung. Abwehrhaltung und Verweigemng nicht ausschlieOlich par- 
teispezifisch sein. sondern könnten Befindlichkeiten repräsentieren und bün- 
deln, die auch in Teilen der nicht parteilich organisierten Bevölkemng 
vorhanden waren. Der Neuenhagener Brief deutet dies m. und auch Gottfned 
hlüller weist h u f  hin.62 Bei der CDU wäre dieser Zusammenhang beson- 
ders naheliegend, weil in ihr nahezu alle Schichten und sozialen Gnippen 
der DDR-Gesellschaft vertreten waren. Doch muß diese Fnge  eingehenderer 
Untersuchung vorbchalten bleiben. 

Sowohl der »Brief aus \Veimaru als auch der >Brief aus Neuenhagena 
verblieben mit ihren Reformgedanken noch auf dem Boden sozialistischer 
Sta3uvontellungen. Im Ansatz ging es ihnen nicht um die Abschaffung 
der DDR, sondern um ihre Emeuemng und die ihrer Pmeien im Geist 
eines demokratischen Sozialismus. Damit s m d e n  sie, als parteiliche Erneue- 
mngskstrebungen, im Kontext der gesamtgesellschdilicl~en Oppositions- 
bewegung. die sich seit etwa hlitte der achtziger Jahre vor allem auf dem 
Boden oder unter dem Schutz der (protestuitischen) Kirchen au~breiteten.~' 
Daß beiden Bewegungen, ob aus dem Innern oder von außerhalb einer 
Parteiorgmisation kommend, zunächst nur ein refonniener Sozialismus als 
Zielvorstellung denkbar schien, k3nn ex post den damaligen Reformern 
nicht zum Nachteil gereichen. d i e  geschichtliche Erfahmng lehnu - so 
Else Ackemirinn erklärend -. >da5 man sich an dem orientiert. was man 
kennt.@ Die Wende vom bloßen Reformwillen gegenüber der DDR hin zur 
W~edervereinigung konnte im Sommer 1988 und auch noch im September 
1989 niemand absehen. Erst nach dem Rückiritt ltoneckers am 18. Oktober 
und nach dem Fall der hlauer wurde aus dem anfänglichen Revolutionsmf 
n\Vir sind d a  Volk« die Parole n\Vir sind ein Volku und damit das Ziel einer 
\Yiedervereinigung unter den P r h i s s e n  von parlamenüirischer Demokratie 
und sozialer hlarktwinschaft sichtbar. 

62 h!üLLER. DDR-Blockvmei (wie Anm2t) 
63 Vgl. iFuu r tua  5lrLur SCIIUBERT. w k i r  VargcuhichieJci neuen drutwhrn B u n h s h ~ n -  

dn 1: Politirhe L n ~ r s t i ~ ~ p p n i  und Puiciynddngrn zurZzii der Ziimmcnbnichsder DDR.. 
in: Lbrriar. Europdirrlir ZPrirrhnfl. tlrfr 1-2 (1992). S. 6&9J und: Zunirl :U D~urrrhbnd (nie 
 AN^. 17). 

64 ACKERhlAhlI (wie Anm. 38). S. 115. Ähnlich auch hlmER. DDR-Blockpmi (wie 
AnmZI). 
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Gedanken  d e r  CDU-Or tsgruppe  h'euenhagen 
zu gesellschaflspolilischen Fragen i n  d e r  DDR 

Wir sind in Neuenhagen eine relativ große Onsgmnippe. Die hlitgliedenzhl von 60 
Unionsfreunden M aber nicht duüber hinwefluschen. daR sich die Mehrheit der 
hlitglieder einer hliLubeit in der Orügmppe verweigert. In Wirklichkeit wird das 
Gesicht der Onsgmppe nur von einem hmen Kern von etwa 15 Unionsfreunden 
bestimmt. der die Triebfeder für die gesellschaftliche Arbeit ist. 

Von ihm gehen Ideen. Impulse, Initiativen aus, er vlgf die Organiv.tion, in 
ihm sind die Abgeordneten integriert, die das Ansehen der Orügruppe nach außen 
weirgehend bestimmen. Der Rest der Onsgmppe erscheint zur Weihnachtsfeier. 
aber auch nicht volliihlig. aus Lust am Feiern mit Ferien von der Politik und 
zur Jahreshauptverummlung aus PflichigeCuhl. Diese Unionsfreunde entziehen sich 
durch intermittierende d e r  stindige ~bwesenheit der Pmeinbeit. h h i n d ~ m  den 
Infomionsfluß und dunit die EinflußnJhme auf die hliielicdcr. Schriftliche Aonetie e~~~ ~~ .. rr---- 
und mündliche Ermahnungen greifen vielleicht in der Zukunfr. 

Dabei ist der Vorsmd nicht untätig. die Aitraktivität der hlitgliedmermmlungen 
durch aktuelle und auch vom Slauptvorsmd empfohlene Themen mit entsprechenden 
Referenten sowie Offenheit in der Diskussion zu erhöhen. 

W x  ist die Ursache für die Vemeigemgshaltung? Es besteht kein Zweifel. 
da0 die Unionsfreunde unserer Onsgruppe eine Repr;iscnution des Bevölkemngs- 
durchsehnitts en miniature sind. In persönlichen Gesprkhen, in denen die psychi- 
schen Barrieren - bedingt durch die Öffenilichkeit -wegfallen. werden die Sorgen, 
Ängste. Ärgernisse, Enttäuschungen, Abwehrhaliungen. aber auch Zusiimmungen 
und Freuden offenbm wie man sie auch in der Bevölkerung und am Arbeitsplatz 
vorfinder Diese Form der hleinungsforschung führt zu Ergebnissen. die sich nicht 
mit dem vom Appmt  und der von ihr geleiteten Presse decken. 

Offizielle und inoffizielle öffentliche hleinung klaffen wie zwei Scherenblätter 
auseinander, weil der Pmei- und S m w p p m t  (im folgenden Text Apparat) an dem 
Bild einer heilen Welt festhalten. in der nicht sein kann. w x  nicht sein darf. D x  
durch Gorbatschow verordnete Neue Denken hat auch in der DDR Fuß gefa!it, weil 
hier das offiziell verordnete alte Denken Ihgst  abgelegt und seit vielen Jahren durch 
inoffizielles Neues Denken ersetzt wurde. Unsere Gesellschaft erscheint uns gemu 
so reif Ciir Reformen wie die sowjetische. nur anders. weil durch jahnehntelanges 
Abgrenzen ihre Fähigkeit zur demokratischen hliiwirkung verkiimmert ist. Vielmehr 
haben Heuchelei und ein kultiviener Provinzialismus die Lebensbedingungen ver- 
schlahteri. Der hlensch lebt eben nicht vom Brot allein, und Lebensqdität wird 
nicht allein dadurch definiert. daR jeder genug zu essen und eine Wohnung hat. 

Wir m h e n  uns Sorgen um die zunehmende Verwei~erung besonders junner - - 
hlcnwhcn im Beruf und im gcscllschfilichcn Leben. ihr demonsu=tives ~ e s i n ; m &  
an Politik und \'mntuortune. Ein Teil dieser hlenxhen will seine I le imt verlassen 
und in die BRD ausreisen ~ e d e  Ausreise ist aber auch eine Kritik an dem in der DDR 
praktizierten Gesellschaftssystem mit der ihm innewohnenden Entmiindigungspraxis 
und beduf einer Analyse. deren Ergebnis der Öffenilichkeit zughglich gemacht 
werden sollte. Die bisherige Praxis der Ausgrenzung der Antragsteller bis hin zur 
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Kriminaiisiemng. das Unvermögen des Apparates. die Beweggründc der Ausreise- 
willigen zu akzeptieren oder wenigstens anzuhören und publik zu machen mit der 
Bereitschaft. MiBst2nde - so sie existieren- zu beseitigen. förden nicht das Vertrauen 
zur SED und Regiemng und schwkht die Bündnispolitik 

Inzwischen hat sich bei vielen DDR.Bürgern ein Abgrenzungssyndrom entwik- 
kelt mit gewissen HospiLzlisieningserxheinungen einer bevormundeten Existenz. 
Zu diesem Syndrom gehören Verantwonungsscheu unter starkem Anpassungsdmck. 
Die Ausreisewilligen sind häufig die kritischen DDR-Bürger. die e t w a  verändern 
wollen. w a  ihnen refonnbedürftig erscheint. Unser Gesellschaftssystem hat sich 
zu einer Zeit entwickelt. & wir den politischen Aufbau v o m g i g  von oben her 
in Angriff nahmen und zentrale Planung. Lenkung sowie die Durchsetzung des 
zentrden Kurses Vorrang hatten. Über die Ihrzehnte haben wir uns so an das 
Administrieren gewöhnt. da!3 wir ~.IS Regieren verlernt haben. Diese Form des 
demokratischen Zentnlismus haben wir in allen europäischen sozialistischen Stuten 
mit interessanten ~ t i o n a l e n  Besonderheiten. die in der DDR durch preußische Züge 
chankterisien s ind Zweifelsohne haben w u  es hier noch mit dem stalinistischen 
Erbe zu tun. das nicht nur mit der Ära des Personenkulis zu umschreiben isi. 
Gorbaschow mit seiner UmgesLzltung spricht unverblümt aus. w a  uns alle bewegt 
und jeder in seinem Buch rPerestroikau nachlesen kam. so er Gelegenheit dazu 
hat. In der Presse des sozialistischen Auslands (nicht die UdSSR) kann man lesen. 
da5 zwar der Personenkult abgeschafft. aber in den osteuropiischen Stuten das 
s o g e n m t e  *sowjetische hlodell des Sozialismus über die pternalistischen Reflexe 
des bürokratischen Zenualismusu nicht hinausgekommen sei. Die Transparenz des 
politischen Hlandelns. eine entscheidende Voraussetzung fiir Demokratie. auch die 
sozialistische. wird von Gorbatschow ernsthaft betrieben und von den hlenschen in 
der DDR vermißt. Deshalb haben sich in Gesellschaft. iGnxhafC gesellschaftlichem 
Leben und in sAntlichen existentiellen Bereichen viele s p m u n i e n  angehäuft, die 
von den hlenschen in unterschiedlicher Weise abresrim werden. D a  eine Extrem ~ ~~~ -- ~~~ ~ 

ist die Verweigerung. diu andere der Ausreisewille.'Dizwischen liegt die Skda  der 
Anpassungsmoialitäten mit der tleuchelei als Leitsyndrom. D a  Ergebnis ist ein mU- 
des imenpolitisches Leben. Da sich diu tlandeln nur auf die D u r c h f i n g  zentraler 
Programme beschrinkt. sind auch die Paneiorgmiutionen vielerorts g e l i t .  

Die in den vergangenen zwei J h e n  begonnene Praxis der Reiseerleichtemngen 
fur Bürger unterhalb des Rentenalters in die BRD hat die hlenschen nicht nur 
beglückt. sondern ihnen auch die Schwachstellen unvrer Gc$ellxhaft gezeigt durch 
einfachen Vergleich. Aus der Reihenfolge: Ilören. sehen. l e x n  entsteht als tvoisch , . 
menschliche ¿eistung ein Resultat. ~u;diesem leiten sich Forderungen und auch 
phantasievolle Wunschvorstellungen ab. denen nicht iiberdl und immer mit dem 
nötigen Verständnis und einfach mit der Fähigkeit das Zuhörens von seilen des 
Apparates begegnet wurde; d e m  die Ideologie bedingte jahrzehntelang betriebene 
Vorstellung einer rgeschlossenen Gesellschaft=. fur die der hlarxismus-Leninismus 
gar keine nieorie hat, bedeutet die primitiv-schematische Auffassung der anderen 
Seite als eines Schreckgespenstes, vor der der Bürger bewahrt werden muß, was 
durch Abgrenzung geschieht, und der grundsitzlich mordischen, politischen und 
wirüchaltlichen Überlegenheit unserer Seite. die sich aber nicht immer mit den 
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L i a h ~ n g c n  der Bürger deckL Die geschlossene Gcscllschiift ist abtr in der heutigen 
Zeit der wlitischen Öffnunc eine ideolozixhc Dr.lormiiiion und wird von den hlcn- - ~ ~ ~ - ~ ~ .  ~ .... 
xhen als Anachronismus empfunden. Unsere O n s p p p e  ist nicht aufgerufen. eine 
gesellschaftliche Analyse anzuferligen. Sie ist aber durchaus mündig und berufen, 
Ober bedriickende Umstände nachzudenken und nach Lösungswegen zu suchen. 

Der Vorstand der CDU-Ortspppe in Neuenhagen fragt nach der Eigensthdigkeit 
der CDU in unserem Land. die sich nicht in Appellen an die christliche Ehik 
und hlonl  erschöpfen M. Nach vielen. intensiven Diskussionen haben sich vier 
Schwerpunkte herauskrisiallisien. zu denen wu Fragen und Vorstellungen entwickelt 
haben. Sie umfassen folgende Problemkreise: 
I .  Die Ausreise- und Reisewelle in der DDR und ihre Handhabung durch den 

Apparat. 
2. der fehlende geistige Plur;ilismus, 
3. der S h d  der Venretungsdemokntie, 
4. das Verhältnis von Staat und Kirche. 

1. Die Ausreise- und Reisewelle in  d e r  D D R  und ihre Handhabung durch 
den A p p m t  

Die Handhabung der Reisepmis in der DDR zu ~ e i s n  in die BRD ist zwar 
gro0zügiger geworden. aber deshalb nicht gerechter. Eine Zahlenangabe von 5 
hlillionen DDR-Bürgern. die in einem Jahr die Grenze Richtung BRD pssieren, 
ist zwar bei 16.9 hlillionen Einwohnern eine respektable Zahl. \'Ar wollen aber nicht 
vergessen. da5der überwiegende Teil der Reisenden im Rentenalter ist und die Grenze 
theoretisch 60 mal passieren M. Die Zahl der Reisenden wird also niedriger gelegen 
haben. Die Gemüter erhitzen sich aber nicht an diesem Rentenwhlenbeispiel. sondern 
an den hlenschen. die reisen dürfen. und denen, denen diese Reisen verwehrt werden. 
D3. es keine Waren Rechüvorsciuifien gibt. dafur aber eine Fülle von Gerüchten. 
ist der Phantasie freier Raum gehssen. Wenn man sich die hlühe macht und die 
Geschichten analysiert. fallt auf, da5 viele hlenschen mehrmals im Jahr fahren 
dürfen. andere dagegen abschkigig behandelt werden. Auch eine nachgewiesene 
Verwandtschaft ersten Grades gibt kein Anrecht auf eine Reiseerlaubnis, weil selbst 
der Desuch der hluiter d e r  Tochter verweigert werden kann. andere Bürger im 
arbeitsfähigen Alter aber sogar zu Freunden in die BRD reisen dürfen. Da es keine 
Begründung für Absagen gibt, suchen die Opfer dieser behördlichen Willkür in 
Abbgigkei t  von ihrer psychischen Konsiellation die Schuld bei sich, indem sie 
ihre politische Vergangenheit durchforsten und meistens auch fündig werden, oder 
sie verweigern sich aus tiefer Verugening. Andere werden !uank und entwickeln dy 
Abgenrungssyndrorn. Reisebnwchteilige, dy sind die Verfemten der GesellschdL 
verfeinden sich aus Neid mit Rciseprivilegienen und beschließen. noch weniger zu 
arbeiten als vorher und sueiken legal mit Krankenschein. Der Bürger wird zum 
Bittsteller dcgrdiert. dem - wenn erbittcnd protestiert - das Recht einicr3wnt wird. 
sich mit Einrabe-Petitionen an das SLulsoberhiiu~t zu wcnden. Diese entuhrdirende 
Praxis erinnen an iibenrvndene Zeiten. in d i e n  Bürgern das Recht zugeiilli@ 
wurde, sich mit einer Bitüchrift an einem bestimmten Ort (Bittschriftenlinde) an den 



Der Brief aus Neuenhogen 

Landeshem zu wenden mit der Bitte um wohlwollende Beurteilung seines Anliegens. 
Auch damals bedurfte die Ablehnung durch den Souverin keiner Begründung. Aber 
heute in unserer sozialistischen Demokratie werden durch diese Praxis bei vielen 
Bürgern bittere Gefühle geweckt. 

Denselben Rechtsunsicherheitcn unterliegen die Dürger, die die DDR verlassen 
wollen, also einen Ausreiseantrag stellen und aus der Swatsbürgerschaft entlassen 
werden wollen. Allein die Praxis der Ausreisegenehmigung ist nicht frei von behörd- 
licher Willkür und kommt in vielen Fällen einer Ausweisung gleich. 

Die W i I  der Ausreisewilligen hat in den letzten Jahren dramatisch zugenommen. 
Offizielle Zlhlen werden nicht genannt. vielleicht wcil sie zu hoch sind. 

Auch dieses Verhalten gibt zu Spekulationen Anld. Immer ist der Ausreisewunsch 
eine Gesellschaftskritik und immer bedeutet er einen Bmch mit einer verlrauten 
Umgebung. die man als Heimat bezeichnet. Viele körnte man hdten. wenn man den 
hlur finde. ihnen den nötigen Freiraum für ihre Vorstellungen zu lasen. Es lauft 
also auch eine innere Grenze zwischen dem Apparat und den hlenschen, die kein 
Gehör gefunden haben. nur weil sie eine von der offiziellen hleinung abweichende 
Auffassung von der Gesellxhaflspolitik haben. Verweigerung und Ausreise sind nur 
graduelle Unterschiede eines Verhaltens, dar. gemeinsame h'urzeln hat. 

Wenn die Kirche T i  einen Teil dieser Menschen einen Zufluchlsort dmtellt. in 
dem sie sprechen dürfen. weil sie Zuhörer finden. die sie nicht bestrafen wegen ihrer 
Gedanken,dann h t  die Kirche eine Aufgabe übenngen bekommen.ki deren Lösung 

"\ die politixhen Parieien versagt haben Die Bedenken der Kirchenverueter. aber 
auch die Verantwonung. die die Kirche jetzt gezwungenermakn tragen muß, waren 
von Dr. Krusche in der Neuen Zeit vom 13.02.1988 unmißversl3ndlich geaußcrt 
worden. 

Die CDU hat sich mittels ihres Presseorgans der hleinung eines hochruigigen 
Kirchenvemten bedient, um sich nicht selbst artikulieren zu müssen. Damit hat 
auch die Pytei. der wir angehören, sich den Fragen der Gesellschaft einschließlich 
der politisch engagierten Christen. deren Interessen sie vorgibt zu venreten, nicht 
gestellt. 

Diskussionen zu diesem brisanten Thema müssen nicht unbedingt in den Presse- 
Organen erfolgen. 

h u m  für gesellschafüpolitische Fragen bilden auch die örtlichen hlirgliedeiver- 
sammlungen. auf denen Venreter höherer Parieigremien eine geeignete Plattform 
h d e n .  um ihren Standpunkt und vielleicht auch die Grenzen der Bündnispolitik zu 
erllutern. 

Es geht nicht an. dd kritische gesellxhfispolitische Fragen, die immer ihre Ursa- 
chen hzben, an unpolitische Organiwnionen wie die Kirche abgeschoben werden. Das 
christliche W o s .  du von den höheren Parieiebenen immer duin beschworen wird. 
wenn du sozialistische Ethos zu schwinden droht - Indikatoren sind Schlamperei. 
Kriminalität. Alkoholismus -, verpflichtet auch zur \Vahrheitsfindung. so wie Christ 
sein bedeutet. nach der Wahrheit zu suchen. 

Es geht nicht an. dzD die CDU die Wahrheilsfindung den Vertretern der Kirche 
überläßt. Auch die Ausreisewilligen sind letztlich auf der Suche nach der WWuheit. 
weil sie diese in der herrschenden Ideologie nicht finden. hlit Recht sind Staat 
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und Kirche getrennt. Wer seine ihm zugedachten Aufgaben aber an andere abgibt, 
verlien Venrauen, du in ihn gesetzt uurde. und fühn zu einem Schattendasein, eine 
besondere Form des Ausgrenzungss)ndroms. 

\i'ir meinen. da!3 die Zeit fiir klare gesetzliche Regelungen der Reisen in du 
kapitalistische Ausland einschließlich in die BRD gekommen ist. die dem abgewie- 
senen Bürger Einspruchsmittel auf dem Boden des Rechts gibt und den Apparat 
in die Pflicht nimmt. dem Bürger die Gründe Cur einen abschl;lgigen Bescheid 
zu nennen. Sozialismus und restriktive Reisepolitik sind weder durch hlarx noch 
durch k n i n  zu begründen. sondern sind Ausdruck der Angst vor der Öffnung 
und nur eine Beminielung rücksfidiger Verhiltnisse, die viele Bürger als trostlos 
empfinden. Reisebeschmnkungen. die schon im 19. I w u n d e n  überhol1 waren, 
stellen an der Schwelle des 21. Jahrhundens erst recht einen Anachronismus dar. 
Deshalb sollte jeder reiselustige Bürger. wie in Ungarn seit Januar dieses Jahres. 
vom Recht des Reisens Gebrauch machen dürfen. wenn nicht ökonomische Gründe 
eine panielle Bewhränkung erzwingen, Details dieses Reiserechis ebenso wie die des 
Ausreiserechts sind von Kirchenveruetem an anderer Stelle vorgesiellt. diskutien und 
von vielen Bürgern als an die Reditjiten angepdt empfunden worden. Sie könnten 
Basis für eine kritische Diskussion innerhalb der CDU sein. 

2. D e r  fehlende geistige P lun l i smus  

Der geistige Pluralismus bedeutet für den Bürger, d;iO er sich auch d m  öffentlich ar- 
tikulieren darf. wenn er eine vom Apparat und der SED abweichende hleinung äußen 
und diese in Presse, Rundfunk und Fernsehen wiedsrfindet. Es ist ein elementares 
Bedürfnis verschiedener Gruppen der Gesellschaft, ihre Smdpunkte auf öffentlichen 
Foren zu äußern und eine Konfrontation der hleinung zu schaffen. Sie wollen 
Offenheit. und die Spielregeln der Offenheit besagen, daß auch ihre Gegner zu \Von 
kommen müssen. Die bisherige hledienpolitik ist a k  nach wie vor d u u  angem. 
die Kritik zum Schweigen zu bringen. So  wurden im April einige Kirchenblätter 
ein Opfer der Zensur. ein Relikt der alten Ordnung. die statt zweifelndem Geist 
lakaienhafte Anpirsung honorien. 

In unserer hledienpolitik ist der Zwang zum Verschweigen und zu tendenziöser 
Darstellung noch offenkundig. wenn sie auch bereits vom Hauch der Perestroika 
gestreift nurde. Dem gedruckten Won fehlt desh lb  die Glaub~iirdigkeit. Die Titel- 
seife unserer Tageszeitungen ist für die Hofnachnchten mit gewissen Nuanciemngen 
aufgespan. Den breitesten Raum nimmt immer noch die Auflistung der Namen und 
der Funktion ihrer Trjiger ein. h g a t m i g e  Reden und Plenarberichte. vollgestopft 
mit Füllseln und htinismen, die nur \Vissenschriftlichleit von;iuschen. wo keine ist, 
sowie langweilige saiistische Zlhlenkolonnen werden mit ermüdender Ausführlich- 
keit ohne eine jourmlistische Bewenung dem Lexrvolk angeboten. Diese erscheint 
d m  einen oder mehrere Tage sp9ter im Heimkino aus der westlichen Iiemisphäre 
mit schlagkräftigen und deshalb einleuchtenden Dcutungen. die unsere Schwachstel- 
len überbetonen und sich hAulig von der \Vahrheit cntfemrn. Die hla lemisimng 
der Informliion ist ein aktuelles Problem und ein uniufschiebbues Bedürfnis der 
Gesellschaft. Schließlich ist die Publiziiät die Schwester der Demokntie. und an der 
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Titelseite unserer Tageszeitungen k m  man den Stmd der Demokratie in der DDR 
ablesen. Für viele CDU-hlilglieder sind der vielfach beschworene Aufbmch des 16. 
Paneitages und d s  Neue Denken aus der Sowietuniori in der Pmeipresse nicht sicht- 
bar. Es fehlt in der Darstellung der Politik und der IVirtuhaft ein; Eigenswidigkeit 
der CDU. Solmee die CDU-hlitcliedcr beueccnde eewllwh3lümlitische Probleme - - 
nur auf den untersten Paneiebenen diskutieren dürfen. um sie don auszutrocknen 
und in ihrer Verweigemngshaitung pmeigeförden zu festigen. wird auch der immer 
wieder zitierte Aulbmch nicht die Basis erreichen und eine belächelte Fioskel bleiben. 
Wem über die g r o k  Politik und die Gesellschaftspolitik in der Presse schon nicht 
reali~itsgerecht und publikumswirksam berichtet werden M, weil die Bündnispolitik 
e s  verbietet. duin sollte wenigstens die Umweltpolitik vom Atem des Neuen Denkens 
behaucht werden. 

\Yir sind in Neuenhagen ksonders sensibel. wenn sich Außenstehende mmsßen, 
über unsere Abwasserprobleme in der CDU-Presse zu berichten. Die Neue Zeit hat 
zum Glück nicht die B r e i t e n w i r h k e i t ,  um durch schöngerdrbte. verniedlichende 
Beschreibungen die Gemüicr zu erregen. Aber Neues Denken bedeutet auch, daß die 
Schwachstellen schonungslos bloßgelegt und die Ursachen von Versäumnissen und 
Fehlentscheidungen affentlich diskutiert werden. DLS ist A u l g a k  der Presse. Ansätze 
von Neuem Denken zeigten sich sogar in unserer Lokalpresse. dem Neuenhagener 
Echo. 

3. D e r  Stand de r  Venretungsdemokratie 

Die wesenilichsten Garantien für die Durchsetlung des smtsbürgerlichen IVillens 
bietet die Funktion der Venretungrorgme. Je stärker ihr Einfluß, desto größer die 
Garantie. daß sich der Apparat nicht von seiner Rolle, n h l i c h  dem Dienst an 
der Gesellschaft. entfernt. Da der A p p m t  vorgibt. die smtsbürgerlichen Rechte 
garantiert 7u haben. ist das rechtliche ~ a r a n t i e s ~ s t ~ m  in den ~ i n t e r ~ r k d  getreten. und 
die Gewlluhaft hat sich &mit ~ b c c f u n d n .  d3D sich die eesell~ch~ftliche Kontrolle 

U U ~ - -  ~ 

erübrigt. Die Vemtungsdemokniie unterliegt einer fonschreitenden Schwächung 
und ist dunit eine der Ursachen für die gesellxhaftliche Veweigeningshaltung 

~ - 

der Bürger. Um diesen politischen ~ i m m e & l i l ~ f  TU tccnden, benötigen ~ i r  ~ o r e n  
konstmLtiver Unzufriedenheit. auf denen auf FunLtionLrsstömneen des mlitischen 
Systems aufmerksam gemacht wird. Es muß die Sicherheit gegeben sein. d2LI kein 
Funktion& in bedeutenden gesellschaftlichen Fragen Entscheidungen trelfen duf. 
ohne gesellschnftlich kontrolliert zu werden. Dazu gehört, daß dem Dirigieren von 
oben Schmken gesetzt werden. Das rechtliche VerhSlmis von Stmt und regierender 
Panei muß durch die Vertreiungsdemokratie gekl;in und neu bestimmt werden. Dazu 
brauchen die Abgeordneten als Volksvenreter und die Volkskammer als hahs tes  
Venretungsorgan mehr Gewicht bei der Entscheidungsfindung. Die Lösungswege zur 
Beseitigung der Probleme sind nicht einfach, weil sich immer mehr hlenschen den 
gesellschaftlichen und politischen Fordcmngen unseres h d e s  entziehen. Wir finden 
nicht genügend und zudem noch qualiiizienc hlenschen mit Smdfestigkeit. die sich 
den Problemen stellen und mit einer klaren Konzeption vor die Bürger treten, von 
denen sie gewählt werden sollen. 
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Die Erfahrung hat gelehn, 6iß die Wähler niemanden finden. dem sie ihre Stimme 
wirklich geben würden. Deshalb entscheiden sie sich für einen h d i d u e n .  der 
ihnen vorgeschlagen wurde. von dem sie wenig wissen und nichts halten. Eingeübte 
jihrzehntelange Wahlpraktiken haben die WZhler bemigl,  nur nach dem Leumund 
zu fragen und nicht nach dem Programm. Die Forderung nach einem Funktioiiswm- 
del der Volksvmrelungsorgane muß mit einem Pluralismus der hfeinungsbildung 
gekoppelt werden. um ein kulturvolles Klima des politischen hleinungss~i ts  zu 
schaffen. in dem jeder angehän und der Bürger - also der Wähler - aus seinem 
abwsnenden Verharren gerissen wird. Diese Wechselwirkung ist notwendig. um 
eine hlehrfachhdidatenwahl durchzusetzen. die aber voraussetzt. datt einige Bürger 
um ein Abgeordnetenmandat öffentlich durch Darlegung ihrer Programme vor den 
Wählern konkumeren. Die QuaIiCit der Abgeordnetenhdiwten entsteht nicht im 
Selbstlauf und schon gar nicht durch Beharren auf alten Positionen. Eine Umgesial- 
Nng der Gesellschaft mit Neuem Denken muß zun;ichst auf der höchsten Partciebene 
und sichtbar für alle suttfinden. damit die Basis nicht das PrLidium überholt. Gende 
wegen der bisher fehlenden Demokratie und der festgefahrenen Psneihierarchie 
schaut die B a i s  wie g e b t  nach oben. um das belreiende Signal zu empfangen. 
Kritische Bürger und Unionsfreunde wollen ermuntert werden, damit sie nichl mit 
ihrem Verändemngsuunsch im Parteigesuüpp hängen bleiben. Es fehlt einfach der 
hlut, Initiative unaufgefordert zu entfallen, die in j3hrzehntelanger Entmündigung 
erstickt worden ist. Die immer gleichbleibende hlinonUt der CDU und anderer 
Paneien im Vergleich zur SED in nahezu allen gesellschaftlichen Gremien und auch 
in den Leitungen der hfassenorganisationen tmgt nicht dazu bei. die Bereitschaft 
der CDU-hlitglieder zu aktiver gesellschfilicher Arbeit anzuregen. Dominierend ist 
immer in festgefügter Weise die SED. und Aussagen über die Paneizugehärigkeit in 
den VorsGinden der gesellschdtlichen Organisationen und besonders der Kandimten 
auf den Wählerlisten werden verschwiegen. Ddurch geht jedes Gefühl der EigensGin- 
digkeit. der S m l s  für die eigene Panei wichtige Arbeit geleistet zu haben, verloren. 
Dieses Verfahren. entweder verordnet oder geduldet. fördert nicht den Ehrgeiz der 
Abgeordneten, eine wichtige Voraussetzung f i r  Höchstleistungen, und trägt nicht zur 
Identifikation mit der Panei und der zu leistenden gesellschaftlichen Arbeit bei. Im 
Gegenteil. Fehlleistungen der SED - und auf kommunaler Ebene gibt es viele - 
müssen von den Blockpweien mitgetragen werden und gute Ergebnisse werden 
ausschließlich auf dem Konto der SED verbucht. Deshaib ist es kein Wundef, wenn 
der Bürger zwischen den Paneien keinen Unterschied macht. zumil im alfentlichen 
Sprachgebnuch und deshalb vom Ifauptvonmd der CDU auch nicht zu übersehen. 
immer nur von der SED die Rede ist und die Anrede wliebe Freunde und Genossen* 
in der Öffentlichkeit von dcr CDU geduldeier Bnuch ist. hlit der iiblichen journa- 
lisiischen Phraseolocie. die die Gcmütcr einlullt und die Probleme benuscht. uird 
man die ~nionsfreuide nicht aus ihrer Leihvgie wecken kännen. Es fehlt allen 
Bereichen dis Vetvauen zur Führung. 

Es gibt noch weitere Gründe. daB sich immer weniger Bürger einer Abge- 
ordnetenwahl stellen wollen Die Abgeordneteniunktion kdvf nimlich nicht nur 
einer ihl t l ichen,  sondern auch einer rechtlichen Neuregelung. weil die alte den 
Anforderungen. die die Gesellschafi an die Abgeordneten stellt. nicht mehr ge- 



112 Der  Brief aus  Neuenhngen 

recht wird. Der Abgeordnete ist f s t  ausnahmslos vollbeschäftigt. also in einem 
Arbeiurechüverhäluiis. dm ihn laut Arbeitsvenrag zur Ausübung vorgeschriebener 
Tätigkeiten verpflichtet. In den Betrieben am Arbeitsplatz i i h l t  nur da$. was der 
WerkCitige an Leistung materieller. ideeller oder gesellschaftlicher Natur für den 
Betrieb bringt, denn dafür wird er entlehnt. Gesellschaftliche Arbeit auf kommuna- 
ler Ebene ist für den Detriebsleiter naturgemS uninteressant und wird allenfalls 
als eine Leistung zur Kenntnis genommen, von der er keinen Nutzen und die 
fur ihn den Charakter einer nicht nachprüfbaren Hobbyarbeit hat. Hinzu kommt, 
daCi die CDU - wie andere Blockparteien - in den Derrieben mit einer eigenen 
Paneiorganiwtion nicht venreten ist und Pmeiubeit im Betrieb nur identisch mit 
der SED ist. Die bemflichen Weichen der Bürger werden ausxhlielllich in den 
Betrieben und nicht in den Territorien gestellt. Sie sind damit Weichen iür dm 
Leben! Abgeordnete. die - wenn sie Abgeordnetenubeit ernst nehmen - sich auf 
Sitzungen, Verhandlungen. Kommissionen. Gespriiche mit Bürgern gut vorbereiten 
wollen. müssen ihrer Arbeit h3uliger fernbleiben oder diese im Vergleich zu ihren 
nicht gesellschaftlich engegienen Kollegen vernachl3ssigen. Diese gesellschaftlich 
eingebundenen hfitarbeiter können vom Standpunkt der Betriebsleitung nicht der 
gleichen bemflichen F ö r d e ~ n g  und Anerkennung unterliegen. wie Arbeiükollcgen, 
die sich in - und s o g x  außerhalb - ihrer Dienstzeit mit der brmflichen Arbeit be- 
schäftigen. Das Gesetz über die önlichen Volksvenretungen schützt die Abgeordneten 
nur juristisch. wenn sie ihrem Arbeitsplatz wegen ihrer gesellschaftlichen Arbeit 
fernbleiben. Dieses Gewtz aber Diskriminiemngen wie z.B. Benachteiligungen 
bei Defdrdemnpen. bei der Pmmienveneilung usw. nicht verhindern. Das alles trag1 
nicht zur Attraktivillt einer Abgeordnetenlunktion bei. Nicht umsonst sind viele 
Abgeordnete in leitenden Funktionen, weil sie nur duin über ihre Zeit verfügen und 
Arbeiten per Anweisung an ihre Untergebenen veneilen können. So  hat sich auch 
hier eine Klassensmktur herausgebildet, die der Demokratie abträglich ist. Auf der 
anderen Seile beklagen wir die mangelhafte Qudität der Arbeit der Abgeordneten. die 
ihre Autorität bei der Bevölkemng einxhr3nkt und kein Klima des Vennuens schafft. 
Die Abgeordnetenarbeit kann nur duin attnktiv werden, wenn den Abgeordneten 
mehr Rechte als bisher eingeräumt werden. Dazu bedures  grollzügiger Freistellungen 
mit einem ungehindenen Zugang zu Infomationsmaterielien über alle Bereiche 
der \'olkswiwchaft, Dienstleistungen. Umweltxhutz und andere Bereiche, die einer 
fur den Bürger unverständlichen Geheimhaltung unterliegen. kurz Transparenz im 
InfomationsfluB. Für einen ungeschulten Bürger. der nur dazu erzogen worden ist, 
N C ~  Aufmf die Hand zur Abstimmung über Dokumente zu heben. die er nicht gelesen 
oder nicht verstanden hat. weil ihm Hintergründe bewußt vorenthalten wurden. ist 
eine Legislaturperiode von fünf Jahren ein Stolpcnveg voller Enttsuschungen und 
der Gewillheit. wenig oder sogar nichts bewegt zu haben. 

Wir brauchen gende  im Hinblick auf die kommenden Kommunalwixhlen eine 
breite ktitische Diskussion auf den unteren Pmeiebenen über die sinnvolle Abge- 
ordnetentätigkeit. die dem Neuen Denken gerecht wird, die Abgeordneteniätigkeit 
effektiver für die Gesellschaft m c h t  und dem Abgeordneten in seinem Bemfsieben 
keine Benachteiligung bringen und ihn privat finmziell nicht belsten d a d  Gerade 
außerhalb von Städten, in ländlichen Gebieten. braucht der Abgeordnete ein eigenes 
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Fahrzeug, in der Regel ein Auto, um in zumuibuen Zeiträumen seine gesellschaftliche 
auDerdienstliche Tätigkeit zu verrichten. Die Unkosten und Risiken trägt er selbst. ein 
weiterer Gesichtspunkt f i r  die fehlende Attraktivität einer Abgeordnetenfunktion. 

Appelle an Gesinnung und hloral werden hier genauso wie auf anderen gesell- 
schdtlichen Feldern versagen. weil sie sich nicht an der \\irWichl<eit orientieren. 
Deshalb braucht auch der Abgeordnete eine Aufwandsenüch3diyng. die f imziel le  
Verluste großzügig abdeckt. sowie ein Auto. d s  er heute und nicht nach 17 Jahren 
Bestellzeit kaufen h. 

Auch sollte duüber nuhgedxht  werden. ob nicht eine knifliche Freistellung Tur 
die Dauer der Abgeordneteniätigkeit der Sache mehr dient als die bisherige Lösung. 

Abnutzungserscheinungrn. von denen doch niemand verschont bleibt. sind bei 
exponienen Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens besonders ausgepdgt. r B .  
Parteivonitzende sind hier nicht ausgenommen. Ihre Ausstrahlungskraft geht in dem 
h l a k  verloren. wie sie in ihrer Funktion verharren. 

Das gilt gmnds5tzlich für alle leitenden Funktionen und hat psychologische Grün- 
de. In der Vergangenheit der sozidistischen Stmten h t  sich gezeigt. da!3 die jahrrehn- 
telange Konzentration der hfacht auf eine Person zu einem Autoritätsverlust f i .  
der mit mehr hfacht k o m ~ n s i e r t  wird, ohne M die Autoritiit dridurch restauried 
wird. 

Statt regien wird d m  nur noch adminislnert Aber Demokratie. die wir laut 
Gorbatschow so nötig brauchen wie die Luft zum Atmen, lebt vom Wechsel der 
hfacht. Wir brauchen auch in unserem Land eine gesunde Rowtion der Amüträger 
un tn  t m r p m n t e n  Bedingungen und in geheimer ~bstimmung. Der stlndige ~ & h -  
sel ist ~ L S  sicherste hliitel ceeen \'erxhleiß. AmümiDhuch und Komaion .  Alles - 
menschliche Eigenschaiten, die uns hlenschen innewohnen. hfacht und 'Demokratie 
schließen e i m d e r  aus, und wer nur an die Stabilisierwig der hlacht denkt. verlUt 
die Demokratie. 

4. Das Verhältnis von S t y t  und Kirche 

In der Rede von Bischof Leich vom 3. h l h  1988 sind Fragen aufgeworfen worden. 
die die hfehrheit der hfenschen in unserem Lande bewegen. \ i ir  CDU-hlitglieder 
bedauern. daß einige dieser Probleme nicht von unserer Partei öffentlich fonnulien 
wurden, obwohl sie von allgemeiner Bedeutung fiirdie Gesellschaft s ind Venreter der 
Kirche machen sich zunehmend Gedanken über dir Bildungswesen der DDR. S o  ist 
die Glaubensfreiheit zwar gacuiiiert, aber Alheismus und christliche Religion haben 
in der Schule nicht den gleichen Stellenweh Außerdem besteht eine unerträgliche 
Unkemmis in der Religionsgeschichte des Christentums. die den Smtsbürger von 
morgen zu einem kulturellen Analphabeten macht. Ohne Religion ist die Kunst 
der Vergangenheit in Europa und in der übrigen Welt nicht versmdlich und dir 
kulturelle Erbe verschlossen. llinzu kommt dir Unverstindnis überzeugter Alheisten 
mit mmistischer oder auch nur hedonistischer Welunsch~uung gegenüber religiös 
motivierten gesellschaftlichen Strömungen und kriegerischen Auseimderxlzungen 
in anderen Teilen der Welt 
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So  entsteht eine speziiische Form der religiösen Unwissenheit. die sich immer mit 
Intoleranz p m i  und zu politischen Fehlbeuneilungen führen kann. 

\Cr sind aber venntwonlich für die Staatsbürger von morgen. die auch die 
Politik für und mit der Dritten Welt tragen müssen. hlit Natuwissenwhaften allein 
werden wir diesen Ansprüchen nicht gerecht werden. Religionsgexhichüuniemcht 
ist nicht der alleinige Schlüssel für eine höhere Bildung. würde aber sichtbxe Lticken 
schließen. Zunehmend wird in anderen sozinlistischen S tv ten  über kirchliche Schulen 
nachgedacht. In der DDR soll es nur die Theresienschule sein, ein Geheimtip für 
einAuBreiche Funktionäre, die ihren Kindern etwas Gutes tun wollen. Auf diesem 
Gebiet hätte die CDU eine bildungspoliiiwhe Aufg;ibe. die sie in ihren Presseor- 
ganen diskutieren sollte. Bestände wirklich Glaubensfreiheit. rnüflte der Spielraum 
kirchlicher Bildungsscitten größer sein. Pieues Gedmkengut im Bildungswesen. da 
sich in da Neue Denken einfügt, uiirde dis Ansehen der CDU in breiten Kreisen 
der Bevölkemng heben und neben anderen bereis erlSutenen Gesichtspunkten viel 
zur hlitgliedewerbung beitragen. 

Dns Spektrum der gesellschaftlichen hfängel mit übergreifenden Tendenzen auf 
Kultur und Bildung sowie Winschaft ist größer als hier aufgefuhrt. Es kann nicht 
Aufgabe einer Onspuppe sein. einen umfarscnden gesellschaftlichen hfangelkawlog 
nufzustellen und ht.&&rncn zu seiner Bcseitigun~ \urzuschlagen. 

\+?r haben aber dds Reclit und s o c v  31s beuußte Pmeimitclieder die Pflicht. die 
Politik in den hlittelpunkt unserer ~ k e r l e ~ u n g e n  zu stellen. ~ & i  ist e s  unvekeid-  
lich. unbequeme Fragen zu stellen. Die gesellschaftliche Umgeswltung in der UdSSR, 
die von Gorbatschow bewußt als Revolution bezeichnet wird. zwingt auch politisch 
organisienc DDR-Bürger. die Zukunft unseres Staates zu überdenken. 



Zur Entwicklung der Ost-CDU im Herbst 1989 

Von nlichael Richter 

Die 1915 in der Sowjetischen Besatzungszone gegründete CDU wurde in 
den Jahren zwischen 1918 und 1952 unter dem Dmck der Sowjetischen hli- 
liiäcidministration (ShlAD) und der SED zu einer Blockpartei umgeformt. 
Der politische Wille vieler hlitglieder stimmte mit dem BuUeren Bild der 
Partei nicht mehr überein. Vor allem in der Frage des Fiihrungsanspmchs 
der SED gab es seit der Gleichschaltung Anfang der fünfziger Jahre bis zum 
Herbst 1989 eine politische Kluft zwischen Parteiführung und Mitglied- 
schaft.' Dieser \%derspmch bestimmte auch die Entwicklung im Vorfeld 
und während der Wende, als sich die Ost-CDU innerhalb weniger hlonate 
gegen den erheblichen Widerstand zahlreicher AltfunktionXre progmma-  
tisch und organisatorisch zu einer eigenständigen Partei wandelte, die sich 
dann Anfang Oktober 1990 mit der westdeutschen CDU vereinigte. Die 
folgenden Seiten stellen den Gmg der Entwicklung bis zum Sonderparteitag 
irn Dezember 1989 dar. 

Die Vorgeschichte der Emeuemng der CDU im Herbst 1989 reicht zurück 
bis in die Anfmgszeit der Perestroika. Schon hlitte der 80er Jahre gab 
es auf zahlreichen hlitgliedewersammlungen der Ortsgmppen Diskussionen 
über die Politik der SED und der eigenen Parteiführung. Vor allem in 
so'zialethischen Fragen zeigte sich schon ISnger die Tendenz, daß die CDU 
ihre Rolle als nTmsrnissionsriemen~ der SED zu sprengen suchte.l Die 
Fremdsteuemng durch die SED mittels williger Sekretäre wurde in den 
achtziger Jahren immer stärker abgelehnt. Die hlitglieder sahen angesichts 
der sich ändernden politischen Rahmenbedingungen in der Partei nicht mehr 
nur einen Schutzraum. sondern fordenen stärkere hlitbestimmung, deutliche 
Signale der Eigenprofiliemng und ein Abrücken von der unbedingten Ge- 
folgschaft zur SED. Offene Proteste gegen die restaurative Politik der SED 
blieben aber auch in den achtziger Jahren eine Ausnahme. 

1 So auch Siedncd SUCKLIT *Vorn Btocksyrvm zur Konkurrenz. Zum Wandel drr 
choniligcn Blockpmeim in &r DDR wil &m llcrbrl 1999~. in: 11% SPlTi%Mh'N/Gisek 
HEL\VIG (Hg.). Die DDR auf dnn W# :ur dcufschen Einheit. Probleme. Pcrrp~kfiirn. Off<- 
N Frngcn. Dreiund.-H.rin.-igrie:wnn:ig T6gugung :wn Sfond &r DDR.Forrchung M &, Dudesrepublik 
Dcurrchlond, 5. bis 8. Juni 19W. Käln 1990. S. 129. 

2 Vgl. EhAm hTUBERT. Gerellrrho/rlirhe Kommunilvrion im so:iolen I l i d e l .  A u f k m  
l o g  :u einrrpobrirdi<n Olulogie. hg. V. BCM Ronlf. Ev. D~L~nnulisgcrn~inJ~ Bnlin-Txpou - 
inncrüahlich -. BnlJi Okiobn 1989. S. 53. 
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Die Entwicklung im Ostblock und die Verändemngen des politischen 
Gesamiklimas führten jedoch zu einem Aufbmch , der - von den Kirchen 
unterstützt - weder vor der SED noch vor den Blockparteien Halt mach- 
te. In der CDU nahm der Gegensatz zwischen hlitgliedem und Fühmng 
zu. Gerald Gdtting. seit 1966 Vorssitzender der Ost-CDU, verschloß sich 
jeder Diskussion über Veryidemngen. Die hlitglieder fanden sich stüker 
in den Aussagen der Synoden der Evangelischen Landeskirchen wieder 
als in der Politik der Paneifiihmng. Die Unzufriedenheit wurde schnell zu 
einem Kichendeckenden Ph'3nomen. Allerdings wirkten an den wesentlichen 
Schaltstellen der Partei weiterhin die Kräfte, deren oberste Maxime die 
Befolgung der SED-Ideologie war. 

Bereits im Sommer 1986 wandten sich die ersten 0nsgni~~invorsl5nde 
in Briefen an Götting, um Verändemngen anzumahnen. Solche Vorstöße 
waren zu diesem Zeitpunkt noch etwas Aukrgewöhnliches und wurden 
von der SED und vom hlinisterium fiir Smtssicherheit (ME) argwöhnisch 
registriert. hlir Hilfe von Informellen hliwrbeitern (Ihl) versuchte man die 
Entwicklung aufzuhalten. 1988 verstärkte sich die Reformdiskussion. Eine 
hlehtheit der hlitglieder lehnte den »real existierenden Sozidismusu in 
wesentlichen Punkten ab. Die Diskussionen fanden sult  in hlitgliederver- 
sammlungcn', Schulungssiätten und in den Gremien, in denen enge Kontakte 
zu den Kirchen bestanden. Auch im ~Arbeitskreis Cir Kirchenfngena beim 
Hauptvorstand der CDU waren kritische Stimmen zu hören. Anders als bei 
der LDPD, gingen die Ans tök  zur Reform in der CDU fast ausschließlich 
von der Basis aus. 

1988 und 1989fanden in den hlitgliedervenammlungen zahllose Dis- 
kussionen statt. 'Thema wm dabei immer wieder die Entwicklung in der 
Sowjetunion und in den übrigen S w t e n  des Ostblocks und die Ideologie 
des hlmismus/leninismus. Aber auch die allgemeinen Diskussionen in der 
Bevölkemng, die sich um Versorgungsprobleme, fehlende Gnindfreiheiten, 
die rowlit5re Bevormundung durch SED und Smtsapparat drehten. kamen 
zur Spnche. Ihren Niederschlag fand die Unzufriedenheit an der CDU-Basis 
in zahlreichen Briefen an die Paneifiihning sowie in den monatlichen 
Informationsberichten der Kreissekrelariate an die Bezirkssekrelariate und 
in den Qumlsberichten an den Hauptvonmd. 

Die durch Glasnost und Perestroika ausgelöste Entwicklung v e m l d t e  
die SED und den Simtsappmt zu Gegenmaßnahmen. 1988 beschloß dis 
hlfS ,,zur Sichening und Beherrschung der Lage in den Blockpaneien 
und dercn hledienr durch eine verstärkte noperative Durchdringung der 

3 Vgl. rB: nhlut und iniiiativc uwdni in jkhnulangn Enmhdigung ersiickL G e h -  
Lm da CDU-Orügnippe h ' w g e n  (DDR) vom 27. Juni 1988 an dcn liaupivontand der 
CDUr. in: Dcgleiircrtc auf dem Weg nir Einheit. hg. von der ExilCDU. Berlin 1990. S. 23-29. 



Zur Entwicklung der Ost-CDU im Herbst 1989 117 

Kreisvontändeu mit Ihl des hlfS ein nrechizeitiges Erkennen von Tendenzen 
des ideologischen Aufweichens, des Zurückiretens vor gegnerischen Ar- 
gumenten und der Überbetonung der Eigenständigkeit der Blockparteiend 
aufzuklären und operativ zu verhindern. 

In einem Resümee der Bezirksvenvaltung für Smtssicherheit (BVfS) Ro- 
stock vom hlärr 1989 hieß es zur Haltung von Funktionären und hlitgliedem 
der Blockparteien zu Gmndfragen der Außen- und Innenpolitik der SED5: 
*Der außenpolitische Dialog der SED zur Sichemng des Friedens« werde 
zwar vorbehaltlos unterstützt; es würden jedoch zunehmend kritische und 
zum Teil auch ablehnende Positionen zur Informaiionspolitik und zur Wrt- 
schafisfühmng zum Ausdmck gebracht. hlaßgeblich mit beeinflußt durch 
Orieniiemngen der Paneivorst2nde - das betnf vor allem die LDPD - 
seien besonders in den Bezirks- und Kreisvorswnden sowie in einzelnen 
Ortsgmppen der Blockpaneien Bestrebungen erkennbar, gegenüber der SED 
ein größeres hlitspracherecht bei innenpolitischen Entscheidungen durchzu- 
setzen. Hinweise auf sozialismusfeindliche Ziele seien jedoch nicht bekannt. 
Die Gmndpositionen eines großen Teils der Funktionäre der Blockparteien 
würden nachhaltig durch die gesellschaftliche Umgestaltung in der UdSSR 
g e ~ r ä g t . ~  Die hlaßrwhmen von SED und hlfS führten zwar in Einzel- 
fällen zur Diszipliniemng. sie konnten aber den gesmigesellschaftlichen 
Aufbmch. der sich auch in den Blockparteien niederschlug. nicht mehr 
aufhalten. 

Empömng lösten in den Blockparieien die offensichtlichen Fälschungen 
bei der Kommunalwahl im hlai 1989 aus. Die Kritik wurde jedoch in der 
bewährren Weise unterdrückt. Exemplvisch sei der Fall der Abseizung des 
Redakteurs der CDU-Zeiiung Die Union, Andreas Iielgenberger, erwähnt. 
der den Formalismus der sogenannten Volksaussprache in Vorbereitung der 
Wahlen auTs Kom nahm und dem auf Initiative des Presseamtes der DDR 
fristlos gekündigt wurde. 

In zahlreichen Briefen beschwerten sich hlitglieder der Blockparteien bei 
ihren Parteiführungen. was in der Ost-CDU nur zu Repressionen führte. im 
Gegensatz übrigens zur LDPD, wo sich auch die Paneiführung Gedanken 
über eine Demokntisierung der Gesellschaft machte. 

4 Gehcimc VmhluUsache 0013-515iX8. in: Urwbhbgiger UnimuchungrausxhuU Roruwk 
(I lg.). Arbeirrberichre über die Aujldrung der RorrmLer Be:irhrmolrung dcs h f in in r imfür  
Srmaricherhrir, Rortock 1990.5.65. 

5 Auiwmungs- und Konuollpppe der Bczirksverwdtung fir Stkvsricherheit R&tock: 
EinxMirwig Lik sich~hciüpoliliwh-bcdeuuame RcaLtionen, Swndpunkic und Veduitenr- 
weise unvr AngchBrigen dcr Blockparvien im Bezirk Rmrock. Roruwk 17.03.1989. ZiL in: 
Arbeirrberichre über die AuJiösung (ziL Anm4) S. 69-72. 

6 VgL CM S.68. 
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Der Hinweis auf die ReformKfte  in der CDU kann und darf allerdings 
nicht den Blick &für verstellen. daß ein g r o k r  Teil der Funktionire und 
viele hliiglieder bis zuletzt im Sinne der SED wirkten. Das wird verständlich, 
wenn man weiß, &ß alle Kaderentscheidungen in den Blockparteien mit 
dem hlfS abgestimmt waren. Haupt- und ehrenamtliche Kader in politisch 
bedeutsamen Funktionen wurden »erst eingestellt bzw. bemfen. wenn das 
hlfS &zu keine Einwändeu hatte.7 Die SED-treuen Funktionire haben das 
Bild der Ost-CDU nach außen wesentlich geprägt. Dieses Bild aber gab den 
tatsächlichen Zustand der Partei nicht adäquat wieder. 

Im Sommer 1989 war die Diskrepanz zwischen Basis und Pmeifiihmng 
grökr denn je. Die Bereitschaft, den politischen hlaximen Göttings zu 
folgen, nahm schnell ab. Neben dem kritischen Teil der hlitgliederschaft 
entwickelte auch der mitrlere Funk t ionkappmt  ein stirkeres Eigenleben 
und distanzierte sich mehr und mehr von den Direktiven der Parteifiih- 
mng. S o  wies der SED-KreissekretZr von Brandenburg im September 1989 
2.B. dznuf  hin, &U leitende Funktionke der Blockparteien anfingen, ndie 
gleichen Fngen zu stellen, wie sie vom Klassengegner gestellt<< würden? 
Auch unter Funktioniren und hlitgliedern der CDU im Bezirk Rostock 
registrierte die SED *kritische Positionen zur \Virtschafts-, Informations- 
und Bildungspolitiku9. 

Im Prozeß der Polarisierung in der P m e i  schwankten die Sekretjie der 
Bezirks- und Kreisebenen zwischen Loyalität gegenüber der Fühmng und 
Zustimmung zur Parteibsis. Innerhalb der CDU bildeten sich Gmppiemn- 
gen. die das System des demokratischen Zentralismus in F n g e  stellten und 
die innerparteiliche Demokratisiemng ~orbere i te ten . '~  Auch hier versuchte 
die SED gegenzusteuern. 

in der Jahresplanung des hlfS fur 1989 vorgesehen, wurde #der 
Durchdringungsprozeß. einschließlich der Schaffung inoffizieller Quellen 
in den Bezirksvorständen der CDU und LDPDu weiter erhöht. um das 

7 Analyse mr politisch-opcraiivcn Lage in den BczirLsverb3nden der befxvndnen Panci- 
en - Beriih 27. Nm'ernkr 1987. hliiiricnurn Ti Siaatrsichnheii - Bezirksvenvalrvng Balin, 
Abl. WI (W. Zit. bei Stefan WOLLE. "Der Weg in den Zuramrnenbnich. Dic DDR vom 
lanw bin zum Oktober 1989". in: E c b d  JESSUAmi'i hliTTER (Hg.). Die Gerralrung der 
dmchen Einheir. Gtsdichhrr - Polirit - Gesells~Jwfi, BOM 1992. S. 89. 

8 SED kislciiung Brandenburg: hlmukrichi September 1989. An: Bezirkrleitung der 
SED. I. Seksciär. Genossen Dr. Günihm lahn. Brandenburg. den 18.9.1989. Gel. Winfricd 
hliulaff. Brandenburgiwhen hderlwupiarchiv Rep. 530 h'r.47. 

9 Auswmungs- und Konrrollgmppe der BezirLrvenvaliung fir Smüskherheit RortorL: 
Einschätzung ü k  sichoheiüpoliii~h-kdeutme Reaktionen. Sundpdv und Vehaluns- 
weise unter Angeh&rigen der Btockpyvien im Bezirk Rostock. Rorlock, 17.03.1989. Zit. ui: 
Arbeiaberichte über die Auflärung (zit. Anm.4) S. 69-72. 

10 Vgl. ltor,i KORBELLA. D% prrxmcllc und pmgrunrmtiuhc Emcumg &I CDU srit 
dcm Sommer 19.49. Bonn. dcn 25.2.91.. S.9 (Phv3Wchiv Richter OI~CDU ?). 
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 anwachsen eines kritischen Potentials« wirksam zu unterbinden." Im 
September 1989 registrierte das hlfS an der Basis von LDPD und CDU 
dennoch venlärkte »Bestrebungen einer Neuprofiiierung ihrer Parteienu. 
Erneut wurden die Leiter d l e r  hlfS-Dienststellen angewiesen, mit Hilfe der 
breiten Ihl-Basis in den Blockparteien nBeeintrichtigungen bzw. Störungen 
der Bündnispoliiik rechtzeirig zu erkennen und durch geeignete operative 
hlaßnahmen zu  unterbinden^.^^ 

Auch der von Vertretern der Bürgergnippen oft behauptete Gegensatz 
zwischen Oppositionellen und Demonstranten auf der einen und den Block- 
parteien auf der anderen Seite wird der Rolle der hlitglieder dieser Paieien 
nicht ganz gerecht. Unter den rund 500.000 hlitgliedem der Blockparteien 
gab es  von Anfang an Zehntausende, die sich an den Demonstrationen betei- 
ligten, die sich Bürgergmppen anschlossen. in den Kirchen mitarbeiteten und 
sich so völlig im Gegensatz zu ihren Leitungen an der friedlichen Revolution 
beteiligten.13 

Einen Höhepunkt der kirchlichen Opposition gegen das SED-Regime 
stellte die Eisenacher Synode des Bundes der Evangelischen Kirche in der 
DDR im September 1989 dar. Auf dieser Tagung wurde am 10. September 
ein von vier im Bereich der evangelischen Kirche Gtigen hlitgliedern 
der CDUI4 veröffentlichter >,Brief aus \Veimuu15 b e h n t ,  der sich an 
die hlitglieder und V o n m d e  der CDU wandte. Die CDU wurde dann 
zu gesellschaftlichen und politischen Reformen aufgefordert. Angemahnt 
wurden u.a. freie Reisemöglichkeiten. ein neues IVahlgeseiz. innerparteiliche 
Demokratie, Daten über die Umweltverschmutzung und die Wiederaufnah- 
me der Zeitschrift ~Sputniku in die P~stzeitungsliste.~~ 

I I BezirLsvmualtung für Smurichmheit. Abteilung XX: Jahrerplm 1989 dcs Leim der 
Abteilung XX Gehciic VerwhluUsache 153iä8, LcipUg, 28. Dember  1988. Ilcriäiigt: Leim 
der BczirksvcwalNng. llummilrvh Genmimajor. BI. 23 (Forxhungsstclle Nr die Verbrechen 
da Staliirmu herden. Bezirksvmvalning Lcipzig). 

12 hlinirvrium für Staaissicherhcii - Bezkksvrrwalning Erlun. ieiter, gcr Schwan. G m -  
ralmajm. Enart. 27.9.1989. Tgb. Nr.563iä9: R ~ k f l u ß d o m i m  nir poliiirch-operativen labe 
unvr kindlich-ncgaiivm Krafun im Veraniwonungsbereich der BezkksvrrwalNng Erlm bn 
Zurmnhang mit dFn gcgcnw%nig rcpubllweii durchgcfühnm feindlich-ncgaiiuen Akuviu- 
un zw Scluilung mgrnannvr Sammlungsbnvigungen politirchopporiiioneller R n m  BL 
27 (Faxhungsrulle f* die Vcrbnrchm des Stalinirmm DTerdoS BezirksvrrwalNng Erlun). 

13 Pctcr Joachim LAW. .EhmuIige DDR-Blockparteien au i  der Suche nach Rofil und 
GlaubwürdigLeite. in: Deuxhlond Archiv 23 (1990). S. 62. 

14 h i a r t i i  Iiuhn (Rcchümwaltin aus Sachse% Syncde des DDR-Kirchrnbundes). Chri- 
stine Licberknccht (Pastorin a u  Ramsla). hIanin K i h t  (Lcivndcr Jurist im TlUringcr 
Landcslircknrat. OberkkhenraI) d Gonlried hlüller (Chefrcdakicurc der lhliringivhcn Kir- 
rhcmimg Alaube und Ilcimatr). 

15 Der "Brief aus W e h u r  in: Ncuc itif vom 26. Oklober 1989: rwrhgedmckl in: Bcglcit- 
tcxv (riL A m 3 )  S. 31-36. 

16 s n a a  vom 28. Sqdmbcr 1989. Fmnl/unerRund$chou vom 3. Oklobcr 1989. 



120 hlichael Richter 

Ini ffauptvorstlnd wurden innerhalb von zwei Stunden nach Erscheinen 
des Briefes whlaßnahmen zur Verhindemng seiner weiteren Popularisiening<< 
fes~gelegt.~' Das blieb jedoch ohne \Virkung. Der »Brief aus Weimar. wurde 
durch die Initiatoren in einer geziehen Postaktion allen Krcisverbänden 
der CDU zugeschickt. In den Vorsränden und h!itgliede~ersammlungen 
wurde das Altemativkonzept schnell aufgenommen und diskutien.18 Am 
19,September, noch während der Synode. wies die CDU-Fuhmng unter 
Genld Götting den Brief zurück. Der Panei liege wie allen gesellschaftli- 
chen Kräften viel dann. nWene und hlöglichkeiten unserer sozialistischen 
Demokratie und des Bündnisses aller gesellschafilichen Kräfte noch wirk- 
samer auszuschöpfenr. um neuen Anfordemngen gerecht zu werden. Es wi- 
derspreche aber innerpmeilicher Demokniie, nwenn sich Parteimitglieder - 
wie du am Wochenende in Eisenach geschehen. sei - an eine internationale 
Öffentlichkeit wenden.19 Götiing ordnete an, die Unterzeichner aus der CDU 
auszuschließen. 

Zum geplanren Pmeiausschluß kam es jedoch nicht. Angesichts der 
Resonanz des Briefes schien einigen hlitgliedem des Aauptvorswndes ein 
Ausschluß das falsche Signal zu sein. Auch im Ilauptvorstmd gab es  
Funktionäre. denen der Kurs des völlig SED-loyalen und vom hlfS ab- 
hängigen Götting nicht paßte und die - ähnlich wie in der LDPD - einen 
Kurs anstrebten, der der Blockpmei mehr Eigensrändigkeit innerhalb des 

X \  sozialistischen Systems einräumte. Bereits im hlärr 1989 hatte das hlfS 
auch r im fhuprvorswnd der CDU erkennbare Ansätze. registrien, nunter 
dem Aspekt der Eigenständigkeit der Panei die Zusammenmbeii mit der 
SED zu unterlaufena*. Da Götting seinen kompromißlosen Standpunkt nicht 
durchsetzen konnte. fandam 26. September in Ost-Berlin ein einlenkendes 
Gespräch der Autoren des Briefes mit den hlitgliedem des Prätidiums 
und des S e k r e h a t s  des Ilauptvorstmdes der CDU, Werner Wünschmmn 
und Adolf Niggemeier, statt. bei dem sich die pmeifiuhmng zu weiteren 
Gespmchen bereit erklärte. Die Unterzeichner bekundeten ihrerseits. dd3 es 
ihnen nicht um die Bildung einer innerpmeilichen oder gesellschaftlichen 

17 KORBELLA (zii. Anm. 10) S. 10. 
18 Neue Zpir vom 26. Okiober 1989. Terl in: Dolmentorion ;ur Enniiciiung der Block- 

pdrrei~n der DDR t.on Ende Sepfember bis Anfang Derrmbrr 1989. katbeiiei von Kaiharim 
BelweRlic Rcuier. hg.: Gesmtdeutrches ~NI~IuI (Bundesarüwlt für gesmideuirche Aufgaben). 
BOM 1989. S.77-79. Vgl. llelmvr LOCK, .Ein hlchr an Demokratie. Dic ncue CDUe. in: 
llutenu KNABE (Itg.). Aufirud in e i m  andere DDR. Reformer uund0ppoririomlb:urZuilunfi 
ihresbndes. Reinbek 1989. S .  127t 

19 Neue Zpil vom 19. Septsmbcr 1989. 
20 Aurwmungs- und Konuollppp der Bezirksveru.alrung fir Smuricherheii Rortock: 

EiwMizung über sicheheiüpoliiirch-bedcu~me Reakiioncn. Simdpunla und Vcmilimwei- 
sen unter Angchörigrn &r Blwkpmcim im Bezirk Rmiwk. Raslock 17.03.1989. Zir. in: 
Arheitsberichte (zit. Anm.4) S. 69-72. 
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Opposirion gehe, sondern um eine Belebung der Zusammenarbeit im Block. 
Sie seien wfur die DDR auf der Basis ihrer sozialistischen O r d n u n g ~ ? ~  

Nach dem Gesprich erkljlte der Ilauptvorsbnd in internen Schreiben an 
die Bezirkssekre~riate, &ß es sfur die CDU als smtstragende Partei völlig 
ausgeschlossenu sei. sich mit Gmppen - mögen sie kirchlich protegien sein 
oder nicht - zu identifizieren, die sich selber als nopposi~ionellu verstünden. 
Für die Teilnahme an allen öffentlichen Angelegenheiten bestünden in 
der DDR im übrigen nalle politischen, gesetzlichen und organisatorischen 
Voraussetzungenu. Es wäre falsch. zu behaupten. die CDU sei im Block 
eine rnachgeordnete Parteiu. Vielmehr sei sie völlig gleichberechtigt und 
glei~hverpflichtet?~ Der Hauptvorsmd forderte alle hlitglieder auf. die rzü- 
gellose Heize gegen den sozialistischen deutschen S m t u  in hlitgliederver- 
smmlungen zurückzuweisen und diese zu nutzen, »die Auseinandersetzung 
mit jenen Kreisen in der BRD zu fuhren. die erneut zum Angriff auf die 
Grundprinzipien und Gmndwene des Sozialismus vor allem in der DDRu 
bla.~en.~3 

Während die Pxieifuhning hoffte, das Thema >Brief aus Weimaru wäre 
damit abgeschlossen. wirkte das Papier unter den CDU-hlitgliedern wie 
ein Luftzug in der Glut. Auf zahlreichen hlitgliedervenmmlungen wurden 
die Thesen weiter diskutien. Beim Sekretariat des liauptvorsmdes hiuften 
sich bald Briefe. Beschwerden und Eingaben, in denen sich blilglieder, 
Onsgnippen und Kreisvorsiände die Fordemngen des Refompapiers zu 
eigen machten und ergän~ten.2~ Gefordert wurde bereits ein vorgezogener 
Paneiiag und der Rücktritt der Paneifühning.~ 

Auch den stvrlichen Organen blieb der S~immungsumschwung an der 
CDU-Basis nicht verborgen. In einem nStimmungsbericht« infomiene die 
Bezirksvenvaltung Neubmdenburg des hlfS die Bezirksleitung der SED. 
&ß mfeindlich-negative Kräfie, kirchliche Amisiräger, einzelne Künstler 
und hlirglieder der LDPD bzw. der CDU ihre Aktivitätenu. verst%kten, 
nvorstellungen wie das 'Neue Fomm' an der Basis zu verbreiten und 
Wirkungen zu erreichenu." 

21 ALU Weimar. Archiv TÜr Chrisilich-Dmobtiuhe Politik (ACDP). Die h in  undnuhfol- 
gend angefuhnen Dokumente aus dem ACDP beianda sich zum Zeitpunkt der Abfasung dieses 
Beivages noch unm pmvimischer Sigarur. Vgl. Ralf Gmrg REUiH. "Wie de hlauibe m die 
Spitze kam. Wendungen in der Wen& der einriigm Blockpmei*. in: Flanuurrer Allgemeine 
Zpirung vom I. Juli 1991. 

22 uilomion des Selrretariau des Ilauptvonun&s der CDU. Für die BezirksulrrelMate. 
Paneiintemer Material. Hr. 1411989. Bnlin. 26.9.1989. ACDP (r. Anm 21). 

23 Ebd. 
24 Vgi. Ak!e Weimar. ACDP (5 .  A-21). 
25 Vgl. LOCK (zit. Anm. 18) S. 129. 
26 Ulnch von SASSnlaniet von SUCHODELEiZ (Ilg.). Feidlirh-ntgodv. Zur polirisch- 

opcroriven Arbeit einer Slo~i-ZPIIrrol~. BcIILI 1990. S. 1351. 



122 hlichael Richter 

Ende September Anfang Oktober 1989 überschlugen sich die Ereignisse 
in der DDR. In der Zeit um den 40. Jahrestag am 7. Oktober 1989 erlebte 
man Großdemonsu;iiionen, wie es  sie zuletzt im Juni 1953 gegeben hatte. 
Durch den hlmsenexodus drohte das Land auszubluten. Auch in der CDU 
glrte es  immer stärker. Am 10. Oktober 1989 erschien in der Dresdner 
CDU-Zeitung Die Union der Berste Glasn~st -Art ikel«~~ der Redakteurin Uta 
Dittmann unter dem Titel *Es ist möglich, miteinander zu reden« über die 
Ereignisse in Dresden. Darin hieß es: nDie Information über die Ereignisse 
der letzten Tage und Nächte in Dresdens Innenstadt, die auch unsere Zei- 
tung gestern veröffentlicht hat, war einseitig und vermittelte ein falsches 
 bild...^.^^ Am 11. Oktober setzte sich auch die Neue Zeit über die Liblichen 
Regeln der Bericliterstattung hinweg. verkürzte eine ADN-hleldung über 
die Unmhen am 10. Oktober und setzte den eigenen Bericht im Konjunktiv 
fort.29 \V= nach westlichen hlaßsUben lapidar schien. hatte im totalit5ren 
Unterdrückungsstmt enorme symbolische Bedeutung. 

Erst nachdem auch die SED ab dem 11. Oktober offiziell auf Dialog- 
politik umgeschwenkt war und im ganzen Land bereits offizielle Wende- 
Erkläningen abgegeben wurden. zeigte auch der Hauptvorsund der CDU 
Kompromißbereitschaf~. Die CDU-Presse veröffentlichte am 12. Oktober 
einen Anikel Göttings. in dem dieser erklärie, es  gebe viele Fragen. die 
einer gründlichen Diskussion und überlegtet Entscheidungen bedürften. Den 
*Brief aus \Veimara nannte Götting nun plöizlich einen nAnstoUu. durch den 
die CDU nihr Profil als politische Panei von Christen unvemechselbaru 
zeige.m 

Die Politik des t1auptvorsundes der CDU lag - im Gegensatz zur LDPD - 
zu diesem Zeitpunkt jedoch weiterhin voll auf der Linie Ilonecken. Das 
zeigte sich, als Honecker m 13. Oktober die *Vorsitzenden der befreundeten 
Pmeienn Günther hlaleuda, Genld  Götting, hlanfred Gerhch und Heinrich 
Homann sowie den Prlsidenten des Nationalrats der Nationalen Front, 
Loihar Kolditz, zu einer *Beratung über aktuelle Aufgaben bei der weiteren 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft in der DDR< emp- 
fing. Honecker betonte, angesichts der Entwicklung dürfe kein Eindmck von 
Zweigleisigkeit entstehen. Zwar solle der Sozialismus durch rtiefgreifende 

27 So Dresdem Ohrbürgenneirier llcrbcn Wagner auf riner Tagung der Gcsellxhah für 
Deuwhlandfmhung am 9. Nwcmbcr 1990 in Bayrcuih. hliischrift der Autors (Rivaiarchiv 
Richin 4023). 

28 Die Union vom 10. Okwk 1989. In der Aurgah  vom 6/13, Oktober 1989 hieß CS: 
"Wie dic zuständigen S w r g a n e  mineilieh k m  cr in der h'acht vom 4. und 5. O k m k  1989 
im Bereich1 des Drerdner Iiaupitrahrhoies zu rowdyhlicn Aurschrciangcn ... r .  

29 Vgl. Gunler HOLZWEISSIG. *DDR-Presse im Aulbnich-. in: Dewrrhlond Archiv 23 
(1990). S. 226. 

30 Gerald Göning. ~Unwre Vemixonungr. in: Neue lp i r  und D2 Union vom 12. Okwhr 
1989. 
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IVandlungen und Reformenu weiter verbessert werden, das Entscheidende 
bleibe aber. ~ u n b e i m  an unseren Gmndwerten festzuhalten. m Sozialismus 
in der DDR nicht rütteln zu lassen. In Zukunft solle die Nationale Front eine 
größere Rolle spielen. In der Volkskammer werde die SED künftig Anfragen 
und Antworten erlauben?' Götting, H o m m ,  Kolditz und Maleuda stimmten 
den Ausführungen Honeckers uneingeschrinkt zu. Nur Gerlach dringte auf 
kritische Formulierungen im Kommunique. Er kritiserte die Führungs- und 
Sprachlosigkeit der SED. Man dürfe mit Entscheidungen nicht bis zum 
XII. Parteitag der SED wmen. Auf der Tagesordnung stünden öffentlicher 
Dialog. Reisefreiheit. mehr Demokratie im poli~ischen Leben. Änderungen 
im politischen Strafrecht und ein neues Wahlsy~tem.'~ 

Die CDU-Führung war zu diesem Zeirpunkt weit davon entfernt, derartige 
Fordemngen zu übernehmen oder gar selbst zu formulieren. Nur langsam. 
panllel zur SED und unter dem Druck der Ereignisse verst;irkie sich auch 
hier die Diskussion über den weiteren Weg der DDR und der eigenen 
Panei. hlitte Oktober 1989 wurde die Fordemng nach der Einberufung eines 
Sonderparteioges der CDU immer lauter. Nach einem Aufmf der Ortsgruppe 
Neuenhaged' folgten Aufmfe aus anderen Pmeiverbinden. Am 16. Oktober 
tagte in Berlin das M i d i u m  der CDU mit den Bezirkssekretären. Trotz 
kontroverser Diskussionen konnte Götting keine Änderung des politischen 
Standortes abgerungen werden. Die Bezirksvonitzenden von Karl-hlarx- 
Stadt und Schwerin, Klaus Reichenbach und Lothar hloritz, erklkinen unter 
dem Beifall der Anwesenden, da0 es in der CDU längst eine andere CDU 
gebe als die, die Götting noch zu führen meine. Götting verbot danullin 
jede Beifallskundgebung und erklärte. die Entwicklung werde durch den 
Einsatz sowjetischer Truppen bald wieder ein Ändemng e r f a h ~ e n . ~  

Angesichts der Haltung der Bezirkssekretäre sah sich das Präsidium des 
kiauptvorstandes jedoch veranlaßt, noch am selben Tag erstmals im SED- 
Stil Selbstkritik zu üben. hlan habe im Bestreben. rdie imperialistischen 
Aktionen gegen unsere Gesellschaft abzuwehrenr vor allem auf Kontinuität 
gesetzt. Dabei seien Signale aus den eigenen Reihen nicht früh genug erkannt 
worden. Der Hauptvorstmd schloß sich jetzt den allgemein erhobenen 
Fordemngen nach Dialog. Reisefreiheit elc. an. erklärte aber zugleich. fiir die 
CDU sei aal1 das unverzichtbar ... was zum Sozialismus in der DDR und zu 

31 GPm SCIIABOWSKI. Der Absiurr. ikrlin 1991. S.258. llanncr BAHRhl.&NNIChri- 
smph LLVKS. IVr irind&s Iblk. Die DDR zwischen 7. Oliober und 17. De;embcr 1989. Einr 
Chmnik. Bcr l i  1990. S.25. VgL hlanlred GERLACH. filiwcrorunanlirh. Ab iiberolcr im 
SED-Sm!. B a l m  1991. S.287L 

32 Vgl. GERLACH (zir Anm 31) S.288-290. VgL hurvicw mit hMred Gcrlach in Der 
birnr l  vom 6. November 1989. 
. f3 Aufmf zum Sondnpineitag (Privatarchiv Richter. Knbctln S.58L). 

Y K O R B E U  (zit. Anm 10) S.11. 
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seinen eigenen Zügen b e i g e t n g e n ~ ' ~  habe. Nach der offiziellen Selbstkritik 
gaben nun nacheinander auch die meisten Bezirks- und Kreisvorstände der 
CDU Erkläningen ab, in denen sie sich der neuen Linie Göttings anschlossen 
oder aber bereits weitergehende Fordemngen stellten. Es wurde kritisiert, 
&L1 der llauptvorstand der CDU sich erst so  spYt mit einer Erkläning zu 
den Problemen des Landes an die Öffentlichkeit gewandt habe?6 

Nun setzte ein Differenziemngsprozeß ein, der zeigte, wie heterogen die 
Kkifte waren. die sich unter dem Dach der CDU zusammengefunden hatten. 
Er griff in der zweiten Oktoberhälfie auch auf die CDU-Fuhmng über. Hier 
s&n in der h l e h h l  Funktionäre, die ihre Posten den guten Beziehungen 
zur SED oder zum hlfS verdankten und die allein aus diesem Gmnd die 
Politik der SED mittmgen. 

Am 26. Oktober 1989 kam es auf der Tagung der Arbeitsgemeinschaft 
Kirchenfngen beim Hauptvorstmd der CDU zu einer weiteren Auseinan- 
dersetzung über den *Brief aus \Veimx« und den zukünrtigen Kurs der 
Union. Götting hatte zuvor den Entwurf eines Positionspapiers verschickt. 
das auf der Tagung benten werden sollte." Auch der stellvenretende 
CDU-Vorsitzende IVoIfgang Aeyl fordene, die führende Rolle der SED 
auch weiterhin anzuerkennen, gleichzeitig aber das Profil der Blockpmei 
zu m~dif iz ieren?~ 

Diese SED-freundliche Politik der Parreivorsitzenden kollidierte mit den 
Auffassungen der hlehrheit der hliiglieder und Funktionäre der Pmeibasis. 
Auf einer Tagung der CDU mit nKuliurschaffendenu am 27. Oktober 1989 
in der Zentralen Bildungsstäiie der CDU in Burgscheidungen kam es zu 
leidenschaftlich geführten. stundenlangen Auseinandersetzungen. Götting 
eröffnete die Tagung zunächst im üblichen Siil mit einer Rede. die keinerlei 
Selbstkritik enthielt.'9 Sie wurde ebenso wie ein Refent  von \Verner Wün- 
schmann von den Anwesenden ohne Beifall und mit erkennbarer Ablehnung 
aufgenommen. Am Nachmittag wurde in der Diskussion jedoch offen mit 
der Poliiik Göttings abgerechnet und sein Rücktritt Der Haupt- 

35 Neueieir vom 17. Okmter 1989. 
36 Sekmariaides Ilaupmmdes dnCDU.AbrcilungRerworganc. Bcrlin,den 25.10.1989: 

Vorschläge aus Briefen von Unionsfreunden und ünsgnippen sowie inimiionsbcrichie von 
Vorständen der CDU. ACDP (s. Anm.21). 

37 Schreiben Gerald ~äni&s an alle hliiglieder des Pancihaupivmtande~ vom 25. Okmkr 
1989. ACDP (s. Anm.21). 

38 Ncue 2 i r  vom 27. Okmk 1989. 
39 Vgl. Mffnungraruprache des Pancivoniizcnden zur Künrilemgwig (27.10.1989). ACDP 

(I. Anm. 21). 
4 0  Berichi von iiikolaus M i g  aus Henncrdorf. An den Bezirksverbmd D r e h  der CDU 

und die Redaktion der Union. Hemmdorf. am 30.10.1989. ACDP (s. Anm. 21). Vgl. REUTH 
(ziL Anm. 21). 
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vorsund reagierte mit Erkläningen, in denen er sich zur hlitvenntwonung 
für die vierzigjährige Geschichte der DDR bekannte und Thesen über den 
weiteren \\'eg der Blockpartei formulierte. Dennoch wuchs der Dmck auf 
Götting. 

Nachdem der *Brief aus Weimaru am 27. Oktober auch in der gesamten 
Unionspresse abgedmckt worden war, veröffentlichte die Neue Zeit einen 
Tag sp3ter den Diskussionsentwrf eines Posiiionspapiers des Pr5sidiums des 
Hauptvorsbndes der CDU, in dem nun in acht Gmndfordemngen U. a. freie 
Wahlen, eine am Markt orientierte Wirtschaft. ein gnindlegend verändenes 
öffentliches Leben. das sich #durch lebendige Demokratie, strikie Rechts- 
siutlichkeit und realistische hledien poliiisch auszeichnet*, sowie eine 
nneue Qualitiit innerpxteilicher Demokratieu formuliert Betont 
wurde jedoch erneut. da0 die CDU eine eigenshdige Partei in der DDR 
und fiir den Sozialismus sei und bleibe. Das PrJsidium des Ilauptvorsondes 
rief auf, den Entwurf zu diskutieren und kurzfrisiig den 17. Paneiwg einzu- 
bemfenP2 Vor allem die mit den Kirchen verbundenen CDU-hlitglieder, die 
K o n d t  zu opposiiionellen Bürgergmppen hatten. forderten jedoch bereits 
einen eindeuiigen Kurswechsel der Panei und den Rücktritt Göttings. Am 
I. November verlangten die vier Initiatoren des *Briefes aus Weimaru und 
Vertreter aus den Bezirken Götting in einem Gespräch zum Rücktritt auf!' 

Am 2. November fand daraufhin eine außerordentliche Sitzung des M i -  
diums des Hauptvorsmdes statt, zu der Götting zwar noch eingeladen hatte, 
an der er aber selbst nicht mehr teilnahm. Heyl eröffnete die Sitzung mit dem 
Flinweis. es gehe rl5ngst nicht mehr allein um eine Soiidxisiemng mit dem 
Brief aus \Veimar. sondern um ganz konkrete Fordemngen nach personellen 
Verändemngenu. Er informierte darüber. daß Götting selbst h m  gebeten 
habe, ihn von seiner Funktion als CDU-Vorsitzenden zu entbinden. Beraten 
wurde auch ein Rticktritt des gesamten Pr5sidiums des tlauptvorsmdes." 

Die Mitglieder des 1987 eingesetzten Flauptvorstandes beauftragten Wolf- 
gang Fleyl mit der vorlkiufigen \Vahrnehmung des Vorsitzes der CDU. Ileyl 
lehnte es jedoch ab, fiir die Wahl eines neuen Vorsitzenden am 10. November 
zu kandidieren. Sutt  dessen schlug er u.a. Lothar de hLizi2re vor. auf 
den sich schließlich die Anwesenden einigten. De hlaizisre hatte bis zu 
diesem Zeitpunkt keine Pmeifunktionen innegehabt, besa5 als Vizeprkes 

J1 N e u  L i 1  vom 28. Oktober 1989. VgL lCTr sind dor Iblk. Iloßnunx '89. Teil 2: Die 
Bewegung. OilrobPrlh'ortrnb~r 1989. lLalle/Leipzig 1990. S.31t Vgl. LOCK (rir Am 18) 
S. 129f. 

42 Neue L i i  vom 28. Oklobn 1989. 
43 Teibehmer u.a htanin Kirchner. hfanina Iluhn. Chririine LiebnknechL Gottfiied hliilln. 

N'dicr Riedel. lleinz lleliuig. Pctcr Z i r n m m m .  VgL KORBELLA (zit. Anm 10) S. 111. 
44 Vgl. Frankfurrer Allgemeine Zeirung vom 15. h l i n  1991. 
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der evangelischen Bundessynode jedoch kirchliches Vertnuen und schien 
von daher besonders geeignet. die Nachfolge Göttings anzuueten. 

Götting erklärre am 2. November seinen R ü c k t r i ~ t . ~ ~  Bis zur offiziellen 
LVahl de hhiziires übernahm Heyl kommissarisch die Leitung der Pmei. 
Nach dem Wechsel an der Pmeispitze avancierte die CDU xnsch zur Vor- 
reiterin der Reformbestrebungen unrer den B l o c k p ~ t e i e n a ~ ~ .  Bereits einen 
Tag nach Göttings Rücktritt verlangte die CDU-Fraktion der Volkskammer 
die sofortige Einbemfung der Volkskammer und forderte die Regiemng 
auf, die Vennuensfnge zu stellen. Angesicht des Unmutes über die Kom- 
munalwahlen gelte es nun, ein neues LVahlgesetz auszuarbeiten und die 
Kommun3lwahlen zu wiede~holen.~' 

Offen verkündetes Ziel der CDU war nun eine demokratische Reform 
des Sozialismus. De hfaiziire erkl5rte am 6. November 1989 in der Neuen 
Zeir, die DDR brauche endlich *einen Sozialismus, der diesen Namen 
wirklich verdientu. Nicht der Sozialismus sei am Ende, so de hfaizikre einige 
Tage spYter. sondern »seine administrative diktatorische Verzer~ngu.~* In 
zahlreichen weiteren Stellungnahmen setzte sich der neue Vorsitzende nun 
bis zum Dezember 1989 immer wieder unmißversiändlich für einen demo- 
h r i s c h  erneuenen Sozialismus ein. Am 19. November 1989 nannte er den 
Sozialismus neine der schönsten Visionen menschlichen Denkensu. 

Auch die Bezirks- und KreisverbYnde der CDU schlossen sich nach 
dem Fuhmngswechsel dem neuen Kurs einer Demohtisiemng der Gesell- 
schaft an. lehnten aber die sozialistischen Dekundungen der Parteif'uhrung 
teilweise ab. In der Dresdener Stadtverordnetenversammlung erklärre die 
CDU-Fraktion bereits am 26. Oktober den Auszug aus dem Demokratischen 

Das Bezirkssekreüuint der CDU in Erfun forderte am 14. November 
1989 die Ilentellung der Eigensiändigkeit des Bezirkstages als höchstem 
gewählten hlachtorgan des Bezirkes und eine *selbständige und unabhängig 
von Parteinstanzen praktizierte hlachiausübungu. Die CDU kündigte für die 
n9chste Sitzung an. als Fraktion aufzutreien und fordene vom Ratsvorsiizen- 
den die Akzepliemng von Fraktionsbildungen, rechtzeitige Information der 
Abgeordneten, Wahl einer unabhängigen Tagungsleitung, die Bildung eines 
Beschwerdeausschusses, die Anrede aller Abgeordneten als ~Abgeordneteu. 
eine einheitliche Pausenvenorgung. ein Ende der Bevorzugung der SED im 

45 & d d  Göning erklärt Rlickuin als CDU-Vorsimndam und nlianmann löst I l o m  
als hDPD-Vonimnden a b ,  in: hfwmaiimen der BunderminirMum Kir lnncrdeutrche Bc- 
Ziehungen 21. vom 17. h'ovcmber 1989. S.27. 

46 SUCKUT (ziL Anm. 1) S. 131. 
47 BAIIRMANNRL%KS (ziL Anm. 31) S. 81. 
48 h'eur Zpir vorn 18. h'ovmber 1989. 
49 Vgl. KORBELLA (zif. Am. 10) S. 11. 
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Bezirkstag und eine Revision des Gesetzes über die önlichen Volksvenre- 
tungen vom 4. Juli 198S.50 ZU seiner Sitzung m 17. November trat der 
Bezirkswg Erfurt bereits fk t ionsweise  anJ1  Die CDU-Fkt ion e rk lae ,  
d35 sie den nBlocku nicht mehr als Plattform der Z u s m m e m b e i t  ansehe 
und das Einstimmigkeiüprinzip nicht mehr ak~eptiere.'~ 

Ähnlich, wenn auch mit unterschiedlicher Intensität, lief die Entwicklung 
nun fast überall ab. Da5 es  sich bei den Fordeningen der CDU nicht 
um leere IVonhülsen. sondern um konkrete Schritte hin zur angestrebten 
politischen hliorbeit handelte. zeigten die vom Amt für Nationale Sicherheit 
registrierten *Anstrengungen zur Schaffung einer Kaderreserveu der CDU. 
die Ende November 1989 unternommen wurden, um auch auf unterer stutl i-  
cher Ebene (Bezirk Kreis. Kommunen) Positionen durch CDU-Abgeordnete 
besetzen zu könnenJ3 

Bei der vom 20. bis 22. November in Burgscheidungcn tagenden Haupt- 
vorstuidssiuung kam es  zu heftigen Debatten darüber. ob  der Sozialismus 
noch ein tragfahiger Begriff für die zu erneuernde Gesellschdt sei. Bei einer 
Abstimmung im Plenum fordene die Mehrheit der Hauptvontmdsmitglie- 
der. auf den Begriff nSozialismusu zu verrichten. Ein Bericht des Amtes für 
Nationale Sicherheit (AfNS) über die Sondersitzung des Hauptvorstuides 
der CDU in Burgscheidungen spiegelt diesen Konflikt wider. Hier hieß es, 
e s  gebe unter den Mitgliedern r3u0ersl widersprüchliche Auffassungen zur 
weiteren Perspektive und Zielen der CDUu. Dabei zeichne sich eine Ausein- 
andersetzung zwischen dem neuen Vorsitzenden, der an den humis t i schen  
Traditionen der Pmei  festhalte. und jenen hlitgliedern ab, die eine stärkere 
hlachtbeteiligung in S m t  und Regiemng fordern". 

Da sich de hlaizikre mit seinen Vorstellungen durchsetzte, legte die CDU 
nach der Sitzung den Entwurf eines demokntisch-sozialistisch orientierten 
Prognmmpapien vor, in dem ein Volksentscheid über eine neue Verfasung 
ohne Fühngsanspnich einer Partei gefordert wurde. Der Hauptvorstuid 

50 Schreiten dcs BcWLcvorsimden d a  CDU Mur& Schniebcr. an den Vorrimden dcs 
Raicr des Bezirks Erlun, Swaiclr. vom 14. Nwember 1989. Thuruigischcs llaupwsarchiv 
W e h  041494. 

SI Vgl. e b i  
52 Rai des BcurLcr Mun IXr Sckreiär: Ilinweise. \'mhWge wid kritische B m r k u n .  

gen aus der Diskussion der 16. Tagung des Bezirkstages. ihre K W g .  hüchcidung sowie 
B e a n t w m g .  Abg. B. Schnieter (CDU). MuR 23.11.1989. Thüringisches llauplaatsarchiv 
Mimu 041492. 

53 Bezirkramt für Nationale Sichcrkit Ilallc. Abteilung XX: E i M m g  zur poliiixh+pe- 
raiiven Lageeniwicklung. Halle, 24. Novcrnbcr 1989 rnü-ki. Gez. i.V. Slcllen. hiajor. Grügcr. 
Obmi. Leim der Akilung.  in: Keinc ~ tmrshung  zulassen! Bcrichle und Praktikm der 
Smssicherhcii in Hallc bis Ende Novcmkr 1989. Hg. von hlitglicdem der Redaktion .Du 
andere Blanx. Halle 19912. S. 117-121. 

54 VgL rbd 
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spnch sich für eine *Koalition der Vernunft und Verantwortung« aus, die 
allen gesellschaftlichen Kräften offen stehen sollte. In einem zweiten Ent- 
wurf des Gmndsatzpapiers *Position der CDU zu Gegenwan und Zukunftu 
bekannte sich die CDU am 25. November erneut zu i lmr  hlitschuld an 
den gesellschaftlichen Deforniationen und spnch  sich für eine humane 
und demokratische Gesellschaft. für einen »Sozialismus nach christlichem 
VerständnisuS5 aus. Die wesentliche Frontlinie in der CDU lief nun zwischen 
den Befiirwortern einer demokratischen Reform des Sozialismus um de 
hlaizitre, der sich auf dieser Grundlage für freie Wahlen 1990 und für eine 
Konfödention ausspnchs6, und den sich an der Politik der westlichen Union 
orientierenden ReformMften. 

Unerwartet rief die SED über Nacht zum 28. November die Parteien 
und hlassenorganisationcn zu eintr  geheimen Sitzung des nDcmohtischen 
Blockes-s7 zusammen. De hlaizikre stellte gleich bei der Eröffnung reinem 
Paukenschlag gleich*s8 für die CDU den Antrag, ndiese Sitzung als unsere 
letzte zu bemachten und von ihr an den Runden Tisch zu gehena. Dieser 
schien ihm besser geeignet als der Block. die neue. gleichberechtigte Zu- 
sammenarbeit der demokratisch-sozialistischen Parteien zu demonstrieren 
und zu realisieren. Auch die anderen Parteien und hlassenoganisationen 
bekundeten ihre Bereitschaft. sich an einem Runden Tisch zu beteiligen.59 

De hlaiziere warf der SED vor. &s angeblich ursprüngliche Verständ- 
nis des Blocks als >Beratungs- und Entscheidungsorgan gleichberechtigter, 
eigenständiger politischer Krafte<< unteminien zu haben und t n t  für eine 
völlige Selbständigkeit der hlitglieder des Blocks ein. Zu diesem Zeitpunkt 
hatten bereits zahlreiche CDU-Vorstände ihren Austritt aus dem Block er- 
klärr und bereits dasselbe von der Parteifühmng geforden. Für die SED wies 
Krenz den Vorschlag zurück und erklärre. da0 sich der Block in 40  Jahren 
Existenz der DDR bewahrt h3tte. Krenz fordene die Blockmitglieder auf, 
dem Vorschlag nicht zu folgen und sn t t  dessen eine gemeinsame Position 
für den Runden Tisch festzulegen. Darauhin unterstützten alle Parteien und 
hlassenorganisationen - mit Ausnahme der CDU - das Anliegen der SED. 
Dennoch blieb dies die letzte Sitzung. Der 1945 ins Leben gemfene Block 
ging auch ohne einen Auflösungsbeschluß in den Wirren der kommenden 
Ereignisse sang- und klanglos unter. 

55 Neue B i !  vorn 25. November 1989. 
56 Unierlagen der VIII. Tapng des lkuptvonwndcr der CDU vorn 20.-22.11.1989 in 

Burgwheidungen. ACDP (s. Anm2l). 
57 Slenografiuher Bcricht. ~Dernokraiischer Blocks vom 28. Novernk 1989. ZiL ki Uwe 

TIi4YSE.Y. mDcr Runde 'Iisch. Oder. Wer war das Volk?. in: Bi!srhri/f/ür Parlomenfs/rogen 
21 11990). S.71-100 und S.285-287. 

i8  &CII (zit. Anm.31) 5.338. 
59 Bier von L o k  de hlaizitre an hlmin Zicgler vom 28. November 1989. Bundesarchiv 

Po& A-3 I BI. 211. 
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Die Auseinandersetzungen zwischen den »Demokratenr und den nde- 
mokratischen Sozialistenr in der CDU bestimmte nicht nur die interne 
Entwicklung der Partei. sie hatte auch erhebliche Auswirkungen auf die 
Haltung der bundesdeuuchen Union gegenüber der Ost-CDU. Im Donner 
Kanzlenmt und im Bundesvorstand der \Vest-CDU nährien de hfaizikres 
sozialistische Bekundungen S k e p s i ~ . ~  Bereits seit September 1989 hatte es 
in der West-Union Diskussionen über das Verhältnis zur Ost-CDU gegeben. 
Dabei standen sich von Anfang an Gegner und Befinvoner von Kontakten 
zu Vertretern der Ost-CDU gegenüber. . Auf einer Sitzung des CDU-PrLsidiums am Abend des 25. Oktober 
wurde beschlossen, Kontakte zu reformwilligen W i e n  an der Basis der 
Ost-CDU zu suchen. an der seit Jahrzehnten eingenommenen FIaltung, keine 
offizielle Verbindung mit der F ü h n g  der Ost-CDU herzustellen. jedoch 
nicht zu IIelmut Kohl erklärte, es  bestehe ein verstiirktes Interesse 
an persönlichen Kontakten zu hliigliedern und Gmppen der O S ~ - C D U . ~ ~  
Er erinnene jedoch auch h. &B die Ost-CDU zahlreiche *Freunde 
der Union in früherer Zeit verntenu habe. hlit ihrer Hilfe seien einst 
Hunderte nach Sibirien verschleppt worden: nhlit solchen Leuten*. so der 
Bundesvorsitzende. nkönnen wir uns nicht an einen Tisch setzen«.63 Der 
Linie differenzierter Kontakte folgte die F ü h n g  der West-CDU von nun 
an kontinuierlich. D s  bedeutete. &B - wie bereits zur CDU-Fühng unter 
Götting - auch zum demokratisch-sozialistischen Vorsmd unter de hhizikre 
keine Kontakte aufgenommen. andererseits aber Initiativen auf Landes-. 
Kreis- und Ortsebene unterstützt wurden. 

Die bundesdeutsche Union mußte sich durch den von de hlaiziere pro- 
pagierten demokratischen Sozialismus als nichüozialistische Partei aus dem 
Kreis der akzeptierten politischen Kräfte ausgeschlossen fühlen. Aus par- 
lamenurischdemokratixher Sicht war die demokratische Emeuening des 
Sozialismus zwar ein Fortschritt gegenüber dem totalitären Sozialismus 
der SED. als politisches Konzept jedoch stellte auch der demokratische 
Sozialismus d s  freiheitliche hlodell westlicher Demokratie radikal in Frage. 
Auf der Gmndlage des sozinlistisch eingeschränkten DemohtieversCindnis- 
ses konnte es schwerlich gute Parteibeziehungen geben. Die DDR-internen 
Denkkategorien und die dort üblichen Diskursgepflogenheiten fanden &bei 
wenig Beachtung. Im Westen war man es gewöhnt klare politische Altemati- 
ven zu formulieren. Die baldige Aufnahme von Parteibeziehungen scheiterte 

60 VgL Hont ELTSCHIK, 329 Togr. I n n e m i r h u n  der Einigung. B m l i  1991. S.39. 
61 VgL Neue Ziirrhcr G i m g  vom 28. Oktobcr 1989. 
62 Kdlnisrhe Rudschau. SÜdJeufsde Lirung und Fronl/unrr Rundrrliau vom 10. Oktobcr 

1989. 
63 Zil. Li Uilf om Sonnrag vom 22. Okiobcr 1989. 
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somit an den konträren politischen Vorstellungen von Ost- und \Vest-CDU 
und Ventändigungsschwierigkeiten. 

Die demokratiscli-sozialistische Ausrichtung der Führung und von Teilen 
der hlitgliederschaft der Ost-CDU rührte aber nicht nur dazu, ditß die 
West-CDU sich weigerte, die Ost-CDU als Schwesterorganisation zu akzep- 
tieren und nach alternativen Partnern in der DDR Ausschau zu halten, sie 
provozierte auch die Bildung neuer Parteien in der DDR, deren Demokratie- 
verständnis nicht durch den Ausschluß der nichtsozialistischen oder anderer 
demokratischer Parteien vom politischen Machtkampf getrübt war. 

Bedingt durch die Linkslastigkeit des politischen Spektmms - fast alle 
politischen KrSfte v e m t e n  mehr oder weniger sozialistische Ziele - fühlten 
sich breite potentielle Wählerschichten nicht repräsentiert. Der hlitbegründer 
des Demokratischen Aubmchs (DA), Rainer Eppelmann, sprach dies als 
erster aus. Er, der selbst noch wenige Tage zuvor für eine sozialistische 
Entwicklung plidiert hatte. unternahm nun den Versuch, den DA gegen den 
\Videniand des stxken linken Flügels zu einem Sammelbecken nichtso- 
zialistischer Kräfte umzuformen und für die Bevölkemngspppen w5hlbx 
zu machen. die auf den Demonstrationen mit Plakaten wie nNie wieder 
Sozialismus!~ auf sich aufmerksam machten. Dieses Bemühen wurde von 
zahlreichen westlichen Parteien honoriert. Der DA wurde schnell zum 
beliebten Ansprechpanner der Donner Parteiprominenz. 

Die UnfZhigkeit der Fühmngen der Blockparteien, sich schnell vom 
ideologischen Ballast jahrzehntelanger sozialistischer Indoktrination zu lösen 
und die christliche. konservative oder liberale Wählerklientel zu bedienen, 
führte ab  Dezember 1989 zu einer Gründungsweiie neuer politischer Par- 
teien. Vor allem im Süden der DDR bildeten sich ab  Dezember 1989 viele 
christliche, liberale und konservative Parteien. Sie gingen oft aus dem Neuen 
Fomm oder anderen Bürgerinitiativen hervor, lehnten die linksorientienen 
Oppositionsgmppen jedoch ebenso ab  wie die Blockpaneien und verstanden 
sich oft von Anfang an als DDR-Ableger bundesdeutscher Parteien.M So 
wurde z. B. Anfang Dezember 1989 in Leipzig die »Christlich-Soziale 
Partei Deutschlands« (CSPD) gegründet. deren Mitbegründer, P f m e r  Hans 
Wilhelm Ebeling. die CSDP als rnachgeborenen Zwillingu der CSU und als 
Schwesterpartei von CSU und CDU in der Bundesrepublik bezei~hnete.~' 

M Vgl. Fricdhelm B. hlEYER ZU NATRUPfllrich SOIULLER. nDmohiie im Auf- 
bruch - Skizzen zur Entwicklung demohtischer Pmeien und Bewcgungm in der DDR-. in: 
Eichholz BriqfJg.27 (1990). Heft 2. S . U .  

65 Reinhxd hhlYRii7AIans-Wlli NOLDLY. 18. I f ä c  1990. Die Poneien in der DDR und 
ihr< Pmpromme. hg. vom h t i t u t  der dcuuchcn W'i'inxhaft Köln. Köln 1990. S.50. Vgl. Peter 
R. WXILE>lAh?i u.a.. Poneitn im Aujbrurh. Nirht!ammunirrirrhr Poneien und politische 
Ikminigunpen in der DDR. 2. akt. Aullagc mit Ergcbnirsen der Volkskammmahl vom 18. 
hlän 1990 (DeuLschlmd-Rqn 8). hlclle 1990. S.33. 
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Dem ~ a u ~ t v o r s & d  der Ost-CDU blieb die Verändemng der politischen 
h d s c h f t  nicht verborgen. Der Zusammenbmch des SED-Regimes, dy 
Überangebot an sozialistischdemokniischen Alternativen. die Neubildung 
demokntischer Parteien im christlichdemohtischen, konservativen und 
libenlen hge r ,  die ablehnende Haltung des Bundesvorstandes der West- 
CDU, aber vor allem auch die Fordemng der Mitglieder. die mehrheitlich' 
von Sozialismus. gleich welcher Provenienz, nichts mehr wissen wollten. 
setzten den Hauptvorstand unter Dmck, von liebgewordenen Denktraditio- 
nen Abschied zu nehmen. Angesichts der hlehrheiüverh3ltnisse im Haupt- 
vorstand WS dies jedoch ein Abschied in kleinen Raten. Deutlich blieb die 
Ost-CDU wie auch die anderen ehemaligen Blockpmeien im politischen 
hlilieu der in Auflösung befindlichen DDR befangen. 

Vor dem Sonderpmeiwg hlitte Dezember 1989 erreichte die Diskussion 
über den weiteren Weg der CDU einen Höhepunkt. In der Neuen Zeit 
polemisierte der stellvertretende Chefredakteur des Blattes. Hans Güth6q 
gegen die R'est-CDU und empfahl der Ost-CDU einen linken Kurs im Sinne 
des *Sozialismus aus christlicher Vemtwonungu, wie ihn Jakob Kaiser ver- 
treten habe?' Auch das Funktionärsorgan Union will mit setzte sich für einen 
sozidistischen Kurs ein und blieb ein Sprachrohr der reaktionären Kriifte in 
der Pmei. Aus der hlitgliederschaft aber kamen deutliche Sigmle gegen 
jede Art von Sozialismus, die die CDU-Fühmng nicht länger ungestraft 
ignorieren konnte. 

Auf ihrem Sonderpxteitag (15.116. Dezember 1989) in Berlin venb- 
schiedete sich die Ost-CDU,offiziell vom Sozialismus, bekannte sich zu 
einer ökologisch-sozialen hlarktwirtschafi. zur pulamentxischen Demokn- 
tie und zur Einheit der deutschen Nation. Die Delegienen beschlossen eine 
entsprechende neue Satzung und wählten einen neuen Pxteivorstand. Unter 
dem Dmck der Mitglieder, die zum überwiegenden Teil jede Form eines 
Sozialismus ablehnten. aber auch um die CDU nicht als im Parteienspekuum 
weiter links stehend als die Sozialdemokratische Panei (SDP) erscheinen zu 
lassen. die von Anfang an jede explizit ~sozialistischeu Zielbeschreibung 
vermieden hattebs, revidierte de hlaiziere auf dem Paneiwg überraschend 
seine prosozialistische Haltung und strich unter tosendem Beifall den So- 
zialismus als rleere 11ülsed"' aus dem Vokabular der CDU. Die Delegierten 
suchten erkennbar ihre Identität in der Gegnerschaft zur SED, der sie die 

66 Nach Aneabni des Unicnuchunnsausschurwo Freiheitlicher lurkioi lüin war der ehe- 
malige Leim & gcumtdniüchrn ~ b G . l u n ~  drr CDU und sull~cnmcn&~~h~frcd&~c~~ d n  
NcucnZriL l l m  GOI. unter &m Tmmmrn .Gm- Lvlgllhnger htiurkim des hiinisunums 
flr Stausichcrheii. VgL S.wion\tcricht des UFI \om 3. bis 9. Drmber 1939. 

67 Neue L i f  vom 6. D e ~ k  1989. 
68 SUCKüT (ziL Anm I) S. 131. 
69 Union reift mit. 1 (1990) S. 2. 
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Verantwortung fur die vergangene Entwicklung zuwiesen. In seiner Rede 
bezeichnete de hlaizitre den demokratischen Zentnlismusu als rgeneti- 
sche(n) Defekt der DDR und des in ihr betriebenen Pseudosozialismusu. 

Am 17. Dezember gratulierte auch der Vorsitzende der Exil-CDU der 
SBZ, Siegfried Dübel. de hhizikre zu dessen Wahl. Erstmalig habe die 
CDU in hlitteldeutschland seit der Absetzung Jakob Kaisers wieder einen 
nlegalen Vorsitzenden und legitimen Sprecheru. Die Exil-CDU, so Dübel, 
habe in den Jduen ihrer Existenz für Veriindemngen in der DDR gekämpft. 
*Dies wm nicht immer leicht, insbesondere nicht in jener Zeit. in der nicht 
nur eine Anniihemng zwischen SPD und SED erfolgte, sondern auch die 
westdeutsche CDU sich mit der fIerrschaft der totalitären SED abzufinden 
begann und es auch in der westdeutschen CDU z. T. sehr hochrangige 
Stimmen gab, die der Demokratie in unserer Heimat auf absehbare Zeit 
nur sehr geringe Chancen einr9urnen wo1lten.u Die politische Verpflichtung 
der Exil-CDU, für die christlichen Demokraten in hlitteldeutschland zu 

i sprechen. ende mit der Wahl de hlaizikres. Unabhängig davon, so Dübel, 
werde die Exil-CDU auf absehbare Zeit zusammenbleiben und hoffe auf 
gute Zusammenarbeit mit den Bezirk- und Kreisverbänden der CDU in 
der DDR7O Anders als die Exil-CDU reagierte der Bundesvorsitzende der 
West-CDU auf den Pineitag. Noch bei seinem Besuch in ~ r e s d e n  weigerte 
sich Kohl, mit dem Vorsitzenden der Ost-CDU zusammenzu1reffen.71 

Nach dem Parteiog setzte sich die Verändemng der Ost-CDU schnell fott. 
Bereits am 23. Dezember wurde die alte Stmktur des ehemaligen S e k r e h a t s  
des Hauptvorstandes der CDU zum 31. Dezember aufgeh0ben.7~ Auf einer 

J Tagung des Paneivorsiandes am 5. und 6. Januar 1990 in Bugscheidungen 
spnch sich die CDU-Führung für die Einheit der Nation in den bestehenden 
Grenzen und für die Überwindung der hlilitirblöcke aus. Deutschland könne 
zur *Brücke zwischen Ost und Westu und zum stabilisierenden Faktor in 
Europa werden.73 

Auch diese Positionsbesliinmung. die an die politischen Vorstellungen 
Jakob Kaisers anknüpfte, war nur eine hlomentaufnahme auf dem Weg 
der Blockpartei. Sie macht deutlich, da0 die Verändemngen innerhalb der 
CDU in einem schmerzlichen ProzeO erfolgten, der nur Schritt für Schritt 

70 Schreiben des I. Vonitzenden der Exil-CDU. Sieglried Dübel, an den Vorsitzenden 
der CDU Deutschlands in der DDR. L o h  de hlaiziPrc, vom 17. Dezmbrr 1989. ACDP 
(I. Anm. 21). 

71 SUCKUT (zii. A m .  I) S. 133. 
72 Schreiben von LnhY de hlaizikre an Guntram K o s h  vom 8. Mirz 1990. ACDP 

(s.Anm.21). 
73 Gmnd~ä~:r für d a s  Proxramm der CDU. hg. V. d GewMfüsiette des Pancivonmdes der 

Christlich-üemokraiiwhen Union Deuiwhlandr. Vgl. Ihm-Joachim RtBERnlichacl PREUSS- 
LER (Ifg.1. Deutsche 0rient;erungen. Deutsrhlandpalitircheoth Doliimente und hfotauriolien seit 
Oltobir1989. Bmlin 1990, S.48. 
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vorankam. Von einer radikalen Absetzung der alten Führung und einer 
schnellen Besinnung auf eventuelle gemeinsame Werte der Union in ganz 
Deutschland konnte keine Rede sein. Zu stark waren die Positionen der 
Funktionäre in der Ost-CDU, die die Ideologie und das System der DDR 
verinnerlicht hatten. Eine Paneirevolution fand nicht statt. Vielmehr paßten 
die CDU-Funktionäre sich und die Partei unter dem Druck der Mitglieder 
nur langsam den Auffassungen der bundesdeutschen CDU an. 



Die europäische Einigung und die deutschen Unionsparteien 

Von den Anfingen in der  Nachkriegszeit bis zur Gegenwart 

Von IVinfried Decker 

Die ersten Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges waren durch ei- 
ne Vielfalt von PlSnen und Bewegungen gekennzeichnet, die auf die Vereini- 
gung Europas zielten. Ähnlich wie nach 1918, bezog die Europa-Bewegung 
ihre innere Legitimation aus den Erfahrungen und Schrecken des Krieges: al- 
lerdings spielte nun auch schon der Rückgriff auf die Friedensbewegung der 
Zwischenkriegszeit eine Rolle. Gende die christlichen Parteien hatten sich. 
mehr als ihre teils im Bann des 19. Jahrhundem stehende Konkurrenz. um 
internaliomle Verständigung bemüht.1 Das Streben mch der Einheit Europas 
wurde vielfach als produktive Antwon auf den Einbmch des Nationalismus, 
des Imperialismus und schließlich des Toialitansmus verstanden, der seit 
dem ausgehenden 19. Jahrhunderi die kriegerische Selbstzerstömng Europas 
eingeleitet hatte. Die ersten Europa-Programme der Nachkriegszeit gingen 
darum auch nicht von nur einer Nation aus, sondern waren iniernationalen 
Urspmngs und zugleich auf die Zusammenarbeit der europ9ischen Nationen 
ausgerichtet. 

Der iialienische hfovimento Fedenlista Europeo wollte aufgmnd der 
negativen Erfahrungen mit der .klassischenu Diplomatie die rAuknpolitik 
der Allianzen und des Mächtegleichgewichisr abschaffen. Die Union Euro- 
p9ischer Födenlisten. gegründet im Dezember 1916, sprach sich ebenfalls 
gegen jede hlachrpolitik und Blockbildung aus.2 Schon diese Aussagen 
zeigen. &ß die aus den Ifiderstmdsbewegungen in besetzten Lindern 

I Alwin 1IA"iSCiQIIDT. "Eine chririlichdemolvdtische 'Intcrrwride' zwirchm d a  
WeIiLnegen DY 'ScCTtmia InVmdlional des Panis Dhnmtiqucr d'uüp.iration Chrttime' 
in Paru-. ui: H'iiried BECKERlRudolf MORSEY (Hg.). Chnsrlirhr Demohrie in Europa. 
Grundlagen und EM<icllungen seit dem 19. Johrhundpn. KelnWrn 1988. S. 15% 188. lean- 
hlarie hlAYEUR. Des Panis miholiqu~s d lo D2monnrie chrlrienne XIXe.XXe si6rles. Paris 
1980; IcYiClaude DELBREIL im rarholiques froncois er L r  rentorives L r o p p r ~ h e m t  

f1~mwllemnd(1920.1933). hleu 1972. 
2 Politische Rclolution von hlonucux, 27.-319.1947. Jürgm SCHWARZ (Hg.).DcrAu&u 

Eumps. Plßru u n d D o h n r e  19.15.1980. B m  1980. S.55f. (siehe auch die Einleitung von I. 
Schwan. du V m o n  von L w i w  Weiss). Cm GASTEYGER, Eumpa zxischen Spaltung und 
Einigung 1943.IWO. Eine Darst~llun!: und D o h n f o r i o n  über &s Eumpa der Nochkriegs:eit. 
KBln 1990. S. 3M. Walm LIffiENS. Die Anfkge der europoi~chen Einigungrpolilik 19.15-1950. 
Erster Teil 1919.13-19.17, Smngm 1977, S.360ff. 
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Europs  herrührenden Europa-Bewegungen3 ein siark idealistisches Ge- 
prlge trugen. Realistischer orienrien waren die schon 1946 entwickelten 
Pläne von \Vinston Churchill' und Duncan Sandys sowie die Ziele der 
Europaischen Parlmenlxier-Unions. Ihr Genenlsekreiär wurde 1947 der 
politische Scliriftstellcr Richard Nicolas Graf Coudenhove-Kalergi6, der 
schon in den zwanziger Jahren in aufsehenerregender Weise für rPaneuropa« 
eingetreten war. Churchill und Coudenhove-Kalergi. so unierschiedlich sie 
ihrer Stellung, ihier Herkunft und ihren Ideen nach waren, ~endierten &zu. 
IVesteuropa als eine regionale Smtengnippe von eigener kultureller Priigung 
und eigenem politischem Gewicht zu begreifen. 

Konkrete politische und wirtschnfiliche Programmpunkte zur Herbei- 
fuhmng dieser Einheit faßten drei Resolutionen des vom 7. bis 10. hlai 
1918 in Den Fiaag tagenden Europa-Kongresses ins Auge: Schaffung einer 
wirtschaftlichen und politischen Union mit Verzicht der beitretenden Länder 
auf einige ihrer Souver3nit;itsrechte. Einbemfung einer parlamentxischen 
europ3ischen Versmmlung mit zunächst beratender Funktion, Aufhebung 
der Zollschnnken. KonvenibilitAt der Wähmngen, Koordination der großen 
Industrien und des Verkehrswesens7. Die deutschen Delegierten wurden von 
Ehrenpmsident Churchill herzlich begrüßt. Dieser äukr t e  volles VentSndnis 
für &s deutsche Problem. Konnd Adenauer, Vorsitzender der CDU der 
britischen Zone, berichtet in seinen hlemoiren von diesem ersten gelungenen 
Gehversuch einer deutschen Delegation auf internationalem Parkett nach 
dem verlorenen Krieg. Ihm kamen dabei seine Kontakte aus dcr Vorkriegs- 
zeit zu Edouard FIerriot zustatten. der in Den Haag als Vorsitzender des 

1 Conseil Franqais pour I'Europe Unie anwesend was.  
Die Europabewegung christlich orientierter Kmfie und Gruppen hatte 

in den ausgehenden vierziger Jahren einen intemationalen Chankter. Auf 
dem neutralen Boden der Schweiz hatte die Europa-Union ermutigend auf 

3 Waller LIPGGVS (Hg.). Europ-Föderorioru~>/One der It'iderrfondsbni?gungpn 1940- 
19-15, Einr Dokumento~ion. hlhchen 1968. 

4 Rede in Ziirich am 19.9.1946. J. SCIWARZ (zir. Anm.2) 5.511.: GASTEYCER (ziL 
Anm. 2) S. 30. 

5 Gegründet am 8A.9.19-17. J. SCllWARZ (zir Anm.2) S.57. 
6 hlanin POSSELT, Richnrd Coudenhome-KaLrgi unrl rl;c riuopäixh~ Porlomsntotier- 

Union. Dieparlomenlorisde Bewegung für eine rEuropäisrhe Komritunnte. (IP16-19521. Phil. 
Dirn. Craz 1987. Vgl. Reinhard FRO\IMELT. Pamuropa d e r  dlineleuropo. Einigungrbertn- 
bunnen im KaILül deurscher RTnrch]i und Politik 1925-1933. Srutigan 1977. Helge HEIDE 
hlEYER. Richard Coudenhouve-Kalergi. Konreptionen. h g m e  und Orgmiution seiner 
Europapoliiik. iuuplskhlich im Zeiüaum von 1946 bis 1958. Magisierukii Parsau 1988. 

7 J. SCHWARZ (zii. Anm.2) S. 651. 
8 K o d  ADENAUER. Erinnerungen 1945-1953. Sruagm 4. AuR. 1980. S. 136f. h r  

die Karriere des ~Radikalenr Ilerriot. ursprünglich Dürgemeirtn von Lyon. in der Dnnen 
Republik: hladeleine REBERIOUX. loR6publiqiu rodicole? 1898-1911, Paris 1975. Dominique 
BORh'Wlenri DUBIEF. lo crire der onn6es .?0.1929-1933. Pds  1976. 1989. 
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die Widersmdsgruppen gegen den Nationalsozialismus gewirkt9. Am 3. 
Juli 1917 nahm der Generalsekretär der CDUICSU-Arbeitsgemeinschaft, 
Bmno Dorpinghaus, mit dem hlitbegründer der Vereinigung Christlicher 
Demokratischer Deutscher in der Schweiz und Vorstandsmitglied der Christ- 
lichen Nothilfe in Zürich. Dr. J o h m  Jakob Kindt-Kiefer, Koniakte auf, 
um in der Schweiz Zusammenkünfte zwischen Vertretern der westdeutschen 
Landesverbiinde der CDU und französischen hlitgliedern des hlouvement 
Republicain Populaire zu organisieren.1° Dies geschah mit der Billigung 
fmzösischer Regierungsstellen in Paris. Probleme der westeuropäischen 
Sicherheit. der politischen Organisation Europas und der Ervbeitung einer 
christlichdemokratischen Doktrin standen auf der Tagesordnung der aus 
diesen Vereinbmngen erwachsenden ersten Genfer Konferenzen 1917148 
(bis 1956). An ihnen nahmen namhafte Venreter Belgiens. Deutschlands, 
Frankreichs, Iialiens. der Niederlande, Österreichs und der Schweiz teil. In 
das Jahr 1947 fiel auch die Gründung der Nouvelles Equipes Internationales 
(NEI). Diese Vereinigung christlich-demokratischer Parteien des europäi- 
schen Kontinents wollte nach den Worten von Leo Schürmann, 1950 Prä- 
sident der Sektion der Jüngeren in den NEI, ~europsische Politik verstehen 
und verwirklichen auf Grund der Lehren des christlichen Naturrechts* und 
zu diesem Zweck jene politischen Gruppierungen zusammenfuhren. ~ q u i  
s'inspirent des principes de h dSmocntie chritienner. 

Diese Vereinigungsversuche von Politikern der nun erstmals wirkungsvoll 
in Erscheinung tretenden christlich-demokratischen Paneien entstanden in 
einer Konkurrenzsituaiion. die gegenüber den ebenfalls europaweite Kon- 
iakte aufnehmenden Paneien des Sozialismus und des Libedismus gegeben 
war". So wurde ein eigensl5ndiger Ansatz zur politischen GesWliung und 
zur Überwindung der Bedrohung in der Nachkriegszeit entwickelt. Die 
eigene geistige Grundlage sah man in der Gewissensverantwonung des 
einzelnen und gleichgesinnter Menschen gegenüber den Normen des christ- 
lichen Glaubens. Hier erkannte man eine als aktuell erachtete Alternative zu 
den Ideologien, die in säkularen Denkansätzen des 18. und 19. Jahrhundens 
wurzelten. Jenseits des weltanschulichen hlaterialismus, Atheismus und der 
ganzheitlichen Erfassung des hlenschen durch weltimmmente Ileilslehren 
erwaneie m aus der Rückbesinnung auf Grundlagen der 'christlichen 
Kultur, daß sich ein Ausweg aus den jüngst zuwge getretenen Verheerungen 

9 GASTEYGER (zir Anm 2) S.25f. 
10 B m o  WRPLVGILAUS. nDieGder Siuungcn Errie Zurammmkilnlie führendcrchrirt- 

lich-demohtirchcr Politiker im Nachkriegwuropa-. in: D i r n  DLU>lENiYTTZ ua (Ilg.). 
Konrad AdPnoiur wd seine Zpit. Politik und PtrsönlichMt dex ersten B d s h ~ k r s .  B 6  I: 
Beiträge i a n  IVcg- undZPilgenorren. Siuttgait 1976. S.538-565; dyaw die folgmdcn Zilsic. 

I 1  Adcnauer an Franr D e w M  30.7.1946. ADFXAIIEQ Briefe IWJJ947, karb. von 
Hans Pevr hlLVSLVG. Berlin 1983. S. 294. 
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der europiiischen Zivilisation und drängenden Daseinsnöten finden Isse .  
Angesichts der kommunistischen Gefahr glaubte man in den Lehren des 
Christentums einen Rückhdt gewinnen zu können. der die geistige Wi- 
derstandskraft smkte  und dris politisch zu bewerkstelligende Eintreten für 
Sicherheit und Frieden ideell fundiene. Auf dem Kongreß der Katholischen 
Volkspartei der Niederlande in Utrecht 1949 bnchte Dr. Felix Hurdes. der 
von den Nationalsozialisten inhaftiert worden war und nun die Ämter des 
Genenlsekret;irs der Österreichischen Volkspartei und des ösierreichischen 
Unterrichtsministers bekleidete. diese Auffassung auf die emotionale und 
prophetische Formel: nDas künftige Europa wird christlich sein oder es 
wird überhaupt nicht sein!<< 

In Neubesinnung auf die Gmndlagen der Völkergemeinschaft und in 
Ablehnung des kollektivistischen und des soeben untergegangenen nationali- 
stischen T o ~ l i t ~ s m u s  traten auch die hdesverb'5nde der neu enütandenen 
Unionsp~e ien  seit 1945für eine friedliche Stmtengemeinschaft ein. Ob, 
wohl außenpolitische Aussagen in ihren ersten Programmen eigentlich den 
Argwohn der Besatzungsbehorden erregen mußten, konnte das Eintreten für 
eine engere Verbindung der europYischen Völker kaum beanstandet werden. 
Diese Abwendung von nationdistischen Irrwegen der jüngsten Vergangen- 
heit entsprach mehriach propagienen Erwartungen der Wesialliierten, die 
eine demokratische Neuorientiemng des deutschen Volkes erhofften. 

Der Beitrag, den christlich orientiene Poliliker und Parteien in Deutsch- 
land zur Propagiemng der europlischen Idee während der Jahre 1945 bis 
1949 leisteten. war gmndlegend. Aus einem noch vorhandenen Fundus 
christlicher Prägung, der über die Zeit des Nationalsozialismus gerettet 
worden WS, ja dem dieser Irrweg der deutschen Geschichte anscheinend 
gende Rechtfenigung widerfahren ließ. mten die neu entstandenen Parteien 
der CDU und CSU für Völke~ersöhnung und eine europäische Födeniion 
aus christlichem Kulturverständnis ein.12 Sie trugen nach dem Krieg die Auf- 
bmchsstimmung und dzs rationale Eintreten fur Europa maßgeblich mit, das 
aus den \fidersmdsbewegungen und aus den Friedensideen der zwanziger 
Jahre gespeist worden war und nun allgemeine Bedeutung erlangte. Eine den 
Europa-Idealismus nicht übersch;itzende Tradition wird in Rechnung stellen. 
driß die starke und bedrohliche Stellung der Sowjetunion diesem B e k e ~ t n i s  
zu Europa ebenso günstig war wie die Erwanung der wesilichen Alliierten, 

I2  Resolution des Entcn PaneiIagr der CDU Deuirchlmds, 22.10.1950. W'mfried BECKER. 
CDU und CSU 19.15-1950. Ibrläufer, Gründung und regionale Entwicklung bis :um Enorehen 
der CDU-Bundesporrei. hlainz 1987. 5.416. Unergiebig f i r  dm europ&rchcn A s ~ k t  Dictcr 
IIAUNGS. .Die Chnrilich h o h t i r c h c  Union Deutwhlmds (CDLI) und die Christlich 
Soziale Union in Bayern (CSU).. in: Hans-Joichirn V E W  (Ilg.1. Chrirrlirh-ilcmkrorirrhe und 
Lonr~rvorivefonrien in Rericurr>p.Bd. 1:BundrsrepublikDeutrrhlond-Örteneirh.Paderbom 
1983. S. 9-194. 
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daß Deutschland sich zur Demokratie bekehren werde. Dennoch war die 
Eumpsidee der christlichen Krifte eigenständig begründet. Das gemeinsa- 
me Bekenntnis zur europiischen Idee bot auch eine Ausgangsbasis. um 
die christlich-demokratischen Parteien (\'lest-) Deutschlands, Frankreichs, 
Italiens, der Beneluxstaten. der Schweiz und Österreichs in eine engere 
Verbindung zu bringen. Dieser programmatisch fundierte Integrationsansatz, 
der zwar, wie zuweilen von deutscher Seite gewünscht, keine Verwirklichung 
in der Organisation einer nchristlichen Internationaleu fand, schuf doch erste 
hlöglichkeiten zur \Viederzulassung deuucher Politiker auf internationalen 
Konferenzen. 

hlit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland und der ersten Regie- 
rungsbildung uat. trotz aller Beschrinkungen durch das Besatzungsstatut. 
Deuuchland als in mancher Hinsicht selbständiger und kalkulierbarer Faktor 
in die Europapolitik ein.') Die Formulierung einer Politik für Europa hatte 
bisher hauptsichlich in Ideen, Plänen, Organisationen und Konferenzen 
ihren Niederschlag gefunden. Sie erreichte nun infolge des Kalten Krieges 
ein konkreteres Siadium, eine erste Phase der Realisiemng. Entscheidende 
Anstöße zur Einbeziehung der Bundesrepublik Deutschland in eine nähere 
Verbindung der europäischen Stuten, namentlich Großbritanniens, Frank- 
reichs und Deutschlands. gingen von der Außenpolitik der Vereinigten 
Smten aus. Diese verfolgten eine Linie weiter. die mit der Ausdehnung 
der hlarsha11-Plan-Hilfe auf die deutschen \Vestzonen und mit dem Hoover- 
Bericht über die Lage in Europa begomen hatte. 

Anfang 1950planuite dzs Bureau of Gennan Affain, das westliche Deutsch- 
land langfristig in einen wirtschaftlichen und politischen Einigungspro- 
zeß Europas einzubeziehen. um so auf eine produktive' \'leise den mögli- 
chenveise von Deutschland erneut ausgehenden Gefahren zuvorzukommen. 
Es venvari die beiden hlethoden der Unterdnickung durch Besatzungspo- 
litik oder der Erziehung zu demokratischen hlusterschülern. die gegenüber 
dem deutschen Volk versagen würden. Das nenergischste Volk des Kon- 
tinents* sei vielmehr in seinem wirtsch3ftlichen Aufwänsstreben und in 
seiner \Viedervereinigungsabsicht zu unterstürzen. Dazu seien der Abbau 
des winschaftlichen Konkurrenzneids und auch der politischen Vorbehalte 
Englands und Frankreichs gegenüber Deutschluid erfodcrlich. Die USA 
plädierien für die Schaffung eines europäischen hlarkts und vor allem für 
die Zuwendung Großbritanniens, dessen Commonwealth-Verpflichtungen sie 
in einer Art weltpolitischer Arbeitsteilung übernehmen wollten. zu Europa 
und zu Deutschland. Die Einigung Europas werde so zur Lösung des 

-1 

i 13 Regimgurklhng Adenaum vom '20.9.1949. llnben MOLLER-ROSCIIACH. Die 
deurrchr Europopolirik 1919,1977. Eimpolirirrlu Chronik. Bonn 1980.5. IOf. 
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deutschen Problems notwendig. Wegen der nicht vorhersehbaren innenpo- 
litischen Entwicklung \Vestdeutschlands sei zudem Eile geboten, und die 
dort gegenwaig  Regierenden könnten als die wahrscheinlich geeignetsten 
Verhandlungspmner gelten: nThe present Germm le iden are on the whole 
sympatheiic to the IVest and are probably the most coopentive Germms we 
shall have to deal with.u14 Neben dieser Expertise simden auch sehr negative 
Einschätzungen der Regenentionskräfte Deu i~ch lands~~ .  Entscheidend war 
zuletzt für die amerikmische. die deutsche.\Viederbewaffnung betreibende 
Politik, daß \VestdeuLschland so behandelt werden müsse. d;iO es  eine der 
Rekonstmktion Europas. die als dringendes Desident der amerikmischen 
Politik galt, förderliche Rolle übernehmen könne. Dazu gehörte wesentlich 
die Immunisiemng gegen die von einer eventuellen prosowjetischen Orien- 
tiemng auch \Vestdeutschlands drohenden Gefahren. 

Es bleibt d;is Verdienst des ersten Bundeskanzlers. die vor allem in der 
Politik der Vereinigten Styten  liegenden Chancen für die Bundesrepublik 
erkannt und genutzt zu haben. In Adenauen Konzeption und Realisiemng 
europäischer Politik verwoben sich eng prinzipielle Gesichtspunkte und 
pngmatisches. auf den \Viedenufstieg Deutschlands gerichtetes Handelnt6. 
Die Prinzipien waren aus Lebenserfahrung und aus einer Betrachtung der 
jüngsten deutschen Geschichte gewonnen. Schon als Oberbürgermeister 
von Köln (1917-1933), der weltoffenen f~mdelsmetropole m Rhein. hatte 
sich Adenauer für eine Veflechtung der westdeutschen, fnnzösischen und 
belgischen Indusuie eingesetzt.17 Die jahrhundertelange Rivalit5t zwischen 
Deutschland und Frankreich war in zwei Weltkriege gemündet. Das lehrte 
ihn. die b e n x h b m e  Lage dieser Styten  und der Benelux-Länder nicht 
mehr zur Selbstprofiliemng und zum ausufernden Konkurrenzkampf. son- 
dem zu letztlich einvernehmlichem Handeln im Sinne der Wahrnehmung 
gemeinsamer Interessen zu nutzen. Die zwingenden Rahmenbedingungen 

14 hfemorandvm R r p d  in rhe Bure- olGennin Affak~,  Wdliing2on 11.2.1950 (Dirkiis- 
siompapier).in: ForeigignReloiionsofrhe UnivdSfovs1950 (WUS). Vol. IV: CcnimlondEaslern 
Europe. The Soviel Union. ed. by S. Evcmt GLEASOSFredrick M A H L  u.a. Washingion 
1960. S.597402. 

15 Vgl. das Uncil des D i b n  der Policy PLwiing Siall. George F.Kcnnm: rThc G e n m  
arr by and Iarge a sick people fmm uhom no political irnpvlvs cmergc in any clear and hcalhy 
form ... r.  mit der SchluDfolgemng. die europäiuhe Orientierung dn Deuuchcn zu idrdem und 
ihre h o h i i e  winrchaftlich zu stützm: Paper by ihc Direnor ofthe Policy Pianniig 
Staff. Washmgton 8.3.1949. FRUS 1939, \bl.lll: Coudl  of Foreign hl inir l~rr .  Germnny o d  
Aurrio. Washinem 1974. S.96-102. Vel. Peler R WEliE\lAhY. -Der Wandel in Westeu- ~~~ . - 
ropa.. in: Dimr hiAIL\KI: Illg.). Amcnluwr in Dru l~rh lon i  Grurd la~rn  und Bed~ngung~n 
der rramr1onr;rrkn Sicherbnl. dlil pinem Ibmorf  von GerhardSiolienb~rp. Bonn.Bnlin 1991. 
P 5Jf  ... 

16 Ilaru-PcurSQlWARi..A&murr. Der S m l s m m  1952-1967, SNngan 1991. 
17 llugo STEHKk\lFTR (Hg.). Konrad Menourr OLwrbÜrgermeisar von Köln. F~rrgobe 

der S l d  Köln ;um I W .  Gcburf~log ihres EIY~nbürgcr~ om 5. Januar 1976. Köln 1976. 
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&iiir schienen Adenauer durch die 1945 geschaffene weltpolitische L g e  
gegeben. Um sich gegenüber der weit vogedningenen Sowjetunion und 
gegenüber den kommunistischen Parteien in den westeuropäischen Ländern 
zu behaupten, schienen ihm die ehemals verfeindeten Iiauptmächte des 
Kontinents sozuugen in einem Boot zu sitzen. \Vollte ein geeintes Europa 
in einer gewandelten Welt seine Kultur und politische Eigenständigkeif 
wahren, dyln mußte es die hIitte des Kontinents. Deutschland. mit ein- 
beziehen. Umgekehn konnte nach Adenauen hleinung Deutschland x i n e  
Gleichberechtigung und Wiedervereinigung nur erringen, wenn es dafür die 
Unterstützung der freien hlächte \Vesteuropas und der atlantischen Welt 
gewann. wenn eine Identifikation seiner Interessen mit denen des freien 
Europas erfolgte. 

Die Absage an jeden Neutralismus und der Anschluß an die \Vestmächte 
ergaben sich iiir Adensuer aber noch aus einem anderen Gmnd. aus einer 
dringend gebotenen Neuorientiemng im politischen Denken der Deutschen. 
Die allzugroße Achtung vor der smtlichen hlacht, verbunden mit einer 
zunehmend materialistischen \Veltanschauung. hatten in Adenauen Augen 
die Deutschen für den Nationalsozialismus anfdllig gemacht und damit 
dar Unheil henufbeschworen. Adenauer trat nun für die Verbreitung einer 
freiheitlichen Smtsauffassung ein, einer Smtstheorie der Subsidiarität, die 
von den Rechten und Pflichten der Person ausging, das Gemeinwohl aber 
nicht geringschätzte. Diese sollie dar ideelle Fundament für d s  gemeinsame 
Europa legen und Deutschland &s Venrauen seiner ehemaligen Feindmichte 
und zukünftigen Partner wiedergewinnen. Das gemeinsame Bekenntnis zur 
Freiheit und hlenschenwürde. bemhend in der christlich-humanistischen 
W e l ~ s c h a u u n g  europäischer Tradition, fundiene nach Adenauers Auffas- 
sung erst die gemeinsame Front der europäischen Völker gegen die aktuelle 
Bedrohung dieser in der \'ergangenheit schon so oft herausgeforderten 
europäischen Leben~form.'~ Ein in Europa politisch eingefügtes Deutschland 
würde auch der Versuchung widerstehen können. erneut den Weg in die 
Isolierung zu gehen, indem es in uberschätzung seiner eigenen Kraft ein 
undurchsichtiges Spiel zwischen Ost und West betrieb. 

Obwohl er sich des unschätzbaren \Yens einer Annähemng Großbri- 
tanniens an Deutschland bewußt war, suchte Adenauer seit Beginn sei- 
ner Regiemngstätigkeit vor allem die winschaftliche und politische Union 
zwischen Frankreich und Deutschland voranzutreiben. Diese Union »wür- 
de psychologisch und materiell von gewaltigem Einiiuß sein und Kriifie 
freisetzen, die Europa sicherlich retten werden*, erkläne er dem ame- 
rikanischen Journalisten Kingsbury-Smith'9. Dies bedeutete einen ersten 

18 ADENAUER. Erinnerungen (rit. Anm.8) S.97.3947.312-316. ZIM.. 246. 
19 ADEVAUER. Erinnerungen (ziL Anm8) S.312. 
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enischeidenden Schritt zur Erfüllung der Voraussetzungen, unter denen die 
USA zu ihrem Engagement in Europa, um nicht die Früchte des Sieges 
und ihrer Kriegsansuengungen zu verspielen, weiterhin bereit waren. Nach 
hleinung Adenauers würde die deutsch-französische Union den Gmndstein 
zur europiischen Einigung legen und damit Europa insgesamt fihig machen. 
zum gleichwenigen Partner der Vereinigten S m t e n  und zum Subjekt der 
Weltpolitik zu werden. Erst das so erreichte euro-atlantische Bündnis schien 
ihm die Gefahren zu bannen, die von der imperialistisch aufrretenden und 
eine sozialistische Internationale fördernden Sowjetunion als IVeltmacht zu 
krurchten waren.20 

Ausgehend von dieser Konzeption und diesen hlrclimen. deren Kohaenz 
im Rückblick aber nicht iiberbewertet werden sollre2'. zeigte sich die deut- 
sche Bundesregiemng sogleich in der Lage, eumpilische Institutionen und 
Vcnriige mitzugestalten. Adenauer h t  umgehend nach erster Kemlnisnahme 
den Schuman-Plan akzeptiert. Das am 18. April 1951 unterzeichnete Abkom- 
men iiber die hlonmunion schuf einen großen einheitlichen \Vinschafü- 
raum für Kohle, Eisen und Slahl. Die winschafilichen Einzelheiten dieses 
g e m e i n m e n  hlarkts kümmenen Adenauer wenigz2. Er sah im Fallen von 
wirtschaftlichen Schranken den Anfang zu grundlegenden Verändemngen 
des europiischen Lebens. Die hlonmunion schien ihm zusammen mit 
anderen Zusammenschlüssen den Weg zu einer ükrsmtlichen Entwicklung 
Europas nach Analogie des Deuüchen Zollvereins und des winschaftlichen 
Zusammenwrichsens der USA zu ebnen. Sie sollte seiner hfeinung nach nicht 
dazu dienen. den Kontinent nach außen abzuschließen. sondern vielmehr 
Impulse zur weiteren atlantischen Verflechtung geben. Trotz dieser umfas- 
senden Perspektive wahrte Adenauer den deutschen Rechtsstandpunki in 
der S&ragez) bei Unterzeichnung des Schuman-Plans. Zweifellos war das 

20 ADWAIIER. Ennmmngm (zit. Anm 8) S.426; ein Schlüsreldokumcnt f ü ~  Ademum 
Auffarsungcn ist winc Anrpche vor dem Americm Oimmitice on Uniied Europe am 16.4.1953 
in New Y& h c k :  I ~ P - P e m  SCHWARZ (Hg.), Konrod Adpnnuer. Reden 1917-1967. Eine 
A w o h l .  Smngan 1975. S.291-298; Bmo HECK. ~Europa und die dcuüchc Frager. in: 
Bnino IIMTI(. C r u d l g e n  und R'ond#l.AAJce undReden 1976-1986. hg. von Klau COTTO. 
Os~brilck 1987. S. 135-148. S. 140. 

21 &ne murt kar in mind his [Adsnauml mdency. dniving phaps fmm incxpcriencc of 
lorcign affairs. to maLe masinial smp -iom in ihü ficld with an eyc only to iheu shon-Icnn 
aduanmgcs and without giving much mideration 10 ihcu lul l  implica1im.r Ccncal B. R o h -  
son (Fm hihe High Commiuionn: Chrirtopher SLeel) IO hir. Youngcr. Wahnerhcide 19.6.1950. 
D m m n t ~  on Dritish Policy Oi.crseu (DBPO). cd. by Roger BüLLEh'fiI.E. FELLY u.a. Smcs 
11. VoL I: T k  Schwnon Plan, the Council of Ewope and Wstern European Integration. hfoy 
1 9 5 0 - D e r e h r  1952, Landcm 1986. NI. 108. S. 195. 

22 Wc Anm.21. 
23 Zur Snulrap nun: Raincr lrUDE\IAh?i/Raymond POlDEVLV (Ilg.). Die Saar I W 5 -  

1955. Ein Problem der europäischen Gcrchichtr. hliinchrn 1992. 
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deutsch-französische Verh'iltnis Anfang der fünfziger Jahre noch von Diffe- 
renzen überschattet und lange nicht so problemlos wie das deutsch-italieni- 
sche. Aus britischer Sicht hob aber die Verbreitung des Europagedmkens in 
beiden Lindern, bei der Bevölkerung und bei den Regierungen, Frankreich 
und die Bundesrepublik Deutschland deutlich von den skandinavischen und 
anderen Randsmten Europs ab.= 

Die Tatsache. da5 das Smland bereits assoziiertes Mitglied des Euro- 
p m t s  war. hindene die Bundesregierung nicht, aus dem übergeordneten 
Gesichtspunkt. ein föderatives Europa zu schaffen. dieser ersten großen 
europäischen Gemeinschaft von ursprünglich zehn Smten  beizutreten. W3h- 
rend die SPD vom Beiuitt zum Europmt eine Venieiung der Spaltung 
Deutschlands berichtete und diesen h m  im Bundestag ablehnte, ging 
der Bundeskanzler umgekehn davon aus. daß von einer Stärkung der 
Bundesrepublik durch hlitgliedsch~ft in europjlschen Institutionen letztlich 
auch Berlin und der deutsche Osten profitieren würden. Die mit erstran- 
gigen hliigliedern der CDUICSU-Fraktion besetzte deutsche Delegation. 
der unter andem Hemann Pünder (als Delegationsruhrer), Heinrich von 
Brenmo. Eugen Gerstenmaier, Kun Georg Kiesinger. Helene Weber und 
Luise Rehling angehönen. brachte in Stnßburg eine Bundestagsresolution 
ein. die auf einen Vorschlag des Zentralkomitees der Union Europlischer 
Födenlisten zurückging. Diese Resolution vom 26. Juli 1950 sah unter 
Bezug auf Anikel 24 des Grundgesetzes einen Europäischen Bundespakt 
vor. der eine übernationale. parlamentarisch unterbaute Bundesgewalt mit 
Befugnissen einer gemeinsamen europlischen Wirtschafts-, Rechts- und 
Außenpolitik schaffen würde.2s Obwohl die Beratende Verwmmlung des 
Europarats in Smßburg keine legislativen Befugnisse hatte, stellte sie ein 
beachtliches Diskussionsfomm dar. aus dessen Debatten und Kontakten 
sich die Notwendigkeit zur Schaffung einer Hohen Behörde. wie sie der 
hlontanunion gegeben wurde. henusschälte. 

Die beratende Versammlung des Europants bejahte mit großer Mehrheit, 
allerdings gegen die Stimmen der Iren und bei Enthaltung der Schweden. der 
britischen und der deutschen Sozialdemokraten. einen folgenlos bleibenden 
Antng Churchills auf SchafTung einer vereinigten europäischen Armee. 
Adenauer brachte gegenüber den Hohen Kommissaren den Plan eines deut- 
schen Wehrbeivages ins Gespr'äch. Es gelang. auDen- und imenpolitische 
Widerstiinde gegen diese Planungen zu überwinden und den deutschen 
Verteidigungsbeitng im V e m g  über die Europäische Veneidigungsgemein- 
schaft (EVG) vom 27. hlai 1952 zu verankern. Teile der evangelischen ; 

24 Analysis of Rcplics 10 Foreigi Office C W  Wspauh of l6*April. Forrip Ofiicc 
20.7.1951. DBPO (rir AnmZt) .  11. I. h'r.37. S.656-665. 

i 5  llmnann P m E R  \bn PrruJe-n tunoch Ewop.  kbemerinnrningm. S ~ u g a n  1968. 
S. 462472. 
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Kirche mit hlartin Niemöller und Gustav tleinemann lehnten jede Auf- 
rüstung ab und liehen dem damals in Deutschland weitverbreiteten Oh- 
ne-mich-Standpunkt ihre Stimme. Ein politisches Votum der evangelischen 
Kirche gegen den Wehrbeitrag h m  aber nicht zustande.26 Hier bewihrte sich 
der Interkonfessionalismus der CDU. die in Robert Tillmanns, Roben Lehr, 
Hermann Ehlers und anderen wichtige Repräsentanten des protesontischen 
Lebens fiur sich hatte gewinnen können. 

hlit der Aufstellung einer deutschen Armee verband der Bundeskanzler, 
der alles andere als ein hlilimist war, mehrere andere Ziele: Er woll- 
te Souverinitit und Gleichberechtigung für die Bundesrepublik erreichen, 
was in zähe und umständliche Verhandlungen um den sogenannten Gene- 
n l v e m g  (oder Deutschlandvenng) fiihne. Ihm schwebte vor, über die 
Gestellung, Verwaltung und Bezahlung dcr einzelnen Armeekontingente 
der europsischen Styten zu dem raschen Aufbau einer bundessmtlichen 
europäischen Gemeinschaft mit eigenem Budget zu gelangen. Und er  beur- 
teilte, darin weilgehend einig mit den westlichen Auknministern. die h g e  
eines unbewaffneten Deutschland zwischen zwei Blöcken als sehr gefijhrdeL 
\Re verschiedene Motive und Zielrichtungen in einem gleichen oder sehr 
Shnlichen Ergebnis zusammenfallen konnten. zeigt ein Vergleich der Pläne 
Adenauers mit dem von hlinisterpräsident Ren6 Pleven vorgelegten Plan 
(1950). der ebenfalls deutsche Kontingente in einer europ9ischen Armee. 
aber zur besseren Kontrolle Deutschlands. vorsah. Adenauer wollte gegen 
den \Vtdersond der Sozialdemoknten den Situationszwang. das Bedürfnis 
nach einer gemeinsamen europäischen Verteidigung. zur Schaffung einer 
europäischen Föderation nutzen. Der Aufbau einer glaubhaften Verteidigung 
gelang auch mit der Integntion der Deutschen Bundeswehr in die NATO 
1955. Doch die zuvor erfolgte Ablehnung des Vertcigs über die EVG in der 
französischen Nationalversammlung bedeutete eine schwere Niederlage für 
die Europapolitik der CDU. Adenauer hatte mehr erreichen wollen als einen 
deutschen Veneidigungsbeitng, nämlich eine suprmationale Organisation 
der westeuropäischen Sicherheit. 

In den Jahren 1954155 vollzog sich eine gewisse Wende auch für die 
deutsche Europapolitik. Schon seit Beginn der fünfziger Jahre waren nach 
hleinung kompetenter Beobachter Zeichen eines Klimawechsels zu verspü- 
ren, hatte im Westen das Gefühl der Bedrohung durch die Sowjetunion im 

26 Kun Gmrg KIESISGER, Dunille u d  hclle Jahre. Erinncmngen 1901-1958. hg. von 
Georg Sff l.\IOECKEL. Siungm 1989. S. 396K Die KabinrnsproroloL der Budesrcgknin~. 
Bd3. 1950. U'onprowkolte. teyb. von LIhich EXDERS und Konrad REISER. Boppmi 1986, 
S.Mff,. IOZff. Ninfried BECKER. mViews of ihe Forcign Policy Siruaiion Among the CDU 
Lcadcrship. 1945-57". in: Ennio D1 NOLFO (Ed.). Power in Europe? 11. Gr~or Briroin. Fronre, 
Gcrnlony o d l r o l y  o d  ihr Origins of rhc EEC 1952.1957, Balin-New York 1992. S.351-371, 
36211. 
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Kalten Krieg nachgelassen? Die Genfer Konferenzen der Regiemngschefs 
und der Außenminister der Vier hlächte 1955 signalisierten eine Wende zur 
Entspannungspolitik und. wem auch unter' ganz veriinderten Vorzeichen. 
eine Art Wiederaufnahme der Konferenzdiplomatie der Großen Drei aus 
dem Zweiten Weltkrieg. Während sich ein rasanter technischer Umbmch 
vollzog. behielten die Siegernächte im wesentlichen die Kompetenz fiur 
die immer wichtiger werdenden Fragen der militärischen Sicherheit und 
der Abrüstung. Denn es war nicht gelungen. ein wie auch immer vereintes 
Europa mit »klassischena Attributen der Staatsgewali. mit tioheitsrechten 
in der Sicherheits- und der Außenpolitik, auszustatten. 

Besonders wegen der ausbleibenden Eriolge in der deutschen Fnge geriet 
die Europapoliiik der Bundesregiemng in die Defensive. Inmitten einer 
sich wandelnden Situation suchte Außenminister Heinrich von Brenmo 
einerseits eine Erfolgsbiluiz der europapolitischen Eniwicklung zu p d -  
sentieren. andererseits sich auf die allmähliche Wandlung des außenpoli- 
tischen Klimas einzustellen. Im Blick auf das schon Erreichte führte er 
aus, d34 wegen der Verbessemng des deutsch-fnnzösischen Verhältnisses 
kriegerische Verwicklungen in Westeuropa undenkbar geworden seienz8 Er 
erwartete, daß die gegenseitige Annähemng der Staaten des freien Europas 
die Friedensaussichien in ganz Europa und in der Welt vetbessern. daß sie 
eine tiberwindung jener natiomlistischen Bestrebungen. die in anderen 
Teilen der Welt immer noch zu Kriegen fuhren würden. zur Folge haben 
werde. Zugleich betonte von Brenmo. daß die Bundesregiemng in ihren 
Bemühungen um Auihebung der deutschen Teilung nicht nachlassen werde 
und daß sie dabei derUnterstützung durch drei der Vier hlächte sicher sein 
könne. Er w m t e  davor, sich durch A ~ ä h e n i n g  an die Sowjetunion das 
schwer verdiente Vertnuen der Westmächte zu verscherzen und unterstrich 
die Unverzichtbmkeit eines freien Deutschlands für die Bewahrung einer 
freiheitlichen Ordnung auf dem europäischen Kontinent. 1960 berief er sich 
an historischem On. in Rom, auf &s gemeinsame Erbe der europäischen 
Völker. das in dem Wort nRomu zusammengef34t aerdcn könne: >>jene auf 
dem christlichen Glauben errichtete. von Recht und Freiheit bestimmte Kul- 
turwelt, die in den vielen Jahrhunderten unserer Geschichte zwar wechselnde 
Gestalt annehmen konnte. die aber in ihrer Subswnz und in ihrem Aufuag 
der übrigen hlenschheit gegenüber unversehn und unverändert d a s t e h t ~ . ~ ~  

27 DÖRPLVGIIAUS (zit. Anm. 10). I h s  l tgcn  KUSTERS. D k  Gnidung der E m p d i -  
sckn UinsrIrofi~gem*inscIrofi, Baden-Baden 1982.5.6111. 

28 Hcinrich VON BRENTANO. Dm~schlond. E w o p  und die BOIt. Reden zur deurrchrn 
AuLhpolirik. hg. von F m  BÖlL\l. Lkmn 1962. S. 187 (zu den Ergebnirxn der Genfcr 
Knifercril). Vgl. Amulf BARLVC (Hg.). Sehr grehner lkr r  8undprLn:M lleim'ch mn 
Bnnrm im BriPfH.e~hselnUr K o n r o d ~ ~ u e r ,  19-19-1961. l h b q  1974. 

29 VON BRLWAKO (zi~ A m 2 8 )  S.30-U8 (Vom Nationakraai nu E i e i t  Eumpas). 
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Auf dieser Gmndlage entwickelte von Brenmo eine vielleicht dialektisch 
zu nennende Auffassung über ~ L S  Problem der europäischen Einigung. Das 
Bestehen nationaler Interessen. ja der ~Eigenpersönlichkeitu der Nationen. 
gab er  zu; deshdb könne du Ziel nur Vielfalt in der Einheit lauten. Zugleich 
hielt von Brenmo an der Vorstellung einer supranationalen Gemeinschaft 
fest. Er bemühte sich allerdings. naheliegende und ralitätskonfonne Wege 
zur Erreichung dieses Endpunkts anzugeben. Diese sah er etwa d;uin. die von 
jeher freundschaftlichen Beziehungen, wie sie z.B. zwischen Deutschland 
und Italien besmden. auszubauen. Zwischen diesen beiden L5ndern könnten 
neue Formen der europsischen Zusammenarbeit erprobt und könne auf die 
hlitiel der hergebrachten Diplomatie verrichtet werden. Brentano kritisiene 
indirekt den Zentdismus europsischer Nachbm. wenn er  darauf verwies. 
driß der in der deutschen Geschichte ausgebildete Föderalismus es der 
Bundesrepublik erleichten habe. nach 1945 die Bahnen machtpolitischen 
Denkens zu verlassen und fiir einen deutschen S t v t  Bereitschaft zum 
SouveränitStsverricht zu entwickeln. 

Von Brentano faßte ansatzweise einen neuen Naiionbegriff in den Blick. 
Dieser war nicht mehr gekennzeichnet durch die gleichsam nstional-revolu- 
tionäre Totalität. mit der die Nation nach dem Versmdnis der französischen 
Revolution und mancher nKlcindeutscheru des 19. Jahrhundem ihre hlit- 
glieder umschloß. Er unterschied sich von den älteren Konzepten durch 
zwei wesentliche, als freiheitsverbürgend verstandene Einschr~kungen: 
durch den Föderalismus. wie er g m z  richtig als Verfassungsprinzip aus der 
deutschen Geschichte abgeleitet werden konnte. und durch die Besinnung 
auf die zumindest allen mittel- und westeuropgischen Völkern gemeinsamen 
\Vene einer okzidentalen oder lateinischen Zivilisation und Tradition, die 
dem Zusammenschluß der europsischen Nationen zur Gmndlage dienen 
konnte. 

Daß die Quintessenz solcher Gedanken im polirischen hleinungsstreit und 
Tageshmpf eingesetzt wurde und Venvenung fand. hat ihre theoretische 
Würdigung als konzeptionellen Neuansatz vielleicht erschwen. Der Ent- 
schluß. iiur ein vereintes Europa einzutreten. blieb iiir von Brentano und 
fiur Kurt Georg Kiesinger gleichbedeutend mit einer großen Alternative: der 
Entscheidung zwischen denen. ndie sich zur Freiheit und zum Recht beken- 
nenu, und dem die Selbstbestimmung in Europa verweigernden Systcmm. 
Dazwischen sei kein Drittes möglich, folglich auch keine dritte Macht 
Europa. hlöglichenveise n3hm diese Apodiktik auf (bereits früher geZu0ene) 
Befürchtungen Rücksicht, die von Deutschlands Streben nach Vorherrschaft 
in einem Europa der rthird forceu ausgingen?! Die deuüch-fmzßsische 

30 VON BRLWANO (ur. Anm.28) S.317. 
31 Robcnson (Seel) sn Youiigrr. DDPO (zit. Am.21) 11. I. h'r. 108. S. 199. 
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Ann3hemng erschien als Bestandteil der umfassenderen Atlantischen Ge- 
meinschaft. 

Die hlitte der fünfziger I h r e  sich wandelnde Lage und die Beerdigung 
der EVG führten einerseits zu einer S ~ k u n g  des Nationalgedankens und 
zu einer produktiven Besch3ftigung mit dieser ~lenusfordemng für den 
Europagedmken. Andererseits entband die Atlantische Gemeinschaft die 
Westeuropäer von der Pflicht zur sicherheitspolitischen Selbstorganisation. 
was ursprünglich ja nicht in der Absicht ihrer m e r i h i s c h e n  Initiatoren 
gelegen haben dürfte. Auch war sie geeignet, hier und da laut werdenden 
Argwohn gegentiber einem Übergewicht Deutschlands in einem Europa der . 

ndritten Knftw zu besänftigen. 
Diese Stagnation bildete den Hintergmnd fdr die neu praktiziene funk- 

tionale hleihode der europäischen Einigung. Schritt für Schritt, durch die 
Schaffung und den Ausbau beschrwter  europäischer Gemeinsamkeiten, 
sollte nun die Einigung Europas vorangetrieben werden. Die Einigung blieb 
für die Unionsparteien in der Bundesrepublik das vorgegebene. erstrebens- 
werte und eigentlich wichtige Ziel. Die hlittel und Wege, es zu erreichen, 
sollten gemä0 den gegebenen Umsiänden und Gelegenheiten immer dann 
ergriffen werden. wenn sie dem größeren Zweck dienten. Dafiir konnte die 
Montanunion schon gewissetm&n als Vorbild dienen. Aber aus der Phase 
des e l e m e n m n  Aubmchs der ersten Nachkriegsjahre trat die europiiische 
Bewegung seit hlitte der fünfziger Jahre in ein bis heute andauerndes 
Stadium der pragmatischen. oft unbefriedigenden. der spröden \Virklichkeit 
Tribut zollenden Entwicklung. An dieser beteiligten sich die von der CDU 
und CSU gefiiulen Bundesregiemngen in vorderster Linie. 

Als Kronzeuge des »Institutionalismusu. durch den die 1957 gegründete 
Europäische \Vi~irtschdtsgemeinscht der Sechs weiterentwickelt werden 
sollte. 1551 sich IValter Hallsiein anfuhren. Dieser Jurist war seit 1950 an 
allen bedeutenden Europa-Verhandlungen beteiligt gewesen. Von 1958 bis 
1967 bekleidete er das Amt des (ersten) Präsidenten der EWG-Kommis- 
s i ~ n . ' ~  Seiner Tätigkeit dort setite er  das Ziel der nVergemeinschaftung der 
nationalen Politikenu. flallstein begriff die funktionale Einigungsmelhode 
gern90 der politikwissenschaftlichen Kategorie dessystrm ~ransformaiion 
rße~r'~. Nach seiner Auffassung lagen konstitutive Elemente für die Ent- 

32 Wolfgang W\IONAT. xRationdii1 und Wegbereiter. WalmHallsuinr. in: nimm JAN- 
S W i e i n  hlAlLVKE (Ilg.). PerränlichLir~n der Europßbchen Iniqrarion. I7ecehn biogrn- 
phirche EIIOJI. Bonn 1981. S.337-378. ibw M. LOCII. "Walm llallricin Einc bioma~hische 
~ ~ i u r - .  in: .i~tse nach E<iri*po. lljlfer llallrfrin und dd;~ jungt Genrrafion. ~n6t-h 1967. 
S.747. Gm KICOLAYS~ntmr.Jdrgm W B E  (11g.I. EuropSiiche G~mcinrchojf. \hfdrrung 
nach Jrci Jokehnlcn.  W'olfrr tlallrrein :wn 80. Grbi<nrrae. Dadm.Dadm 1982. 

U. ~~~ ~~~~ ~ 

33 Walm HALLSTELY. Dic echten Probleme der europäischen Imegrorion. Kiel 1965. 
S. 5f.. 18. 23 (Vonrag vor dem instimt für H'eltwuirchaft an der UnivcrsiWl Kiel): DERS.. 
Der Schtunon-Plan. FrankfunDl. 1951. 
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wicklung der Gemeinschaft -statt in der früher zwischen den europäischen 
Nationen betriebenen Macht- und FIegemonialpolitik - in der Übung des 
Rechts. konkret in der Anwendung des Rechu der Römischen Vertmge und 
der Gesetze der Gemeinschaft, sowie in der Strategie, zu gemeinsamen Über- 
zeugungen zu finden. Die Kommission. der hlinistemt. &s der wirklichen 
Entscheidungsbefugnis noch entbehrende Parlament und der EuropSische 
Gerichtshof sollten die aktiven Vollzugsorgane des Integntionsprozesses der 
nationalen Volkswirtschaften werden. Von ihren Akiivitäten envanete sich 
llallstein einen wirklichen foderativen Interessenausgleich, in dem er eine 
neue Stufe internationaler Zusammenarbeit erblickte, den entscheidenden 
Fortschritt gegenüber jeder Hegemonialpolitik, wie sie etwa als preußische 
tiegemonie im Bismarckreich einigend gewirkt hatte. Einheitssiifrend sollten 
der jedem Mitglied Voneile eröffnende Interessenausgleich und die nSach- 
logiku der einmal eingeschlagenen Entwicklung wirken. die eine »Ketten- 
reaktion von Integrationenu auslösen würde. Nach IIallstein eröffnete der 
vergrößerie Markt nicht nur einzelnen hlirgliedem wie der Bundesrepublik 
Deutschland unabhängig von der unzuverlässigen Weltkonjunktur verbes- 
serte Absatzchancen. sondern verlangte auch gegenseitige Angleichung der 
Steuer- und Sozialpolitik gemäß den vereinheitlichten \Vettbewerbsbedin- 
gungen - ein zweifellos bis zum heutigen Tag höchst aktuelles Problem. 
Schließlich konnte Hallstein feststellen, daß auch von außen, etwa aus der 
Perspektive der Entwicklungsländer, die Gemeinschaft zunehmend, nicht nur 
in handels- und winschaftspolitischer tiinsicht. als Einheit betrachtet wurde. 
FIallstein betonte ähnlich wie Brentmo, d d  die Europapolitik des S w t e s  
Neues schaffe, ja dal3 sie auf die Verwandlung des hlenschen ziele. 

Ein Nachteil des funktionalistischen Standpunkts, den der \Vimchafts- 
und Rechtsexperte Hdlstein einnahm, lag in der Ausblendung herkömm- 
licher Aspekte von hlacht und Fühmng. Dies ging an den Realitäten des 
smken staatlichen Selbstbewußtseins westeuropäischer Nationen v ~ r b e i . ~  
Chxles de Gaulle versuchte. eine Politische Union auf der Gmndlage des 
Bilatenlismus mit der Bundesrepublik Deuischland zu errichten, um das 
Gewicht eines solchermaßen vereinten Europas in der \Veltpolitik zu s k k e n .  
Er fand in Adenauer einen ähnlich gesinnten Parmer. Die Fmcht dieses in 
der EWG nicht durchsetzbaren Bilatenlismus war der Deutsch-Französische 
Freundschaftsvenrag von 1963. Er nahm Elemente auf. die frühere Pläne und 
Verhandlungen für den politischen Zusammenschluß der sechs EWG-Swten 
insgesamt vorgesehen hat~en.)~ Die hier vorgesehene Konsultationsverpflich- 
tung in außenpolitischen Angelegenheiten war ebenso zukunftweisend wie 

34 J. SCIIWARZ (zit. Am 2 )  522 .  
35 l l o m a  JANSEN. Europo. Ibn der G e ~ i n r r h a / f  :W Union. Slruhren.  Srhriric Schuic- 

rigkiren. BOM 1986. S.93. 
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der deutsch-französische Jugendausuusch, zu dessen Verwirklichung bereits 
unmittelbar nach Abschluß des V e m g e s  erste Schritte unternommen wur- 
den. 

Indes offenbarte die Politik der Bundesregiemngen in den sechziger 
Jahren einen gewissen Zwiespalt. Ademuer und Teile der CDU sowie vor 
allem der CSU,zeigten sich bereit, auf eine nähere kooperative. intergou- 
vernemeniale Zusammembeit zwischen der Bundesrepublik Deuischlmd 
und Frankreich einzugehen und ein engeres Einvernehmen zwischen bei- 
den S m t e n  m z u s ~ r e b e n . ~ ~  In den Verhandlungen Uber die Fouchet-Pläne 
verfolgten die deutschen Vertreter aber weiterhin supranationale Ziele. Sie 
wollten. teils zusammen mit Italien und den Benelux-Sryten, verhindern, 
da0 durch die spezielle deutsch-französische Zusammenarbeit das politische 
Zusammenwachsen aller EWG-Staaten und die Kompetenz der NATO un- 
terlaufen würden. 

Der Zusammenschluß der Organe von EWG. hlontanunion und Euratom 
zu den Eumplischen Gemeinschaften (E.G.) 1967 behob nicht deren Krise. 
Wiihrend Adenauer aus praktischen und prinzipiellen Gründen der Bildung 
einer engeren Gemeinschaft aufgeschlossen gegenübergestanden hatte. weil 
er welrpolitisch in der Kategorie der Bipolarität dachte, venrai Kurt Georg 
Kiesinger. Kanzler der großen Koalition von 1966 bis 1969. eine mehr 
integrale Sichtweise der weltpolitischen Beziehungen. Er sprach sich in 
seiner Regiemngserklärung vom 13. Dezember 1966f'ir den Beitritt Groß- 
britanniens zur EWG aus. Gleichzeitig wünschte er, die engen Beziehungen 
der Bundesrepublik zu Frankreich. Ildien und zu den Benelux-Smten weiter 
auszugestalten. Besonders angelegen war ihm die \Veiterentwicklung der 
deutsch-frmzösischen lnteressengemeinschaft, die wegen der *Fakten der 
Geographie* und als .Bilanz der Geschichte* Ilngst überfdlig sei. Wenn 
Deutschland und Frankreich ihre Zusammenarbeit auf winschnftlichem. 
technologischem, kulturellem. militarischem und politischem Gebiet wei- 
terentwickeln müßten, so richte sich ihre Allianz nicht gegen irgendwelche 
Feinde. *Das solide Bündnis* zwischen den freien Nationen Europris und 
den USA hielt Kiesinger auch in Zukunft für unerllßlich. Er sah es so- 
gar g e s ~ k t .  wenn durch die deutsch-französische Zusammenarbeit erreicht 
werde, daß Europa zunehmend rmit einer Stimmeu spreche, wie dies ameri- 
kanische Staatsminner wün~ch ten?~  Ähnlich wie vor ihm von Brentano und 

36 ihm IANSLV/Wernet WEIDESFELD. Europa. Bilom und Perspel(live, h k  1973. 
S. 18-26. 

37 Km Georg KIESLVGER Enfspannung in Dcuirchland - F"<& in Europa. Reden und 
Inremims 1967, hg. vom Reue- und Mmtionsamr der Dunderregiening. Kasul 1967. S. 3-8. 
IM.. 141.. Ißf. Vgl. Klau IIILDEDRAhW. Ibn Erhrd zur GrojItn Koalirion 1963-1969. Mir 
riwm rinieirendm Essay von KorlDierrirh Brodur. Siungart-Wesbaden 1984. 5.30611. 
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tfans Furler. 19M) bis 1962 Präsident des Europäischen P~ lamen t s '~ .  m t  
Kiesinger hier nicht fiur das hlodell einer Dritten Kraft Europa zwischen den 
Supermächten ein.'9 Allerdings plMiene e r  für die Brückenfunktion einer 
neu zu schaffenden neuropäischen Friedensordnungu. Durch die Anbahnung 
iriedlicher Beziehungen zu den L5ndem des Ostblocks sollte eine Übenvin- 
dung des europäischen aAntagonismusu in die Wege geleitet werden. Im 
Zuge dieser auf den bewähnen Rückhalt im IVesten nicht verzichtenden 
Politik könne auch die Wiedervereinigung Deutschlmds im Rahmen der 
europäischen Friedensordnung herbeigeführt werden. 

In den siebziger und achtziger Jahren wurde die Europiische Gemein- 
schait in vielen multilateralen Verhandlungen erheblich enveitert und in- 
tensiv ausgebaut. 1973 traten ihr England, Irland und D i e m a r k  bei. 1979 
wurde die erste Direktwahl des europ3ischen Parlaments durchgefiihrt. 

1977 veröffentlichte die Europäische Volkspmei (EVP), die Föderation 
der christlichdemokntischen Pmeien der Europäischen Gemeinschaft. den 
Entwurf ihres Politischen P r o g n m m ~ . ~  Jetzt erst gingen die IVünsche und 
Versuche aus den vierziger und den frühen fünfziger Jahren. die christlichen 
Paneien des kontinentalen Europas zu einem organisatorischen Zusammen- 
schluß zu bringen, in Erfüllung. Die Deutschen und die Italiener stellten laut 
Geschäftsordnung von 1976 die meisten hlitglieder eines wichtigen Füh- 
mngsorgans der EVP, des Politischen Büros, jeweils 31 Prozent. Aus ihrem 
einer christlichen Inspiration verpflichteten hfenschenbild leitete die EVP 
einen detaillierten Katalog von verf~sungspolitischen. sozialen, wirtschaftli- 
chen, bündnispolitischen. internationalen und europqolitischen Fordemngen 
ab. Eine >ausgewogene Entspannung<< wurde nun ebenso verlangt wie eine 
tatWftige Unterstützung der Länder der Dritten \Velt. Im Unterschied zum 
Bund der soziddemokratischen Paneien. der dem hlodell eines souveriinen 
Europas zwischen den USA und der Sowjetunion den Vorzug gab, sah 
die EVP die Beziehungen zwischen Eumpa und den Vereinigten S m t e n  
*gekennzeichnet durch eine tiefe Übereinstimmung vom Wen der Freiheit 
und der Gerechtigkeit: durch eine hohe Gemeinsamkeit der politischen Ziele 
und durch die unvenichtbare atlantische Allianz für unsere Sicherheit und 

38 Dicrcs wurdedurch Furlcn initiative 1958 als pemcinumer O r g ~  der drci vcrwhicdenen 
Eumpiwhen GemcinxNten EWG. hlontanunim und Euratom geschiflrn. t9nt FERDI- 
NWDIAdolf KOHLER. Für Europa. Ilam Furlerr iebemeg, BOM 1977. S.69-71. I h  
FURLER Reden und Aufsäce 1953-1957. Baden-Baden 1958. S.209ff. Furlcr W& 1956 
F'räsident &r Gemeinsamen Venmtune der hlmmwiion. 

39 Dietm hfAkLYKE. s~arlammtari& für Eumpx ituis Furier. Kar1 hlommer*. in: Th. 
JWSEND. hfAILVKE. Persdnkkti~en (CI. A m  32). S.493-532 5131. 

40 Inriirut filr Ewodiwhe Politik. Lfololrriolirn :ur Emw~olitik. B d  2: Dir euromiisrhen 
Porrcicn. Srmbuwn. Perroncn. ~ r o . q r o m ,  nirmengcrtciti und eingeieivt vm'~homar 
IANSEN und Volkmv KALLESBACII. Bonn 1977, S.2-t-53. 
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die der ganzen westlichen \Velta41. Diese Absage an Äquidisw-Vorstel- 
lungen, die damals in der öffentlichen hleinung verbreitet wurden. trug 
der Ausgangssituation und den fortdauernden Bedingungen Rechnung, unter 
denen sich der Ausbau der Europäischen Gemeinschaft vollzogen hat1e.4~ 

Während der achtziger und neunziger Jahre erhielten die wirtschaftliche 
und auch die politische Ausgestaltung der Staatengemeinschaft neue Impulse 
durch die Direktwahl des europäischen Parlaments. die Stärkung der euro- 
pmschen Institutionen und durch die weitere Intensivierung der deutsch-frm- 
zösischen Zusammenarbeit. Auch die Erweiterung der Gemeinschaft blieb 
auf der Tagesordnung und wurde sogar m c h  dem Umbruchjahr 1989 erneut 
aktuell!' Die deutsche Regierung war bereit. die vielfältigen Probleme der 
inneren Angleichung durch supranationale Regelungen zu lasen oder diese, 
wie im Falle des Binnenmarktsu und der vorgesehenen W h n g s u n i o n ,  äu- 
k r s t  entschieden voranzutreiben. Gegen ein allzu zentnlistisches Auftreten 
der Brüsseler Institutionen meldeten Venreter der Unionspaneien im Namen 
des Födenlismus. ihres alten Prognmmpunkts. Vorbehalte an. 

Bevor die ükmschende  il5edervereinigung Deutschlands stattfand, wur- 
den im Lager der Unionspaneien unterschiedliche Meinungen darliber ge- 
rußen. wie die Zukunft Europas aussehen solle. Ober das Ziel eines immer 
niheren Zusmmenschlusses gab es  zwar keine Differenzen. aber Nuancen, 
was die Stellung Europas in der IVeIt und dessen innere Entwicklung 
betraf. Herben Blankenhom, von 1953 bis 1969 Botschafter bei der NATO, 
in Paris. Rom und London, wollte Europa als nDritte W t u  angesichts 
des nstZndigen Anwachsens der Supemiächteu sehen. betonte dessen Ver- 
pflichtungen zur internationalen Solidxitiit sowie in der Entspannungspolitik 
und rief zur Uberwindung des Provinzhlismus und der rwelianschaulichen 
Unterschiedeu in Europa aufPS Der frühere Fmilienminister Bruno Heck 
beharrte auf dem engen, unverzichtbaren Zusammenhang zwischen einer zu- 
künftigen Wedervereinigung und einer freiheitlichen Europapolitik, w m t e  

41 Die niropäirchen Pancien (ziL Anm40) S.221.431, 
42 VgL I h m  FEUER. Im neuen Europa. Erlebnisre und Erfahngrn im Emp-ischen 

Porlomrnr. F d W M  1963. S.531. U'oller Ilallsrein - Europ<i 1980. Ehlcirung d biogra- 
phische Skizze von Theo hL LOCII. Donn 1968. S. 129-145. VgL auch H7dfricd LCII11. Der 
Weg mch Europa. Geschiclue &r ruropäirchrn Iruegrorion 1939-1957, Göningrn 1990. 

43 Ludger K O I L V T ~ A R D T ~ I ~ ~ ~ - G ~ ~  m R L V G .  Eumpos vereinigte Stamen. AnMhe- 
rung an Werfe undZiele. Osnabrück 1991. S.57iL 

44 Vgl. Amiin TÖPFEWRoLuid BERGER (lig.). Untern~hnunrrrjolg im Europdirchrn 
' ' Binnemrkf.  LandsbergRcch 1991. 

45 Herben BLANKL\IIORN, I'miändni, und I'ersiädigung. Bläner cincs polirischen To- 
grbuchr 1949 bis 1979. Fdurl/Xl.  1980. S. 171.: indes hane d a  italicnivhc U'mhduw~- 
senscNller Emesto b s s i  1944 in der & c m e ~ c i t  der h g u n g e n  d Inineiwna 
innerhalb nauon-iikgreifcnder Paneim d ie  sichmic uiundlage der Einigung. gcrchoi. W. 
LW-iENS. Europi-Födcratimspläne (zit. h. 3) S. 385. 
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vor der Zementiemng der Teilung Eumpas durch Hinnahme des status quo 
und sah gewachsene Aufgaben des europäischen nvaterlands der Vaterliin- 
deru in den drei Bereichen der europ9isch-atlantischen Zusammenarbeit. 
der Ost-West- und der Nord-Süd-Politik" Beiden Autoren erschien der 
Zusammenschluß als eine auch von der außereuropäischen \Velt erwartete 
Bedingung des europäischen Überlebens. 

Übernschendenveise stellt sich nach dem Umbruch in Osteuropa. dem 
Teilrückzug der USA vom europäischen Kontinent und dem Weiterbestehen 
regionaler Krisenherde das Problem eines gemeinsamen Auflretens der 
Europler umso dringender. Es scheint kein Gmnd gegeben zu sein. auf 
bewähne transathntische Bindungen leichtfenig zu ve~zichten.~' Daß die 
Problemkonstellationen teils versch5rft andauern oder sich auf beunmhigen- 
de Weise verschoben haben. erleichtert es nicht. eine knappe historische 
Bilanz zu ziehen. 

Die christlichdemokratischen Parteien in Deutschland haben seit 1945 
das Zusammenwachsen Europas aus inneren und äußeren Gründen als 
wünschenswenes Ziel angesehen. In der Besinnung auf die vom Christen- 
tum geprigte Kultur eines gemeinsamen Wurzeln verpflichteten Europas 
glaubten sie ein lleilmittel für die vom Nationalsozialismus hervorgerufenen 
Verheerungen sowie gegen zukünftige Bedrohungen eines materialistischen 
und diktaturanfilligen Denkens finden zu können. D m u s  leiteten sie die 
Notwendigkeit auch des politischen Zusmmcnschlusses ab. Ihnen fiel ein 
Verzicht auf die ohnehin zunächst nicht gegebene SouverYiitit nach der 
Niederlage leichter als den Siegern des Zweiten \Velkriegs. Der gemeinsame 
Weg nach Europa sollte auch beschritten werden, um die Rückkehr als 
gleichberechtigter Partner in die Völkergemeinschaft zu e r l e i c h ~ e m . ~ ~  Für 
die ersten sicherheits- und winschaftspolitischen Zusammenschlüsse war 
die besonnene Haltung der Vereinigten Smten  gegenüber Deutschland von 
besonderer Bedeutung. Diese wollten der in Europa nach dem Zweiten 
Weltkrieg dominant gewordenen Stellung der Sowjetunion ein europ9isches 
Gegengewicht entgegensetzen, zu dessen Rekonstruktion Deutschland als 
Panner unerläßlich zu sein schien. Angesichts der Spaltung Deutschlands 
war die Eingliedemng der Bundesrepublik in das freiheitliche, westeuro- 
päisch-adantische Lager nur gegen erhebliche innere Widerstinde möglich 
und beschwor Grundsatzkonflikte herauf. Eine große Leistung der deutschen 
Europapolitik bestand &n. das Problem der Wiedervereinigung und die 

46 IIECK (zit. Anm.20) S. 140ti. 
47 Vgl. Amulf DARISG (in Zurammenxkil mit Voller Zasirow). Unser neuer GröJen- 

wohn. Deuisdlond zwischen Os1 und Ilhr. Siungm 1988. S. 16ff. (mit einigm rasch überlebten 
Uneilen Ober die hlöglichkcit einer &uüEhoi \h?edeivereiniyng). 

48 Vgl. DBPO (zit. Anm.21) 11. 1. NI. 108. S. 196. 199. 
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entschiedene Besinnung auf die freiheitliche Slmtsform. die libenle Demo- 
kratie. mit dem Ja zu Europa und zur Atlantischen Gemeinschaft argumen- 
tativ nachvollziehbar zu verknüpfen: D a  Selbstbestimmungsrecht und die 
freiheitliche StYtsverfassung wurden nicht als isoliert von einer deutschen 
Regierung zu verfolgende Ziele angegeben, sondern waren als gemeinsam 
von allen demokratischen StYten Europas zu verteidigende Güter und dvum 
auch als Krisullisationspunkte einer westeuropiischen Smtengemeinschaft 
anzusehen, in die Westdeutschland integriert sein sollte. Die Anfinge der 
Entspannungspolitik bei den Genfer Konferenzen beeintr5chtigten die von 
Ademuer befünvortete Integration Westeuropas. Die Ablehnung der europäi- 
schen VeneidiguGsgemeinschnTt durch die französische Nationalversamm- 
lung bereitete eine herbe Enttäuschung. Von Brenwno m g  mit dem Problem. 
den Gedanken der Nation und des Selbstbestimmungsrechts mit der Absicht 
der Einigung Europxs in Einklang zu bringen. Die politische Stagnation 
nach 1954 tmg dazu bei, die Integration auf die wirtsch3ftliche Ebene zu 
verlagern, wo sie prominente deutsche Fürsprecher fand. Politisch waren 
die unionsgefühnen Bundesregiemngen an einander teils zuwiderlaufenden 
Stntegien der Einigung beteiligt. Adenauer ging auf de Gaulles Kwpe- 
ntionsangebot führender Slmten in Kontinentdeuropa ein. Zugleich wur- 
de der supranationale. foderative Zusammenschluß auf Kommissions- und 
Konsulwtionsebene weiter verfolgr. In den ausgehenden sechziger Jahren, 
in einer Krisenzeit innen- und außenpolitischer Unzufriedenheit, versuchte 
Kiesinger der Europapolitik eine neue ostpolitische Dimension zu geben. 
ohne allerdings, wie seine sozial-liberalen Nachfolger. deutschlandpolitische 
Zugeständnisse zu machen und das Atlantische Bündnis ungenügend zu 
finden. An der Parlamentarisierung der' Europäischen Gemeinschaft wie 
vorher m der Arbeit der Kommission in Drüssei nahm die Bundesrepublik 
Deutschlmd maßgeblichen, wenn auch selten spekukulaen Anteil. Der Zu- 
sammenhang zwischen der deutschen und der europäischen Einigung wurde 
von Bmno Heck 1987 noch ein& in die Kontinuii3tsperspektive deutscher 
Nachkriegspolitik gestellt. In jüngster Zeit wurden von Anhängern der 
CDU und CSU aus begründeten Sachenvägungen oder wegen Gefihrdung 
des Föderalismus Vorbehalte gegen zenvalistische Regelungen aus Brüssel 
geltend gemacht. Doch man blieb dyin einig. den Zusmrnenschluß Europas 
als lebensnotwendig anzusehen. Die deutsch-französische Zusammenarbeit 
wurde von Bundeskanzler Helrnut Kohl und von dem fmzösischen St;irits- 
präsidenten Franqois hlittemnd unumkehrbar vertieft. 

Die intentionale und politisch-argumenUtive Verkniipfung von europäi- 
scher und deutscher Einigung hat sich. wenn auch unter großen Opfern 
fiir die einer lruigj3hrigen Dikwtur ausgelieferten Ostdeutschen. letztlich 
b e w M ,  die nahezu jedemit erstrebte europäische Einbindung deutscher 
Politik hat dieser die m h e  Zustimmung der westeuropiischen Nationen 
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zur \Viedervereinigung g e ~ i c h e n . ~ ~  Nachdem umgekehrt auch der langwie- 
rige deutsche Einigungsprozeß kein unüberwindliches Problem fiir Europs  
Einigung mehr darstellt, scheint die Zukunft doch einige unberuhigende 
Aussichten zu eröffnen. 

Von einem christlich geprigten Kuliurbewußisein in Europa, das die erste 
Nachkriegszeit durchzog, ist auch seitens der Unionspineien kaum noch 
die Rede: Kann aber ein Staat ohne Diskussion über seine Fundmen- 
te bestehen?50 Die Erweitemng der EG, bestehend aus West-, Sud- und 
Teilen hlitteleurops, noch Osten steht auf der Tagesordnung; hier sollten 
die Europiier die Geschichte und die Geographie zu Rate ziehen. um zu 
erkennen, daß die an Deutschland angrenzenden osteuropäischen S m t e n  
in die europiiische Schicksalsgemeinschaft gehören. Rußlmds Entwicklung 
weist hingegen in den asiatischen Raum?' Im Interesse der besseren Hand- 
lungsfähigkeit mag eine besondere deutsch-französische Zusammenarbeit 
Vorteile bieten; doch es wZre unklug und geschichisvergessen, aus ihr 
eine Front gegen GroUbrimien, gegen die USA und gegen das nach wie 
vor aktuelle Atlantische Bündnis zu zimmern. Das größte Problem bleibt 
die aüßenpolitische Handlungsfähigkeit Europas. Angesichts der deutschen 
Verdienste um Europo ist unverständlich. w m m  die deutsche Sprache 
in Brüssel nicht gleichberechtigt neben der französischen und englischen 

.a Verwendung findet. 

49 Alfred GROSSER  eine Weine B i l m  dcr &muh-frmranlösiwhm Bezichungcn 'h Hi- 
blick auf den cumpsirchen Einiyngrpro~eß.. in: Bemhard B E U n E R  (Ilg.). Refle~ionen 
über Europo. Dann 1992. S. 16. PercrChrirtiui LIbLLER-GRAFF. ~DFutsche Einheil und 
cwopsixhc hlegaiione. in: Beaie KOIILER.KOCI1 (Ilg.). D i i  Oslemri~erung dpr EG. Dir  
Einbe:iehrrng der r k m l i g c n  DDR in die Gem~imcIioff. Baden-Badm 1991. S. 27f. Vgl. Wer- 
n n  WEIDENFELD. .Die gemlempiiwhe Dimension der dcuuchm Ehheil-. in: W m  
N'EIDL\TELD,'Chrininc HOLESCHOVSKY u.a. Die doppc11e Inlegrolion. Europ und d u  
gröpere D~u~schlßnd, Gii~rsloh 1991, S.911. 

50 Vgl. zum Problem Bd. 35 der i'eroffrnllichungm der Ilanru-hlanin-S~hleyn~Siiftwig: 
hlichacl ZOLLER (Hg.). EvropJischr Inlqrorion ab I l f l r a u j o ~ d ~ r n g  &r Kultur: Plurali~mur 
der Kulruren ohnr Einheil der BGrokrmien? Kongrefl Junge I\isrrßrrIioff und Kulrur. E,jfzurr 
22.-24. dlui 1991. E s m  1992. S.276. 282.2861. 

51 GROSSER S. 16ff. 



Chr is t l i che  Demokra t i e  u n d  europä ische  In tegra l ion  

Von Jean-Dominique Durand' 

Die europäische ~nteghtion stellt, auch wenn sie sich bislang auf die 
Styten der westlichen Hälfte des Kontinents beschrkkte, ohne Zweifel 
einen, der bedeutendsten Vorgänge des 20. Jahrhunderts dar. Die EuropS- 
er entschlossen sich. aus dem Jahrhundene währenden Wechselspiel der 
kriegerischen Konflikte mit all ihren unglückseligen Folgen auszubrechen. 
um sich aus freien Stücken m den Bau eines Eumpa zu machen. das auf 
demohtischen Werten und gegenseitiger Achtung beruht sowie auf der 
Entwicklung von Formen der Zusammenarbeit, die geeignet sind. ein echtes 
Gefühl der Zusmmengehörigkeit und der Schicksalsgemeinschaft enistehen 
zu lassen. 

Die christliche Demokratie hat zu diesem Prozeß der Neugesüiltung Eu- 
top% seit dem Ausgang der 40er und in den 50er Jahren als treibende Kraft 
auf gmz besondere Weise beigetragen. hlanche glaubten dahinter sogar die 
Hahd des Vatikans vermuten zu dürfen: »Die Kirche hat eine Dreienllianz 
gebildet - Adenauer, Schumnn. De Gasperi, drei Tonsuren unter einem 
Hut'<. notierte der Sozidist und Präsident Frankreichs Vincent Auriol in 
seinem Journal du Septennat .  Auf dem KongreB der Section franqaise de 
I'lnternatiorwle ouvriere (SFlO) im hlai 1954 in Puteaux warnte Robert 
Lacoste vor einem nrheinischen Europar, das als gemeinsame Schöpfung der 
römischen Kirche. des Kapitalismus und Deutschlmds mach Weihwasser 
und Hochofen* rieche.' Erinnert Auriols Bemerkung über die Dreierallimz 
nicht an die Allianz der Feinde Frankreichs im Jahre 1914? Für viele 
Zeitgenossen. vornehmlich für Sozialisten und Liberale, war der EinfluB der 
Christlichen Demokraten beim Bau Europs derut, diiß sie ein »schw;irres 
Europeu befürchteten, zumd dieses Europa damals weder Großbritannien. 
noch die skandinavischen Staaten umschloB. sondern sich auf jene sechs 
Styten beschmnkie. die die ersten Gemeinschaften bildeten und in welchen 
die Christlichen Demokraten ihr größtes Wiihlerpotential hatten. 

* Obersemg aus dem F r d s i w h e n .  
I Zii. m h  jean-hLvie hiAYEUR. .Pie X11 d I'Europer. in: R e l o ~ i o n r t n ~ e r s  1981. 

S.413125. IDEW nPic XI1 et les rnouvemcnu calholiquer eum#cnrr. in: Corhlirisme sociol 
ef dimrror ie  rhrilienne. Paris 1986. S. 67-83. 
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Der Europagedmke gehört unbestreitbar zum geistigen Erbe der Christ- 
lichen Demokraten. Er nimmt d y i n  einen herausragenden Platz ein und 
trägt als Bestandleil ihrer 1dentit;it zum inneren Zusmmenhalt  der christ- 
lich-demokratischen Parteien beL2 Dabei haben die Christlichen Demokraten 
keineswegs einen AusschlieOlichkeiüanspmch auf die Idee de  europiischen 
Integration. Edgar hlorin. ein hellsichtiger Beobachter. früher dem Euro- 
pagedanken wenig zugetan, verweist in seinem Buch Penser I'Europe auf 
die Bedeutung der >doppelten ideologisch-politischen Inspintionu durch 
Sozialdemokraten und Christliche Demokraten. Ablehnung h m  von den 
Marxisten. fiir die die europaische Iniegration - so  hlorin - dem Bau einer 
nsuperfestung des Kapitalisrnusu gleichkam, was die Europamystik der So- 
zialdemokraten und der Christlichen Demokraten nicht verschleiern könne. 
Festzuhalten ist auch, da5 die Pioniere. von Richard Coudenhove-Kalergi 
bis zu Aristide Briand. keineswegs dem christlichdemokra~ischen Lager 
e n ü m m t e n .  Und Robert Schuman und Alcide De Gasperi, um nur diese 
beiden zu nennen. waren in Koalitionsregieningen eingebunden und wirkten 
innerhalb eines demokratischen und parlamen&schen Systems. das auf dem 
Gespmch und auf der Überzeugungskraft gegenüber dem Verbündeten und 
Partner bemhte. Halten wir mit Edgar Morin fest. da5 auch die Sozialde- 
mokraten eine wichtige Rolle gespielt haben? Und lassen wir nicht das 
weitsichtige Handeln von Jean hlomet '  außer acht, von dem Bundeskanzler 
Helmut Kohl sagte. d30 er ranggleich neben Roben Schuman, Alcide De 
Gasperi. Konnd Adenauer. P a u l - l f e ~  Spmk und anderen Gründewätern 
des neuen Europas steht.' 

Interne Debatten 

Einstimmigkeit und hlangel an Diskussion gehören nicht zu den C h d -  
terist ih christlich-demokratischer Parteien. Irn französischen hfouvement 

2 Sichc etwa Pi- LETA..LE.\TDuZ tezflglich des frmziisirchen hlRP. die EuropapoliiiL 
habe dazu teigemgcn. Ubcr winsclufilichc Cmdenucheidungm und die Kolonialfrage enüm- 
dene Risw zu kincn: Le hlRP (lhtse pow le Doctorat d'Eut en Sciencc politiquc). Bordeaux 
1975. S. 120. Zu vmrciwn ist auch auf hlaria Grazia MAIORLTI. 11 'hlouvemnr Rbpublicain 
Populoire' - Pmiro delh N Repubblica. hlailand 1983. wwic auf die Unimuchwgen von 
Emile-Frangou CAUOT Gkr Le hfowemni R6publicain Populoirp, PKin 1978. tmd L'oction 
er PEmrepolirique du hlm<mnl R8publiroin Papuloire, PYCi 1986. 

3 Scrgio PLSTOhT (ling.), I hiovimnri per I'Unird Europm &l I945 01 1954. Arii del 
C o m ~ g m  inrerm:iomb. Pm.ia 19-21 oiiobre 1989. hlailand 1992. 

4 E d p  hlORLV, Pemer rEirmpr. Paris 1987 (Nniauflage 1990). S. 161-162. CM- 
misien Jean h l m t  ab niochnarate illumintr und als cuien der .saint8 pdcheurra des 
Eump3gedviLcns. Siehe auch Jean hlOhUEi. hlimircs. Paris 1976. und Alriem SPhTiLI. 
Diano Euro~eo. BoloKM 1989-1992.3 vols. 

J ~ r d ; v m  9. h.&cmbn 1988 mLiBlich des IW. CcbumLlg von Jcm hlmcf  in: llclmut 
KOIL L'Eumpr er1 m n ~  drrrin. Disrows orruel~. Paris LYW.S.199-216. 
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Rtpublicain Populaire (hlRP) gab es  hinsichtlich Europas unterschiedliche 
Strömungen. Auch wenn die Protokolle der geheimen GesprZche von Genf 
zwischen den Führern der christlich-demokntischen Parteien Europs6 einen 
Georges Bidault zeigen, der viel stiirker fiir Europa eintrat, als gemeinhin 
geglaubt wurde. so war es  doch Roben Schuman, der den Kurs seiner Partei 
maßgeblich beeinflußte: >Roben Schuman allein gebiihn das Verdienst, den 
hlRP ganz auf die Europaidee eingeschworen zu haben*. schreibt Pierre 
Lebmendia? 

Vor 1947148 hat es in Frankreich. wie auch in den tibrigen Ländern 
Europas. innerhalb der christlich-demokntischen Parteien kaum eine ein- 
gehende Diskussion über Europa gegeben; der \Viederaufbau fand zunächst 
irn nationalen Rfimen statt. Der Schuman-Plan wurde späterhin innerhalb 
der eigenen P m e i  mit gemischten Gefihlen aufgenommen, die iödenli- 
stischen Tendenzen stießen auf Widerstmd. Dabei waren die europäischen 
Überzeugungen eines Schuman oder eines Bidriult weder von der gleichen 
Durchsetzungsknft noch von gleichem Inhalt geprigt. Der Belgier Paul 
van Zeeland. nweniger europäisch als gemeinhin angenommenu (hlichel 
D u m ~ u l i n ) ~ ,  hing eher dem Gedmken einer Freihandelszone an als dem 
einer echten politischen Integration. Dzr Europagedmke tmg nach 1950 zur 
Identiiät und zur Integration der christlich-demohtischen Pmeien bei, aber 
man darS nicht dem hlythos der Einhelligkeit anhXngen oder dem hlythos 
eines ~ E u r o p a  des Vatikansu. Die christlich orientierten PYteien waren nicht 
Glieder einer Einheitsorganisation.. 

Das Europa-Engagement des h!RP setzte relativ spät ein9 und gewann 
erst erst ab  1948149 solide Konturen: Am 19. Juli 1918 erklärte Georges 

6 Philippe QIENAUX. Une Europe voriconr? ~ " r r r  Ic plan lfarrholl ef Ies Troills & 
Rom.  Brlirwl 1990. S. 128-135. sowie ~ L c s  dfmocaies cMiens CI la cmuuction & I'Eumpe 
(1947-1957)~. in: Ln Reruepolifiqtu. lan-Febr. 1991. S.87-101. R o h  PAPLII. L'itUerM- 
rionole DC. Lo coopcro:ionc fro iponili democrofici cnsriani &I 1925 al1985, hlailuid 1986. 
S. I l&lU (frr. Ausgah: L'inrernorio~le dPmroIe  rhrhienne 1925.1986, Pari3 1988). 

7 leandlarie hiAYELIR. Des ponls caiholiques d la Dimocrafie chrhbnm. XlXO - XX" 
r;>cles. Paris 19BO. S.226-231. Picm LETalLVDL4 (ziL Anm 2). S. 117. Zur Politik Robcn 
Schumanr: Raymond POIDEVL'I. Robrn Srhumn h o m  6Ela i  1886.1961. Pxis 1986. sowie 
Roben Schuman. Paris 1988. Zu nennen sind auch R o h  ROCIiEFORT. Robcn Schuman. 
Pins 1968. lleM BEYER. Roberl Schwnon. L'Europe por 10 rdconriliorion~ncoallemnde. 
iauranne 1986. und Rene LUEüiiE. Robcrt Schwnon. Une h e p o u r  I'Europ~. Paris-Fritourg 
1986. Aufxhlußreich auch Vicior CO.VE\ItUS, Roberf Schumon. Chrirf und Smafrmonn. 
Hamburg-Freiburg 1986. und llans hlAlER, ~ R o b c n  Schuman cl les dfbuü de In r6conciliaiini 
fr~ic~allemande wmme condiiion de I'unim m p i m e r .  Li: B&d BELmER (Ilrrg.): 
Rißcxionrsur I'Euopr. Bnirrcl 1993, S.33-53. 

8 hjichel DUhIOLRCI. m i a  Bclgique ct les dfbuü de la conruuctim eur&mc. Zones 
d'ombre ct & lumilrc., k Lo Llelgique er Iesdibufs & la mnrrrucfion europhnne. Dr b gurre  
aur froifh &Rom. Bnirrel 1987. S.9-U. , . 

9 Frangoir-Gcorges DREYFUS. llirfoire d< lodbmrafie chrifienne rn Fronce. Paris 1988. 
S. 280-281. Dani6le ZERAFFA. d e s  Cmuincs. la Nation et I'Europer. Li: R m e  dllirfoire 
Modcmc er Confemporoim 1986, S. 485A98. 
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Bi&ult vor dem Ministernt der Westunion (Brüsseler Pakt). vor der er Tür 
eine Winschah- und Zollunion und eine Europiische Versammlung eintrat: 
*Ich bin zutiefst davon überzeugt. daß wir Europa schaffen werden, dru) wir 
es schaffen können.utO Diese Feststellung hindene ihn allerdings nicht h m ,  
föderalen Lösungen zu mißuauen. 

tleute weiß man, dru) h Won vom rEuropa des Vatikansu Ausdmck 
einer Legende ist." Die christlichdemokratischen Parteien waren von eher 
flexiblen Stmkluren geprägt, so &U dem Gewicht der einzelnen Persönlich- 
keiten wesentliche Bedeutung zukam. Sie zeigten keine Neigung. sich auf 
internationaler Ebene zu organisieren. Als Roben Bichet, Genenlsekrei;ir 
des MRP. eine Organisation der europäischen Parteien ins Leben rufen woll- 
te. stieß er - so seine Erinneingen - auf allerlei Vorbehal~e.'~ *Bloß keine 
schwarze Intemation3le=. soll Alcide De Csperi  ihm gemtwonet haben. 
und in Frankreich blockiene der Vorstand des hlRP dieses als verfrüht 
erachtete Vorhaben, auch weil m m  die übrigen christlichdemokraiischen 
Fomntionen. von denen viele auf der Rechten keine Konkurrenz hatten, als 
zu konservativ empfand. 

Es setzte eine Phase ein, in der der hlRP die internationalen Kont;ikte auf 
persönliche Beziehungen einzuschrinken suchte, was sich in der Bildung 
der Nouvelles Equipes Internationales (NEI)I3 niederschlug; während andere 
Parteien. vor allem die Iwliener. auf eine wtsächliche Integntion hinadxite- 
ten. Bezeichnend ist der neutnle Name. den man dieser neuen Struktur gab; 
Aufschluß gab lediglich der Untenitel rlntemiionde Union der Christlichen 
Demokratenu. hlitglieder des NE1 waren christlich-demokratische Parteien 
und Emzelpersönlichkeiten. Karl Josef Ifahn bestätigt. dru) diese nfarblose 
Bezeichnung* nur gewählt wurde, um nnicht den Eindmck einer 'schwanen 
Internationale' zu erwecken, WS in Lindern wie Frankreich und Belgien 
abschreckend gewirkt  hätte.^'^ Am 20. hlai 1949 hob anl5ßlich einer 
Sirning des geschäftsfiihrenden Vorstands des hlRP der stellvertretender 
Genen1sekrei;ir hervor, dru) wes zwischen den verschiedenen Parteien christ- 
lichdemohtischer M y n g  Unterschiede« gebe. woraus er den Schluß zog, 
da0 rein Zusmmenschluß unmöglich sei.& Die Durchsicht der Protokolle 
Iäßt den Eindruck entstehen, die Sorge umging. man könne zu sehr in 

10 J q u o  DALLOZ George~ Bidauli. Biographicpolifique. Paris 1992. S. 198-2W. 
I I  Jcan-hl&e hlAYEUR D~ipam'scaiholiques (SI. Anm 7). et Philippe CIIENAUX. Une 

Europe varicane? (zi i  Anm 6). ' 

12 Roben BICIIET. Lo D;monaIie chrifieme en Frame. Lr hfomeneni R$uhlicain Po- 
puhire. B e q m  1980. S.213. 

13 Philim CIIENAUX m k i  d h n m a y s  chriiima Izit. Anm 6). mwie rLo Nouvellcs .. ~ ~~ .. ~ -~ -~ ~ - 
Equipe, Lnumition~lsr.. in: Sngio PISTOhX (zir Anm 3). 

I$ ILul Jowph ILAILV. L<i D6mnui r  rhr/rienne en Eurupe. Rom 1979. S. 15. 
I5 Archives h'siimlcs. Archives hlRP 3% API46. 
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die Nähe konservativer Bewegungen geraten und sich dadurch - so einige 
Stimmen - kompromittieren. Andere waren auch bereit, Biindnisse anderer 
A n  einzugehen, so etwa Leo Hamon: n\Kr dürfen um keinen Preis mit der 
Rechten marschieren. Wu müssen allein oder mit den Sozialisten handeln, 
& wir sonst unsere Kräfte verze1teln.u In der Sitzung vom 17. Febniar 
v e m t  der Abgeordnete Andre No4 die Auffassung. daß man sich beim An- 
schluß an eine christlich-demokratische Internationale .eines europiischen 
Konservatismus schuldig machen 1;an Giliben ging noch weiter 
und unterstrich. daß man nicht rirgendeinr, sondern ein nprogressivesu 
Europa brauche. Man solle wegen der Christlichen Demokratie nicht in 
Sentiment3lii;it verfallen. fuhr er Ton. um dann in Anspielung auf den Belgier 
Paul van Zeeland festzustellen. &B es *derzeit in Europa viele Christen gibt, 
die keine Demokraten sind.u 

Kontakte zwischen den Christlichen Demokraten waren also keineswegs 
selbstverständlich, troa der wichtigen. diskret verlaufenden Genfer GesprS- 
che zwischen 1938 und 1953, deren historische Bedeutung außer Frage steht. 
& sie den wichtigsten Persönlichkeiten der christlich-demokratischen Par- 
teien Europas Gelegenheit gaben. sich in dler  Stille zu treffen." Bei einem 
dieser Treffen im November 1949 hatte hlaurice Schuman beklagt, daß die 
christlichdemokratische Familie keine einheitliche Doktrin besäße, & sie - 
seiner hleinung mch - mim wirtschaftlichen zumindest zwei Strömungen 
aufweise: eine mehr liberale und eine eher sozialistische.u~s 

In Frankreich findet man die gleiche Besorgnis in einer Informationsschrift 
für politische Bildung wieder, die im September 1939 den Leitern der 
hlRP-Verbinde auf Depirtementsebene zugestellt wurde.19 D3s dritte der 
vier Kapitel. das sich mit dem  bau eines geeinten Europasu befaßte, enthielt 
den Aufmf, nationale Interessen zu~ckzustellen und mideologische Festun. 
gen« einzureißen: >Die einen wollen ein französisches Europa, die anderen 
ein germanisches. die einen wollen ein liberales Europa. die anderen ein 
sozialistisches und w i e d e ~ m  andere ein christlich-demohtisches Europa. 
Wir verireten die Auffassung. &L1 Europa nicht einer einzigen politischen 
Gnippiening gehören kann und driß es auch nicht dem Einiiuß einer einzigen. 

. slarken Nation ausgesetzt sein kann.* Auch gab es innerhalb des h lRP  
einiges hlißwuen gegenüber der europ9ischen Bewegung; man wollte sich 
nicht auf eine Entwicklung einlassen, über die man keine Kontrolle zu haben 
g l a ~ b t e . ~  

16 IBIDLV 350 APIII. 
17 Philippe CIENAUX UM Ewopt Y O I ~ C I ~ N ?  (zil Anm 6), S. 128-135. Sowie xLes 

d l m m t e s  chrtiinisa (zit. Anm 6). 
18 Philippe CHLVAUX. Une Europc mricam? (zii. Anm 6). S. 142. 
19 Archives Naiiaialcs. Archives hlRP 35OlAP I. 
U) Philippe CHFXAUX. .Le hlRP face au projer de Cnmmunaut6 poliiique cwopdeme. 
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~ieChris t l ichen Demokraten F h e i c h s  w m n  eher auf W h n g  der 
Unterschiede bedacht. die italienischen hingegen übernahmen in der über- 
nationalen Zusmmenmbeit nicht selten die Rolle der treibenden Knft. Auf 
dem Kongreß der NE1 in Sorrent vom I?. bis zum 14. April 1950 erinnerte 
De Gsisperi daran, &U nwir von den gleichen Gmndsltzen getragen sind 
und &U dies zu einer gewissen Ähnlichkeit oder sogar zur Gleichheit bei 
den Problemlösungen fuhren mußu." Dies fand seinen Niederschlag auch in 
der Gründung eines Verbindungsbüros zum Ausland (Ufficio collegamento 
con I'Estero), d;is die Aufgabe hatte, ndie hlenschen und die demokrati- 
schen Parteien christlicher Prngung zu sammeln und die Verwirklichung 
der europlischen Einheit voi7~berei ten .e~~ Doch blieben die Ergebnisse, 
auch als die Beziehungen endlich enger wurden, eher mager. Amintore 
Fanfani. der von 1954 bis 1959 das Amt des politischen Sekretin der DCI 
bekleidete und ohne UnterlaD in Europa unterwegs wm. um Kontakt mit den 
mhrenden Persönlichkeiten der Christlichen Demokratie zu pflegen.= stellte 
1955 hinsichtlich des Fortgangs der Einigung Europs  mit Bitternis fest: 
nhlan hntte andere und bessere Ergebnisse erzielen können, wenn die christ- 
lichdemokraiixhen Parteien Europs  hierüber mehr Einvernehmen erzielt 
hltten. Die S h p e l ,  die die cliristlich-demokraiischen Parteien Europs  auf 
dem Gebiet der Organisation und der Aktion zuweilen gelähmt haben, haben 
zur Siärkung der Kr'jfte der Gegner des Europagedankens beigetngen.~~" 

Innerkatholische Debatten 

Die Christliche D e m o h i i e  bildete keinen monolithischen Block. Sie w u  
auch nicht die politische Bewegung aller Katholiken. bei denen - zumindest 
in Frankreich - der Europagedmke auch auf ernstzunehmenden \Videnmd 
stie0. In Deutschland, Belgien, t{olland, Luxemburg und Italien konnte die 
Idee der Einheit Europas die Katholiken in breitem Konsens an &s Konzept 
der Christlichen Demokratie binden. in Frankreich hingegen erreichte der 

1952-1954.. in: Scrge Bmicin, Jean-Slaric-Mayeur. Pime h l i h  (thg.). LP hlRP er 10 CO"- 
srmcrion europbcne. Acres du colloque organirl b 18 rr 19 jamier 19% ou Sbm1,por le Cenrre 
Gllisioirc de I'Europe du I'ingrie'm SiPrk er I'Arnicale du IIRP. Brilrrel 1993. S. 161-179. 

21 Rede in Sorrenw. nL'idea evropea nel solidarismo crisiianw. in: I1 Popolo. I5 avril 
1950. sowie in: hlaria Romana DE GASPERl (lhg.). De G o ~ p ~ r i  e I'Europo. Scrirri e Discorsi. 
Drexir 1979. S. 85-90. 

22 Demnar ia  Crisriona. Relcionc dello Direrione Cenirole 1949-1952. Arri e dorumrnri. 
V1 Connrprro No:iowk. Rom, 21.26 nm.embn 1952. Rom o. J.. S. 308-314. 

23 ~ e m r o : i a  Crirriow. Rel<>rionc dello Dire:iow Cenrrolc. Luglio 1951-orrobre 1956. Arri 
e drrmnr,.  1'1 Con~rerroA'o:ionole. Trenro 14.18 oriobrc 1956. Rom oJ.. S. 2W234. 

24 Rcdc aul dem [X. Konpcss Jsr hTl in Sslibrg. vnoffrnilirht in 11 Popolo. 17. Scp. 
1955. . 
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hlRP nur einen Teil der katholischen Wähler. Franqois Perroux hielt 2.B. 
dem kleinen Europa der Sechs ein nEuropa ohne Grenzen« entgegen.= 

Der hlRP als Partei der Christlichen Demokraten Frankreichs stieß auf 
dreifache Ablehnung, zum einen durch die christliche Linke, die ein kapi- 
talistisches Europa ablehnte, weil es den USA unterm wäre, zum anderen 
durch die natiodistische Rechte. die die Idee eines supranationalen Europa 
zurückwies. und schließlich auf die Ablehnung verschiedener Persönlichkei- 
ten, die aus der christlich-demokratischen Bewegung hervorgegangen waren. 
So pmgerte bei der Debatte um die Europaische Verteidiyngsgemeinschaft 
(EVG) Edmond Michelet, der sich dem Gaullismus angeschlossen ht te ,  in 
Le Monde vom 20. h l i n  1954 das ngefahrliche Europa der Ileimatlosen und 
der Technokraten« an und rief zu »aktivem Widenmd der Vaterländeru 
auf.26 Der flistoriker Joseph Houn aus Lyon. der zu den G~ndervätem 
des hlRP gehört, fuhr ebenfalls schwerstes Geschütz auf. Er brachte in 
mehreren Artikeln, die sich an unterschiedliche Kreise richteten, die Voniel- 
lung eines supmaionalen Europx als Wiederkehr des Heiligen Römischen , . 

Reiches Deutscher Nation auf und trug so zur Begründung des hlythos 
eines klerikalen und germanischen, eines von Deutschland beherrschten 
»vatikanischen« Europa bei. Mit Nachdmck erimerte Hours an die »rein 
germanische Schuleu von Roben Schuman." 

Diese Ideen sind vor dem Hintergrund der Tatsachen leicht zu widerlegen 
und halten einer historischen Betrachtung nicht smd. K u n  nachdem De 
Gasperi am 19. Auys t  1954 verstorben war, holte Etienne Bome zu 
einem heftigen Gegenschlag aus, als er das Andenken an den verstorbenen 
Swaümann mit den Worten feierte: »Die Dreierguppe Adenauer, Schuman 
und De Gsperi, alle drei gleichzeitig an der Macht und alle drei Christliche 
Demokraten. soll die Gefahr einer schwarzen internationalen henufbe- 
schworen haben - eine hübsche Geschichte. Es wurde auch behauptet 
&ß diese drei großen Europaer nicht über den Schatten ihrer lotharingischen 
Absbmmung springen könnten und daß sie an der IViederhentellung des 
Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation arbeiteten. D x  kommt einer 
abgefeimten und böswilligen Geschichtsfälschung gleich. Diejenigen, deren 
Kopf plötzlich nur noch vom hlittelalter erfiillt ist, hltten ja auch wissen 
müssen, daD &s katholische Rom der feste Fels war, an dem das Heilige 

27 Jovph HOLIRS. ~L'Europc & ne pas faire., in: lo Iir Inul le~u~l lc .  O h b n  1950. 
S.276-301. writerhin: ~ L ' i d f e  cumpeninc et I'idEal du Saint.Empircr, in: L'AnnPepoliliqu ef 
c'co~miqw. Jmhlärr 1953, 5.1-15. zit. bei Jean-hlarie hL4YEUR. PieXII er /CS mmemmis 
(dt. Anm I). S. 1-15. Vmvicwn sei auch auf einen Bcimg von Jovph HOIIRS in ui Nef, 
Januar 1954, S. 59-68: n i e s  caiholiques frangais facc aun pmjeu d'Europc.r. 
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Römische Reich zerbrach. De Gasperi hat in seiner lugend noch Iiabs- 
burgerreich bekämpft, und er war - & man nun die S p m h e  einer fernen 
Vergangenheit sprechen rnuß, um sich denjenigen Zeitgenossen verstlindlich 
zu machen. die Angst davor haben, das Neue der Gegenwart zu begreifen - 
alles andere ds ein Ghibelline. Er steht in der Tradition der \Velfen, die bei 
ihrem Aufstand gegen den Imperialismus Friedrich Barbarossas die Liberras 
der italienischen Kommunen auf ihre Fahnen schrieben.aZ8 

Angesichts solcher Auseinandersetzungen blieben die fcutzösischen Bi- 
schöfe eher vorsichtig und begnugten sich im Juni 1950 in einem Hirtenbrief 
 über den Frieden* mit einer knappen Empfehlung. die Bemiihungen um 
die europiiische Einheit zu un~ersti i tzen.~~ In den amtlichen Dokumenten 
der italienischen Bischöfe finden sich ebenfalls kaum Aussagen zu E ~ r o p a . ~ ~  
Die ~Azione catiolicau und die rSozialwochenu der iulienischen Katholiken 
scheinen sich nicht vertieft mit dem Europagedmken befaDt zu haben. Bei 
der XXII. Sozialwoche in hlailand (26. Sept. - 3. Okt. 1938) iiber die 
»Internation~le Gemeinschafts w c e  Europa sogu völlig unter den Tisch 
gefallen, wenn nicht Guido Gonella seinen Vortrag dem Thema .Die Einheit 
Europas in der modernen Weltu gewidmet hätte. Die Schlukntschließung 
rief zwar zur politischen und wirtsch3filichen Einheit auf, blieb aber sehr 
vage und wollie nur zum »Fortschritt der Menschheit und zur Erhlrung des 
Friedens in der IVeltu beitmgenl' 

28 b i e ~ e  BORhT, "Alcide Dc Gasprir. in: La vic Infellecruelle. Oktober 1954. S. 103- 
107. Die Auuimderwtzung Hourr/Bome ist ausführlich dwgestelli Lei Yvm iRANVOUEZ. 
nEumpe. chdlienie rt aihalique3 fmqais. Debau en msrge du hlRPr, Ui: LP hfRP ef lo 
rommrion europhne (riL Anm 20). S. 87-102. Uber die hlcinungrgcgenräirc im französischen 
Kahlizirrnus hinaichilich E q a  hlarcel MERLE. .Lcs fancun religicur de La politique 
critrieurc fran(aiu*. in: FO~CCJ rcligieiires CI ollir&,polifiqurs &m lo Franre coniemporaiw. 
Acres du Colloque de Slrasbourg (23-25 moi 1963). Paris 1965, S.311-338; Hinweise auch 
bei Alinc COUiRM und Franqois-Georges DREYNS. LPs/orces mligicuses dun, la soridri 
fronpise. Paris 1965. S.26270. 

29 Iiiinbricl ~SLU la Pairu. La Docwnenrofion Carholiqu~ 1950. col. 908. 
30 Eine sysiemaiirhe Auiwenung der Hincnbricfe und der Diözsanpressz wäre rünuhm- 

u'en. Sic slellt allerdings in Anktmht der Zahl der BiriUmcr (257 Birchölc im Jak 1947) 
und dm Diözsanlciningm eine nicht leicht zu bewältigende Aufgak du. Anräue zu einer 
mlchen Unvrsuchung in meinen Arbeiten Uber L'Eglise rorholique Jum Iii misr dr i'lralie 
(1943-19J81. Rom 1991. S. 18@215. 233-239. und .La stampa canolica diocesm in ltalia 
nel secmdo dopoguem (1945-1948)~. in: Quad~rni del Cenlro Sfudi C. Tloburco. 16 (1991). 
S.27-70; desweivrm Bfuno BOCCIIINI CAhlAIAECI und Dmiele hfENOZ1 (Ilng.). L ~ I I P ~ C  
parfomli dei irscovi de-llil TOI~OM. Genua 1990; Daniele hlESOiZl (Ilrrg.). krrtre pasroroli 
dei ~.esc~l.i deII< Emilia Romgna. Genu 1986. D a  Enchiridion della Con/enn:a Episcopale 
Iraliana. Vol. 1. 1954-1972. Bologna 1985, enthält Dokumente lüf die Zeit nach 1954 (Debite. 
Erkhgen. Pastoaldokumente). 

31 Zu die= Srnimana Smiale siehe außer &n 1949 veröllenilichm Akvn auch Ilcammino 
dtlle Serfimne Soriali. Rom 1989. 5. 168-172. 
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In den 50er Jahren tauchte das Thema Europa bei den nSozialwochena. 
die für die Fortbildung der aktiven Katholiken von so grundlegender Be- 
deutung waren, nicht mehr auf. Es scheint also. vorbehaltlich weiterer 
Studien zu diesem Thema in anderen Ländern. daß die katholische Welt dris 
von Pius XII. ständig und unmißversiändlich vorgetragene Bekenntnis zum 
Einigungsprozeß. der eine geistige Leistung sei, mit der man die Werte des 
Christentums. den Frieden und die Entspannung in der Welt erhalten könne, 
nicht aufgegriffen hat. Eine große A h l  päpstlicher Erklnuigen dieses In- 
hdts  ließe sich anf~hren .3~  so z.B. die Rede vor dem Kardindskollegium am 
2. Juni 1948. in der Pius XI1 die whellsichtigen und mutigen Geistere lobend 
hervorhob. die daran arbeiteten. nein bis in seine Gmndfesten erschüttertes 
Europa wieder aufzubauen und auf die S m ß e  des Friedens zu führen. um 
diesen stZndigen Unruheherd zur !reibenden Kraft weliweiter Entspannung 
zu  machen.^ In seiner Rundfunkmspnche zu Weihnachten 1953 forderte 
er die Einheit der Völker Europas und rief die christlichen Politiker auf. 
sich dafür einzusetzen. Die Christlichen Demokraten haben also bei dieser 
g o k n  Aufgabe in Rom Zuspruch und Unterstützung gefunden. 

Ein Zeichen der Vorsehung 

Die Schwierigkeit des Unterfangens war ihnen wohl bewußt: *Es ist leich- 
tera, sagte Robert Schuman im Dezember 1951, *entwickelten Gebieten die 
Eigenständigkeit zu geben und sie als unabhingige S m t e n  m u e r k e m e n  ... 
ds souverine Staaten, die seit Jahrhunderten völlig unabhängig sind. dahin 
zu bringen, freiwillig auf einen Teil dieser Unabh'hgigkeit zu Gunsten einer 
supranatiomlen Autorität föderaler oder sonstiger Natur zu venichten.eN 

Das Wissen um diese Schwierigkeit. vor allem aber das Gefiuhl, nach 
der Tragödie des Nationalsozialismus und des Zweiten Weltkrieges nun m 
einem Wendepunkt der Geschichte angekommen zu sein. ließ die Führer 
der Christlichen Demokratie erkennen, daß die Zeit reif sei zu handeln. 
Nach seiner Rückkehr aus Rom schrieb K o m d  Adenauer am 23. August 
1951 in einem Brief an  Roben Schuman. der sehr bezeichnend ist für die 
Geisteshaltung der damals wichtigsten Politiker: *Es ist in meinen Augen ein 
sehr günstiges Zeichen, ja ein Zeichen der Vorsehung. da8 die ganze Last nun 

~- ~- 

31 Jean-Maie hlAYEUR. ~ P i e  XI1 et 1'Europ. (zit. Anm I). Philippe CHLVAUX. Unr 
Eumpe wrirone? (ziL Anm 6). S.2343. sowie rLe Vdcan ct I'Eumpe (1947-1957)q. in: 
Sforio drlk Relnrioni 1nierno;iomli. 1988/1, S.47-83. und 4.e Vatican dc Pie XI1 et la 
division de I'Europer. in: Relaiont fnfrrmriomb 1992. S.475488. Carla hlL\ZGUILI 
ROSTAGNL "11 Vaticanoc la wsUuzionc ~mpea(1948-1957)*. in: Ennio D1 NOLFO. Romain 
11. RAIhZRO. Brvnello VIGE7.21 (thg.). L'lialio r lapoiirica dipoirnzo (1950-1960). hlailand 
1992. S. 143.172. 

33 Philippc CILENAUX. Une Europe voricane? (uL Anm 6). S. 167. 
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auf den Schultem von hlännem mht, die, wie Sie. wie unser gemeinsamer 
Freund Präsident De Gasperi und wie ich selbst, vom IKllen beseelt sind, 
das nun neu zu schaffende Europa auf einer christliclien Gmndlage entstehen 
zu lassen. Ich glaube. daß die europ9ische Geschichte nur selten Gelegenheit 
geboten hat, unier derart günstigen Vorzeichen wie jetzt ein denrtiges \Verk 
in Angriff zu nehmen.uu 

Diese Worte Adenauen unterstreichen, d& die zum rechten Zeitpunkt 
ergriffene Initiative einiger weniger Imgfristig Libenus folgenreich sein 
h n .  Insgesamt hat die Christliche Demokratie ungeachtet dler Divergen- 
zen, aller Zögerlichkeit und aller Widerst;inde beim Aufbau Europas eine 
Pionierfunktion Ubemommen. indem sie die Gmndlage legte und die Dinge 
voranbnchte. Problematisch war. dd der Aufbau Europas im Anfang nur 
von der Intuition einiger Persönlichkeiten getragen wurde, nur dris Ergebnis 
der \Kllenslußemng einer - nicht ausschließlich christlich inspirienen - 
Elite war, ohne d<iO die Gmndlagen hienu solide abgesichen waren und ohne 
da5 - im Rahmen des Themas, das uns hier beschSftigt - die katholische 
Welt in all ihren Veräsielungen voll und g m  teilgenommen hltte. 

Die Anfänge der Einigungsbestrebungen 

Die Anfänge der Einigungsbestrebungen liegen nicht weit zurück Wenn 
Filicite de Lamennais 1830 in seiner Schrift nl'Ai.enirw als Verfechter 
einer Union Europs aufuitt, so ist er doch nur der einsame Prophet, der 
er des öfteren urar. Und wenn Philippe Buchez. ein christlicher Sozialist 
und Vorläufer der Christlichen Demokraten, in seiner Zeitung mit dem 
symbolischen Namen #Der Europäcrc (1831-1838) nach hlethoden und 
Wegen suchte, um zu einer neuropSischen Födentionu zu kommen. so war 
doch insgesamt der Kampf für Europa nicht Sache der Katholiken. Es war 
der Kampf von Victor lfugo mit seiner Rede vor dem Friedenskongreß in 
Paris im September 1848. der Kampf von Giuseppe hlauini und der Kampf 
von Giuseppe Garibaldi. ein libenl und nationalsmtlich gefärbter Kampf, 
der das alte Eumpa zu zerstören suchte, ein aus römischer Sicht höchst 
suspektes und für die Mehrheit der Katholiken nicht annehmbares Ziel. 

Die Katartrophe des Ersten Weltkriegs, die Botschaften von Benedikt XV.. 
seine vorbehdtlose Verdammung des n s i ~ l o s e n  h l a s a k e r s ~ ? ~  die Aufrufe 

Y IBIDWI S. 165-166. 
35 Guiwpp ROSSLVI. Deirrdriro XV, i ranolici C b p r i m  g u r m  mondiale. Rom 1963; 

Guiwppe hlELLLVAT0. nBencdeno XV imolWo pmieta di Pace.. in: LA Civilid Conolico 
1989. 1. S.452458; Giorgio RUhll. Benedflrro XV r la pocc 1918. Brcscia 1990; Jean-hlyie 
LIAYEUR. -Lei Paper. la gumc ct la p3u de Leon Xlll 8 Pie Xttc. in: LPI Quarre F1rin.r~ 
1984. h'r. 19. S. 23-33. 
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zum Frieden von Pius X., seine Verdammung des nungemälligten Natiom- 
l i ~ m u s u ? ~  all dies hat &U beigetngen, daß Bewegung in die Überlegungen 
kam. h l x c  Smgnier. der Pius XI. nahe stand, entwickelte auf der Linie dieser 
Botschaften eine pazifistische Aktion, die zur Aussöhnung zwischen den 
ehemals kriegführenden Pmeien rühren sollte?' Vor dem Krieg h t t e  dieser 
Prophet der deutsch-französischen Annähemng die Fnedensinitiativen von 
Alfred Vmderpol unterstützt Im Oktober 1912 hatte er in Leuwen z u s m -  
men mit dem jungen Robert Schumm an dem Kongreß der Intemationden 
Union für Völkerrecht nach christlichen GnindSätzen te i lgen~mmen?~ Im 
Oktober 1921 organisierte e r  einen internationalen Kongreß in Paris, dem 
I922 ein zweiter in Wien und bald - 1923. dem Jahr der Besetzung des Ruhr- 
gebieu - ein dritter in Deutschland folgte. Der KongreD von Bierville im 
Jahre 1926 bnchte es  dann auf Tausende von Teilnehmern. Die Politik von 
Aristide Brimd wurde aus diesen Kreisen heraus vorbehaltlos unterstützt. 
Der Geist von Locamo fmd  seine Enüprechung im Geist von Bierville. 
Er prägte zahlreiche Initiativen. so die Bewegung der Jugendherbergen und 
diejenige der ncompagnons de Saint Frm$oisu von Joseph Folliet und nach 
1945 den >Treffpunkt mit dem neuen Deutschlmdu von Emmmuel hlounier 
und Alfred Grosser und d z  Internationale Verbindungs- und Dokumenia- 
tionsbüro von Pater du Rivau. Auch in zahlreichen Zeitschriften ist dieser 
Geist zu finden. Zu nennen sind die Zeitschrift Eiudes. in der Pater Yves de la 
Briere schrieb, die Revue des Jeunes von Robert Gmic ,  Lo Vie  Inrellectuelle 
und La I7e Caihol ique,  1924 von Fmcisque Gay gegriindet. sowie das 
Bullet in Caihol ique l n r e r ~ i i o n n l  von hlaunce V a s s ~ d , ' ~  

36 ErilyWika Ubi orcom. 23. D c m k r  1922. Siehe auch h b x  AGOSTLYO. La pape 
, Pie XI ef I'opinion (1922-1939). Rom 1991. und Dmilo VESERUSO. 11 Sem deik poce. Ui 

culrvo carfolico e il ~l iomlimp~rißl ismo fra k d u  gurre. Rom 1987 (itemderc S.22-31): 
d e s r e i m  Jovph JOBLIN. L'Eglisc d 1<1 gurre. Conxiencr. siobnre. powoir. Park 1988. 

37 lemClaude DELBREIL. Las cafhoiiquer /ron(ais n /es 1enrorii.e~ de rappmchnr 
/ranco-<ii/emond (1920-1 933). hlm 1972. und Cenrrisme n D~mocrorie chr4rienm en Fronce. 
Le Pani DPmorrme Populoirc des originel ou I IRP 1919-1944. PKis 1990. Jacques G A D U .  
~Conrciencc inicmx!ionale ct conrcience miale duir l o  milicvx caiholiqucr d'crpression 
Im~airc h s  i'm~cdeux-gums-. ui: Rebriom Inrernorionolcs 1981. S. 361-374. Jem-Maie 
BIAYEUR. .Lei caiholiquc~ frangah ct Li p3i.x du dCbut du XX' sikclc 5 Ir veille de la 
deuiemc gurm mdia l er ,  in: fis imer~fionoles n & probl>me Je k gueve au W siPcle. 
Rom 1987. 5.151-IM. Pmer FARRUGIA. "French Religims Opposition 10 War. 1919-1939: 
Thc Conmbution of Hcnri R a c n  and hlarc Sanrnin*. in: French Hislory 1992. S. 279-302. 
Jcm-Domiiique D W D .  .Pie XL la pu ci la miniction d'un ordre intcmalional.;. 
Commvnication au Cnlloquc Achillc Ra&. Pape Pie XI. Rom. hlärr 1989. 

38 nirirtim PL.%'ERA. Roben Schwnan. In jcunesse e i  ies dJbuapo1iriquer 6 u n  grand 
Eump6cn & 1886 d 1921, SaargernMd 1985. S. 38-39. 

39 Jcan-Louis LOUBET DEL BAYLE. k s  mn-ronformi~f#~des~n&es rrtnrc. Une fenlarive 
dc renomellcnr de lo pemk poliriquefian<oise. Paris 1969. lIber La B r i k  h l m  AGOSTI- 
NO. rLc pm Yvcs de La BriLm ct la diffusion des orinitatims pontiticalcs-. Ui: Ican-Dominique 
DURAPi'D et RLgis LADOUS (Ilng.). llirfoire rrligieurc. llirroirr globole. llirroire owefie. 
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Es wehte ein neuer Geist. Es ging h m .  Europa neu aufzubauen, 
Deutschland zu integrieren und die deutsch-französische Aussöhnung in 
den hlittelpunkt zu stellen. Dieser neue Geist war ein europäischer Geist. 
Er wurde getragen vom popolarismo, einer christlich-demokratischen Be- 
wegung. die durch keinen mehr als durch Don Luigi S t u m  repräsentiert 
wird, der 1919 den Panito Popolare Italiano gegründet hatte." Die Anhän- 
gerschaft des popolarismo v e m t  einen aus dem Christentum abgeleiteten 
Universalismus, m J  der Nation einen nachgeordneten Rang bei und forderte 
den Bau Europas. Der Panito Popolare Irriliano (PPI) rief als erste Panei 
nach der Überwindung der Trennung zwischen Siegern und Besiegten und 
unterhielt sofon internationale Beziehungen. Die Paneioberen reisten quer 
durch Europa und waren auch viel in Deutschland unterwegs. Sturzo. ab  
1924 im Exil. war schier unermüdlich. Er traf sich auch mit Adenauer. 
1927 schuf er das lntemtionnle Sekretariat der demokratischen Parieien 
christlicher Priigung (SIDPIC). in dem diese erstmals untereinander Konokt 
aufnehmen k ~ n n t e n . ~ '  Europa war hier eines der Hauptthemen. Jacques 
Gadille hat sehr zu Recht die Entstehung des internationalen Bewußtseins 
der Katholiken unterstrichen, und er hat auch dessen Bedeutung für F d -  
reich nachgewiesen: *Das Erkennen der internationalen Dimension ihres 
religiösen Bekenntnisses scheint fiir die französischen Katholiken wohl die 
wichtigste. wenn nicht die radikalste Neuerung gewesen zu sein, die sie in 
der Zeit zwischen den \Velh-iegen erlebten.&' 

Nach dem Krieg. als die H y d n  des Nationalsozialismus besiegt war, 
wurden diese alten Kontakte und Verbindungen mit neuem Leben erfüllt. 
Alle Beteiligten waren von dem \Vunsch beseelt, Europa geistig und politisch 

M/longel offtm A Jacqurs Gdille-. P& 1992. S.219-263. hiavricc VAiSSE. rLc Bulletin 
Catholiquc Intematioml (1925-1933)a. in: Relarioru Iniernoiionoks 1981. S. 33.360. 

40 Gibriete DE ROSA. 11 Porriro PopoIare Itoliono. Bari 1966. sowie Luigi Sfuco. T- 
1977. und 5rur;o mi dirse. Brclcia 1982. Unbedingt m k x h t e n  sind die von Gabriele DE 
ROSA hmusgcgetenen Akvn des Kolloquium Luigi S m m  e b &mocro:io ewopea. Bad 
1990: duui insbesondere Giorgio CkhlPANtSI: -11 popol.uirrno comc & n h  plitica-. S.75- 
87; Jcan-hfaric hlAYEUR. r S m o  c la mltura dcmocraiica m s t k  fmewa. S. 149.158; 
h M o  D'ADDIO. nhigi SLum nella swria &I penricm plitico conternporulem. S. 309-328; 
Guivppe IGXSTI. rl problcmi della p c e  e dell'awrto poliuco intemarionale ncll'analiri di 
Sturm.. S.334-311. 

41 Robmo PAPLVI. L'inrerm>iomle D C  (Ut. Anm 6). S.3347. Alwin tIAVSCIßILDT, 
.Eine chrirtlichdmalvdtiwhe 'Inurnationale' mischen dni Welikriegen. Da 'SmCwriat In- 
rrmaiinial des Panis DCmmtiqucs d'lnspvdtion Chritieme' in Paris.. in: Wnfried BECKER. 
Rudolf hlORSEY (ILrsg.). Christliche Demohfie in Europo. Gnindlagen undEnrwicklungenseir 
dem 19. lohrhunden. Kuh-\\kn 1988. S. 152-188. JwClaude DELBREIL. "Les dernmter 
d'inspiratim chritieme ct les problho ~ r o p k i u  danr I'cntre &ux gucmse, in: & AlRP er 
b ronsrninion eurootem (ziL Anm 20). S. 15-39, 

J2 Jacqucs GADILLE (zit. Anrn 37). Duicl  J. GRASCE. .Les rarholiquo francais C! la 
cmpention invrmuorwlc d m t  Ic prcrnin apds -gun:  Ic Comitt Carholiquc dcs Amitits 
F n n ~ a i r n u .  in. Rth~ion,Inirrnoriomles 1992. S.443474. 
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wiederaufzubauen. Konrad Adenauer hatte es Roben Schuman 1951 schon 
gesagt: die Gelegenheit war einzigartig, nun durfte sie nicht verpassen. Dies 
erkannt zu haben. ist eines der Schlüsselelemente &für, &ß Europa. auf der 
Ebene der Institutionen d e m  schnell vorankam. In den 50er Jahren konnten 
die christlichdemokntischen Parteien als die Europaparteien schlechthin 
auftreten: *Wir sind die Partei für Europaa, rief der Philosoph Etienne 
Borne 1954 auf dem Kongreß des hlRP in Lille aus. Jean Lecanuet führte 
in seinem Bericht über Europa aus: *Der Frieden hängt von dem Willen 
Fnnkreichs ab, Europa schaffen zu wollen*. Europa wurde in allen Ländern 
zu einem 1lauptthema:in der nationalen Presse. auf den Plakaten und 
in den Reden der Politiker bei ihren nationalen oder lokalen Parteitagen. 
Mehr noch: Das Thema Europa hatte für die christlich-demokratischen 
Parteien eine identiLitsbildende Wukung und trug zur Auspr5gung ihres 
besonderen C h d t e r s  bei. Pierre Pflimlin. ehemaliger hlinisterprLsident 
und herausragende Gestalt unter den Christlichen Demokraten Frankreichs. 
ist rur diese Identifizierung mit Europa ein gutes Beispiel: Sein nGlauben 
an Europa*, seine neurop5ische Bemfungu. seine nkidenschaft fiir Euro- 
pau. ein immer wiederkehrendes Bekenntnisp3 haben ihn in Europafragen 
unbeugsam gemacht. So fiihne denn auch die Europapoliiik nach der so- 
genannten nvolapücku-Pressekonferenz (1962) zum Bmch mit General de 
Gaulle." Es waren wiedemm europapolitische Beweggründe, die den hlRP 
vemla0ten, 1965 Jem Lecmuet gegen De Gaulle als Präsidentschaftskmdi- 
&ten aufzustellen; Lecmuet konnte den Pr5sidenten der Republik zu einer 
Stichwahl zwingen. Ähnliches gilt für das Verhältnis des hlRP zu Pierre 
hlendes-Frmce. der 1954 für &s Scheitern der EVG verantwortlich gemacht 
wurde. Der hlRP war die einzige fmzösische Partei, die Europa in den 
hlittelpunkt ihrer Überlegungen stellte. In den 50er Jahren kam der Haltung 
der Christlichen Demokraten Frankreichs eine umso gö5ere Bedeutung zu, 
als die fmzösischen Sozialisten durch Rücksicht auf die Europapoliiik ihrer 
Schwesterparteien in Verlegenheit kamen: die englische hbourpmei  lehnte 
Eurooa ab. die Sozialistische Partei Italiens unterhielt Beziehunren zu den ~ ~- ~~~ 

~ ~ ~ 

italienischen Kommunisten. die deutschen Sozialdemokraten hatten 1952 im 
Bundestag gegen die EuropSische Gemeinschaft fiir Kohle und SIJhl (EGKS) 
gestimmt. 

43 Piem PFLLtULV. ~fkmoires 6 u n  EuroNen. Pmis 1991. S. 313-373. 
44 Die Idee eines supranatimlen E- zuriickweiwnd crl;läne dei Präsident im Laufe 

eincr Presrckonfemu mit imnivhcm U n m  : mDante. Gaethe. Chxcaubriand. appmioincnt 
P mute IBirrope duis la mcaw mEme oii ils haienr rerpeciivmnt et tmincmment Italien. 
Allcmand ct Fmgab. ih n'auaient p a  beaucoup mi I'Eumpc s'ik avaimt tie apatrider et 
s'ib avaient pms6. Lcrii cn quelquc 'crpCrmui' ou 'volapYrL' intdgdsr. 
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Drei Grundwene 

Was nun bewegte die Christlichen Demokraten? Ihr Europa beruht auf drei 
Grundwenen - dem Christentum, dem Frieden und der Demokratie. Sie 
wollen ein politisch geeintes Eumpa. 

Dm Christentum 

In seinem Buch Penser I'Europe beschreibt Edgar hlorin Roben Schumm 
und Alcide De Gmperi ds npredigeru, die mit ihrem Glauben an Europa 
Ökonomen und Technokraten das ideologische Bindemittel fur den Bau 
einer Produktions- und hlarkigemeinschft Tatsächlich haben die 
Christlichen Demokraten. dxin Schüler Jacques hlaritains. es abgelehnt, Eu- 
ropa mit dem christlichen Glauben gleichzusetzen, aber sie wolltendoch die 
Beziehungen zwischen den Smten von den Grundsitzen des Christentums 
bestimmt sehen. Es gPbe hierzu eine unendliche Reihe von Zitaten, wie etwa 
das folgende aus einer Rede von Henri Teitgen auf dem Kongreß der Union 
Eminine Civique et Sociale im Jahr 1953: >Wir müssen Europa schaffen. 
denn Europa bleibt, auch wenn es in der Vergangenheit oft das schlimme 
Schauspiel von Egoismus. Unrecht. H30 und Verbrechen geboten hat. die 
Hüterin - die ungetreue Hüterin - der urchris~lichen Werte, auf denen die 
wahre Zivilisation beruht, die in der großen Botschaft von der \Vürde und 
der Brüderlichkeit der hlenschen ihren Niederschlag gefunden 
Ähnlich äußerte sich Guido Gonella, ein hlitstreiter Alcide De Gmperis. auf 
der XXII. Settimana Sociale der italienischen Katholiken im Herbst 1948 
in hlailmd, als er zum Thema aDic internntiomle Gemeinschaftu d s  Wori 
ergrifk »Das Christentum ist die siirkste Knft bei der \Viederhentellung 
der geistigen Einheit Europas, und zwar durch seinen universalistischen 
Charakter. durch seine Synthesekraft und durch seine Fähigkeit, Orient und 
Okzident zu verbinden, durch seine Fähigkeit. den Kmften der Spaltung 
zu widerstehen. integrierend zu wirken und den echten Geist der Soli&- 
ritzt zwischen den hlenschen und den Vö1kern.z~  verbreiten.^ Auch De 
Gmperi bringt dies anlä0lich der Europäischen Parlamentarier-Konferenz 
im April 1954 in Paris zum Ausdruck: *Wenn ich mit Toynbee behaupte, 
daß das Christentum am Anfang der Zivilisation Europm steht, so tue ich 
dies keineswegs, um unsere Geschichte ausschließlich nach konfessionellen 
Kriterien zu bewerten. F i r  mich z;ihlt nur &s gemeinsame europSsche Erbe: 
die unteilbare hlonl, die die Verantwortlichkeit des hlenschen als Person in 
den hlittelpunkt stellt, die Ehrfurcht vor althergebnchtem Recht. der Sinn für 
PP 

45 Zit nach Philiw CIIENAUX. Une Europe mricone? (zit. Anm 6). S.9. 
46 hlarcel LIF8i.E (zir Anm 28). 
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Schönheit, der sich über die Jahrhunderte immer stärker herausgebildet hat, 
und das Streben nach Wahrheit und Gerechtigkeit im Lichte busendj3hriger 
E r f h n g . d "  

hlit päpstlichem Zuspmch bedacht, haben die Christlichen Demokn- 
ten zur Veneidiguni der Werte des Christentums in ihrem Kampf gegen 
den Kommunismus eine zusätzliche Argumeniationskette aufgebaut. Kein 
Zweifel. driß die Furcht vor der Expansion des Kommunismus und der 
hlacht der Sowjetunion, die im Febmar I948 die Tschechoslowakei unter 
ihr Joch gezwungen hatte. und das hlitgefühl mit dem tngischen Schicksal 
der christlichen Parteien und Gemeinschaften in dem von der Sowjetunion 
beherrschten Teil Europas entscheidend dazu beigetngen haben. daß man 
sich des Europagedmkens stärker bewußt wurde. 

Der Frieden 

Frieden ist ebenso ein Gmndwen der Christlichen Demokraten wie das 
Bewußtsein einer gemeinsamen christlichen Kultur. Europa bauen, heißt 
vor allem, den Idealzustand des Friedens zwischen den Nationen herstellen. 
Das hlißtnuen gegenüber dem Nationalismus präg1 dris christliche Denken 
von Fmcisco  de Vitoria in der ersten HSIfte des 16. Jahrhunderts bis zu 
Pius XI. und der Vemneilung der Action Fmgaise  im Jahre 1926. Das 
höchste Gemeingut ist das \Vohl der hlenschheit. Ren6 Pucheu ziriene in 
einem in France-Forum erschienenen Artikel einen Vortrag von hlaurice 
Blondel bei den Semaines Sociales de France im Jahre 1928. in dem dieser 
auf das Thema uvaterland und hfenschheitx eingeht: nDie hlenschheit, 
ist sie nicht ein naiürliches Gebilde, oder besser noch. eine historische 
Solidargemeinschaft, oder noch besser, eine geistige E i n h e i t ? ~ ~ ~  Im An- 
schluß daran erhob Roben Schuman die Einigung Europas zum Vorbild 
für die Gesamtheit der menschlichen Familie: nDas geeinte Europa ist ein 
Vorgriff auf die universale Solidugemeinschaft der Zukunftr, schreibt er in 
Pour I'Europe. 

Diese Überlegungen zur Zukunft finden, vor dem Ilintergmnd der Ereig- 
nisse. die zum Ersten Weltkrieg und dmach zum Toialilarismus geführt 
haben. ihre Ausgestaltung in der persönlichen Erfahrung des einzelnen. 
In 5hnlich gelagerten Erfahrungen finden wir das Verbindende im Wirken 
von Robert Schuman, Konrad Adenauer und Alcide De Gasperi. Alle drei 

47 Rcde vom 21 April 1951. .La norira patna Eumpar, in: hlaria R o m  DE GASPERl 
(zir Anm 21). S. 199-201. Ican-Minique DURAND, ~ A l c  De GASPERI w e m  la poliiica 
hrphta=.  in: Sroria Conrtmpornwo 1981. S.545-591. 

48 Ren6 PUCHEU. rAux sources de la passim 'Nmpeirte'a. in: Fome.Fon<m. Nr. 279.280 
(Juli-Sepmber 1992). S. 14-19. 
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summten aus Grenzgebieten -aus Lothringen. dem Rheinland und aus dem 
Trentino; sie kannten die Geschichte als eine Abfolge von Kriegen; sie 
hatten ein ausgepriigtes Emplinden für die Relativit2t und Verletzbarkeit von 

\ 
Grenzen. Diese Beobachtung  triff^ auf Schuman und De Gasperi umso mehr ! 
zu. als sie noch BUrger des Deutschen Reiches bzw. der Donaumonarchie , . 

I !  
waren. ehe sie 1919 - der eine im Alter von 33. der andere im Alter . 
von 38 Jahren - Franzose bzw. Iuliener wurden. Auf dieser gemeinsa- 
men historischen Erfahrung gründete ein tiefes Gefühl des gegenseitigen 
Vemuens  und Verstehens.'wie aus ihrem Briefwechsel eindeutig hervor- 
gehtP9 In dieser gemeinsamen Erfahrung grlindeten auch drei grundlegende 
Erkenntnisse: Die Zerstückelung Europas ist gefährlich; der Friede und 
die damit einhergehende Einigung Europas können nur über den Weg der 
deutsch-fmzösischen Aussöhnung erreicht werden; Deutschland gehört ins 
Zenuum einer neuen eump9ischen Ordnung, es  muU in ein Netz gegenseiti- : > 

ger Verpflichtung eingebunden werden. In seiner sehr wichtiien und mutigen 
Rede in Köln im A l k  1916 beb3f1igte K o d  Adenauer seinen Glauben 
an die nvereinigten S ty len  von Europau: sie seien *die beste. sicherste und 
huerhafteste Sicherung der westlichen Nachbarn D e u t s c h l a n d s . ~ ~ ~  

nEuropa wird nicht untergehen<. schrieb Jxques  Maritain in einer zu 
Beginn des Krieges veröffentlichten Sammlung von Anikeln. in der er die 
Bedeutung der deutschen Frage untentnch und fiir ein f i e n l e s  Deutschland 
plidiene. das in ein ebenfalls föderal organisiertes Europa einzubinden 
sei: >Alle, die sich mit Europa b e f d t  haben, wissen. d d  moralisch wie 
geognphisch dis deutsche Problem im Zentrum aller Schwierigkeiten und 
Wirrnisse unseres Kontinents steht; ohne den Beitng und die hliilut>eit 
Deutschlands gibt es  keinen Frieden und keine Zivilisation in Europa - und 
es  gibt sie auch nicht mit einem Deutschland. das von pangemis t i schen  
Besuebungen und preunischem Imperialismus beherrscht wird.ufl *An dem 

49 Am 28. Fcbruar 1953 ~ h r i c b  Schunun an De Garpcrk nh'ouo nnis sommes remnes  
Wd duis la vie. rnii< n o n  d i i t  a ete pmfonde CI s m  rtrnves. N m  y ttim. rans doule. 
pr&stinCs h un momcni ob Claii definit unc nouvellc pliiique pirr nm paysa, in: D t  Gosperi 
scrive. C0rrirpondPn:a ron ropi di suiro, n i r d i ~ l i .  wminipolirici. giomlisri. diplomoriri. h g .  
von hlaria R o m a ~  DE GASPERI. Brcscia 1974. voL 2. S.S. i n  einem Brief vom 18 Juli 1954: 
"Je voui rcdis mon c h n  F'rtsidcnt CI ami, man mtinuni affatueux ct wuu ma gat iu iea  
(ibidem S. 85-86). 

50 loseph ROVAN. Konrad Ademur, Paris 1987. S.86-105. Dazu auch Adcnaucrn Mc- 
moiren (frr Obmclmng Paris 1965) und lcan hlOhhET. L t  Chionrier Ademur er lo 
commucrion de I'Europe. Lausanne 1966. deswcivrcn Wmfricd BAUhlGARi, "La plitica 
cumpcistica di Adenauci 1945-1963". in: U m h  CORSLII ct K a r a d  REPGEN (lhg.).  
KonradMPnauer t AlcideDe Garpcri: dueesper ier~~dir i /D~: iow&lb &mra: ia ,  Bologna 
19S. S.363-389. 

51 Jxqucs hL4RiiALV. De b jusricepolirique. Nores sw bprksemt guere. Paris 1940, ix 
&wes compl>rrs. Fribourg.Paris. vot. ViI. S. 283-332 
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Deutschland von morgen werden unsere Leistungen gemessen<. schrieb 
Joseph Rovan kurz nach dem Krieg in Espri1.5~ 

Die christlich-demokratischen Parteien hatten - wie andere auch - dies 
bald erkannt und brachten den Gedanken an eine deutschfranzösische 
Aussöhnung voran, auch mit Hilfe von Koniakten. die schon seit den 
20er Jahren bestanden. Die deutsch-franzilsische Aussöhnung war eines 
der Hauptthemen bei den Genfer Gesprächen. denen eine Schlüsselrolle 
zukam. und bei den Treffen der Nouvelles Equipes Internationales (NEI). 
Er wünsche sich die Freundschaft zwischen Frankreich und Deutschland 
als dauerhafte B s i s  für die Einigung Europas. sagte Ademuer beim 11, 
Kongreß der NE1 in Luxemburg Anfang 1948. hlit ihrem Gelingen werde 
das christliche Abendland gerettet.53 *Die Einigung Europas ist für den 
Frieden unerlä0lich«. sagte 1953 Franqois de hlenthon. &als Präsident 
des Europarats: >.Unser Unterfangen ist seiner Natur nach friedlich*, fügte 
e r  

Die Demokratie 

Europa vor jedem weiteren totalir;lren Abenteuer bewahren und seine Ein- 
heit verwirklichen - dies war die dritte unverzichtbare Siule, auf der dar 
Vorgehen der christlichdemokraiischen Parteien beruhte. Roben Schuman 
schwebte beim Gedanken an Europa die Demokntie in vollendeter Form 
v0r.5~ De Gasperi stellte ohne jeglichen Anflug christlicher NosLllgie hu- 
manistische Werte, Pluralismus, Laizismus und die h!enschewechte in den 
\'ordergnind. um für alle ideologischen Strömungen offen zu sein. was 
diesen wiedemm ermöglichte, am Bau Europas mitzuarbeiten. *Es geht 
um die Verteidigung des demokratischen Prinzips in Eur0pa.u rief er im 
italienischen Senat an 15. hlärz 1952 bei der Debatte zur Billigung der 
ECKS aus. *Dies ist unser Prognmm, und vergellt alle Hirngespinste 
über Karl den G r o k n  und das hlittclalterl Es geht um eine Koalition 
aus Demoknten. die auf dem Prinzip der Freiheit beruht. Dies ist unser 

52 Jorcph ROVAN. ~L'Allcma~c de n a  m6riler.. in. Esprit, Otmkr 1945. zir. ki Philippc 
QILVAUX Um Eumpr iniicone? (zii. Anm 6). S.90. In d n  Rdc. die er anlißlich dea 
Empfanpa ki DundeskamIn Kohl m scincm 75.Gebunriag g c N m  hat. ist loxph Rwan 
noch einmal auf dicx  gnuidlegende Idee eingegangen (vcröffcmlichi in k Olonde. 25 Sc$. 
1993, S.1). 

53 IBIDE\I S. 127. 
42 Frangoig dc SfLXilION. nL'Europe dans la vie inrcmarimlcr. ui: Gueme ri Pak. De la 

cauirienre &* blocs d unr commumur4 int~rnoriomlr. 4ff Scminr Smlole de Frmre - Pou 
19J3. Lyon 1953. S.339-359. 

55 Rokn SCIIUBfAN. Pour I'Ewope. Paris 1964. 



172 Jem-Dominique D u m d  

Schutzwall, dies ist unser Prognmm und dies ist unser K a m p f ? ~ ~ ~  Einige 
hlonate spitcr führte er vor dem Europmt aus: ~Hauptziel der Einigung 
Europas muß die Bewahmng unseres demokratischen Lebensstils bleiben. 
die Bewahrung unserer Zivilisation und unserer Freiheit und die SCitkung 
unserer freien 1n~litutionen.n~~ Das vereinte Europa wurde als Bollwerk 
gegen die \%derkehr des Totalitarismus 3ngesehen:d.h. &als vor allem 
gegen den Kommunismus. *Die Verwirklichung einer solchen allgemeinen 
Demokratie im christlichen Sinneu, schrieb Roben Schumm, rfindet ihre 
Erildllung im Bau Europas.uS8 

Im September 1948venbschiedete der dritte Kongreß der Nouvelles 
Equipes Intemtionales, der sich mit dem T h e m  *Die Orgmisation Eu- 
ropasu befaßte, einen Appell für eine nfreie und demohtische Union für 
\ V i h f t  und Politik.« Die Schlußenüchließung unterstrich die Bedeutung 
der kulturellen und politischen Einheit Europas auf der Gmndlnge demo- 
kratischer und christlicher \Vene. Nur so könne eine wahre Demokratie 
geschdien werden. in der Freiheit und Gerechtigkeit fur alle hlenschen 
guten Willens unter gleichen und solidarischen Bedingungen verwirklicht 
würden. Das Idealziel der Verschmelzung von politischer und sozialer 
Demokratie wurde der rHerrschdt der bmtalen Gewaltu enigegengestellt. 
Die Verwirklichung dieses Zieles mache erforderlich. da5 die »absolute 
Souver%nität der Smten  der Herrschaft des Rechts weichtu. Der Geist christ- 
licher Solidarität müsse »schrittweise von der kleinsten Einheit aus bis zum 
effektiven Zusammenwirken zwischen den Nationenu verwirklicht werden. 
Die Brticke zum Prinzip der Subsidiaität und zur Doktrin der intennediken 
KörpencNten wurde mit der Ablehnung stutlicher Allmacht geschlagen. 
D33 Dokument spiegelt die beiden Ziele der christlichdcmokratischen Par- 
teien - die europäische Gemeinschaft und ihre föderale Orgmisation. 

Zwei Ziele 

Ein gemeinschaftliches Europa 

Der Gemeinschiftsgedanke gehört zur Christlichen Demokratie. Er ist sozu- 
sagen die Synihese der Lehre von den intermediären Körpenchdten und 
gleichzeitig A u s h c k  der Zusammengehörigkeit von Peßonen innerhalb 

56 Xach hLui, R o m  DE GASPERI ( l h g ) .  De Gorpm' e rEumpa (rit AMI 21). 
S. 138-151. Die Cemrheii der Rcdrkiaäge yu;iBlich der pvlmeriLviwkn Beratung der 
Paiser b'eitijge in Alcide DE GASPRU. Discorriprl<unrnrnn. Rom 1985. S. IW01076. 

57 hlaria R o m  DE GASPERI (lhg.): De Gnrperi c rEuropa (*L Anm 21). S. 160-168: 
Rnle vom 15. Scptl95l 

58 Roben Schuman (ur AMI U). S.77. 
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eines Volkes als lebendiges. autonomes und verantwortliches Ganzes.59 
Aus der Geschichte zog man die Lehre. daß die traditionellen hlethoden 
der Diplomaie nicht mehr zum Erfolg führten: Die Friedensverträge. die 
eigentlich den Krieg beenden sollen. schienen im historischen Rückblick 

. nichts anderes als verlängerte Waffenstillstände, die das Wiederaufflammen 
der kriegerischen Auseinandersetzungen für einige Jahre, bestenfalls einige 
Jahrzehnte verhindern, ohne zu einem echten Frieden zu führen. Daß mit 
dem Jahr 1870 eine verhängnisvolle Abfolge deutsch-fmzösischer Kriege 
begonnen h t t e ,  war in aller BewuUüein: der Vertng von Versailles. mit dem 
die Besiegten gedemütigt und gestraft wurden, erschien als der Inbegriff 
des verheerenden Vertngswerks schlechthin. Jetzt. nach den Verbrechen der 
Nazis und nach Beendigung des Zweiten \VeltWeges. ging es darum. einen 
dauerhaften Frieden auf einer grundlegend neuen Basis zu errichten. Aus 
der Sicht der Christlichen Demokraten gab es fiir die Staaten \Vesleuropas 
nur einen Wegeg. um ohne IdentiCiüverlust ihre nationale Existenz zu wah- 
ren: die Gründung einer Gemeinschaft europiischer Stuten. Kern dieser 
Gemeinschait, die nicht mehr eine einfache Freihandelszone, sondern eine 
echte Solidar- und Schicksalsgemeinschaft sein sollte. war die deutsch-fran- 
zösische Aussöhnung. 

Dies war Sinn und Inhdt der von Jean hlonnet inspirierten grundlegenden 
und prophetischen Erkläning Roben Schumans vom 9. hlai 1950. Der 
französische AuUenrninister schlug vor. die Produktion von Kohle und Smhl 
einer gemeinsamen Behörde zu unterstellen; dieser Vorschlag hatte echten 
Symbolcharakter. da er zwei Bereiche b e t d .  die für den Krieg unerlilich 
waren. Gleichzeitig sollten die Nationen untereinander in freier \Villens- 
enücheidung neue Solidarititsbande knüpfen. Der Gemeinschafügedanke 
fand hier eine konkrete Umsetzung. Er s m d  im Gegensatz zu den üblichen 
diplomatischen Konokten. Treffen und Venrägen nach Art des Vertrags 
von Locmo, deren Unzulänglichkeiten ja offen zuwge getreten waren: er 
entsprach auch nicht jenem aus der Än hlettemich überkommenen Begriff 
des neuropiischen Konzensu, das ja das Auilommen des Nationalismus 
nicht hatte verhindern können. Es simd auch im Gegensatz zu einer Euro- 
pakonzeption, die nur Freiheit des Ilandels bedeutete. 

Für die Christlichen Demokraten fand die Einigung Europs ihre Recht- 
fertigung primär im lded der Solidargemeinschaft. Dieses gründet im Per- 
sonalismus der Christlichen Demokraten, einem weiteren Schlüsselelement 
ihrer Doktrin. Personalismus bedeutet Solidarität und Verantwortung: Europa 

59 Sichs him die ubcrlegungcn des Raidenten der 49. Scmainei Sociales & France in 
Slraeburg 1962. Akin B a n k .  fikr ~L'Eump der p m n w r  ct der peuples. (Du lait curopCen ?A 
k Commmult etmp6ennc. S. 17-34 der Akicn). Insgesamt w&e eine vcrglcichnide S M i e  der 
Beiträge zu die= Smiaine Sociale uiinwhenswen, inskmdere dcr Redenvon Iean Boisromt, 
F'hilippe Farine. Ioseph Folliet. Dmicl P&. Jean Baboultnc. hlaurics ByC. Jean Rivem. 
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kann ohne Dialog, Solidarität und Zusammenarbeit nicht entstehen; nur 
s o  können die nationalen Egoismen und die Logik des Krieges überwun- 
den werden. Auf diesem \Veg würden die europäischen Soaten mit der 
Vergangenheit brechen: Die Einheit sollte in Frieden geschaffen werden. 
schrittweise und in gegenseitigem Einverst;indnis, geuagen vom Wllen zur 
Überwindung der Tngik euroflscher Geschichte mit all ihren Eroberungen. 
Ein christlichdemokntisches Sendungsbewußüein wird hier erkennbar, in 
Anbewacht dessen besser versiändlich wird, was der von Christlichen De- 
mokraten beschworene nGlauben an Eumpa* meint. 

Die europäische Union 

Im Manifest der Europäischen Union Christlicher Demoknten (EUCD) heißt 
es: >Unser Ziel ist die Schalfung einer poliiischen, demokntischen und 
supranationalen Union in Europa. Die europäische Regierung muß gegen- 
über den nationalen Regierungen eigene Kompetenzen besitzen, und sie 
muß vor dem europäischen Parlament verantwortlich sein. Das Parlament ist 
in allgemeiner IVahl direkt zu wihlen. es  muß eine eigene gesetzgeberische 
Funktion haben.@ 

Georges Bidault führte allerdings im August 1949 vor dem Europmt aus: 
>Wir müssen erkennen, daß wir den Weg. der die Völker E u r o p s  zu einer 
echten Gemeinschaft fiihn. nur sehr umsichtig, gemäßigt und in mancher 
Hinsicht auch nur langsamen Schrittes gehen dürfen.u61 Bald d m u f  stellte 
er den Einigungsgedmkcn noch weiter zurück: nWir müssen die hlission 
fur Europa mit der hlission Fnnkreichs fiur die \Velt in Einklang bringen*, 
sagte er &I 20. November 1953 vor der Abgeordnetenhmmer. wobei e r  an 
die Union Frangaise dachte. Bidault schwebte eine Assoziation souveräner 
Swaten vor, da   frankr reich im Rahmen Europzs weder seine Souveränität 
aufgeben. noch seine universale Berufung verleugnen d a f f . ~ ~ ~  

Jacques hlariuin hingegen wünschte ein föderales Europa, nwie schwierig 
auch immer dar Unternehmen seiuP3 1951 schrieb er in einem hlanifest 

60 Hugues PORTELLI und T h o m  JANSW. lo Ddnwcroiie chrhlnnr.  fvrre intermztio- 
mk, Paris X-Nmurrs 1986. S.401-110. 

61 Philippe QIENAüX (zir Anm 20). 
62 Jacqucs DALUlZ (zit Anm 10). S.320-326. Bekannt Üt die Formel Georgcs Didiulu. 
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Vollmachten sCirker zu bek~nden.~' Auch wenn Schumm und mit ihm Paul 
van Zeeland zur Vorsicht mdmten, De Gasperi sorgte für Dynamik -eine 
nkonstruktive und a ~ ~ . ~ p ~ c h s v o l l e  D y m i k r .  laut Philippe C h e n a u ~ ~ ~  -, 
und es gelang ihm, in dem Venngsentwurf zur Schaffung der EVG den 
berühmten Artikel 38 unterrub~gen.  der ausdrUcklich die Entwicklung 
föderaler Institutionen vorsah. 

M m  k3M hier das ganze Gewicht ermessen. das die Entscheidung und 
die Entschlossenheit des Führers der Democnria Christima Iwliens, der 
sich schon lange für die föderale Option entschieden hatte. für die Christ- 
lichen Demokraten in Europa hatte." Aliiero Spinelli notierte in seinem 
Europäischen Tagebuch unter dem Datum des 8. August 1938, daß De 
Gasperi die föderalistischen Initiativen unterstützte und dabei Zuspruch aus 
verschiedenen Kreisen erfahre, auch von der Föderalistischen Bewegung im 
Vatikan. was auf eine Konvergenz der Entwicklungen hindeutetJ4 So fand 
Pater hlessineo in der Ausgabe vom 17. hLi  1952 von Lo Civil id Cairolica 
die folgenden Wone: whlm muß in aller Objektivit3t zugeben, &B der 
Abgeordnete De Gasperi. seit er das Außenministerium übernommen hat, 
der Politik Italiens eine viel stZrkere universale und europiische Ausrichtung 
gibt, indem er zum glühenden Verfechter der Einheit und bei den von ihm 
besuchten internationalen Konferenzen auch zum energischen Streiter für 
ein unitaristisches Ideal wurde. das sich harmonisch in die christliche Sicht 
der Beziehungen zwischen den Völkern einfügt.« De Gasperi hatte den An- 
strengungen der Christlichen Demokraten für ein geeintes Europa. mit dem 
er sich selbst identifiziene, zu einer neuen Qu;ilit;ii verholfen. Im September 
1952 kehrte er aus Aachen zurück. wo er mit dem Karlspreis ausgezeichnet 
worden war. der j3uIich an eine Persönlichkeit verliehen wird, die sich 
beispielhaft für die Idee Europx eingesetzt hat. Er soll den IVuwh geäußert 
haben. daß nur diese Auszeichnung seinen Sarg ~chmücke?~ 

Die Frage der EVG hat bei den Bemühungen der Christlichen Demokraten 
um eine föderalistische Lösung und bei den Diskussionen zwischen und 

71 hlaria Romana DE GASPW (Ihg.), De Cnrpr" r lEumpa (zir Anm 21). S. 116 -123. 
Giuseppe PETRILLI. La polirico etiera d rumpm di De Corpe". Rom 1975. 5.73-74. Von 
bcmdercr Bedeutung in  diesem 2urammcnhang auch die Rede De Gas@ vor dem Senat 
am I. April 1952. ~ S u l  bilancio &I bliirtcn> &gli Affari Ericri pcr I'esercizio finanzizio 
1952-1953e. in: D i r c o r r i p a r ~ m ~ n ' ( z i L  Anm 56). S. 1082-1093; Auszüge in De Cosperi e 
TEwopa. S. 152-159. 

72 P h i l i p  ClENAUX Une Ewope voriconc? (zir Anm 6). S. 159-169. 
73 Unuiuciiend higcgm die Darstellung von hlvinclla hERI CUALDESI. r l a  bmglia 
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75 Aliiero S P L \ J .  Diono rumpro 1948-1969. Bologna 1989. S . Z .  
75 hlaria Romana C A i l  DE GASPERI. La norira porria Europo: i l p ~ ~ i e r o  europei~iico 

di Alcide De Casprri. hlailand 1969. S. 89. zir bei Daniela PREDA (ut. Anm 70). 
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innerhalb der Parteien eine große Rolle gespielt. Die Widerslände von 
Van Zeeland in Belgien sind bekannt; sein Auftritt bei der Konferenz der 
Außenminister der Sechs in Baden-Baden am 7. und 8. August 1953 ist 
ebenfalls bekannt. als er nicht für eine politische Gemeinschaft. sondern 
fiir eine Vereinigung souveräner Stuten ein1nt.7~ Im fnnzösischen Lager 
war Roben Schuman auf De Gasperis Linie eingeschwenkt. wie Pierre 
Guillen festhä1t77. Die vorsichtige'tlalmng des hlRP wurde aufgegeben; auf 
dem Paneiiag von Bordeaux im Mai 1952 verlangte Paul Coste-Floret. der 
Berichtenhtter für die Außenpolitik, wdie Bildung einer politischen Gewalt 
in Europa. die über die europäische Armee ver f i~g tu~~.  während Pierre-Henri 
Teitgen. ein überzeugter Föderalist, zum Vorsitzenden der Partei gewählt 
wurde?9 Doch wurde die EVG mit der Ruckkehr von Georges Bidault 
ins Außenministerium im Januar 1953 ein smdiger Anlaß zur Sorge. Die 
Fordening Frankreichs nach zusltzlichen Protokollnotizen iühne zu immer 
neuen Verzögemngen. Roben Schuman schien diese Beunruhigung zu teilen. 
Auf dem MRP-Kongreß vom hiU 1953 griff er die seiner Meinung nach 
allzu vorsichtige Politik seines Nachfolgers ans0 und ließ eine Entschließung 
verabschieden. in der die schnelle Unterzeichnung der Zusahprotokolle 
und die Ratifiziemng des Venrags geforden wurden.8t Die französische 
Regiemng wollte sich aber 1953 nicht von den föderalistischen Bestrebungen 
der Italiener mitreißen lassen; bei seinem Aufenthalt in Rom im Februar 
ging Bidault nicht liber Abrichüerkläningen hinaus. Konkretes war nicht zu 
erreichen. trotz der wBeschwömngenu, die De Gasperi in einem Schreiben 
vom 3. April an Bidault richtete.s2 Auch wenn Guido Gonella im Parteiorgan 
der Democnzia Christima 11 Popo10 vom 14. hlai einen enthusiastischen 
Anikel über das nchristlichdemokntische Vierergespannu bestehend aus 
De Gasperi, Adenauer. Bidault und Van Zeeland veröffentlichte, so wurde 
das von Italien vertretene roderalistische Ideal von Frmkreich doch nicht 
geteilt. Der hlißerfolg der EVG in Paris war für die ihlienischen Christlichen 
Demokraten ein tiefer Schock: wDas französische Parlament hat die EVG 
auf eine dramatische Weise zurückgewiesenu, schrieb am 14. September 
1954 die von De Gasperi begründete Wochenzeitschrift La Discussione: nder 

76 hlichel DUhlOULLN (UL Anm 8). S.30. 
77 Piene GUILLEN (ziL Anm69). S.36. 
78 Archives Nationales. Archives hlRP 350 AP/13. 
79 Piem-Henri TEi'iGFN nFniles enmr h f6moin suitoni.. 1910-1958. de h Rbis inre  d 
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80 Raymond POIDEVLV. R o h r  S c h m n  (rii. Anm 7). S.95. 
81 üaymond POIDEVLY. Roben Schumon hommr GEinr (zit. Anm 7). S.377. Philippc 

CIILYAUX kommt zu der Ansicht. diD der Gegenrau I3ibiulVSchum nicht LiberuMin 
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~ ~ G - ~ e n n g  war die Charta der Europaanh;inger.u Schuld h. dachte 
man in Rom. waren die erklänen Gegner, aber auch die lasche Iialtung der 
Anhfiger. Igino Giodmi wies in La Discussione vom 13. Juni 1954 darauf 
hin. da0 bei den PYteitagen von h1RP und CDU in Lille und Köln der Bau 
Europas zwar unterstützt wurde, aber doch nmehr in Köln als in Lilleu. Im 
Vergleich zur vehementen Opposition gegen das Projekt einer Europäischen 
VerteidigungsgemeimcMt hätten die Anh5nger des Vorhabens ein Bild der 
Schwäche und des Zuderns ohne erkennbaren politischen Willen geboten. 
notierte Paolo Emilio Taviani.8' Bidault habe ein supranationales Projekt 
mit den nationalistischen Konzepten der französischen Abgeordneten in 
Einklang bringen wollen. doch hitten die Veneidiger des Projekts es nicht 
versmden - so Li Discussione -, dem Parlament den Vertrag schmackhaft 
zu machen. Statt dessen hätten sie sich bei der Diskussion um die deutsche 
iviederbewaffnung nicht auf europäische, sondern auf nationalistische Ober- 
legungen eingelassen.@ Für die DCI war also der MRP nfür den hlikrfolg 
mit~erantwonlichu.8~ Einige hfonate sp3ier. am 23. Oktober, erlebten die 
Italiener bei den Gesprächen über die Verträge von Paris. die als Ersatz 
fiir die gescheiterte EVG herhalten sollten. erneut eine herbe Enttäuschung: 
Während die DCI in der neuen Westeuropäischen Union ein Mittel sah. um 
den Schaden vom 30. Auys t  zu begrenzen, lehnte der hlRP sie vollstyldig 
ab und wünschte den seiner Meinung nach allzu schwachen und ineffizienten 
Rahmen der WEU durch bilatenle Veruäge zwischen den Sechs zu siär- 
ken. Paolo Emilio Taviani, der in der Zwischenzeit Veneidigungsminister 
geworden war. bedauerte zwar diesen hleinungsunterschied. blieb aber 
im Ton diplomatisch. In I /  Popolo vom 17. November bekundete er die 
~Bewundemng (der italienischen Christlichen Demokraten) fiir die ZXhigkeit 
und die InbninSt, mit der sich die Christlichen Demokraten in Fmkreich 
auch weiterhin fiir das europäische Ideal schlagen wollen. Sie befinden sich 
in einem viel schwierigeren Umfeld als wir ... Somit ist die Position der 
fmzösischen Christlichen Demokraten schwieriger und aus wahltaktischer 
Sicht auch risk3nter.u Allerdings konnte er es sich nicht verkneifen hin- 
zuzufügen: *Die Christlichen Demokraten Italiens bedauern, feststellen zu 
müssen. daß die Freunde im MRP zwar grundsätzlich übereinstimmen. in 
der konkreten politischen Aktion aber keine Ubereinstimmung erkennen 
I%sen.uS6 Bei der Abstimmung über die Ratifiziemng Ende Dezember 1954 
stimmte die große Mehrheit der hlRP-Abgeordneten entweder dagegen oder 
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enlhielt sich der Stimme. Nur einige entschlossen sich zusammen mit Roben 
Schuman, der erneut mit den Italienern auf einer Linie lag. die Pariser 
Venr5ge zu billigen. 

Diese \Vechselfiille sind aufschlußreich. Sie l a sen  Schwierigkeiten und 
Schwankungen auf der einen Seite, auf der anderen aber auch die Entschlos- 
senheit der dominanten Strömung erkennen, dar Einigungsprojekt trotz des 
Mißerfolgs der EVG zum Projekt der Christlichen Demoknten zu ma- 
chen, wovon das hlanifest der Europäischen Union Christlicher Demoknten 
(EUCD), das P r o g m m  der Europäischen Volkspartei und die P r o g m m e  
der einzelnen Paneien zeugen?' Die Römischen Vemiige von 1957 sollten 
nur ein Schritt auf diesem Weg sein. hlan müsse, schrieb Pierre Pflimlin. 
nschließlich zu einer europäischen Föderation kommen, deren Zusiändigkeit 
sich über d a  winschaftliche hinaus auch auf die Außenpolitik und die 
Veneidiyngu e n t r e ~ k e ? ~  Doch müsse diese Föderation in Anwendung 
des Gmndsatzes individueller Verantwonlichkeit und des Gmndsatzes der 
Subsidiuillt, beide der Soziallehre der katholischen Kirche entlehnt, die 
Autonomie der S m t e n  in zrihlreichen Bereichen wahren. Es gehe darum. 
Supranationalität und Wahmng der nationalen Eigenheiten in Einklang zu 
bringen. eine nicht einfache. von einem schwer auflösbaren \Videnpmch 
geprägte Aufgabe. 

Während der bedeutenden Semaine Sociale de France 1962 ging Jean 
Rivero, Professor an der Rechtsfakulllt in Paris. auf &s gleiche Thema ein; 
er wies auf die Existenz eines ~Pulverfassesu hin und warnte vor den Risiken 
des Nivellierens und des Gleichmachens. ~ E u m p a  und seine \Vene können 
nur auf dem Weg über seine Nationen erreicht werdenu, sagte er und fühne 
zur Lösung des Problems die Lehre von Pius XI. iiber die Subsidiarillt an: 
rlnnerhalb Europas muß in diesem Licht das schwierige Gleichgewicht zwi- 
schen den mtionalen Unterschieden und der notwendigen Einheit definien 
werden.uS9 Damit knüpfte er an Gedanken an, die hlenhon 1953 bei der 
Semaine Sociale in Pau so formuliert harte: nEuropa muß im Dienste der 
Nationen und durch die Nationen. die es  ausmachen. gebaut werden; dieses 

87 Im Programm dm Ccnm des DCmccmes Scciaux frangais (C.DS.). L'owre solurion. 
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Projekt muß im Einklang mit den nationalen Gegebenheiten verwirklicht 
werden und sich bei seiner Verwirklichung auf diese abstlitzen.ugO 

nDer Tnum von Europa ist der Beitrag christlich-demokratischer Politik 
zu diesem Jahrhundenu, rief Etienne Bome 1951 in seiner Rede auf Alcide 
De Gasperi aus.9t Dieser ~Traumr  wird sicher nicht nur von Christlichen 
Demokraten geträumt; auch z;ihlt die Christliche Demokratie nicht unbedingt 
m den Vorreitern des Europagedankens; bekamt ist. driß um Europa Streit in 
ihren Reihen ausgetragen wurde. Unbestreitbar ist aber. &B die Christliche 
Demokratie, von der Notwendigkeit eines geeinten Europas überzeugt. dis 
auf dem Eckpfeiler der deutsch-französischen Aussöhnung mht, die Gunst 
der Stunde nutzte, d s  durch das Zusammentreffen von Persönlichkeiten, 
die den gleichen Glauben und die gleichen Gmndwene vemten. eine 
Atmosphäre des Vertrauens entstand. Die Christliche Demokratie nimmt in 
der Geschichte der Einigung Europas eine bedeutende und unersetzliche 
Rolle ein. Gewiß, die rein institutionelle Bilanz mag eher mager scheinen. 
vor allem, wem man an den nachhaltigen hlißerfolg mit der europ9ischen 
Veneidiyngsgemeinxhaft und mit dem p d l e l e n  Projekt der Europäi- 
schen Politischen Gemeinschaft denkt. Diese Projekte waren überwiegend 
christlich-demokratischer Herkunft, während die übrigen (wie die ECKS 
und die EWG) auch von anderer Seite mitgetragen wurden. Der Beilcig 
der Christlichen Demokraten bezieht sich eher auf eine bestimmte An der 
Politik, auf eine Methode und auf Konzepte. die ihrer Sicht der Dinge - 
der christlich-demokratischen \Veltanschuung - entstammen. Zusammen- 
fassend können drei Aspekte hervorgehoben werden. Zuerst die Definition 
und Umsetzung einer neuartigen, auf die deutsch-fmzösische Vershdigung 
bauenden Politik, wie in der Deklaration vom 9. hlai 1950 knapp formu- 
liert. die auf freiwilliger Gmndlage, demohiisch und urnsichag aus dem 
Teufelskreis von Krieg, Niederlage und Revanche führte. Zweitens gelang 
es, eine Dynamik zu erzeugen, die auch andere politische Gmppiemngen, 
wie Sozialisten. und - in Frankreich - Genen1 de Gaulle und die 
Gaullisten - in das Werk des europ9ischen Einigungsprozesses einband und 
ihre eigenen, spezifischen Eigenheiten mit einbringen ließ. Drittens kom- 
ten - und dies ist ganz wichtig -typisch christlichdemokratische Konzepte, 
wie die Anerkemung der intermedi3ren Körperschaften, die Veneidiyng 
der Persönlichkeilsrechte, der Begriff der Gemeinschaft und das Prinzip der 
SubsidiariWt auf Europa angewendet werden; letzteres fand sogar Eingang 
in den 1991 unterzeichneten Venng von Mmtncht. Diese Konzepte haben 
sich in der Zwischenzeit durchgesetzt und sind zu politischem Gemeingut 
geworden. zweifelsohne ein Erfolg der Christlichen Demokraten. der aber 
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auch eine Gefahr in sich birgt. denn es geht der Christlichen Demokratie 
durch die Verallgemeinemng ihres Gedankengutes ein Teil dessen verloren, 
was ihren besonderen Charakter, ihre Identität ausmacht. Dieser Gefahr kann 
durch Neubesinnung und durch Fortentwicklung des christlich-demokrati- 
schen Gedankengutes entgegengewirkt werden, eine Aufgabe, die sich auch 
in Anbetracht der Tatsache stellt. da!3 jetzt zwischen Atlantik und Ural die 
Mauem eingerissen sind. Die Europäische Gemeinschaft hat es nun mit 
einem Europa zu tun hat, das nur noch durch seine natürlichen Grenzen 
begrenzt ist, in dem es aber an Herausforderungen nicht fehlt. 



Die Europapolitik der CDU im Hinblick auf Frankreich und 
den hIouvcment Republicain Populaire (hlRP) 1935-1966' 

Von Hcinhnrd Schreiner 

1. Fnnkreich im Europakonzepi Konnd Adenauen 

Prognmmauswgen der CDU zu eumpapoliiischen Fragen sind in den of- 
fiziellen Dokumenten der enten Jahre nach Parreigrlindung relativ selten 
zu finden und lassen sich f s t  ausschlieDlich auf. K o m d  Adenauer zu- 
rückführen. zumal m als Kanzler und - bis 1955 - als Auknminisier 
die Außenpolitik mdgeblich bestimm! hat1. Sein mklMes Ziel war von 
Anfang an die politische Einigung Europ3s. in der er die Lösung f i r  eine 
Reihe verschiedenartiger Probleme sah, die sich in drei Punkten zusrim- 
menfssen lassen: erstens die Lösung des westeump3ischen Sicherheiüpro- 
blems angesichis der sowjetischen Bedrohung. zweitens die Normalisiemng 
der deuisch-französischen Beziehungen und drittens die Rückgewinnung 
von EiniluD und Souverhitit für die Bundesrepublik. Europa allein hielt 
Adenauer jedoch für zu schwach. sich selbst zu verteidigen. Er baute auf 
die Schutzm~cht USA. auch wenn diese sich damii einen entscheidenden 
politischen EinfluB in IVesteumpa sicherte. 

Die Einigung Eumpas war nach verbreiteter Ansicht Vonussetzung für 
die Retiung der christlich-abendl~dischen Kultur. In Fnnlireich allerdings 
nahm die Idee eines chrisilichen Europa als Bollwerk gegen Kommunis- 
mus und sowjetische Expansion schon aus geographischen Gründen ei- 
nen weniger g rokn  Stellenwen ein als in Deulschland. Darüber hinaus 
war bei der Volksrcpublihischen Bewegung (LIRP). die als franzüsische 
Schwesterpartei der Christlich-Dcmokntixhen Union in Deutschland ange- 
sehen werden h (gegr. 193.1 -aufgelöst 1967), eine Einigung auf eine . 

I I h - P e i n  SCIWARZ mAdnuucr und Eumpaa. in: bisn'djohn~hple fÜZEirgc~chichre 
27 (1979). pp.471-5% VgL auch xine umfmgreiche Biogrjphii ( A d r ~ u r r .  Der Aqnieg: 
1876 - 1952. SNU~II 1986. pp.85@879). derrn zrciicr Band C I d r ~ u e r .  Der Sronrsmnn: 
1952 - 1967) 1991 mchirnen ist, - Dic nachfolgmdni Awfühnmgm geben unwcmilich 
vcidndm cincn Vomag widcr. den ich am 19. luiw 159ü in F a d  irn IWunrn cines von 
dcr Fondation Naional des ScKncn Poliiiqucs vrranstaluien K o l l q u i u m  Cik mLe hlRP el la 
Conrmion b m p h n e  (19-111966). gchalunhibe.Eine fmv&isk Farrung iumiulawcile 
m c h i m  in: Serge BERSTEIN. han-hlaric MAYEUR. Pi- h l l l U  (Hg.). 12 YRP 11 14 
ronrminion rmphnne, B W l  1993, pp. 273-290 
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christliche hiotivation schwierig, und zwar aus innenpolitischen Gründen, 
worauf noch einzugehen sein wird. Dennoch haben sich hlRP-Politiker auf 
CDU-Parteitagen immer fiir die Erhaltung einer christlich-humanistischen 
Lebensauffassung ausgesprochen.' 

Der Versuch der Normalisiemng der deutsch-fmzösischen Beziehungen 
war sowohl in Frankreich und im hlRP als auch in Deutschland und in 
der CDU eng mit europapolitischen Zielen verknüpft. Allerdings t n t  der 
MRP erst seit 1948, nachdem er vier Jahre lang zuvor die Zergliedemng 
der deutschen Staatlichkeii gefordert h t t e .  für die Integration Deutschlands 
in ein europiiisches Dündnissystem ein, um damit eine bessere Kontrolle 
über die deutsche Wirtschaft ausiiben zu können und ein IViederersmken 
des Nationalismus und hlilimismus zu verhindern." Damit betrachtete der 
hlRP die europäische Integration in enier  Linie als Lösung des deutschen 
Problems. Roben Schuman4. der 1948 d s  Amt des Außenministers von 
seinem Parteifreund Georges Bidault übernahm, verkörperte im hlRP die 
neue positive Polirili einer deutsch-fmwsischen Verstbdigung: er ging 
sogar darüber hinaus von einer deutsch-französischen Schicksalsgemein- 
schaftu5 aus. Im Unterschied zu Adenauer hielt Schumm aber ein deutsch- 
französisches ~ieie-3-t;teu für verfriiht. Deide Staatsmänner waren sich darin 
einig. d35 die Zeit der Nationalst~ten in Europa zu Ende sei und da5 die 
europ9ischen S m t e n  aus eigener Knf t  ihre politischen, wirtschaftlichen und 
miliiärischen Probleme nicht lösen konnten. Anders als Bidault, der einer 
Atlantischen Gemeinschaft gegenüber einer Europäischen den Vorzug gab. 
wurde Schumm von den meisten CDU-Politikern als übemugier Europiier 
geschätzt6, sieht man von'den Konfrontationen ab. die sich in der Saarfrage - 
hier gab es allerdings auch in der CDU unterschiedliche Standpunkte - 
ergaben. 

~- -~ ~ 

2 In diesem Sinne l u k e  sich hlarc Schercr in winem Cnißwon auf dem zweitm 
CDU-Dunderpmciog (Zurirer Porreilag der C h ~ r i Q h . D ~ m l r o r i r c h ~ n  Union D e u i s c h l ~ ~ .  
Karluuhe. 18.-21. Okmbcr 1951. pp.85-87). 

3 Rcinhard SCIIüEIhTR. Bidaulr. d u  hIRP unddicfron:6sisrhe Deursrhlmdpolirik 19.15- 
19% FmkfunfXl. 1985. 

4 Raymond POIDEVLY. RobenSchomn. h m e  6Eror 1836.1963. Pyi9 1986. 
5 Vgl. dcn glekhnunigen Anikcl von Fran~oÜ & h lLnHON (SIRP) in Infomiion$- 

Schrift der D I U I S C ~ B  Pres~~srelIe der EuropSis~nPn Bmeputtg vom 16.7.1952. 
6 Zur Unimchicdluhkcit dereuroppoliiirchcn Konzptionmbci Bidiuli und Schummvgl. 

FOIDEVL'I (Schumn. ziL h 4 ) .  pp. 198-212. - Aderwucr äuknc sich auf den Simngen 
dc9 Zoncniusuhusws der CDU der britischen Zone vom 10.7. und 3.8.1948 p s i t i v  Ubcr den 
Außenministim.cchwl von Bidaulr auf Schum. ziL bei I l c h u t h  PlhZ (Demb.). Konrod 
A d e ~ u e r  und die C D U  der bririsrhen Besoi;ungs:one, hg. von der Konrad-Ademucr-Stiftung. 
DOM 145. pp.521. 539. - K d  Knskc. Sullvcmeunder CDU-Dundesgcsc~fiihrer, 
schrieb in seinem Dcricht U L m  seine Tcilnihme am hlRP-Pnneirag in Paris im Mai 1953: Von 
europäischn Obmeugung sei bei Didiult nkhu zu spürt& er wolle sich nicht auf Europa 
lesilegcn bis sich endgiüiig erwiuoi W. ob es für FranLreich nicht womaglich cinen anderen 
und viel nßulichem Wcg als dcn &I ccumpäiwhen Einigung gcbc (ACDP V11001-21511). 
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Adenauer bemühte sich in seinen Reden oft darum, die noch bestehenden 
Ängste und &S hlißinuen der Franzosen Deutschland gegenüber verständ- 
lich zu machen7 und fand in seiner Partei auch Unter~tützung.~ Für ihn selbst 
stellte die europiische Einigung auch ein hlittel dar, veraltete preußische 
Tnditionen zu beseitigen und Ängsten vor einer Rückkehr des Nationalso- 
zialismus entgegenzuwirken. Die Angst vor einer fmzösisch-sowjetischen 
AMähemng, basierend auf dem Freundschafüvemg vom Dezember 1944. 
spielte bei Adenauer eine nicht unbedeutende Rolle9, während man in 
Frankreich befürchtete. Deutschland könne sich dem Osten anschließen. um 
seine zu erreichen.I0 Für den CDU-Vorsitzenden stand 
die deutsche \%eden'ereinigungspolitik nicht, wie er es den Kritikern in 
seiner Partei (u.L. Jakob Kaiser) immer wieder klmumachen versuchte. im 
Widerspmch zur bvestbindung. 

Für Adenauer wie Tür Schuman galt die Bereinigung der deutschfmw- 
sischen Beziehungen als Vorbedingung für die europäische Integration. Die 
von Frankreich gewünschte Kontrolle wollte Adenauer durch Partnerschaft 
erseizen und im Endeffekt die Souveränirät und Gleichberechtigung der 
Bundesrepublik in der europäischen Gemeinschft durch Vertciuensgewinn 
erreichen. Damit sollte verhinden werden. daO sich die Siegernächte auf 
dem Rücken Deutschlands einigten. Das Problem einer Beschneidung der 
stytlichen SouverZnität irn vereinigten Europa stellte sich warend dieser 
Zeit in Deutschland. anders als in Frankreich. nicht. 

Ein klares lntegntionskonzept hat es im hlRP und in der CDU in den er- 
sten Nachkriegsjahren aber nicht gegeben. Adenauer verwandte gelegentlich 
die Formel *Vereinigte Styten von Europaw und spielte mit dem Gedanken 
einer wirtschaftlichen Veriiechtung der westeuropäischen Länder." Er hielt 
zwar in seiner Europapolitik an Grundsitzen, wenn er sie einmal gefaßt 
hatte @.B. an der Bejahung der Europiischen Veneidigungsgemeinschaft) 
fest. war aber auch jedemit bereit. diese Politik der außenpolitischen 

7 VgL die Rede Admaum auf &m e n m  Parteitag der CDU der briiirchm Zone in P i h Z  
(Konrod Ademurr. ur Anm. 6). p. 350. 

8 Vgl. hgen  Gmtenmaicr (-Wu mOrm w gcschlosrcn h i e r  den Bwidcskanrl~ siellm 
und du GcsWpp des M i m n s  mit Fmkeich auuinanderbicgma) und Paul Bausch (~U'N 
uns die F r m m  nicht verstehen. miisren wir v m u c h  sie zu vmlelun-) in der Sitzung der 
CDUJCSU-BudestagsfaLtion vom 15.1 1.1949 (ACDP ViLId01d06R). 

9 Aden iw  in der Sitnuig des CDU-Bundesvorrmds vom 103.1956. in Günicr BUCII- 
STAB (Be&.). A i r  h o k n  ~ i r k l i c h  ewas gcscIioffenn.. Db P r o l o b l l ~  &s CDU-Bdwor-  
siondi 1933.1957. Diüwldon 1990. p.859. 

10 So hlm Schers ( Z n r k r  Ponriiag. zir Anm2). p.86. 
I1 Vgl. den BricfAdenam vom 31.10.1945 anden hiisburger OkrWrgcmrÜur HIcinrich 

Weia in llaru P m  hENSLVG (Be&.). Konrd A d e ~ u e r .  Briefe. Bond 1: 1945-1947, Berlin 
1983. p. 130. 
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Situation anzupassen. Dieser ~flexibleu oder ndynamische Ragmatismusutz 
erklärt beispielsweise, w m m  Adenauer nach dem Scheitern der EVG nicht 
resignierte, sondern sich sofort neuen Ansätzen zuwandte. 

2. Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit zwischen CDU und h1RP 

Eine enge politische Zusammenarbeit zwischen hlRP und CDU hat es. 
dies belegen jedenfalls die Quellen im Archiv f i r  Clulstlich-Demokratische 
Politik, nicht gegeben. Diese Tatsache verwundert umso mehr, als beide 
Parteien in ihren Ländern die europäische Integration vorbehaltlos unter- 
stützten. Aukrdem tnfen sich schon früh. von 1917 bis 1956, Venreter des 
hlRP und der CDU mit anderen westeurop5ischen christlichen Demokraten 
zulnfomat ionsgesp~chen im Rahmen des sogenannten Genfer Kreisest3 
und arbeiteten von 1947 bis 1965 in den Nouvelles Equipes Internationales 
(NEI), dem ersten europäischen Zusammenschluß christlich-demokratischer 
Parteien und Politiker nach dem Kriege. zusammen. Daneben gab es Kon- 
takte von Mitgliedern beider Parteien im Rahmen der nationalen Parteitage. 
auf denen offizielle G ~ U w o r t e  eingeladener Vemeter ausgewuschi wurden, 
sowie eine Anzahl privater Treffen, deren Ergebnisse aber in den deutschen 
Quellen so gut wie keinen Niederschlag fanden. 

Die Gespriiche in Genf galten als vertnulich und wurden mit der Auflage 
gefihrt, daß nichts darüber publiziert werden dürfte. Adenauer störte die 
Unverbindlichkeit dieser Zusammenkünfte; auf seine F n g e  in der Sitzung 
vom 10. Juni 1919t" ob es für den hlRP von Nachteil sei, wenn er  sich 
der CDU öffentlich Mherte. antwortete Bidault zwar mit einem Nein, die 
hlRP-Venreter verhielten sich aber ausgesprochen reserviert. wenn ihre 
deutschen G e s p d c h s p m e r  das Thema einer offiziellen Zusammenarbeit 
anschnitten. Der Vorschlag von Albert G o w i s  in der gleichen Sitzung, ge- 
genseitig Vertreter zu den nationalen Paneiwgen einzuladen, wurde von der 
deutschen Seite dankbar aufgenommen. In dieser frühen Zeit, aber auch noch 
bis weit in die flinfziger Jahre hinein, waren die Ängste in der französischen 
Öffentlichkeit gegenüber Deutschland noch zu stark. Gerade diese Ängste 
wollte Smtssekret3r Otto Lenz mit seinem Vorschlag, Redner in beiden 
Ländern auszutauschen oder Begegnungen von Politikern zu organisieren, 

12 Wmer WDLi'FELD in T. IANSENI D. hlAlLUKE (Hg.). Perr6nlichilPiten der Euro- 
päischen lnagrorion (Eumpäische Politik 56). Bonn 1981. p.322 

13 6mno DdRPLYGIlAUS. "Die üenfer Siuungcn Erste Zusammenkünfte führender christ- 
lich-dcrnoluatixher Poliiikcr irn Nachkriegscuropnu. in: D. BLUhIENWTTZ/K. üOTiUff1. 
hiAIER/K. REPüOin1.-P. SCHWARZ (Itg.). Konrad Adenouer und reine Bir. Politik und 
PerrInlirhLcitde~ Prsrrn Bund~~Lz1c - r~ .  D d  I, Stungait 1976. pp. 538-365. 

14 Protokoll dicrcr und der weiter unlen i n  Tex1 folgenden Sitzung vorn 23 .1952  in 
NarhlaD Dörpingbus. ACDP 103-017. 
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abbauen helfen (Sitzung vom 24.3.1952). Dies hstte aber nach Meinung der 
MRP-Seite in Fmkreich zu einem gegenteiligen Effekt gefuhn. Zur Genfer 
Begegnung vom 3. November 1952 schrieb Lenz in sein Tagebuch: >Wir 
machten den Vorschlag. wenigstens eine engere Form der Zusammenarbeit 
zu finden. damit die schlimmsten gegenseitigen Mißverständnisse möglichst 
raich ausgedumt werden können. Selbst dazu bestand auf französischer 
Seite wenig Neigung.u15 

Ebenfalls kein Versc;indnis hatte die CDU für die Weigemng der Volksre- 
publikaner. sich direkt in den NE1 zu engagieren. Obwohl Roben Bichet 
(MRP) 1947 hlitgründer und erster Präsident dieser Organisation war. 
t n t  der h1RP erst 1964 als oflizielles hlitglied bei. Die Unachen hierfür 
waren nur aus den innerfmzösischen Verhältnissen her zu verstehen: Der 
h4RP vermied es, in F d e i c h  als christliche Partei aufzutreten. weil er 
wegen zahlreicher innenpolitischer Schwierigkeiien konstant mit Parteien 
(Sozialisten, Radikalen) zusammenarbeiten mußte, die eine antiklerikale 
Tndition besaßen. Die Volksrepublikaner hatten lange gehofft, im Zuge 
dieser Zusammenarbeit zu einer g r o k n  Arbeiterpartei in Frankreich zu 
werden. Ihre christliche Inspiration wollten sie dennoch nicht verleugnen. 
was die rege h l i e i t  vieler MRP-Mitglieder in den NEI, als Einzelper- 
sonen und nicht als Pmei. erklärt.16 Die CDU kannte diese Schwierig- 
keiten nicht. Ihr Bekenntnis zu den christlichen Gmndwerien nach den 
Erfahningen der Terrorhemchaft in Deutschland hatte wesentlich zu ihrem 
Erfolg beigemgen. Als maßgeblich regiemngsverantwortliche Partei war 
ihre Situation eine ganz andere als die ihrer i m ö s i s c h e n  Schwesterpartei. 
Ihre Haltung gegenüber den oppositionellen Sozialdemokraten war nicht von 
Zugeständnissen, sondern durch eine offene politische Auseimdersenung 
geprägt. 

Es muß immer wieder betont werden, daß das untenchiedliche Stär- 
keverh9linis von MRP und CDU unterschiedliche Vonussetzungen f i r  
die Durchsenung der jeweiligen politischen Zielsetzungen bedeutete. Die 
Volksrepublikaner waren im Vergleich zur CDU eine relativ schwache und 
immer schwächer werdende Partei in einer von Krisen geschütielten Vierten 
Republik Die CDU als srärkste Partei in Deutschland mit Adenauer als 
dominierender Persönlichkeit 3n der Spitze bestimmte als Regiemngspmei 
die deutsche.Auknpolitik. Den deutschen Christdemokmten fiel es schwer 
zu verstehen. w m m  der Erfolg, der im eigenen Land errungen worden 
war, sich nicht auf die europäische Ebene in der Form einer internationalen 

I5 R GUTi0nL-O. KLELY>lANNK SCHRELYER (Bearb.), Im 2nfrurn der hlacht. Das 
Tosebuh von 5ia?isselert kn: 1951-1953, DilswlM 1989. p.154. 

16 Erling BR.  Lu France h n n r  rEurope. Lu poliiique ewop6ennr de b n'o RPpirblique. 
Kopcnhagm 1966, p.367. 
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Zummenarbeit übertragen ließ. Auch Hinweise Adenauers. dd3 es in 
F&ich keine christliche Partei wie die CDU gebe, wurden von den 
führenden Mitgliedern der Partei und schon gar nicht von der Parteibzis 
versimden oder wollten nicht verstanden werden. In Fnnkreich wie in 
Deuischlmd herrschte ein großes Defizit an Kenntnissen über die innen- 
politischen Situationen des jeweiligen Nachbarlandes. 

In der CDU gab es schon 1951 Überlegungen. den lockeren Verband 
der NE1 durch eine Christliche Intemtionale zu erserzen. die effektiver 
arbeiten sollte. obwohl man wissen mußte, daß sowohl der hlRPds auch die 
belgischen Christdemoknten. die auch nicht als Partei den NE1 angehörten, 
dagegen sein würden.17 Den gleichen Vorschlag griff die Democmia Cn- 
s t i m  Iwliens Anfang 1959 auf, wobei die Deutschen zu diesem Zeitpunkt 
gegen eine Christliche Intemtionale stimmren. weil dadurch ihrer hfeinung 
nach die Zusammenarbeit mit Großbritannien, Österreich. der Schweiz und 
den shdinavischen Lfidern erschwert worden wäre.ls Deutsche Vertreter 
beteiligten sich zwar an der Arbeit der NEI. empfahlen aber schon 1952 ihrer 
Pancifiihning. die Beteiligung in dieser Organisation einzuschränken. Für 
Georg Süickrodt, einen der akiivsten hfitarbeiter. waren adie NE1 lediglich 
dic persönliche Angelegenheit eines hlinisten (Roben Bichet), der kein Amt 
mehr habeai9; es gebe dyin nkeine wesenilichen Gesprächsmöglichkeiten. 
vor allem nicht mch Paris hin.2" hlan war der Meinung, daß die NEI. 
wenn es um Gespmche über die wesreuropäische Einigung ging, wegen 
der Anwesenheit der ostcurop3ischcn Exil-Vertreter noch weniger leisren 
k ö ~ t e n  als der Genfer Kreis. 

Auch die wenigen Kontakte. die zwischen der CDU-Bundesgeschäftsstelle 
und dem hlRP-Generalsekretsnat geknüpft wurden, so in einem Briefwech- 
sel zwischen Kraske und Mallet im November 1953, rührten lediglich zur 
Bereitschaft, zukünftig gedruckte Parteiinfomationen ausz~tauschen.~~ In 
diesem Zusammenhang kam es auch Ende 1953 und Anfang 1954 zu 
gegenseitigen Besuchen deutscher und imüsischer Journalisten. Die Bitte 
von BundesgeschStsführer B N ~ O  Heck an Generalsekretär Andre Colin 
vom 17. hfai 1954. ndie Vonussetzungen einer konkreten Zusammenarbeit 
zwischen unseren Parteien zu k l h n  und deren organisstorischen Rahmen 

17 Adeiwucr in &r S i m g  den CDU-Bundnvmland, vom 3.7.1951. in Günm BUCliSTAB 
(Be&.). A&n<iwc PES mupir olles nru g e m h r  wr&nr. Dir Pmroblle der CDU-Bunden.or. 
srands 1950-1953. SNngan 1986, pp.49.70. - Admucr  an Gnf von Spreu vom 10.8.1951. in 
Siiftang Bunderkaiuler-Adenauer-llaur. Kr. 11.04 S. 

18 V e m k  Kraske vom 27.1.1959 (ACDP Vi1001-210p). 
19 SmcLrodi in der Siuunz dcn CDU-Bundcnvonmd, v a  3.7.1951 (zir. Anm 17). o. 127. .. . 
20 Skclrrodl an Krak V& 22.11.19Y (ACDP VIlMK207/1). 
21 ACDP Vi1001-21511. 
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für die Zukunft abzustecken*, blieb, wie aus den Akten der CDU-Bundes- 
geschiiftsslelle hervorgeht. unbeantwortet.f2 . 

3; Diskussion um die EVG 

Der Vorschlag Robert Schumans von 1950 zur Bildung der hlontmunion 
kam fur den MRP überraschend. Er bot für Frankeich die hlöglichkeit. die 
deutsche Wirtschaft zu überwachen und an ihr zu partizipieren; entscheiden1 
aber war. dzß damit die europlische Zusammenarbeit in Gang gesetzt wurde. 
Deshalb war das Echo in der CDU überwiegend positiv.2' Erst nach Bekannt- 
gabe des Plevenplans. der - nicht nur für ~ d e n a u e r  - auf den ersten Blick 
als ein Sueben Frankreichs nach militirischer Vomerrschdt gedeutet werden 
konnte, wurde auch der Schumanplm bei den deutschen Christdemoknten 
zum Teil kritisiert? Der hlRP war nach außen hin die einzige Partei 
Frankreichs, die die EVG vorbehaltlos unterstützte, wobei &s sicherheiüpo- 
litische hloment (Kontrolle iiber &s deutsche hlilil3r; Verhindemng. da0 die , 
Bundesrepublik in die NATO aufgenommen wurde) gegenüber europapoliti- 
schen Erwfigungen den \ 'omng besaß. Kritische Stimmen gab es dennoch in 
der Partei, die eine Wederbewaffnung Deutschlands grundsätzlich vermei- 
den wollten und mit einem Verzicht auf die französische Nat ionalmee und 
damit auf Souveräniiätsrechte nicht einverstanden w a r e n .  Abgelehnt wurde 
der EVG-Vertrag auch. weil man argwöhnte. er könne der Bundesrepublik 
ein Übergewicht in der europ5ischen Gemeinschaft v e r ~ c h a f f e n . ~ ~  

CDU-Politiker kritisierten die EVG umgekehri als Instrument f m ö s i -  
scher Ilegemonial- und Sicherheitspolitik und die vorgesehene Diskriminie- 
rung des deutschen Kontingents. Adenauer, nach dessen hfeinung Fnnk- 
reich auf eine Neuiralisiemng Deutschlands aus W$, neigte bis 1951 der 
NATO-Lösung zu und akzepliene dann auf Druck der USA hin das EVG- 
Projekt, an dem er  bis zum Schluß festhielt. Für ihn bot der Plevenplan die 
hlöglichkeit, der Verwirklichung der westdeuuchen SouverLniiäi ein Stück 
näher zu kommen. Die militirische Sicherheit aber sah der Kanzler nicht 
durch die EVG. sondern durch die NATO Den EVG-Kritikern 

22 Ehndi. 
23 Vgl. Adenaucr in Erster Paneirag der CDU 1950 ( B m h . ) ,  pp. 11-20. 
24 VgL die Kritik Adenaw gcgenl ik t m  ammilanixhm Hochkommirrar John lay 

hlccloy in Tagebuch L-m vom 23.1951 (ziL Anm. 15). p.51. 
25 Vgl. die BmchiF von Spreii und K m k c  Ober i h  Teilruhmm an den MRP-Pancitagen 

von 1952 bzw. 1953 (ACDP V11001-20511 bzw. 21511). . , 

26 So U o  Ibmon (Bericht Kaske. ACDP WW-21511). 
27 Togeburh Lou vom 19.1.1951 ( i L  A m  15). p. 13. 
23 Il& BLANKEMIORN. Versrändnis und Ikrständigung. Bläncr NM polifischen Ta- 

gebuch 1919-1979. Bolm 1930. p. 115. - SCIIWARS (~Adcrwuer und Eumpaa. z i ~  Anm l). 
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in der Pateispitze (Kaiser, Gradl. Blumenfeld) machte er deutlich. da0 ein 
Scheitern der EVG und &mit der Europäischen Integration den Rückzug 
der Amerikaner aus Europa bedeuten könnte.29 

Gilbert Ziebun hat die These aufgestellt, da0 die deutschen und französi- 
schen Beweggründe für die Verwirklichung der EVG p r i d  nicht auf eine 
g e m e i n m e e ~ m ~ ä i s c h e  Zusammenarbeit gezielt hitten, sondern diametral 
entgegengesetzt gewesen seien: Fmnkreich habe &mit die Verselbststhdi- - .  - 
gung der westdeutschen milit;irischen und politischen Macht verhindem, die 
Bundesrcpublik &gegen die EVG als hlittel zum politischen Wiederaufstieg 
nutzen ~ o l l e n . ~  Diese These unterschlägt aber. &B sowohl auf fnnzösi- 
scher wie auf deutscher Seite &s Gesamtziel der europäischen Einigung 
stets prisent war. 

4. Krise und rrelance europiennen: Vom Scheitern der EVG bis zur 
Gründung der EiVG 

Bis 1954 erweckten hlRP-Politiker in ihren Kontakten mit der CDU den 
Eindruck, eine Ratifiziemng des EVG-Venrags durch die französische Natio- 
nalversammlung sei noch möglicli?' Die Hauptbenter Adenauers in dieser 
Angelegenheit. der Siaatssekretär im Auswaigen Amt ivalier Hallstein und 
der Bundespressechef Felix von Eckardt, verunsicherten den Bundeskanzler 
durch ihre unterschiedlichen Beuneilungen. Hallstein. der seine Infonna- 
tionen aus Kreisen europafreundlicher Politiker in Frankreich bezog. war 
von der Erfolgsaussicht. von Eckxdr dagegen von der Aussichtslosigkeit 
der EVG-Ratifiziemng in Fnnkreich überre~gt.'~ Es ist nicht sicher, ob 
die Enttäuschung Adensuers [iber das Scheitern des Projekts wirklich so 
groß gewesen ist, wie er es in seinen hlemoiren d a n t e l l ~ ~ ~ .  Schon seit Jahren 
hatte er sich auf diesen Augenblick vorbereitet. um der Bundesrepublik 
den Beitritt zur NATO zu ermöglichenM, und so im Frühjahr 1954 dem 

p. 485. - Paul KOACK. Dos Schiicrn &r Evropbisckn 1Pnridigungrgcm~inschfr. Emchei- 
Jyng~pro:~s~r vor undmch &m 30. Augur1 195l. Dilrscldori 1977. p.241. 

29 Adcrwunim CDU-Panciairr~huDvom9.11.1951; siehe Wemn WEIDF5TELLI in: H.-E 
VOLKhIAhWW. SCiiWEiiGLER 01g.). Die Europiische I P n ~ i d i g u n g r g e ~ i m c ~ I .  Boppani 
1985. o. 2M. 

30 Gilbm ZIEBWlA. Die deutrch-+on;dsirchn Be.-bhungen rrir IW5. h l j l h n  unddeoli- 
rüien. Stunzan 1970. D. 73. 

31 S o  Ä l f d  C&-Floret in Tagebuch Lenz vom 17.5.1954 (Nachlaß Lnu, ACDP 1-172). 
32 WDE..iTELD (zit. Anm 29). p. 265. 
33 Konnd ADENALIER Erimmnnen 1953-1955. Siun~an 19SO. P. 298. 
W Schon 1951 hne Adenaucr in cincr Bcsprcchung ~ ~ u n d e r k a & m t  m W n  diB n 

sofon h e i l  aci. im Fallc des Schcium der EVG dem Athtikpakt k h m m  (Tagebuch 
Lrnz vom 9.12.1951. zit. Anm 15. p. 193). -Nach dem Schcivm des Pmjekls d ä n s  a in 
d n  CDU-Bundesvorslandssi~ng vom 11.10.195-1. cin ~ B m x l e r  Pakt plw NATO< rci mvicl 
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Auswänigen Ami den Auftng erteilt, Ersatrlösungen für eine gescheiterte 
EVG zu errirbeiten?j 

MRP-hlitglieder harten &vor gewarnt, innerparteiliche Diskussionen in 
der CDU über eine Alternative zur EVG an die Öffentlichkeit dringen zu 
lassen. um die Ratifiziemng in Frankreich nicht zu gefhden ,  obwohl nun 
auch im hlRP über Möglichkeiten diskutierte, die nach einem Scheitern 
der EVG in Bemcht gezogen werden könnten?6 Aus diesem Gmnd hatte 
es Adenauer nicht für nörig gehalten. der Forderung Bi&ults nach der 
Lösung der Saarfrage als Vorbedingung für die französische Ratifiziemng der 
EVG nachzugeben. Auch Schumm war gegen eine Verbindung der beiden 
Themenkomplexe EVG und Sa;irfnge. Schon Jahre vorher hatte er immer 
wieder versucht, die europiische Einigung und b deutsch-französische 
Verhiltnis durch das S q r o b l e m  nicht zu belasten, wobei ihn führende 
hlitglieder seiner Partei untentüt~ten.~' In Frankreich allerdings stand Schu- 
rnm meist unter dem Druck der in der Saarfrage nationalistisch eingestellten 
Öffentlichkeit. was sich in Konflikten mit Adenauer niedenchlug. Auch der 
Bundeskanzler wurde. als er der französischen Regiemng die Europiüsiemng 
des Smgebiets zugestanden hatte, in der eigenen Pmei heftig kritisiert 
(Kaiser, Zimmer. Altmeier). Die Lösung des S q o b l e r n s  im Jahr 1955 
r3umte ein großes Hindernis in der deutsch-französischen Z u s m e w b e i t  
aus dem Weg. Dieser Wendepunkt fdllt in die erste Phase der sogenannten 
~rrlance europtenner. die in der Forschung auf den Zeitraum vom 30. 
August 1954 (Scheitern der EVG) bis zum 25. Märr! 1957 (Unterreichnung 
der Römischen Vertdige) datiert wird?s In der Zeit zwischen Sommer 1954 . 
und F r i i h jh  1955 waren die Beziehungen zwischen hlRP und CDU auf 
einem liefpunkt angelangt. 

Als das französische Parlament den EVG-Venng nicht ratifizierte, uuchs 
in großen Teilen der deutschen öffentlichen Meinung ein hlißlrauen gegen- 
über Fnnkreich als Verhandlungspmer. Adenauer gab zwar zu. da5 auch 
die Bundesrepublik für das Scheitern verantwortlich war. weil sie selbst 
mit der Ratifiziemng so lange gezögert hite.  sprach aber auch von einer 

t e s w r .  als es die EVG gcwncn ist* (riL in BUCIISTAB. Bwidpn.orsrandrpmroblle 1953.1957. 
ziL Anm 9. D. 256). 

35 ~ i ~ ~ t k G ~ ~ j c ~ l e d e n 1 9 7 6 - 1 9 5 J . A u f : e i c h n ~ n 8 ~ n r i n ~ i A u ~ ~ n : c u g e n r i p u i r c h p r  
AupPnpoltrik von A d t ~ u e r  bis Schmidr. hkiunRt. 1979. p. 194. 

36 hil.Tasun8 in Gmfvom 33.1954 ( A O P  VllO(Y-Z0711). 
37 In e i n 4  Treffen den Gmfer Kreises vom 30.11.1949 m h i c  die hiüP-Dclcgation 

darauf aufmmkam da8 die Syrfrap Inalich in cinem gethicn Eumpa gelöst und c'm 
lrcie Enüdicidmg &I Saarländn a ~ r L a n n t  wcrdcn rnilsre (Bericht von Bmmo vor der 
CDUICSU-BundesiagsfraLtion in ACDP ViIld01-100612). 

38 VgL die Beiträge von lean-Baptinc DUROSUSE d Piem GERBET in Enrico SERRA 
(Hg.). Lo Relance Europc'eme n /es Traire's de Rome. BNsvl 1989. W. 61-93. 
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ngewissen Lethargie des hZRP in der Nationalversammlungu-'9. Die CDU 
war entäuscht. als der größte Teil der hlRP-Fraktion hlonate später, am 
30. Dezeniber 1954. die Pariser Verträge in der Nationalversammlung ab- 
lehntePo Trotz des integntionsfeindlichen Kl ims  in Frankreich gehörte der 
hlRP dennoch zu den wenigen Kr5ften im Lande, die eine Fortsetzung 
der europäischen Einigungspolitik forderten. Das politische Interesse der 
französischen Parteien konzentrierte sich in dieser Zeit auf i~enpoliiische 
Reformen und auf die Überseepolitik. Nach dem Sturz von Mendks-Frmce 
im Febmar 1955 machte der hZRP die Unterstützung der neuen Regiemng 
Faure von der Fortsetzung des europdischen Inteptionskurses abhängig. 

Die relunce europ6enne leitete erst ab h1än 1955 eine konstmktive Phase 
deutsch-fnnzösischer Zusammenarbeit ein. hlRP und CDU waren sich darin 
einig. daii die europäische Idee nur dann einen Aufschwung nehmen könnte, 
wenn die Befugnisse des Parlaments der hlonmunion und des Europmts 
erweitert würden und somit echte parlameniansche Institutionen den Weg 
für eine zunächst wirtschaftliche Integration f re im~hten .4~  Das Inhfttreten 
der Pariser Verträge am 5. Mai 1955 erweiterte den tImdndlungsspiehum der 
Bomer Außenpolitik erheblich und aktivierte die deutsche Europapolitik. 

Die Initiative zur Gründung von EWG und Euntom. die von den Be- 
neluxstuten ausging. wurde vom hlRP und von der CDU begrüßt. Der 
Gemeinsame hlarkt sollte durch die Politische Gemeinschaft ergänzt werden. 
In dieser Frage gab es in der Bundesregiemng Kontroversen und Kompe- 
tenzschwierigkeiten zwischen dem Bundeswinschaftsministerium und dem 
Auswänigen AmtP2 Die Gruppe um Bundeswirtschaftsminister Ludwig Er- 
h m i  beiiirchtete, &C mit der Zollunion eine protektionistische Handelszone 
geschaffen würde, die eine Ausweilung des globalen Welthandels behin- 
derte. Dagegen verfolgte r h s  Auswänige Amt unter der Leitung des neuen 
Außenministers Heinrich von Brenmo den Kurs der Gesamtinteption, der 
auch von Adenauer unterstützt wurde. Gegenüber seinem Kabinett bestand 
der Kmzler auf der Durchsetzung seiner Politik und verwies &bei auf 
seine Richtlinienkompctenz. Nach außen hin bemühte er sich um eine 
Gleichgewichüpolitik zwischen den in der Bundesrepublik widerstrebenden 
Kmften der nFreihdlerr ,  die Großbritannien in die europäische Gemein- 
schaft integrieren wollten. und den »Födenlistene. für die du supranationale 

39 Adenauer in der CDU-Bundesvorrtandrsimng vom 11.10.1911 (BUCHSTAB. Bude,-  
~orsrondsproio~P 1953-1957, r i t  Anm 9). p. 249. 

40 BLANKEhllORN (I'ersr6ndni8. zii Ann28). p.203. 
41 Oiw L ~ K  und Frau lowf Strauß auf dem NEI-Jahrerkongrcß 1955 in Sdzburg (ACDP 

VIIOOI-207/2). 
42 Dmiel KOERFER mhkapfct  Europapoliiil Lkr Kompetenzrlreit zwirchen Aurwär- 

tigern Amt und BundeswirÜchafüminis~~rim 1957158~. in: Polirische Ilrrieljohresschrifi 29 
(1988). pp. 553-568. - llanns liirgen KUSTERS. Dir Gründung der Europaischrn Wirischafir- 
gtmeinrrhfi, Baden-Baden 1982, p. 222. 
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Konzept an erster Stelle stand. Für Adenauer selbst war die EWG nicht 
in erster Linie eine \Vinschdts-. sondern eine politische Kombination. eine 

Vorstufe. zu einem integrierten Europa zu kommen!' Auf wenig Verst5ndnis 
bei der CDU stießen im hlRP angestellte Überlegungen einer Assoziiemng 
der überseeischen Gebiete Frankreichs an die Europiische Gemeinschaft ( 
nEunfriquer), die von den P m e r s m t e n  finanziell unterstützt und diesen 
&für neue Absatzmirkte eröffnen sollten. 

5. Veriinderte Bedingungen durch de Gaulle nach 1958 

Der Amtsantritt de Gaulles best5tigte im MRP und in der CDU zunichst 
nicht die Befürchtungen, d a  d m i t  das Ende der europiischen Integration 
eingeleitet worden sei. Der neue Regiemngschef hielt zur Übemchung 
aller an den geschaffenen europiischen Institutionen wie der Montanunion 
und der EWG fest. Auf Adenauer hatte de Gaulle in den persönlichen 
Treffen des Jahres 1958 einen starken Eindmck hinterlssen, der beim 
Bundeskanzler zu einer völlig neuen Einschätzung des Generals iiührte, was 
dessen Deutschland- und Europapolitik beiraf. Einig waren sich beide vor 
allem in den Zielen. die deutsch-französische Freundschaft zu veniefen und 
die sowjetische Gefahr abzuwehren. E i e  Beseitigung der innenpolitischen 
Schwäche Frankreichs war für Ademuer gleichbedeutend mit einer Sljrkung 
E ~ r o p a s . ~  Die entschlossene und klar definierte Politik de Gaulles stand für 
Ademuer. aber sicherlich nicht nur für ihn. in einem Kontnst zur bschon 
seit Jahren unentschiedenen Haltung des M R P U ~ ~ .  

En t  de Gaulles Politik gegen die NATO ab 1959 und seine Kritik 
am Eingriff der europäischen Behörden in mtionale Hoheitsrechte, dem 
Ausgangspunkt seiner Konzeption des nEuropas der Vaterlinderr, bereiteten 
Ademuer Sorgen46 und führten zu schvfer Kritik in den Reihen der CDU 
und des hlRP. In beiden Parteien war man sich sicher, daO ein Ausscheiden 
aus der Atlantischen Gemeinschaft einen Konflikt mit den USA und eine 
politische Isoliemng nach sich ziehen sowie in militärischer Hinsicht zu 
einer gefihrlichen Situation führen wiirde. w o m  auch eine eigene f m ö -  
sische Atomstreiimacht nichs iinderte. E i e  Assoziierung der europäischen 
Regiemngen, wie de Gaulle sie plante, wurde kritisiert als Rückschritt von 
der Konzeption der Supranatiodität und als Ende der europäischen Inte- 
gration. wie sie von Robert Schuman eingeleitet worden war. Der Rücktritt 

43 Adenauer in der SiIzung &r CDU-Bundervorrtands vom 16.9.1959 (ACDP VI1M)I- 
M8R1. --.-, 

44 C D U - B u n & s v ~ d s s i U u n g  vom 11.7.1958 (ACDP VtI-001Mn/3). 
45 CDU-Bun&svorrmds~i~ung vom 28.1 1.1958 (ACDP VII-001421/4). 
46 CDU-Bundervmmdssitzung vom 22.9.1960 (ACDP VIId01JX9i6). 
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der fiinf hlRP-hlinister aus der französischen Regiemng 1962 war eine 
zwangsläufige Folge dieser Kritik Als de Gaulle in einer Pressekonferenz 
am 14. Januar 1963 den britischen EWG-Beitritt abmpt ablehnte. stürzte er  
die europäischen Einigungsbemühungen in eine tiefe Krise. Eine wichtige 
Voraussetzung fiir seine Politik war die sich abzeichnende Entspannung im 
Kalten Krieg, der Frankreich bis dahin auf den Status einer von den USA 
abhängigen hlacht gedrückt hatte. Nun sah er  die Rolle der >Grande Nationu 
aufgewertet und das Ziel eines nEuropa der Vaterländeru a~fgewertet.~' 

Die Tatsache, dd de Gaulle mit seinem Plan eines westeuropiischen 
Smtenverbundes unter Fihmng Frankreichs mit dem Ziel. die amerika- 
nische Hegemonie in Europa abzubauen. in einen Konflikt mit den USA 
geriet. änderte die Vonussetzungen filr die Fmkreich- und Europapolitik 
der Bundesregiemng. die sich bis 1958 angesichts der politischen Schwiche 
Frankreichs an die USA wenden konnte. Adenauer versuchte. die divergie- 
renden Interessen zwischen de Gaulle und den USA (Kennedy) auszuglei- 
chen. Er unterstützte de Gaulle, um ein europ9isches Gegengewicht gegen 
die USA zu bilden. war sich aber auf der anderen Seite im klaren. dd die 
Bundesrepuplik gerade jetzt angesichts des sich zuspitzenden Konfliktes um 
Berlin auf den amerihischen Schutz angewiesen war.48 

Das gaullistische. auch von Adenauer vemetene Konzept, ein europäi- 
sches Gegengewicht gegen die USA zu bilden. wurde von den ~ A t l a n t i k e m ~  
in der CDU, insbesondere von dem seit 1962 amtierenden Bundesaußenmi- 
nistet Gerhard Schröder, abgelehnt. Der hlRP wollte zwar auch einer ameri- 
b i s c h e n  Hegemonie entgegenwirken. jedoch im Unterschied zu de Gaulle 
mit dem Konzept eines supranational politisch geeinten Europa Damit ist 
nur die innere Zerissenheit von hlRP und CDU inbezug auf die Außen- 
und Europapolitik angedeutet. Es wäre zu einfach, zwischen nGaullistenu. 
~Atlantikemu oder ~Födenlistenu zu unterscheiden. Einig war man sich in 
der Ablehnung der europa- und verteidigungspolitischen Vorstellungen de 
Gaulles nach 1960. im Festhalten an der NATO, im Willen zur weiteren 
deutsch-fmzösischen und europäischen Zusammenarbeit. Diejenigen. die 
mit der politischen Einigung Europas ein neues hlachtzentrum angesichts 
der merikanischen Hegemonie in Europa erstrebten. sahen sich in der 
Schußlinie der Kritik derer. die jedem Konflikt mit den USA aus dem 
Weg gehen wollten. Franzosen wie Deutsche kritisienen. da!3 de Gaulle 
der Bundesrepublik die Opiionsmöglichkeit zwischen Frankreich und den 
USA aufgedmngt und sie damit in einen Konflikt gestürzt hatte.49 Auch 

47 Klaus IIILDEBRAHD in Ilanr-Peur SCllWARZ (Hg.). Adenouer und Frankreich. Dir  
d~uisch~rnn:Ösirrhen Be:iehungcn 1958 bis 1969 (Rhöndorfer Gespriche 71. Bonn 1985. p. 62. 

48 SCIIWARZ (.A&naucr und Europaa. zii. AMI. I). p.486. 
49 Ican Seiilinger auf dem WelikongreD der Chririlichen Demoknien 1963 in Suaßburg 

(ACDP VIIMU-21311). - Roll LAllR in: Adpnouer undFronlreich (zit. Anm.47). p.41. 
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im Hinblick auf Großbritannien w a t e n  CDU-Politiker davor. in Europa 
allein auf Frankreich zu setzen und die deutsch-französische Freundschaft 
offiziell allzusehr zu betonen. Trotzdem war sich die Mehrheit der deutschen 
Chnstdemohten darüber im klaren. dai3 der Weg nach Europa über Paris 
fuhren mußte und die bloße Ablehnung der Politik de Gaulles. auf den es 
einzuwirken galt, nichts einbringen k0nnte.5~ 

Die Einigung Europas nach der Konzeption der funfziger Jahre schien 
nach dem Abschluß des deutsch-fnnzösischen Venrags von 1963 aufge- 
geben worden zu sein. Dieser nZweier-Bund* wurde von den P m e r -  
styten der Sechsergemeinschaft. von Großbr ih ien  und den USA als 
D i swiemng  empfunden. hlRP und CDU kormten dennoch nicht dagegen 
stimmen. wris bedeutet hätte. daß sie gegen die endgültige Aussöhnung 
zwischen Frankreich und Deutschland gewesen waen. Innerhalb der CDU 
wurde danuf hingewiesen. daß zwischen beiden LIindern noch fundamentale 
politische Differenzen bestünden und dd3 die Aufgabe einer autonomen 
deutschen Politik angesichu der Sonderstellung der Dundesrepublik im 
Ost-West-Konflikt unvermtwonlich sei?' 

Trotz weiter bestehender Gemeinsamkeiten zwischen CDU und hlRP 
in den europapolitischen Zielsetzungen (U.& Fordemng nach Stärkung der 
europäischen Institutionen) lösten sich die direkten Kontakte von Beginn 
der sechziger Jahre an allmihlich auf. Ein wesentlicher Gmnd dafür war, 

der hlRP. besonders nach seinem Ausscheiden aus der Regiemng 1962. 
in Frankreich ständig an politischem Gewicht verlor. bis die Pytei sich 1967 
schließlich selbst auflöste. Die CDU dagegen s m d  als st5rkste politische 
Knft  in der Dundesrepublik weiter in der Regiemngsvenntwortung und 
konzentrierte sich in den letzten Jahren der Kanzlerschaft Adenauers in 
den Beziehungen zu Fnnkreich auf de Gaulle und nicht auf den MRP. 
In der Regieningszeit Erhvds und unter Auknminister Schröder wurden 
dann die Krifte in Deutschland gest;irkt. fur die eine enge Verbindung zu 
den Vereinigten Styten wichtiger war als die zu Frankreich. Adennuer selbst 
glaubte immer weniger an den militärischen Schutz der USA. die sich seiner 
hleinung nach zu stark auf Vietnam und auf die Entspannung mit der So- 
wjetunion konzentrierten. wie Strauß sah er in einer deutsch-französischen 
Union den Kern eines sich entwickelnden E u r o p ~ ? ~  Tatsächlich hatte die 
SchwSche der amerikmischen Auknpolitik 196465. insbesondere hervor- 
gemfen durch die Lockerung der NATO mit dem Ziel einer Entspmung 
zwischen der USA und der Sowjetunion. das Verhiltnis zwischen Bonn und 

SO tf. von Brcntano an F.C. von üppmhcim vom 1.10.1961 (Nachlall von B m w .  
Bundesarchiv Koblcnz NI. 239ß7). 

51 Km Bimnbach an von Bmmo vom 16.7.1961 (Nachld von Brentano. Bundcurchiv 
Koblcnr NI. 239/166). 

52 H I L D E D W D  @demwrundFronbcirh. ziL Anm47). p.66. 
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1Vshington versclilechtert. Als mögliche Antwort blieb der Bundesregiemng 
eine engere Beziehung zu F r d m i c h  und die Beschleunigung der europäi- 
schen Einigung. wobei beides jedoch mit großen Schwierigkeiten verbunden 
war. 

Als die CDU zu Anfang des Jahres 1963 Konukte zur gaullistischen 
Union pour la Nouvelle Rkpublique (UNR) knüpfte, riskierte sie den Bmch 
ihrer Beziehungen zum h1RP. Verbittert schrieb, als er aus der Pariser Presse 
von diesen Kontrikten erfuhr. Henri hleck an J o h m e s  Even: *Mir ging ein 
Stich durchs Herz. Ich werde keine Reden mehr auf CDU-Veranstaltungen 
halten. wie ich es fniher (gemeint ist u.a. das Grußwori auf dem CDU- 
Bundespmeiug in Köln 1954) getan habeu. Und Henri Ulrich fragte in 
einem Brief an Roland Gersfner (Rstatt): .Genügt es nun. hlehrheiüpartei 
zu sein, um Anschluß an die CDU m finden? Die UNR ist der politische 
Hauptgegner des hlRP!uS3 Ihre Verbindung zur französischen Schwester- 
partei glaubte die CDU pflegen zu können. indem sie weiterhin Vertreter zu 
den hlRP-Pmeitagen s c h i ~ k t e ? ~  

Ein europapolitisches Zusammenwirkens zwischen hlRP und CDU. wie 
zu Zeiten Robert Schumans, gab es nicht mehr. Der MRP hitte seine 
politisclie Bedeutung verloren, und die CDU war in ihrer Europapolitik 
tief gespalten und unentschlossen.5~ Die Verwirklichung einer europäischen 
Politischen Union lag in weiter Feme, und es konnte für die hlehrheit der Eu- 
mpapolitiker jetzt lediglich nur d m m  gehen, die bestehenden europäischen 
Institutionen - insbesondere die EWG -zu erhalten und' auszubauen. 

53 hZeck an Even vom 28.2.1963 und Uirich an Gmmm vom 232.1963 (Na~hlaB von 
B n n m o ,  Bundesarchiv Koblenr h'r. 239112). 

54 Ademucr an lawf llcm~uul h n i u e i  vom 21.4.1964 (ACDP VIIaU-215LI). 
55 So  schncb von Brrnuno an B#rrcnbach am?9 4.1964. .Die Europrpolitik des AA Ist cinc 

g l r v  S3buUgc am curopaxhcn GIbv*rne (Nacht& von Brcnmo. Bundcmhtv Koblrm 
Rr.239ltbb). 



Philosophie aus dem Geist des Chrislentums 

Religion und Politik bei Anionio Rosmini (1797-1855) 

Von Chrisliane Liermann 

Der in Rovereto geborene Theologe, Priester und Philosoph Antonio 
Rosmini (1797-1855) gilt in seinem Heimatland Italien als nKl3ssiker.. in 
Deutschland &gegen ist er selbst Italienkundigen kaum bekannt. Über die 
Gründe &für. daß sein Werk hier ohne nennenswerte Resonanz blieb, kann 
man nur spekulieren: Neben der sprachlichen Barriere m g  es  das für einen 
katholischen Autor nicht gerade günstige weli;inschauliche Klima im zeit- 
genössischen Deutschland gewesen sein. das die Rezeption verhindert hat, 
und gewiß auch die Tatsache. &ß Rosmini in der katholischen Welt selbst 
umstritten war und Teile seiner Lehre ausdrücklich als hiiretisch vemrteilt 
wurden. Der Hiiresieverdacht hat, gesiiiut auf die 1887 ergangene kirchen- 
amtlich-theologisch-philosophixhe Vemrteilung, tatsächlich noch lange Zeit 
nach Rosminis Tod die Beschäftigung mit seinem Denken gepdgt: Es gab 
Versuche. ihn als orthodoxen katholischen Philosophen zu relwbilitieren. 
ebenso wie Versuche. ihm Heterodoxie n~chmweisen. Bei letzteren g d t  
irritierendeweise die Tatsache, &B sich auch iendenziell kirchenkritische, 
laizistische Slrömungen auf Rosmini bemfen zu können glaubten. als schla- 
gender Beweis für seine Abuümigkeit. So war er, grob gesagt. manchen 
zu katholisch, anderen nicht katholisch genug. während wieder andere 
ihn. indem sie das eminent religiöse Element in seinem Denken als kon- 
tingent einstuften, im Sinne nationdlibenler Politik und neoidealistischer 
Philosophie für sich reklamierten.' Die schlagwortartige ~hankterisiemng 
Rosminis als ~iialienischer Kantu g d t  den einen als Warnung, den anderen 
als Ehrentitel. Das gleiche trifft für die ebenfalls in der Litentur tradierte, 
auch nicht eben hilfreiche Bezeichnung »katholischer Kantu zu. Betrachtet 
man sein Werk, so scheinen d3nn die Kontroversen eines Jahrhunderts 
zwischen konservativem. liberalem. nationalem und neolhomistischem bztv. 
neoschol3stischem Denken in exemplarischer Weise abgebildet. Immerhin 
hat die Debatte dazu geführt. d& die Auseinandersetzung mit Rosmini in 
lmlien Kontinuitit besiizt und lebendig geblieben ist. 

I Zor E i n f i g  sei mpfohlm GIORGIO CAMPANLYI, Anronio Rormini. Ilfme delh 
sm-ierd r dtllo Sroro. Rom 1988. beraidcrr S. 147ff. iita die RosrnLii-Rcqiion in tralirn: 
DERSELBE. Rosminipoliriro, hidtand 1990. 
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Heute steht. wie gesagt, zumindest für die Geisteswissenschaften in 
Imiien. Rosminis Rang in Philosophie und Theologie außer Frage. Wen- 
schStzung und wissenschaftliches Interesse haben sich hier durchgesetzt, 
wovon Neuauflagen seiner Werke sowie zahlreiche Veröffentlichungen und 
und Kongresse zeugen. die dem Roverenner gewidmet sind.2 Es bietet sich 
folglich an, diesen Autor als wichtigen Venreter einer Philosophie aus dem 
Geist des Christentums auch im deutschen Spnchnum vorzustellen. 

Der ideengeschichtliche Hintergmnd 

Die Vielfalt der Themen, die Antonio Rosmini in zahlreichen Abhandlungen 
untersucht hat. seine Belesenheit und pr'jzise Kenntnis der europiischen 
Philosophie sind beeindruckend - zumal heute, in Zeiten wissenschafilicher 
Spezialisierung. Sie erschweren aber auch den Versuch. auf wenigen Seiten 
einen Überblick über b Gesamtwerk zu verschaffen. Dieses besitzt zu- 
dem eine systematische Stringenz, die auf Rosminis unprüngliche. in den 
Jugendjahren gefaßte Absicht zurückgeht, eine *christliche EnzyklopBdieu 
aller (Geistes-)Wissenschaften zu schreiben als Gegenmodell zur franrösi- 
schen EnzyklopSdie der »Lumi*resu. Wenngleich sich dieses hochgespannte 
Projekt nicht verwirklichen ließ, so veranschaulicht d a  Werk des Rovereia- 
ners doch sein lebenslanges Bemühen, auf verschiedenen Wegen, über die 
hleiaphysik. die Rechtswissenschaft. die Ethik, die Ontologie, die Politik, 
die Theologie. die Wdagogik zur zentnlen Fnge, was der Mensch sei. 
vorzudringen. Charakteristisch für sein Werk ist also eine innere Kohirenz, 
deren Genese der Philosoph und Rosmini-Forscher Antonio Anzilotti wie 
folgt beschreibt: 

*Alle diese Fngestellungen. die an die erste und allgemeine Fnge  nach 
der Beziehung zwischen bürgerlichem Fonschritt (civila) und Katholizis- 
mus. zwischen Philosophie und Religion. zwischen Glauben und Vernunft 
ankniipfen, sind d e m  auch untereinander verbunden, daß die eine die andere 
bedingt. so &B sie wie Strahlen einer einzigen F l m m e  erscheinen. Diese 
logische und pnktische Einheit zwingt Denker, die sich damit befassen. 
dazu, sie alle zu behandeln, um zu vermeiden, &ß einzelne isolien oder 
auf AbstrAtes reduziert werden. Daher ,erlebena die Philosophen in jener 
Zeit ihre Spei.ulation, und die Philosophie vermischt sich mit der Politik. so 

es unmöglich ist. sie zu trennen. Bei Anlonio Rosmini und Vincenzo 

- p~ 

2 Eine gute Uknicht u k r  die einwhlagigen Tditionrn und wirxnrchililichen Aktiviiäien 
bietet c b  heworngcnde und gninrllepcndc Werk von KARLttELW hlEhXE Ikrnunr und 
Oflenhrun~ ~ r h  Anionio Rosmini. Der apoIo8efixht Phn einer rhrir~lichen EnqUop%fie. 
innsbnick-Wim-München 1980. 
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Giobeni wird diese imerste Verbindung sehr deutlich. Von der gnoseologi- 
schen Fnge kommt man zur religiösen, von dieser zur ekklesiastischen und 
folglich zw politischen..' 

wlene Zeit*. damit ist die nachrevolutionäre Epoche gemeint, die sich 
bekanntlich vor die Aufgabe gestellt sah, die geistigen und politischen 
Folgen der Fmösischen Revolution welmschaulich. wissenschaftlich und 
politisch zu nbewältigenu. Eine Totalrevision aller \Vissens- und Lebenfor- 
men schien erforderlich. Wie verhalten sich Gesellschaft und Individuum, 
Freiheit und Geschichte zueinander'? Wie Iaßt sich gesichertes \Vissen über 
die Bestimmung. die Ordnung. die historischen Konsmten und Gesetze der 
menschlichen Gesellschaft gewinnen? Wonuf basiert Souveräniut? Und als 
zentrale Fnge angesichts der fundamentalen Erschüttening aller Autorititen: 
Welche Rolle spielt das Christentum in der Geschichte des menschlichen 
Geistes und der Kultur? Oder allgemeiner: Wie ist das Veflältnis zwischen 
(politischer) Philosophie und (christlicher) Religion beschaffen? Folgt man 
dem Wort Leopold Rankes, dai3 sich der Geist einer Epoche m klarsten 
daran ablesen Iäßt, wie sie politische Lehre und religiose Übemugung 
zueinander in Beziehung setzt. konkret: wie sie das Smt-Kirche-Verhältnis 
theoretisch formulien und praktisch umsetzt. so wird der Spannungreichtum 
der nachrevolutionären Ä n  deutlich, die dieses neu zu begründen hat. Ilans 
hlaier hat &U in seiner großen Studie zur Frühgeschichte der christlichen 
Demokratie die Antworten französischer Theoretiker wie De hlaistre. De 
Bonald. Chateaubriand und Lmeniuis, um nur die Prominentesten zu nen- 
nen. untersucht und gezeigt, wie sich aus der anfänglich tnditionalistischen 
Revolutionskritik und auf der Basis der durch sie in Gang gesetzten Gesell- 
schaftslehre verschiedene Spielrirten dessen entwickeln, was man sehr all- 
gemein und bei aller Z~rü~khaltung gegeniiber pauschalisierenden Termini 
*politischen Kalholizismusu nennen Nun ist die italienische Debatte 
jener Zeit um Wesen und Aufgabe des Katholizismus nicht weniger lebhaft 
als die fmösische, und es ist bedauerlich, &0 man hierzulande davon kaum 
Kenntnis hat? In vielen Punkten gibt es Pmllelen zu Frankreich, a k r  auch 
Differenzen, die nicht zuletzt dadurch bedingt sind. daO sich in Italien die 
Auseinandersetzung um die Neubestimmung der Rolle von Christentum und 

~p 

3 AhTONlO ANZIL€lilX "Dd nwguetfirrno all'idea liberale-. Li: Nuova RirirraSloriro. 
a. I (1917). S.23S. 

4 I M S  hiAIER. Revolurion und Kirche. Zur FrIhgrrrhMie &r chnrrlirhn Demokrarir, 
hliinchni 1973; wichtig insbesondere S.26ii. die rcrminalogiwhe Diffcrmricnuig zsixhcn 
npoliiirchcm Kachotizirmur~. ~lihrnlem Kaiholiismusr und rhrirtlichcr Dcrnahier, 

5 Eine sehr gute Lnappc Dmicllung zum 'ihm bietet RUWLF LI% Gerchichr lralieiu - 
vom 16. Jahrhuden bis zu den Anfdnxen &I Fasrhirmur, D m s u d l  1960. S. 101 if. Aru , 

der rcichhliigm Liicratur N dievm niema sei w e i h i n  g c m i :  KARL EGOS LONNE. 
Poliiirrher Karb1i:kmmw im 19. und 20. Jnhrhuder. Frankiun 1986. 
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Kirche aufs engste verbindet mit der nationalen Frage. So  ist die Frühphase 
des nRisorgimentou, der Bewegung zur nationdsmtlichen Einheit Italiens, 
gekennzeichnet durch eine \Viederbelebung nguelfischenu Gedankenguts. 
wobei rguelfischu bzw. xneoguelfischr eine italienische Variante des po- 
litischen Katholizismus benennt. die, anknüpfend an ältere Traditionen der 
Historiographie, insbesondere an Giambattista Vico, in Katholizismus, Kir- 
che und Papsttum jene providentiellen. geschichtsm9chtigen Kmfte sieht, die 
die Identität der iialienischen Nation stiften und garantieren. Nur tritt diese 
~ e w e g u n g  nicht monolithisch auf; sie kennt vielmehr zahlreiche divergieren- 
de Varianten, von der tnditionalistischen. »ultnmonmen* Ausprägung bis 
hin zur nliberalenu Form. die das (katholische) Christentum als den Motor 
zivilisatorischen, bürgerlichen Fortschritts begreift. 

Rosminis kritische Distanz zum npolitischen Katholizismusu 

Dies ist, kurz skizziert, der geistesgeschichtliche Kontext. in dem Rosminis 
Werk gesehen werden muß und in dem sich seine politische Philosophie 
bewegt. Er bildet zugleich das Passepanout, von dem sich die Eigensiän- 
digkeit seines Denken abhebt. Denn der Roveretaner dismziert sich nach 
anfinglicher Sympathie für die Philosophie des Restauntionszeiialten und 
für den ~Neoguelfismusu zunehmend deutlich von einer wie auch immer 
gearteten Inanspruchnahme der Religion durch die Politik. Auch fur ihn. wie 
für viele zeitgenössische Autoren. steht im Zentmm des Interesses die Frage 
~ c h  der nKlamrner, die die Politik an die Religion bindetu, wie es in einem 
seiner Briefe aus dem Jahr 1823 heißt.6 ZunSchst. in den frühen Schriften 
der zwanziger Jahre, scheint ihm jene ßve1ki3Inme~ngw darin zu bestehen, 
&B auf der Basis wiederersmkter Religiosiut kulturelle und soziale Emeue- 
mng möglich sei. Mit Flilfe einer Rechristianisiemng, so legt dieses Konzept 
nahe, lassen sich auch die politischen und gesellschaftlichen VerhBltnisse 
stabilisieren. Doch so  popul5r dieser Gedanke unter den Zeitgenossen ist, 
so wenig stellt e r  auf die Dauer Rosmini zufrieden, insofern er  zu einer 
Verquickung des Religiösen mit dem Politischen fuhrt, ohne eindeutig 
zwischen Glaubenswahrheit und politischer Lehre zu differenzieren. Hier 
Klxheit zu schaffen, ist eines von Rosminis wichtigsien Anliegen. 

Sowohl der traditionalistischen Seite eines De hlaistre. der er sich zu- 
n5chst verbunden fuhlt. als auch jenen Theoretikern, die christliche Lehre 
und soziale Doktrin zu einer nFortschrittsreligionu amalgamieren. erteilt 
der Rovcrctmer folglich eine Absage. Anders als der späte b e n n n i s ,  
als Saint-Simon oder Constant. mit denen er sich kritisch auseinandersetzt 

6 ANTONIO ROSIILUI. Epirrol& Compltro. 13 Bde.. W e  hlonlerraio 1887.1881: 
hier Dd. I. S. 462. 
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(und anders auch d s  Carl Schmitt mit seiner politischen Theologie mehr 
als hundert Jahre spster). weist er eine Fusion von religiösem Bekenntnis 
und politischem Credo zurück Denn mehr und mehr gelangt er zu der 
Überzeugung, &B nsocieias civilisu und rsociem religiosaa nach Wesen 
und Bestimmung höchst unterschiedliche Entitäten bilden, die bei aller 
Wechselwirkung sowohl theoretisch-wissenxhaftlich als auch praktisch-po- 
litisch deutlicli von einander zu unterscheiden sind. Verzicht auf diese Un- 
terscheidung bedeutet nach Rosmini, da8 Religion säkulaisiert und Politik 
sdadisien wird, &B jedenfalls beide durch Assimilation ihr eigentliches 
Wesen aufgeben. *Volk< oder nNationu oder *Stmt« oder, nGesellschltu 
werden dann zu mehphysischen Größen geadelt. während die Jenseitsorien- 
tierung verloren geht 

Rosmini kritisiert also nicht nur die politisch-regligiösc Anvenvandlung, 
sondern auch die Funktiondisierung der Religion durch die Politik. Religion 
dient nicht als Instrument der Politik und wird auch nicht aufgewertet, indem 
man sie zum Vehikel derselben macht und in den Dienst der erwünschten 
sittlichen Ilomogenität der Gesellschafi stellt, denn beide Sph5ren beiitzen 
eine je eigene Zweckhaftigkeit (von *Autonomie<< spricht Rosmini jedoch 
nicht), die gefihrdet wird durch unzulhsige Überschreitung ihrer Gren- 
zen. Den christlichen Glauben in den Dienst gesellschaftlicher Stabilität 
zu stellen - und sei es in der Absicht. ihn zu rehabilitieren. indem man 
ihn eine soziale Funktion anvemut, wie es Lamennais' berühmte Formel 
~reconstituer Ia societt politique a I'aide de la sociCt6 religieusea implizien - 
erscheint Rosmini zu vordergründig. Es sei die Bemerkung erlaubt, da5 - 
unter anderen Vorzeichen - dieses Dilemma, wie mir scheint, heute so aktuell 
ist wie damals: B e d d  nicht auch die sikmlaisierte, plunle Gesellschaft 
notwendigeweise allgemein verbindlicher Überzeugungen undPrinzipien. 
und ist es nicht fur unseren Kulturkreis zuallererst das Christentum. das diese 
bereitstellt? Aber IIuui dieses auch selbst von der Aufgabe pmfiticren, das 
gemeinsame geistig-moralische Erbe im politischen BewuBtsein lebendig 
zu halten. oder wird es &durch zweckentfremdet und auf eine subalterne 
Rolle in der civil society reduziert, sozusagen als Stichwongeber für deren 
geistigen Überbau? Für Rosmini jedenfalls hat es das Christentum nicht 
nötig. durch Anpassung. sei es an Traditionalismus einerseits, sei es an bilr- 
gerliche oder sozialistische Fonschritisdoktrincn andererseits. seine zeitlose 
Aktualität unter Beweis zu stellen: *Das Evangelium reicht schon von selbst 
aus. Die Religion braucht nicht mit menschlichem Eifer gerechtfertigt zu 
werdenu. lautet ein Kemsaiz bei Rosmini. Natürlich ist Religion, indem sie 
auf das Seelenleben des einzelnen und seine moralische Iialtung Einfluß hat, 
eminent plitisch, aber eben nur in mittelbarer \Veise, gleichsam als Ferment 
durch ihre erzieherische Mt und dadurch, daß sie du Hier und Jetzt 
des Politischen relativien; und natürlich kann andererseits die Politik die 
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Religion beeinflußen. denn sie schafft die äußeren Bedinyngen, unter denen 
religiöses Leben stattlindet. 

Rosminis nliberaler Katholizismusu 

An diesem Punkt IäOt sich vielleicht der nlibenleu Aspekt in Rosminis 
Denken am deutlichsten verorten. Selbstversiändlich venritl auch er  die 
Auffassung. da5 das Abendland genuin christlich ist, daß. anders gesagt. 
das Christentum Triger der abendländischen Zivilisation und Kultur ist: das 
ist ein Topos der nneoguelfischenr Geschichtsphilosophie. den er übernimmt 
und der ihn davor bewahrt, die religiöse Anschauung zur rein subjektiv belie- 
bigen Privatsache zu erklären; aber aus der Einsicht in die kulturstiftende und 
gesellschafttngende Kraft des Christentums folgt für ihn weder der \Vunsch 
nach einer Rückkehr zum nchristlichen Stmtu durch ein Bündnis von Thron 
und Alm,  noch leitet er dyaus  eine Art christlich-bürgerlich-nationden 
Fonschrittsoptimismus ab. der das Nrerk seines bedeutenden Gegenspielers 
Vincenzo Giobeni kennzeichnet. Demgegenüber heißt es in Rosminis *Phi- 
losophie der Politik* unmißversiändlich: *Die christliche Religion kann die 
Lage des hlenschen in der Welt nur unter der einen Bedingung verbessern. 
&U sie ernsthaft bezeugt wird als gkzlich übernatürliche Einrichtung. die 
sich nicht um die monenmen und begrenzten Dinge dieser \Velt kilmmen, 
sondern nach den ewigen und unendlichen strebt.u7 

Rosminis Progrmm, die christliche Philosophie zu erneuern. zielt mithin 
weniger auf die Versöhnung von katholischer Lehre und libenlen Ideen 
oder Prognmmen in politicis, an deren Ende eine Art nZivilreligionu stehen 
könnte, als vielmehr auf ein reformiertes Bekenntnis unter den Uedingungen 
des modernen Freiheitsbewußtseins. Die Konsequenz des Freiheitsgedan- 
kens für das religiöse Bewßtsein liegt für ihn in einer siärker betonten 
Eigenverantwortung des Glaubenden. Sie liegt in der Übeneugung, daß sich 
die erlösende Gnade und die vermittelnde Rolle der Kirche an das je 
einzelne selbstverantwonliche Gewissen richten. an die nPersonu in ihrer 
Erlösungsbedürftigkeit wie in ihrer Erlösbxkeit. Ohne daß mit diesem 
Appell an das einzelne Gewissen und seine Freiheit die Überlegenheit des 
kirchlichen Dogmas und seine den Glauben inspirierende. stützende Knf t  in 
irgendeiner \'eise in Zweifel gezogen würden, spün man doch bei Rosmini 
e t w a  von der existenziellen Einsamkeit des gläubigen Gewissens in seinem 
Gespräch mit Gott. Die Tragik des um seine Verantwortlichkeit vor Gott 
wissenden hlenschen erscheint als der Preis der Freiheit. Dieses ~ t n g i s c h e  
Uewßtseinu des im Gespräch mit Gott auf sich selbst zurückgeworfenen 
Christen ist durchaus typisch f i r  eine gewisse Suömung des italienischen 

7 -NI0 ROSBIINI. FiIosoJa dtllupoliiicu, hg. von hl. Addio. S. 325. 
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nliberalen Katholizismus«. zu der auch Rosminis Freund, der große Ro- 
mancier Alessandro h l m n i  gehört. Ja, man kann sogar sagen. da5 dririn 
der ureigenste Beitrag des italienischen liberalen Kaiholizismus besteht? 
Rosminis tiefgllubige Spiritualit3t verhinden jedoch, daO sich das e insme  
Bewußtsein mit dem Gestus des Fleroisch-Aristokntischen schmückt und 
iiber die rnaiveu Volksirömmigkeit mit ihren Riten und Zeremonien erhebt. 
Denn die Kirche als Volk Gottes bleibt für ihn unverbrüchlich die Institution, 
die das geoffenbme gnadenreiche Won des Schöpiers authentisch bewahn. 
Um so  notwendiger erscheint ihm die Rückbesinnung auf die hlittlerrolle 
der Kirche unter der Bedingung der Anerkemung menschlicher Unvoll- 
kommenheit durch die Unchuld. Diese Dimension muß zurückgewonnen 
werden, das ist der Kemseiner Lehre vom Christentum. denn gende sie 
ist durch die Verquickung von politischer und religiüser SphZre korrumpiert 
worden und verloren gegangen. 

Freiheit des Glaubens bedeutet also bei ihm in erster Linie Freisein 
des religiösen Bekenntnisses. Unabhängigkeit der gläubigen Spiritualität 
von politisch-gesellschaftlicher Inanspruchnahme und Beeinflussung sowie 
Befreiung der Kirche von der Zumutung. politische hlacht zu legitimieren. 
was ja lange Zeit durchaus im Sinne der Kirche selbst schien, insofern 
es ihren eigenen Anspruch auf weltliche hlacht rechtfertigte. Scharfsinnig 
analysiert Rosmini, &ß gerade diese geistip-spirituelle Autonomie in der 
rhlodemer geffirdet ist: Die ältere antichristliche und antikirchliche Po- 
lemik mag dem Christentum geschadet hben .  nun aber ist seine Freiheit 
in sehr viel stärkerem hl& bedroht, und zwar durch den totalen, qua- 
sireligiösen Charakter der modernen Ideologien. Ihnen ist zu eigen. was 
Rosmini ngesellschaftlichen hlonismusu nennt. d.h. ein Ausschließlichkeits- 
und Absoluiheiisanspnich, der in pnktisch-politischer Hinsicht zum Des- 
potismus. in theoretischer Hinsicht aber zu einer chiliastischen IIeilslehre 
fuhrt, in der die politische die religiöse Dimension absorbiert. säkulJnsien 
und auf innerweltliche Perfektibilit3t reduziert. Sie gerien sich dann, so 
Rosmini, als nsoziale Theodizeeu. das heißt als Lehrc vom rechien Weg 
zur Vervollkommnung und Selbsterlösung vom Bösen in der Gesellsch3ft 
und durch die Gesellschaft? Anden ausgedrückt: Wenn »das Politische« 
keine Dimension aukrhalb  seiner selbst kennt und anerkennt, tendiert es zur 
Unfreiheit; und umgekehrt: Freiheit ist nur gegeben, wenn sich politische 

8 Ganz in dieser Tadiiion ETTORE PASSERIN D 'LWREW.  Religioiu C Polirica 
~IrOlroi-rnroruroneo. he. von F.Traniello. Rom 1993. ~ ~ ~~~ ~ , ~ ~ . ~ -  ~. ~ ~ 

9 Vgl. d u u  ä c  yok Srudie \on PlCTRO PIOVAVl.loieal~rs~su<-IaLJiXoimini. PYdu 
1957. \'cnricun sei a u k r d m  auf dic zahlreichen Romini-SNJ;~ dcs Turincr ItiswriLm 
FRASCESCO TRAVICLLO; hier bczichc ich mich imbermdirc aufS&rA relilioro esorie~d 
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hlacht eben auf &s genuin Politische konzentriert und keinen Zugriff auf 
fleilswahrheiten beansp~cht .  

Rückblick: Die Französische Revolution als Wendepunkt 

Bemerkenswert an Rosminis Ideologiekritik ist nicht nur die Tatsache, d30 er  
als einer der ersten früh und eindringlich auf die Gefahren zunehmender 
Ideologisie~ng hinweist. sondern auch. daß er auf der Suche nach den 
Ursprüngen jener revolution3r-toialit3ren Tendenz, die er für typisch modern 
hält, weit zurückgeht. Im magischen J a h ~  1789 kommt, so legt er dar. 
lediglich mit einem Schlag zum Vorschein, was sich schon viel früher 
angebahnt hat. \Vegbereiter der Revolution in geistiger Hinsicht sind für 
ihn n h l i c h  vor allem drei große Denksuömungen: die Naturrechtslehre als 
Fundament der absolutistischen Staatslehre, die Vertragstheorien von Hobbes 
bis Rousseau und schließlich die ökonomischen Theorien eines Smith und 
eines hlalthus, die nach Rosmini in besonderer Weise M ü r  verantwortlich 
zu machen sind, daß der Mensch im gesellschaftlichen Kontext auf eine 
»materielleu Größe schrumpft und daß dabei die Fnge  nach dem Sinn 
menschlicher Existenz aus dem Blick gerät. So  erscheint die Französische 
Revolution bei Rosmini als *Geschichtszeichenu im kmtischen Sinne, als 
historischer Moment. in welchem frühere Entwicklungen kulminieren und 
ihre Bedeutung für den Gang der ii'eltgeschichie offenbxen. Während Kant 
die öffentliche Zustimmung des Publikums zum Befreiungsakt von 1789 
als *Zeichen* für einen möglichen Fortschritt an freiheitlichem Bewußtsein 
interpretiert, begreift Rosmini die Französische Revolution als Chance zu 
einer genauen Diagnose jener (Fehl-)Entwicklungen. die sie provoziert 
haben. Für Rosmini ist die Französische Revolution nämlich gerade nicht, 
wie für De hlaisue, ein nsatanischeru E i n b ~ c h  des Bösen in die Welt. was 
sich mit seinem christlichen Geschichtsbild auch kaum vereinbaren ließe. 
Etwas salopp könnte man sagen, &ß er  sie als heilsamen Schock betrachtet. 
der nicht Rückkehr, sondern Reform durch ilberwindung althergebrachter 
hlißslände möglich und erforderlich macht. 

Reformierter Katholizismus - Rosminis Ekklesiologie 

Wenn die Französische Revolution als ~esu l t a t '  von Entwicklungen begrif- 
fen wird, die sich genau diagnostizieren lassen, dann verbietet sich nach 
Rosmini. zu eben jenen tnditionellen Systemen und Leitbildern zurück- 
zukehren, die die Revolution hervorgebracht haben. Aus seiner Kritik an 
der Tndiiion entsteht auf diese Weise sein Reformprognmm. Dies bezieht 
sich zunächst, aber keineswegs ausschließlich, auf die Kirche: Sie muß sich 
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kritisch fragen, inwieweit sie selbst der Verschmelzung von Saknlität und 
Profanirät. der Vermischung von religiöser und politischer SphLe Vorschub 
geleistet hat. Wie der Turiner Ilistoriker Fmcesco  T m i e l l o  gezeigt hat, 
ist Rosminis reformerische Ekklesiologie also gleichsam das Resultat seiner 
Auseinandersetzung mit der Vorgeschichte der Fnnzösischen Revolution. 
Denn anders als bei vielen Zeitgenossen, die die Pathogenese der Kirche mit 
der Reformation beginnen Issen. setzt seine Kritik im wahrsten \Vonsinn 
~radikalu m Beginn der säkularen kirchlichen llernchaft ein. Die weltliche 
llerrschaft der Kirche stellt fiir Rosmini die Ursache jener G n v m i n n  dar. 
die er in seinem berühmten und umslrittenen gleichnmigen Buch als die 
nfiinf IVundmale der Heiligen Kirche« (1832133) bezeichnet; es sind die 
Trennung von Klerus und Volk. die m g e l h a f i e  Ausbildung des Klerus. die 
Zerslrittenheit der Bischöfe. die Tatsache, daß die Bischöfe durch die weltli- 
che hlacht berufen werden. und schliefllich die wirtschaftliche Abhängigkeit 
der Kirchengüter. Die Folge dieser Gravamina ist, daß sich die Kirche ihrem 
eigentlichen spirituellen und pastoralen Auftng nicht ~ i d m e n  h n .  

Rosminis zur hm3ligen Zeit unerhörtes Fazit Iaurei: Dic weltliche hlacht 
der Kirche ist fiir sii selbst eine Belartung; sie verkommt zur politi- 
schen G r ö k ,  das heißt, sie befördert genau jenen Prozeß der Absorbtion 
des Religiösen im Politischen. der für das Seelenheil des einzelnen wie 
für die Gesellschaft gleichermaßen fatal ist. S o  selbstverständlich diese 
Kritik eines k;itholischen Priesters aus heutiger Sicht erscheinen mag. so 
unzeitgernlß w x  sie vor dem Ilintergrund zeitgenössicher Kirchenpolitik. 
Rosmini nimmt hier programmaiisch vorweg, was erst mehr als hundert 
Jahre sp9ter, durch das 11. Vatikanische Konzil, als noffizielleu Beschreibung 
des kirchlichen Auftrags formuliert worden ist:I0 Rigoroser Verzicht auf 
weltlichen hlachtanspruch und radikale Rückbesinnung und Iviederbelebung 
der ausschließlich spirituellen hlission. innere Reform und Aufwertung des 
Laiensimdes, dessen Vemchl5ssigung. gerade auch in geistig-moralischer 
Hinsicht, Rosmini vermtwofllich macht für die Entfremdung zwischen geist- 
licher Hierarchie und Volk Gottes. Eine s o l c h e m  reformierte. nicht mehr 
durch Temporalis kompromittierte ~societas religiosa* - dies war Rosminis 
zukunftsweisendes Postulat - kann eine neue Phase der Evangelisierung 
einleiten. Sie stellt dann wirklich die ideale nKontnstgesellschaftu zur 
bürgerlichen Gesellschaft dar. 

10 VgL P.PAVAN. Dbniraril humonor - Dichiororionr sullo I i k r lA  re1;gim. Turin 1986 
Das Dokument sctbrt 6-1 vorn 7. D e m k  1965. 



Rosminis Gesellschafulehre 

\Ge verhdt es sich nun. Rosminis zufolge. mit der bürgerlichen Gesellschaft 
(societa civile). der die Gemeinschaft der Gläubigen (socied religiosa) 
als Idealtypus von Gemeinschaft gegenübenritt? Diese Fnge  Iäßt sich in 
einem ersten Schritt vorläufig beantworten. indem man Rosminis ?%hisse 
nachvollzieht, daLl es sich bei beiden societates um Daseinsfomen des 
hlenschen handelt -erstere rein innenveltlich. letztere zugleich übernaiürlich 
und imenvcltlich. 
Was bedeutet bs konkret? Bevor Rosminis Konzept näher erörtert wird. 

sei daran erinnen, daß die Figur der nZivilgesellschaftu oder *bürgerlichen 
Gesellschaftu zum festen B e s m d  der libenlen politischen Lehre gehön. 
zumeist verstanden als Verbindung von Dürgem in einem subsmtlichen 
oder exmtaatlichen Raum. Hatten Rousseau und seine jakobinischen An- 
hänger in der poliiischen Gemeinschaft Horizont und hfa5stab der hfonlität 
gesehen. so versucht der Liberalismus dieses Konzept zum Zwecke der 
Sichemng individueller Freiheit und der Eingrenzung staatlicher Zugriffs- 
möglichkeit zu überwinden, indem er auf den Spuren Kants die h f o d  
als ninnere Gesetzgebungu in die Privatsphäre des subjektiven Gewissens 
verlagert. Dementsprechend hat der S m t  die Aufgabe, das Zusmmenleben 
der Individuen organisatorisch und legislativ zu regeln. Politik besteht 
nach diesem Verständnis in vernünftigen Rechtsverfahren. die, da selbst 
gebunden an das Sittengesetz, geeignet sind. die Unversehnheit des höchsten 
Guts, der Autonomie der inneren Gewissensgesetzgebung, zu garantieren. 
Bekanntermaßen fuhn diese Konstmktion, jedenfalls in bestimmten libenlen 
Traditionen &U, daß zwar Eniehungs- oder Gesinnungsdikbtur erfolgreich 
abgewehn werden. jedoch um den Preis einer möglichen moralischen Indif- 
ferenz der Politik. Kmt hatte dieses Dilemma durch die universale Geltung 
der Vernunft und unbedingte Anerkennung der gleichen Würde aller zu lösen 
venucht, wogegen von Hegel vo'rgebncht wurde, &B die Universalität doch 
stets zurückverwiesen sei auf den absoluten und legitimen Anspruch des 
subjektiven Bewußtseins, nichts anderes anzuerkennen als das, was es selbst 
als gut betrachtet. Univenalicät ist demnach, Ilegel zufolge, nur um den Preis 
abstnkter Formalität zu haben." 

Wie sieht nun Rosminis Lösungsansatz aus? Wenn es sich bei dem 
genannten Dilemma um ein Problem des nTmsfersu zwischen Einzelnem 
und Allgemeinem handelt, zwischen subjektiver hford und allgemeinem 
Sittengesetz. dann kommt jenen Institutionen. die als Vermittler fungieren. 

I I  Eie akiuclle Vcneidigung Kin19 gegen llegels Fomialirmurvoniud liefert LV-GEBORG 
MAUS. Zur AuJUärung der D~mkrarieikeorie. Rerhu- und &mo!uiiriheoreIirrhe Ubprlcgun- 
grn im Amchlvfl on Kanl, FranLIun a.U. 1992. S. 261 11. 
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eine ganz besondere Bedeutung zu. Zu diesen Institutionen Whlt eben nach 
Rosmini die sociea civile. Ähnlich wie Kant auf der einen Seite, so könnte 
man sagen, umgreift er also die Spannweite zwischen abstrakter Universa- 
lit3t des Sittengesetzes und Vemkemng im Subjekt: mit Hege1 verbindet 
ihn andererseits die Aufmerksamkeit für die Konkretisation menschlichen 
Dareins in Familie, Gesellschaft und 5031. WO das Gesetz sich IatsSchlich 
Geltung verschafft. 

Zunlchst zum wissenschaftlichen Ansatz: Während Rosmini f i r  die Kir- 
che als societas religiow, wie oben angedeutet, eine eigenständige Ekklesio- 
logie entwickelt. bilden - seiner \Vissenschaffslehre zufolge - die bürgerliche 
Gesellschaft und das politische Handeln. das auf sie abzielt und das in 
ihr wirkt. den Gegensund der nwissenschaftlichen Lehre von der Praxisu 
(gleich nangewandte Ethiku). der wiedemm die triadische Einteilung in 
hlonl - Politik - Recht entspricht. Konsequenterweise sind drei seiner 
Hauptwerke der nh~oralphilosophieu, der »Philosophie der Politiku und der 
*Philosophie des Rechuu gewidmett2 Rosminis wissenschaftlicher Ansatz 
ist ontologisch. das heißt: Ausgangspunkt für die philosophische Reflexion 
(oder nKontemplmionr, wie Rosmini sagt) über hloral-Politik-Recht ist die 
Fnge nach dem nWesenu der Moral. der Politik, des Rechts. Da bedeutet 
im konkreten Fa11 der Politik: Bevor in klassischer Tradition Zweck und 
Instrumente des politischen liandelns erörtert werden. versucht Rosmini zu 
k l ~ e n ,  was Politik überhaupt ist. 

Der nfundamennlpolitischeu Ansatz unterscheidet Rosmini von fast allen 
zeitgenijssischen und späteren philosophischen Entwürfen der Politik Zu 
Recht schreibt der itdienische Philosoph Giuseppe Capognssi: *Wenn es 
einen Denker gibt. der die Notwendigkeit gespün hat. sich iiber alle Fragen 
des Seins kiar zu werden, dann ist es wirklich Rosmini. Er hat es sich zur 
Aufgabe gemacht. alle Probleme des Lebens ohne Ausnahme zu reflektieren. 
mit einem Bedürfnis nach Konkretheit und nach Totalitit, das man im 
modernen Denken außer bei Ilegel nicht findet.ull 

In Konuast zu Rosminis Darlegung sind die politischen Philosophien 
der bedeutenden und einflußreichen Autoren des Risorgimento n h l i c h  vor 
allem pfiskn'ptivdogmatisch: Sie schreiben dem Bürger, dem S m t ,  der 
Regiemng vor. wie sie sein sollen. wie Politik generell sein soll; folglich 
handelt es sich. gemäß Rosminis Terminologie. ntsächlich um politische 
Philosophie und nicht um Philosophie der Politik. die fragt. was und wozu 
nPolitik* überhaupt ist, was und wozu nSt33tu überhaupt ist. 

I 2  Filosolio &lla mrak. 1837-1838: Filoro@ della polirico. 1837-1839; Filoro,ia de1 
' diritID. 1841-1M3. 

13 GIUSEPPE CAPOCRASSI. .PR Antmio Rounini- (1935): jem in DERSELBE Oprre. 
hlaihd 1959. Bd4.S. 100. 
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Ein Vergleich mit zwei wklassischenu politischen Studien der spiiteren 
Zeit, Benedetto Croces *Elemente der PolitikuIJ oder Giovanni Gentiles 
nEntstehung und Stmktur der Gesellschaftut5 macht auch hier den Unter- 
schied deutlich:I6 Für Croce besteht Politik im politischen Ilandeln, welches 
ein Ifandeln nach Nützlichkeitskriterien und &er weder moralisch noch 
unmoralisch ist, sondern eine Abfolge von nützlichen Handlungen einer 
Gnippe von Individuen. Bei Gentile bedeutet Politik zuallererst aktiver 
\Ville, verkörpert im Staat: Politik ist Handeln (attivid) des Geistes als 
S m t ,  folglich ethisches Ilandeln selbst. Politik erscheint also bei beiden 
Autoren als Aktivität eines (u t i l ihsch oder ethisch handelnden) geistigen 
\Villens. wobei die Stmkturen und Formen. in denen sich politisches Leben 
und Sittlichkeit konkretisieren, unbeachtet bleiben. 

Im Gegensatz dazu wird Rosminis Philosophie der Politik, die ebenso 
epistemologisch rigoros wie synthetisch-umfassend angelegt ist, geleitet 
von der Frage nach dem Sein und Dasein des hienschen in der \Veli:I7 
folglich muß zunkhst  über dieses, über seinen Sinn und seine Gmndlage 
gesprochen werden: *Der philosophische Teil der Politik sucht und findet 
in der menschlichen Natur selbst den Zweck der Gesellschaft, das wahre 
menschlich Gute (»il vem bene ummo«), schreibt Rosmini in der nPhiloso- 
phie der Politiku.IB Einige Kernaussagen aus Rosminis Anthropologie seien 
hier in Kürze beleuchtet. Rosmini spricht in der *Philosophie der Politiku 
selbst von einer ntopographischen Karte des menschlichen Herzens-, die es  
zuallererst kennenzulernen gelte.19 Glück und Glücksverlmgen spielen spie- 
len in dieser .Herzenstopognphie« eine entscheidende   olle. Der hlenscli 
möchte. schlicht gesagt, glücklich sein, e r  möchte ein gutes Leben führen. 
Rosmini betrachtet die natürliche Sehnsucht nach Erfüllung (appagamento), 
nach Glück (felicith). als das Proprium des hienschen -eine Sehnsucht. die 
sich erstreckt auf rnatürliche« wie auf aübernatürlicheu Ziele: .So behaupte 
ich*, schreibt er, »daß zuallererst der Wunsch (nmore r )  nach allgemeinem 

14 BEiiEDElTO CROCE, ~EIRnenti di Politica*. in: Erico r Politica. BKi 1931. S.213 
und 216. 

I5 GlOVANSl GENTILE. Generi r rrmruro della sorietd. Florenz 1946. Kap. VI. S. I und 
8. sowie Kap. XII. S. I I. 

16 Vgl. duu die Einleitung von SBRGlO COTiAS NI von ihm edierten Filosofia della 
polilira Rorminis. Mailand 1985. 5.22. 

17 Was Rosminis Oniologic angeht, so verweise ich auf die Studie von FRIEDRICH 
PNRTSff IELLER. Ih der Einheit des Bewulirseinr zur Einheit des Seim. Zur Grundlegung 
der Onrologie bcir<ntonio Rormini-Serhnti (1 797-1855). Frankiuit ahl. 1 9 n :  hierwird Rorminis 
Beziehung zwn Nmthomismur erBnm. Pfurü~hcllers Untenuchung ist nicht zuletzt derhdb 
schr hilfreich. weil der Autor a h n d  lahlrcicher. ins Deulvhe i l k m t e r  Parwgen Rosminir 
Scinslehre dslcgr. 

18 ANTONIO ROShllNI. FiloroJ~a della Poliiico (zit. Anm. 16). S. 65. 
19 IBIDESI S. 422. 
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Glück existentiell im hlenschen ist und einen Platz in den natürlichen wie 
den übernatürlichen Dingen sucht ... Der hlensch mag ohne Wunsch nach 
Reichtum, nach Äußerlichkeiten. ohne hlachtstreben. ohne Ruhmsucht, ohne 
Vaterlandsliebe sein. aber er  k a ~  nicht ohne Sehnsucht nach Glück sein: 
dieses Sehnen entsteht mit ihm, es ist keine Potenz, sondern es ist in actu 
von Beginn des Daseins der menschlichen Seele an; dieses Sehnen ist das 
höchste Bedürfnis, es ist die n d h l e  Tendenz, es ist also ein Teil, und 
zwar ein existentieller Teil der Natur des vernünftigen und unsterblichen 
h1enschen.u2O 

Im allgemeinsten Sinne ist dieses dem hlenschen eigene Sehnen ein 
Streben nach der Fillle des Seins. ein ~Seinsbedürfnisu~~. Insofern es sich 
auf das »Sein* als ideales, redes und monlisches Sein richtet, ist jedem 
Individuum zugleich das Bedürfnis nach Wahrheit, nach IYirklichkeit und 
nach hloralität zu eigen. Diese drei konstituieren ds die apriorisch-onto- 
logische Ausrichiung des hlenschen auf ein unendliches Gut das Prinzip 
der Personalität des Menschen. .Die Wahrheit gehört zum hlenschen und 
gestaltet ihn: die Tugend ist die Vollendung der menschlichen Person: 
die Glückseligkeit (felicitA) ist jener vollkommene Zustand. zu dem das 
menschliche Urbedürfnis (sentimento essenziale), das heißt. die Natur des 
hlenschen, immerfort hinstrebt: ... und die Eriiillung dieses Bedürfnisses 
kann nicht außerhalb der Tugend als der Vollendung der Person liegenu 
(Filosoiia del Diritto IV. 3 643). 

Kein Zweifel also. da!3 Rosmini werfilltes Leben«, r(be-)glückendes 
Lebenu und *tugendhaftes Lebenu in eins setzt. Die ~Bedürfnisnaturu des 
hlenschen besitzt im Gewissen jene Kontrollinstanz, die über das Glück. 
d3s er erstrebt und erreicht. zu urteilen imstande ist. Im hlenschen gibt 
es eine intuitive Wahrnehmung (nsentimento f o n h e n t a l e  intelleitivou) 
des objektiven Seins. die in zweifacher Hinsicht. als Vernunft und als 
erkennender Wlle  (wvolontAu als nprincipio raziondeu). den hlenschen 
als Person ausmacht. Dadurch. schreibt Rosmini in der *Philosophie des 
Rechts*. ist der hlensch in der Lage. nallgemein zu unterscheiden .... zwi- 
schen dem, was zu respektieren ist, und dem, was nicht zu respektieren istu. 
Die Anlage zum subjektiven intuitiven E r k e ~ e n  der objektiven Wahrheit 
des Sittengesetres nennt Rosmini bei anderer Gelegenheit mdas göttliche 
Elementu im Menschen, das Prinzip seiner ontologischen Besonderheit. Das 
innere Urieilsvetmögen bezieht seine Wertkriterien demmch nicht aus dem 
Subjekt oder aus seiner Umwelt, sondern eben aus der Idee des Seins 

U) ANniSIO ROSMLVI. Saggi di sn'en:apolirira, hg. von G.BNimla. Turin 1933. S. 72. 
21 Vgl. die E h r i n g  von UhIßERTO hlURAiORE zu Rosmini: Efica e Poliricn. Filoroja 

procfiro o filosofi deIIa pracfica? Ani del XXIV Corso delh Cmvdra Rorrnini. hg. von P. 
PELLEGRLVO. Smsa 1991, S. 19. 
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selbst als der objektiven \Vahrheit, die jenes erstrebt, erkennt, anerkennt. 
Die transzendenten Ziele des nachewigem und absolutem Glück strebenden 
menschlichen Wesens sind im Hinblick auf das unendliche Prinzip dieses 
Strebens (auf die Idee des Seins) die hloralit5t und im Hinblick auf das ab- 
solute Objekt dieses Strebens (auf Goti) die Religiosität des hlenschen.21 

Von dieser transzendenten Ausrichtung her ergeben sich nun weiuei- 
chende Konsequenzen, was die Gesellschaft- und Rechtslehre bei Rosmini 
betrifft. Z u ~ c h s t  einmal ist klar. da0 sich Rosmini mit seinem Konzept 
in Opposition sowohl zum rationalistischen Subjektivismus als auch zum 
tnditionalistischen Determinismus begibLu Das Recht erscheint namlich 
weder als Extnpolaiion einer subjektiven Ratio noch als gesellschaftlich 
tndienc  Uroffenbmng des Schöpfergottes. vielmehr ist nach Rosmini das 
Recht Ausdruck des moralisch-religiösen Wesens der menschlichen Person, 
die den ontologischen und deontologischen nSchlüsselu darstellt. durch den 
sich dann die Perspektive öffnet auf alle Formen des Daseins. mithin auch 
auf die Dimension des Politischen. 

nPolitischu heißt bei Rosmini eine Gesellschaft, sofern sie aus mehreren 
Individuen als Personen (npersone inqumto personeu) besteht, die qua 
Person-Sein Subjekte sind. das heißt Inhaber von Rechtstiteln, die ihnen a 
priori zukommen. (Folglich sind feudale Gesellschaften keine npolitischenu 
Gesel l~chaf ten .~~)  Die politische burgerliche Gesellschaft setzt die Person 
voraus. Die Person ist Zweck. nicht hlittel dieser Gesellschaft. Daraus folgt 
als Impeniiv: *Der hlensch muß die Personen behandeln als Zweck. da 
heißt, als solche, die einen eigenen Zweck haben.uu Wahrend der erste 
Teil dieses Imperativs deutlich an Kant erinnert, verweist der zweite auf die 
Herkunft der Person-Natur des hlenschen. Der Mensch ist selbst Zweck. 
weil er  einen eigenen Zweck hat. und zwar dadurch. da0 B&. was die 
menschliche Person zum Zweck macht. das göitliche Element ist, d a  ihr 
Gesmlt gibtu. wie Rosmini inder *Philosophie des Rechtsu (11.544) schreibt. 
Die ontologische Besonderheit des hlenschen. beruhend auf der erkennenden 

22 llirrru und m Falgcndcn vgl. KARLllENZ MEVKE (zit. Anm 2). S. 255. 
23 IBIDE.\l S. 1101. 
21 Rmmini diflemien no;h genauer. wenn n von rGcwllschalt~emeinxhilt~ spricht: 

.Das Wohl der Gevllrchaft ist nichlr anüercs als ein Aicdruck des individuellen Gliick ... Das 
konsiituicrende Gevu der die hlenrchen unier sich verbindenen Gmeinrchafi besichi duin. 
daß eine hiehrrahl von Einzelpnronrn aul solche Weise vcrbvnden sind. daß sie gerneinrm 
eine ciiuige moralixhe Pmon bilden. Von daher ist eine wirlliche Gmcinrshalt nicht jene der 
Hemn und Sklaven. auch nicht die bürgerliche G e x t l x h d L  insofern in ihr &r Ilemchcnde 
Herr seiner U n t c m  iiri. mdcm nur insoweit n seine Unicrtanffl rcgien ... Allein die von 
Jesus Christus gcgründct Gerninschalt der Kirche ist ohne Absuiche Gemeinschaft irn vollen 
Sinn dieser Womre: zit a u  Oprre inrditirpdigolifi~a. hg. von G.B.NICOLA. hlailuid 1992.111. 
S. 396 f. 

25 ANTONIO ROShllNl. FiloroJo della Polirica (ut. Anm. 16). S. 167. 
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Teilhabe am Göttlichen. bedingt sein Recht als Person. das Rosmini als 
naußer-gesellschaftlichu. unveriiußerlich und universell. der menschlichen 
Würde inhWerend (Filosofia del Diritto 111. 5239) bezeichnet. ~Gesel l -  
schaftliches Rechtu kmn es nicht angreifenSz d3 e s  daher nicht abgeleitet 
wird. sondern selbstPrinzip dessen ist. was erlaubt. nützlich, erstrebenswert, 
allgemeingültig ist. Dies scheint mir betonenswen: Recht ist kein Derivat 
der Gesellschaft. sondern die Gesellschaft ist Derivat des Rechu. das die 
Person selbst konstituiert. *Wem die Quelle des Rechts die Gesellschaft 
oder der Staat istu. kommentiert der Philosoph hlichele Sciacca Rosminis 
Rechtslehre, *&n gibt es kein anderes Recht als das positive Recht, das 
vollst3ndig von der Geschichte gebildet wurde. Für Rosmini hat der Mensch 
als Person inhWerende Rechte. deren Quelle die Person selbst ist; diese 
Rechte bestehen nicht deswegen. weil sie von einer äußeren AutorilZt. einer 
Gesellschaft, einem S m t  oder sonst von jemandem anerkannt werden, als ob 
sie dem Menschen weggenommen werden könnten. sondern sie sind absolut 
seine eigenen Rechte. die seinem Person-Sein und seinem hlenschdein 
als solchem inhWeren.«n Und weiter: *Die Gesellschaft hat ihre Rechte. 
aber keine Gesellschaft hat das Recht. jenes Recht der Person zu negieren, 
das dieser in ihrer sittlichen Würde und mit ihren transzendenten Zielen 
zusteht.uZ8 

Nach Rosmini. so war gesagt worden. stellt die Natur des Menschen, 
genauer: ihre F i ~ i i t ä t .  das nwahre menschliche Guteu. den letaen Zweck 
der politischen Gesellschaft dar. wonus ihr unmittelbmr Zweck resultiert, 
ein gerechtes Zusammenleben der Menschen durch Gesetze zu ermöglichen. 
die dem nwahren menschlichen Gutenu. der menschlichen Sittlichkeit ad- 
Qual sind. Kriterium zur Beurteilung politischer Systeme muß folglich sein, 
inwieweit sie den Weg donhin befördern. Die politische Ordnung besitzt also 
selbst keine Kompetenz hinsichtlich des moralisch-religiösen Guten. wohl 
aber hat sie die Aufgabe. durch gesetzliche Regelung (m&liia dei diritti) 
dessen Entfaltung zu unterstützen: *Die Ordnung der bürgerlichen Gesell- 
schaft ist, ihrem unmittelbmn Zweck gern%, beschrin!d au l  jene Seite der 
Moralität. die die Bußere Gerechtigkeit unter den hlenschen betrifft.m 

Von daher betrachtet erscheint das bonum politicum oder bonum sociale 
als eine Art Teilmenge des wahren menschlichen Guten und damit als 

26 ANTONtO ROSMIPII. FilorojaLllo Politira (dL Anm 16). S.215 1. 
27 httCi1Ei.E FEDUIICO SCLACCA. *Einleinuiga. in: ANTONlO ROSLILVL Dir Politik 

oL philosophisches Problem. U b m M  und hcniugegcbcn von I. Hölihubcr, htünchcn 1963, 
S. 15. 



212 Christiane Liermann 

>,Rudiment'< des universalen Guten. Denn: *Der letzte Zweck, die Erfüllung 
der Seele. ist immer individuell, gänzlich im Subjekt  era ankert.«^ 

Eine gerechte politische Ordnung. deren Leitprinzip die Siitlichkeit der 
Person ist. mui3 deren Enthltungsmöglichkeit gegen jeglichen ndespoti- 
schene, ideologischen oder stmtlichen Angriff sichern; Gewaltenteilung. 
Sichemng des Privatbesitzes, Auffrissung von Regiemng als *Amt«, Be- 
wahrung der Vielfalt unabhängiger xintermediZrer* gesellschnftlicher Ein- 
heiten, deren wichtigste die Familie ist, sind, Rosmini zufolge. Garanten der 
Unversehnheit der Person. 

Politik aus dem Geist des Christentums 

Kehn man noch einmal zu Rosminis Ausgangsfrage zurück. wie das Ver- 
hältnis von societas religiosa und societas civilis beschaffen sei. so  lassen 
sich auf der Basis des bisher Gesagten einige Punkte präzisieren: Kirche 
und Religion beeinflussen die Gesellschaft indirekt dadurch, da0 sie dem 
einzelnen die letzten, übernatürlichen Ziele aufzeigen. Durch dis aus der 
Teilhabe am Göttlichen gewonnene Prinzip der unveräußerlichen Rechte 
der Person bringt sie aukrdem ein dynamisches, Freiheit und Sittlichkeit 
förderndes Element in Geschichte und Gesellschaft. Schließlich findet die 
politische Gewalt in der societas religiosa ein letztgültiges hfodell, an dem 
sie sich orientien. 

Wenn aber die Kirche in diesem umfassenden Sinne Rechtswahrerin ist, 
w m m  iiberantwortet Rosmini ihr d m n  nicht auch die rechtsprechende 
Gewalt? Tatsächlich zögert er an diesem Punkt, und seine Schriften im 
Umkreis des Revolutionsjlihres 1 M8 zeigen. wie er  in dieser zentralen Frage 
nach Lösungen sucht. Letztlich aber enlscheidet er sich, eben aufgmnd 
der historischen Erfahmng, die zur Fnnzösischen Revolution fuhne, gegen 
die judikative Kompeienz der kirchlichen Autorität in politischen Angele- 
genheiten und für die Konstruktion eines rein weltlichen, politischen, von 
Laien gewählten und mit Laien besetzten Gerichtshofs (tnbunale politico). 
Nicht im Gewand politischer hlacht. sondern als moralische Autorität soll 
die erneuerte Kirche in der erneuerten Gesellschaft wirken. Dies erscheint 
ihm als der geeignete Weg jener zweifachen Reformbewegung. die er  
vor sich sieht: Reform der Kirche durch Selbstbefreiung und Reform des 
Staates durch die Realisiemng eines juridisch-politischen Systems, das die 
christlichen \Vene. wie sie in der katholischen Doktrin bewahn werden, 
zu seinem ureigensten Fundament macht. Damit bleibt ganz offensichtlich 
die überngende sinnstiftende Funktion der Religion iür das moralische 
Bewußtsein der Gesellschaft erhalten. 
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D d  die Reform des Staates möglich sei unter der P r h i s s e  der unbe- 
dingten Anerkennung der kailiolischen Lehre als seiner geistig-modischen 
Grundlage. schien Rosmini in der Zeit des Aufbruchs der vierziger Jah- 
re nicht nur erstrebenswen. sondern durchaus wahrscheinlich. Aber seine 
Konzeption des Stmtes und der Politik t n f  dennoch nicht den Geist der 
Zeit. Unversöhnlich t n t  der Gegensatz zu Tage zwischen seinem Politik- und 
Staaüversiändnis. d3s deduziert wird aus einem System objektiver \Vene. die 
ein für alle hlal vorgegeben sind und die mit Hilfe der christlich erleuchteten 
Vernunft aufgefunden werden können. und einem >.modernenu.Politik- und 
SmüverstSndnis, das auf der Idee vom rechtlich geschützten freien Spiel 
konkurrierender Wenvorstellungen, Welmschauungen und ideeller KrJfte 
beruht. Glaubens- und \Vertepluralismus blieb Rosmini. der an der absoluten 
Wahrheit der katholischen Lehre festhielt. fremd. Diese Position entfernt ihn 
von den Befinvortem eines olaizistischenu Smtes,  in dem Kirche und S m t  
getrennte Wege gehen, ebenso wie ihn auf der anderen Seile seine Kritik an 
der ldce eines machtgestützten Christentums im christlichen Staat von der 
intransigenten Linie unterscheidet. D e m  Rosmini vermute danuf, d d  die 
christliche Lehre durch eigene Knft, wenn sie nur von allem weltlichen Bal- 
last. der sie verdunkelt, befreit werde, durch Vernünftigkeit und \Vahrheit für 
jeden hlenschen evident. nglaubhaftu und folglich politisch-gesellschftlich 
wirksam sei. Solches Denken war unzeitgemäß, aber keineswegs folgenlos. 
Wie sich sp3ter zeigte. gingen von Rosmini wichtige Impulse für die 
Anfhge  der christlichdemokntischen Bewegung in Italien aus. Bei ihm 
fand man die ldce chnsilich fundierter Politik im modernen Rechtsstaat 
vorgepfigt. Vor allem jene Katholiken, die - im \Viderspruch zur Haltung 
des Heiligen Stuhls - ein konstmktives Verhältnis zum jungen italienischen 
Nationalstaat entwickeln und diuin politisch aktiv werden wollten, beriefen 
sich auf Rosmini. Und seine \Virkung h5lt an: Als es nach dem Zusammen- 
bruch des faschistischen Staates d u u m  ging. die unbelasteten Traditionen 
nationalen und christlichen Denkens wiedenubeleben. auf die sich d3s Ethos 
der Republik @inden könne, seizte eine regelrechte Rosmini-Renaissance 
ein; seine scharfsinnige Ideologie- und Totalihsmuskntik. sein unbedingtes 
Fes~helten an der ~ & i c ä t  der Person. sein Eintreten f i r  ein politisch ver- 
faßtes Gemeinwesen. d z  christliche Wene zu seiner moralischen Gmndiage 
macht. sowie sein Konzept der Versöhnung von nationalem und christlichem 
Bewußüein gaben ihm unerhöne Aktualitit. 

Es ist daher nicht erstaunlich. &B Rosmini auch heute wieder, da sich 
die itdienische Cliristdemokntie durch Rückbesinnung auf ihre \Vuneln zu 
reformieren sucht und der italienische Nationalstaat durch separatistische 
Tendenzen geiährdet ist. als Anwalt christlichen Politikverscändnisses und 
nationaler Integrität zitiert wird. 



P a r t e i a r c h i v e  in Europa I 

Von Günter Buchshb  

Parteien und Parlamente sind in der Demokntie westlichen Zuschnitts 
Komplementtgrökn. unvenichtbare Institutionen des demokratischen Ver- 
fassungslebens. Vieles. was im exekutiven und legislativen Raum von 
Polilikem und Parlamenm'em erörtert wird. hat seinen Ursprung in der 
Aktiviiät und Initiative der Parteien. Nachstehend einige pnindsätdiche 
Gedanken über die Bedeutung der Parteien f i r  das Archivwesen und die 
historische Forschung. Eine Vorstellung der westeurop3ischen Parteiarchive 
ist für das folgende Heft geplant. Ein dritter Beitrag wird sich den im 
Aufbau befindlichen Parteiarchiven in den Staaten des ehemaligen Ostblocks 
widmen. 

Ein vordemokratisches Archivversthdnis'l 

In Anbetracht der herausragenden Bedeutung der Parteien für das politische, 
soziale und wirtschaftliche Leben in der modernen Demokratie muß es er- 
staunen, dai3 die Archivkunde die Parteien bisher vernachlässigt hat. Eine Er- 
klärung hierfür ist in der etatistischen Tradition des Archivwesens zu suchen. 
Die sut l ichen und kommunalen Archive konzenirieren sich vornehmlich 

I 
darauf. die I2tigkeit ihrer administntiven Triiger zu dokumentieren. Fast , . 
ist man geneigt. mgesichis des geringen Stellenwerts, der den Paneien und 
ihren Unterlagen im allgemeinen eingeräumt wird. von einem vordemokn- , / 
tischen Archivversthdnis zu sprechen. Es ist offenbx noch nicht allgemein ! 
bewußt. daß die Dokumentation des vielfiltigen schriftlichen Niederschlags. 
der von außen. von den Organisationen. von den Parteien. auf die smtliche 1' 
und kommunale Tätigkeit einwirkt. sich zu den traditionellen Aufgaben 
der Archivare hinzugesellen muß. Die Einbeziehung der nichtstaatlichen j 
Überlieferung in die Archivierungspmgrxnme muß bedacht und organisierr.:.: 
werden. I 

,- 
I 

* Eine Ohrsicht m Entwicklung und aktuellen Lage der PmWrchivc in Evropa folgt in 
Band2 dicrcr Zeitwhrih / 
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Die staatlichen und kommunalen Archive wären damit allerdings in 
der Regel überlastet, können sie doch allein schon die fast Iawinenartige 
Vemehning des Behördenschriftguis kaum noch bew3ltigen. Die Frage 
stellt sich aber auch, ob die hlatcrialien der Parteien überhaupt in ihre 
Zuständigkeit fallen, sind doch die Parteien weder Einrichtungen privater 
noch öffentlich-rechtlicher Natur. \V= ist eigentlich das Objekt, um das 
sich - angesichts seiner unbestreitbaren Bedeutung in der Demokratie - 
nicht nur die Politologie, sondern auch die Archivwissenschaft intensiver 
kümmern müOte? 

Zur Parteientypologie 

Über Paieiarchive kann nicht gehandelt werden, ohne einen Blick auf die 
Pmeien selbst zu werfen. Selbstverstindlich kann hier kein weiterführen- 
der Beitrag zur Paneicnforschung oder zu einer allgemeinen Parteienlehre 
geleistet werden. Auch die unterschiedlichen politischen Zielvorstellungen 
der Parteien sollen ausgeblendet bleiben. Ein kurzer Blick auf die Typologie 
politischer Pmeien ist jedoch angezeigt, weil sich daraus Konsequenzen fur 
das Archivwesen und die Arbeit des Archivm ableiten lassen. 

Am Anfang des Parteiwesens im freiheitlichdemokratischen Staatswesen 
steltt die schwach gegliedene Honontiorenpariei; für einige Länder ist sie 
heute noch charakteristisch. Sie tritt in erster Linie zu Wahlzeiten in Aktion; 
ihre Repkentrinten stehen fiir eine klar zu delinierende gesellschaftliche 
GNppe. Sie veriiugt weder über eine ausgeprägte hlitgliedschaft noch über 

\ eine zentrale Paneiorganisation -und schon gar nicht über eine irgendwie 
geregclte Archivalienvenvaltung. 

Einen viillig anderen Typus stellt die demokntische hlassenpartei d x ,  
die - aukrhalb  des Parlaments - mit einem eigenen FunktionSrsstab und 
mit einem mehr oder weniger großen bürokntischen Appant ausgestattet ist 
und somit über ein s tkd ig  zur Verfügung stehendes Instmment für regel- 
mSllige Aktiviiäten zur politischen hfeinungs- und Willensbildung verfügt. 

\ Inwieweit sie eine aktive hlitglieder- oder eher eine lediglich zu \Vahlzeiten 
attraktive Wählerpmei ist, soll in diesem Zusammenhang d3hingestellt hlri- 

, ben. Sie jedenfalls scheint am ehesten &Tür geeignet. den politischen Willen 
2, bestimmter Bevölke~ngsteile zu bündeln. sei es in weltrinsch3ulicher. reli- 

' giöser, sozialer, winschaftlicher oder landsmannschaftlicher IIinsicht. 
, Nicht zu vergessen sind schlieOlich jene Parteien, dic in bestimmten 
Regionen verwurzelt sind oder hlinoritSten repriisentieren. 

Aus der demokratischen hfassenpmei hat sich die sogenannte Volkspartei 
entwickelt, auch als nAllcnveltsparteiu oder rcaich-alt-parry,, bezeichnet, 
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die eine tiefere ideologische Durchdringung ihrer potentiellen Klientel fur 
eine breitere Ausstrahlung und einen nschen \Vahlerfolg zu opfern bereit 
ist (Kirchheimer). Diesem Pmeiiyp scheint vornehmlich dort Erfolg be- 
schieden zu sein. wo bestimmte gesellschaftliche Bedingungen. 2.U. die 
Abschwächung sozialer Gegensätze, mit speziellen politisch-historischen 
Bedingungen (5 %-Klausel, Pmeienverbote etc.) einhergehen. 

Schließlich kennen wir in Europa die - hoffenilich überwundene - tota- 
litire Abirt der demokniischen hlassenintegntionspmei, in der die Kon- 
kurrenz von hleinungs- und Willensbildung instituiionell beseitigt ist. Sie 
ist ein reines t~errschaftsinstmment der politischen Fuhmng und versucht. 
nsich die hlassen geistig und moralisch einzugliedernu (Kirchheimer). Des- 
halb verlangt sie von ihren hfitgliedern blinden Gehorsam und unbedingte 
Disziplin sowie ein permanentes Bekenntnis zu ihren Zielen in Won und Tat. 
Sie ist das wesentliche Kennzeichen des diktatorischen Einpmeisystems, 
wohingegen - j e  nach Wahlrecht - das Zwei- und hlehrpmeiensystem 
Bild der westlichen Demokratien charakterisiert. Daß sich dieses Bild noch 
weitaus differenzierter präsentiert durch eine mehr oder minder ausgeprägie 
Fakiionenbildung in einzelnen Pmeien. soll nur der Vollständigkeit halber 
erwähnt werden. 

Alle diese - hier nur grob skizzienen - Pyteitypen finden sich in 
vielerlei hlischfomen und Variationsbreiten im europäischen Raum. Eine 
wissenschiftliche ~rchivalie&unde wird also &s Schriftgut und die Doku- 
mente von Pmeien, ihren Einrichtungen und ihren Venretern vor diesem 
Hintergmnd zu berücksichtigen haben. 

Pmeien und ihre Archive 

Von vorrangigem archivarischen Interesse sind - was die hlassenpmeien 
betrifft - die Unterlagen der Pmeiverbände und -gremien aller Ebenen sowie 
die Akten ihrer parlmentarischen Vertretungen. Zuummen mit diesen p x -  
teitypischen hlaterialien (Prognmme, Sitzungsprotokolle, Korrespondenzen. 
Aktenvennerke usw.) bilden die Unterlagen von Politikern aus ihrer Tätig- 

L 
I , 

keit in P m e i h t e r n .  in Legislative oder Exekutive. d.h. die Nachl3sse. eine , , , 

zusammenhZngende Quellenmasse. Gende die Nachlbse spiegeln wider, / '  [ 
was oben gesagt wurde: Pmeien - und ihre Repraentmten, die in der , J .. .' 
Regel nur über die P m e i  in S t a i t s h t e r  gelangen, also nicht von einer 
Obrigkeit ernannt werden -operieren an der Nahtstelle zwischen S m t  und 
Gesellschaft. Von daher sind Nachlässe von entscheidender Bedeutung für 
die Pmeimhive.  Und für den Nachweis des Ii'irkens von Honoratiorenpx- , 
teien sind sie geradezu unveszichibar. Wie sonst ließen sich - angesichts 
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der unterentwickelten Organisationsstniktur dieses Paneientyps - dessen 
hisiorisch-politische Spuren nachzeichnen? 

Die Nachlässe der Funktionke und führenden Reprisenanten aller Ebe- 
nen haben aber auch für die weiter entwickelten. sozusagen auf einer höheren 
Stufe stehenden hlassenpaneien einen hohen Siellenweri, vor allem dann, 
wenn die eigentlichen Organisaiionsakten - aus welchen Gründen auch 
immer - verloren gegangen sind. Nachliisse spiegeln n3mlich nicht nur das 
politische \Virken des jeweiligen Nachlassen wider. sie bilden auch eine 
Ergänzung der eigentlichen Parteiakten, im Falle ihres Fehlens eine A n  
Enatzüberliefemng. 

Die Paneiakten wiedemm sind entscheidend für die Kenntnis der orgs- 
nisstorischen und prognmmatischen Entwicklung; kurz: für den Nachweis 
der IVirksamkeit der sog. hlassenparteien - und zwar auf allen Organi- 
sationsstufen. Sie sind ein Beleg für die hleinungs- und iVillensbildung 
der sog. Paneibasis und ihre Umsetzung in poliiisches \Vollen und tim- 
deln - zunächst im kommunalen Sektor, dann aber über die Funktionäre 
und Reprisenmten auch auf der regionalen und nationalen. ggf. sogar 
internationalen Ebene. Nur wenn &s Archivgut der Parteien möglichst 
geschlossen erhalten bleibt und deren Archive wirklich das Ende ihrer 
Schrifigutverwaltung &rstellen, ist umfassende Parteienfonchung möglich 
und die wecliselseitige Durchdringung von Staat und Gesellschaft in der 
Demokratie nachvollziehbar. 

Aus Nschlässen und den eigentlichen Parteiakten h n  die Forschung 
sowohl übergreifende Themen, d.h. teithistorische. politologische. soziolo- 
gische, als auch regional-, lokal-. parlaments- oder pmeispezifische Fn- 
gestellungen behandeln. Bleibt also fesizuhalten: Die gesamte Quellenbasis 
(Nachlässe und Akten der Parteigremien) möglichst geschlossen zu ehslien 
und der Forschung anzubieten, müßte das Bestreben nicht nur von Histori- 
kern. Soziologen und Politologen. sondern vor allem auch &s Anliegen der 
Archive und der Archivare sein. 

Für hfnterial, das aus ParteiCItigkeit hervorgeht. gibt es freilich - anders 
als bei Schriftgut aus öffentlich-rrchtlicher Tätigkeit - keine Abgabepflicht. 

m 
und es dari wohl in einem freiheitlichen Gemeinwesen. & das Wirken 

I \ der Paneien zwischen privat und öffentlich angesiedelt ist, eine solche 
Verpflichtung auch nicht geben. Insofern gestaltet sich die Akquisition von 

3 .  '> 
Paneimaterial besonders schwierig. Auch envanen Politiker. ihre Erben 

. \  und Parteiverbinde von Archiven einen besonderen Venrauensschutz, & 
'. \ ,, , das abgegebene hfaterial nicht nur zum privaten Nachteil. sondern auch in 
I I der politischen Auseinandersetzung verwendet werden könnte. In diesem 
\ . Venrauensschuiz ist ein besonderer Gmnd Tür die Einrichtung von Partei- ., bzw. parteinahen Archiven zu sehen. IVo die hlöglichkeit der Abgabe an 

solche Archive nicht vorhanden ist. besteht Gefahr da8 dem kollektiven \ 
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Gedächtnis und der historischen Forschung wertvolles hlaterial verloren 
geht. 

\Vie aber steht es nun mit Parteiarchiven im europäischen Raum? Zunächst 
ist festzustellen. daL3 Archive politischer Parteien in Europa eher Ausnahme 
als Regel sind. Dies ergab sich aus einer Umfrage, die das Archiv für 
Christlich-Demokratische Politik 1990 durchgeführt hat. sowie aus der Aus- 
wertung von Archivzeitschriften und -inventaren, wobei sich. insbesondere 
für die sozialistischen Pxteien, die sich im Gegensatz zu anderen schon 
recht früh um ihre Archivalien gekümmen haben, der von der Internatiod 
Association of Labour History Institutions (Gent) herausgegebene Directory 
1987 als sehr hilfreich erwiesen hat. Viele Briefe dieser Umfrage blieben 
unbeantwortet - ein Indiz. daL3 das Bewußtsein der angeschriebenen Parteien 
und Paneifüh~ngen dafür. welche Bedeutung ihre schriftlichen Unterlagen 
haben. noch unterentwickelt ist. Die Vermutung liegt deshalb nahe. ja sie 
dringt sich geradezu auf. dai3 den Parteiorganen die eigene Geschichte. ihre 
\Vutzeln und ihre geschichtliche Entwicklung und ihr Stmdort in der Historie 
relativ gleichgültig sind. 

Dafür l a s e n  sich verschiedene Gründe ins Feld führen: Zum einen kennen 
Parteien - dies ergibt sich aus oben Gesagiem - keine behördenmiillige 
Büroorganisation mit Aktenordnung, Regisuaiuren und Aktenkellern. Haupt- 
amtlich besetzte GeschäTtsstellen mit ausgewiesenem Personal existieren - 
bis auf die Zentralen - meist nicht. Es fehlt an Geld - dies ist wohl 
einer der wesentlichen Gründe -. an Raum und Personal. das zudem häutig 
wechselt. Aus diesen Gründen ist eine systematische Aktenfühning die 
absolute Ausnahme. In aller Regel werden die Akten, wenn sie nicht mehr 
f i r  den laufenden Geschiftsbetrieb gebraucht werden, in die Keller oder 
auf die Dachböden verbannt oder aber aus Platzgründen vernichtet. Parteien 
sind außerdem naturgemu weniger an ihrer Geschichte als vielmehr an 
politischer Gestaltung, an Machtgewinn und hlachterhalt interessie* sie 
schauen nach vom und versuchen Wahlen zu gewinnen. 

Immerhin konnten paneinahe Zentralarchive nachgewiesen werden: 1. 
bei den Sozhldemokraten/Sozialisten in Deutschland. Belgien. Dinemark. 
Finnland. Großbritannien. Italien. den Niederlanden und Österreich: 2. bei 
den Christlichen D e m o h t e n  in Deutschland. Belgien. Italien, Österreich 
und Spanien; 3. bei den Liberalen in Deutschland und Belgien. 

Neben den Zentraluchiven, die in der Regel mit dem Sitz der jeweiligen 
Parteispitzen eng verbunden sind. gibt es eine Reihe eigens gegründeter 
Einrichtungen, die sich der Akten annehmen - Vereine. Stiftungen, aber auch 
Forschungsstellen. die sich mit einer bestimmten paneipolitischen Richtung 
befassen und sich um das einschlilgige Quellenmaterial bemühen. Nicht 
zu vergessen ist schließlich, daß eine Reihe von Parteien ihre Materialien 
den staatlichen Archiven anvertraut: auch hlinister-Nachl9sse werden dort 
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aufbewahrt. hlaterial kleiner Parteien. die manchmal nur von kurrer Lebens- 
dauer waren, ist häufig nicht mehr nachweisbar, eine besonders bedenkliche 
Fesütellung. 

Aus den erhaltenen Informationen gewinnt man den Eindmck, daß die 
sozialdemokratischen oder sozialistischen Pmeien aufgrund ihrer relativ 
langen und ungebrochenen Tradition sich m ehesten ihrer Geschichte 
bewußt sind. Sicher spielt der Wunsch eine Rolle, mit den eigenen Archiven 
das parteieigene Selbstversiändnis zu stärken. a n h n d  der Quellen die Kon- 
gruenz von Pnxisarbeit und theoretischer Rndiemng, die die Klassiker der 
Arbeiterbewegung vorgegeben hatten, zu prüfen und - lost bui not least - 
mit einer Geschichüschreibung der Arbeiterbewegung ein Gegengewicht 
zur sogenannten bürgerlichen Historie der Haupt- und Smüsktionen zu 
schaffen. Aus diesen Gründen haben sie frühzeitig ihre hlaterialien in - 
heute frei zugänglichen - Forschungseinrichtungen komentrien. 

Bei den christlich-demokratischen sowie bei den konservativen und libera- 
len Parteien ist die Lage hingegen anders. Bei diesen gilt es. d3s Verständnis 
fiir Archive und deren Bedeutung zu entwickeln und zu schärfen. Eine 
Ausnahme bildet die Bundesrepublik Deutschland. wo die Existenz der 
Politischen Stiftungen. die im wesentlichen vom Staat finanziert werden. die 
Gewähr fiir eine ordnungsgemYße Archiviemng von Paneiakten bietet. 

G m  anders dagegen verh9lt es sich mit den Akten der sozialistisch-kom- 
munistischen Parteien des ehemaligen Ostblocks, die als nSmüstmkturenu 
über ein anderes Selbstverständnis als die demokratischen Pmeien des We- 
stens verfugten. Aus ihrer umfassenden, den S m t  völlig vereinnahmenden, 
ja unterordnenden Tätigkeit henus errichteten sie zentrale Parteimhivc. Ihre 
nDokumente der Arbeiterklasser, so  das Lehrbuch des Archivwesens der 
DDR von 1984, nverkörperten einen einmaligen Schatz von Erfahmngen 
und Lehren des historischen Kampfes der Arbeiterbewegung. der für die 
politisch-ideologische Arbeit von unschätzbarem und ständig steigendem 
wrt war. Hinzu kam. daß mit der Erobemng der hlacht und Machuusübung 
durch die Arbeiterklasse &s Archivgut ihrer Partei eine völlig neue Qualiut 
erhielta Zugänglich waren diese hlaterialien aber nicht. Sie waren zur 
geheimen S m t s s c h e  erkläit. Nun ist zu erwarten, daß sie jedermann f i r  
die Auswertung zur Verfügung stehen werden. 

Fazit 

Insgesamt ist die Situation der Paneiarchivalien in Europa wenig zufrieden- 
stellend. Bessemng ist geforden. Schritte dazu müssen zunächst auf natio- 
naler und regionaler Ebene erfolgen. Sofern angesichts der offenkundigen 
Bedeutung der Parteien in der pslmentanschen Demokratie nicht Stiftun- 
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gen, Vereine oder Forschungseinrichtungen sich der Materialien annehmen 
können, sollten es die staatlichen Archive tun. Historiker und Archivare müs- 
sen darauf hinwirken, historisches Bewußtsein in den Parteien zu entwickeln, 
damit ihre Bedeutung im politischen, gesellschaftlichen. wirtschaftlichen und 
rechtlichen Prozeß angemessen gewürdigt werden kann. 

Ein Erfahningsaustausch auf europäischer und internationaler Ebene ist 
in Gang gesetzt. Die 1992 in Montreal gegründete Sektion der Partei- 
und Parlamentsarchive ist ein Schritt in die richtige Richtung, von dem 
Signalwirkung ausgehen körnte. Einheitliche Kntenen der archivischen 
Bewertung. Erschließung und Benutzung wären fiir Archive wie für die 
Historie von großem Gewinn. In einem demokratisch smkturienen Europa 
ohne Grenzen können archivische und hisroriographische Banieren nur dann 
überwunden werden, wenn grenzüberschreitende Problemlösungen gefunden 
werden. Auch den Archiven und Archivaren ist hier eine wichtige europa- 
politische Aufgabe zugewiesen. 



Die CDU aus der Nahe betrachtet 

Der Beitrag des Archivs für Christlich-Demokratische Polilik 
zur Geschichtsschreibung über die Union 

von Udo \Vengst 

Bei einem Vergleich zwischen der Weimarer Republik, jenem ersten. 
kläglich gescheiterten Versuch einer Demokntiegrlindung auf deutschem 
Boden. und der Bundesrepublik Deutschland. der so übernschend eriolg- 
reichen parlamenhsch-demokntischen Smtsbildung in einem whalben 
Landu nach der ~tiondsozialistischen Katastrophe, ist der Unterschied in 
der Entwicklung des jeweiligen Parteiensystems besonders augenfdllig. In 
der Natiodversammlung von I919 veneilten sich die Wählerstimmen im 
wesentlichen auf sechs Parteien. die f a t  alle unter zum Teil geänderten 
Bezeichnungen an Vorl3uferorganisationen im Kaiserreich anknüpften. Die 
SPD. die Deutsche Demokratische Partei und das Zentrum vereinigten etwas 
mehr als 75 % der Stimmen auf sich und besai3en als sogenannte rweimarer 
Koalitionu eine breite hlehrheit. Diese verloren sie allerdings schon 1920, 
und in den folgenden Jahren ließ die Integraiionskraft dieser drei Parteien 
ebenso deutlich nach wie die von Deutscher Volkspartei und Deuüchnationa- 
ler Volkspartei. D a  Parteiensystem zersplitterte zusehends, und die radikalen 
Rügelparteien gewannen im Laufe der Zeit siindig an Zulauf. Im letzten 
vor der hlachtergeifung der Nationalsozialisten gewählten Reichstag im 
November 1932 waren nicht weniger als dreizehn Parteien venreten. und - 
WS noch bedeutsamer war - NSDAP und KPD verfigten zusammen über 
50 % der Mandate. 

G m  anders verlief die Entwicklung in der Bundesrepublik Schon vor 
ihrer Gründung wurde durch die Lizenzierungspolitik der Alliierten einer- 
seits und Bestrebungen auf deuücher Seite andererseits eine Konzentration 
auf wenige Paneien herteigeilihn und damit in wesentlichen politischen 
Spektren die deutsche Tradition nicht fortgesetzt. Allein bei KPD und SPD 
handelte es sich um Wiedergründungen der von den Nationalsozialisten 1933 
verboienen Organisationen. Die FDP war insofern ein neues Gebilde, als 
es mit dieser Partei erstmds gelang. die seit dem 19. Jahrhundert beste- 
henden unterschiedlichen Richtungen des deutschen Liberalismus in einer 
Organisation zusammenzufassen. Gänziich neu. wenn auch an Ijberlegungen 
zu Beginn der Weimarer Republik anknüpfend. war s o h  die Gründung 
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von CDU und CSU, bei denen es sich um überkonfessionelle christliclie 
Volksparteien handelte, die ganz unterschiedliche Traditionen bündelten. 

hlit dem IVegfa11 alliierter Einschränkungen und Verbote noch vor der 
ersten Bundesmgswahl 1949 kam es &nn zwar zu einer Reihe von Neu- 
gründungen. vor allem von Regional- und Protestparteien. die zum Teil 
auch in den ersten Deuüchen Bundestag einzogen. in dem immerhin zehn 
Parteien vertreten waren. Im Unterschied zur tveimarer Republik verlief 
die weitere Entwicklung in der Bundesrepublik jedoch in entgegengesetzter 
Richtung. Die lntegrationskraft vor allem von CDU und CSU. aber auch 
der SPD, gewann zusehends an Boden, und auf Union und SPD entfiel 
im Laufe der 50er Jahre ein immer größerer Anteil von Wählerstimmen. 
Die Regional- und Protestpwteien zerfielen innerhalb weniger Jahre genauso 
wie das Zentmm. das sich noch eine Weile in Nordrheintvestfalen halten 
konnte. Auch die Radikalen auf der linken und rechten Seite besaßen keine 
Chance. Die Sozialistische Reichspartei und die KPD. vom Bundesverfas- 
sungsgericht 1952 bzw. 1956 für verfassungswidrig erklän und verboten, 
waren schon vor dem jeweiligen Spmch aus Karlsmhe gescheitert: A u f p n d  
der Diskreditiemng antidemokratischer nationalistischer Positionen durch 
den Nationalsozialismus und kommunistischer Ideologien durch die Realit9t 
in der SBZJDDR gab es fur Parteien auf dem linken und rechten Rand 
des politischen Spektnims kaum Zustimmung in der Bevölkerung. Dem 
Konzentrationsdmck, den die großen Parteien ausübten, insbesondere die 
Union, konnte allein die FDP widerstehen, ohne dabei allerdings ihr Ziel zu 
erreichen, sich als echte rDritte Kraft* zwischen Christlichen Demokraten 
und Sozialdemokraten zu etablieren. 

Angesichts der Bedeutung, die Parteien für das Gelingen oder Scheitern 
parlamentarischer Demokratien unstreitig haben, w x  es naheliegend, &B die 
nach I945 in der Bundesrepublik etablierte Zeitgeschichtsforschung in der 
Parteiengeschichte ein zenrnles Forschungsgebiet erblickte. Es versteht sich 
von selbst. daß dabei zunächst die Untersuchung der Entwicklungen im 
Deutschen Kaiserreich und in der IVeimarer Republik im Vordergmnd stand. 
d e m  zeitgeschichtliche Forschung sah sich damals insbesondere mit der 
Aufgabe konfrontiert. Erkläningen für das Scheitern der ersten deutschen 
Demokntie zu finden. 

Wem demgegenüber die Gründung und die Anfänge der Bundesrepublik 
Deutschland und damit auch ihrer Parteien erst sehr viel später zum Thema 
der Zeitgeschichte wurden, so hat dies einmal &mit zu tun. &D die Zeitge- 
schichtsforscliung wie jede andere Geschichtsforschung ein MindestmaB an 
Quellenzugang haben muß. Da Archivalien in der Regel 30 Jahre unter 
VerschluB bleiben. ehe sie der Forschung zur Verfügung stehen, war die 
Queiiengmndlage bis in die zweite l191fte der 70rr Jahre für die Aufaixitung 
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland schlicht unbefriedigend. 
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Dies änderte sich m Ausgang der 70er Jahre entscheidend nicht nur 
dadurch. &ß nunmehr sukzessive amtliche Akten für Forschungszwecke 
frei gegeben wurden. sondern mehr noch deshalb, weil die der CDU, der 
SPD und der FDP nahestehenden politischen Stiftungen Archive eingerichtet 
hatten. in denen Aktenmaterial der Parteien. der ihnen angeschlossenen 
oder nahestehender Organisationen und der in ihren Reihen wirkenden 
Akteure gesammelt, gesichtet, aufbereitet und der Forschung zur Verfiigung 
gestellt wurde. Die Stiftungs- oder Parteiarchive entwickelten sich innerhalb 
weniger Jahre zu zentralen, nicht mehr wegzudenkenden Einrichtungen Tür 
die Zeitgeschichtsforschung in der Bundesrepublik Deutschland. dies um so 
mehr, als in vielen Rllen keine restriktive Handhabung der 30-Jahresfrist 
geübt wurde und wird. 

Einen besonderen Stellenwen darf unter den Paneiarchiven das Archiv 
für Christlich-Demokratische Politik (ACDP) der KomadAdenauer-Stiftung 
beanspmchen, das den bisher größten und am besten erschlossenen Ak- 
tenbestmd unter den Parteivchiven aufweist. Hinzu kommt. daO hlim- 
beiter des Archivs mit Darstellungen und Editionen zur Geschichte der 
Union weseniliche Forschungsleistungen erbncht und Forschungen Dritter 
angeregt oder betreut haben, für deren Veröffentlichung die von der Kon- 
nd-Adenauer-Stiftung herausgegebene und von hlitarbeitern des Archivs 
redaktionell betreute Reihe Forschungen und Quellen zur Zeirgeschichre zur 
Verfügung steht. Schließlich muß noch darauf hingewiesen werden, &U sich 
die Neugründung der Union ~ c h  1915 als ungemein erfolgreich ewiesen 
hat und sie zu der Partei geworden ist, die das Gesicht der Bundesrepublik 
Deutschland wie keine andere geprägt ha t  Unter Berückichtiyng dieser 
Tatbestände erscheint eine Zwischenbilanz geboten, in der unter verglei- 
chender Perspektive auch auf die Arbeit der anderen Paneiarchive und auf 
die wichtigeren Forschungsarbeiten über CSU, SPD und FDP eingegangen 
werden soll. 

Die Gründung des ACDP erfolgte 1976 und dynit einige Jahre nach der 
Errichtung der Pxteiarchive von FDP (1968) und SPD (1969). die jedoch 
erst nach einiger Zeit in g ö k r e m  Ausmaß für Wissenschaftler zugänglich 
wurden und heute unter den Bezeichnungen *Archiv des Deutschen Libe- 
ralismus* (ADL) und *Archiv der sozialen Dernokntieu (AdsD) firmieren. 
Die CSU zögene Imge. ein eigenes Archiv einzurichten. Erst 1986 entstand 
das Archiv Tür Christlich-Soziale Politik (ACSP). 

Mittleweile hat das ACDP, wie die 1992 erschienene Bestmdsübersicht 
dokumentien,' eine imponierende Sammlungs- und Erschließungsarbeit ge- 

,leistet. Die Akten haben einen Umfang von 10.000 laufenden hletern 

I Die Erstände des Ari-hivsfir Chrirrlich-Demolrarische Polirfk &r Konrnd-A&~uer-SI+ 
iung. Kuzubrrsichl. 3. mcivrIe Aullagc. htclle 1992. 
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erreicht. Beeindmckend ist vor allem die Fülle von persönlichen Papie- 
ren. Insgesamt weist die Besmdsübersicht 539 Nachl&se, Deposita und 
Nachldsplitter nach. Hinzu kommen der B e s m d  CDU-Bundespanei (Bun- 
desvorstand und BundesgeschSfüstelle) und d s  zentrale Paneiarchiv der 
Ost-CDU, Akten von Kreis-, Bezirks- und Landesverbänden aus den alten 
und den neuen Bundesländern. von CDU-Fraktionen der Länderparlamenie, 
von der CDUICSU-Fraktion des Deutschen Bundestags, von internationalen 
christlichdemokratischen Organisationen und der CD- bzw. EVP-Fraktion 
im europäischen Parlament, von den Vereinigungen der Panei und schließ- 
lich noch einige Sondersammelgebiete, auf die nicht n a e r  einzugehen ist. 
Es ist keine Frage, daß dieses hlaterial bisher lediglich zu kleinen Teilen 
wissenschaftlich ausgewertet w n l e  und in Zukunft für vielerlei Fngestel- 
lungen auch über den engeren Bereich der Paneigeschichtsforschung hinaus 
eine hervorragende Quellengnindlage abgeben wird. 

Richtig verstanden bedeutet diese Feststellung. daU die Aufarbeitung der 
CDU-Geschichte noch in den Anfängen steckt. Im Hinblick hienuf vermag 
es Verwunderung auslösen, wenn eine zweib'5ndige. dickleibige Bibliogn- 
phie, die in der Reihe Forschungen und Quellen zur Zeifgeschichre erschie- 
nen ist, annähernd 19.000 Titel aufrührt. die im Zeitnum zwischen 1935 
bis 1986 über CDU und CSU erschienen sind.2 Diese g r o k  ZUhl kommt 
jedoch dadurch zusunde, d d  die Bibliographie alle Titel erfaßt. die auch 
nur entfernt mit der Union zu tun haben. Nur ein Teil der genannten Arbeiten 
befaßt sich niit CDU und CSU als eigentlichem Forschungsgegensund. 
Von diesen wiederum kam nur ein Teil als wissenschaftlich gelten. und 
davon schließlich weist ein noch geringerer Teil historische Zielsetzung und 
Vorgehensweise auf. Gleichwohl ist die Bibliographie für jeden, der sich mit 
der Union befaßt, ein unverzichtbares Hilfsmittel. Sinnvoll geglieden und 
durch ein Personen-. Sach-. Institutionen- und Regionenregister erschlossen. 
bietet sie dem Benutzer einen leichten Zugriff auf die ihn interessierenden 
Themen. 

Einen Schwerpunkt.der Berätigung der hlimbeiter des ACDP in der 
Forschung bildet die Edition zentnler Quellenbesiände der Union. hlit 
dieser Zielsetzung unterscheidet sich das ACDP von den anderen Paneien 
bzw. Stiftungen. Obwohl auch die SPD-nahe FriednchEben-Stiftung über 
ein Forschungsinstitut verfugt. d3s mit mehreren ausgewiesenen Historikern 
besetzt ist. gehöne die Edition zentnler Quellenbestände der SPD nicht 
zu den vorrangigen Aufgaben des Instituts. Von einem seiner hliorbeiter 

2 Biblionra~hY ;ur Gerrhichlt d u  CDU und CSU 1945.1980. crriellt von Gerhvd llahn - . ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~~ - -  ~~~ 

(Fonchungcn ~ n d  Qucllcn zur Zritgcuhichte. Bd.4). ~ t u n p A  198% Bibliogroghtr :U Ge- 
srhtrhtr Jer CDU u d  CSU 1981.1VY6 mir Nachrrä~in IM-1980,  micltr *a Brigitic Krahe 
und %tichicla Sc;btl (ronch~ngcn und Quettrn zur Zeitgcuhichic. Bd. 15). Ddrxldorf 1990. 



Die CDU aus der Nähe betnchtet 227 

ist lediglich eine Auswahl von Reden. Schriften und Korrespondenzen 
Kurt Schumachers, des ersten Vorsitzenden der SPD in der Nachkriegszeit, 
erschienen? Zu envmen ist auf längere Sicht allerdings die Edition der 
Protokolle der Sitzungen des Parteivorstandes ab 1915 (Bearbeiter \ViIly 
Albrecht), während die seit langem angekündigte Edition der Sitzungspmto- 
kolle der SPD-Fnktion im Fruikfuner \Vinschaftsrat nach wie vor aussteht. 
Dagegen ist die Edition der Protokolle der Sitzungen der SPD-Fraktion 
im Deutschen Bundeswg von 1919 bis 1966 im Erscheinen begriffen. 
Sie wird beaibeitet von hliilirbeitem der Kommission für Geschichte des 
Parlmeniansmus und der politischen Parteien in Bonn? 

hlimbeiter derselben Einrichtung haben auch die Bearbeitung der Bun- 
desvorstandsprotokolle der FDP f i r  die Zeit von 1919 bis 1967 übemom- 
men. die mittlerweile als vierbändige Edition erschienen sind? \Vie die 
Parlmentansmuskommission f i r  SPD und FDP, so ist das Institut für Zeit- 
geschichte f i r  die CSU aiig geworden. & & Archiv für Christlich-Soziale 
Politik bisher ebenso wenig über eine eigene Forschungubteilung verfiigt 
wie das Archiv des Deutschen Liberalismus. Im Herbst 1993 erscheint 
eine umfangreiche Dokumentation Ober die Anfangsjahre der CSU, die 
die Protokolle der Landesversmmlungen. des Lmdesausschusses. der als 
kleiner Landespyteitag zu bezeichnen ist. und des Landesarbeitsauschusses 
enihäli, den man als eine Art enveitenen Vorstand bezeichnen kannP 

hlit d e ~  Entscheidung, sixkes Gewicht auf die Edition z e n d e r  Quel- 
lenbesmde der CDU zu legen. seute &s ACDP eine Richtung fon. die 
vor seiner Gründung schon eingeschlagen worden war. Bereits 1975 hatte 
die Komad-Adenauer-Stiftung eine Dokumentation unter dem Titel Konrad 
Adenauer und die CDU in der britischen Besanungszone J946 - 1949 
herausgegeben. die insbesondere Protokolle der Tagungen des Zonenaus- 
schusses der CDU in der britischen Zone, der ersten paneiorganisatorischen 

3 K m  Schwnorhcr. Redm - Schrflen - Korrerpondsn;m 1915-1952. hrrg. von Wlly 
Albrecht. Berlii - Bnin 1985. 

4 Die SPD-Frak~ton im Deulsckn Bumftslag. Sirrqspmioblle 1919.1957. bearb. von 
P m  Wcbcr; Sicwgspmioblle 1957-1961. bearb. von Wolfgang Ilblschrr. Sir;ungsprmblle 
1961-1966. M. von Ilcinrich Ponh4ff (Qucllen zur Geschichte dcs Parlamrntarisrnw und dcr 
poliiischm Pancim: Mmc Reihe: üeuüchland xit 1945. Bb8A-1113, Diisxldmi 1993. 

5 FDP-Bunhmrond. Siriungrpmrobtlt 1949.1967. Die tiLwrolcn unter dcm t'orric von 
Theodor Ileuss und Frou Blüiher 19.19-1954. karb. von U& Wagst; Dic Liberalen unkr 
dem Ibrrirr von Thomox Dchier und Reinhold Jloier 1954-196ü. karb. von U& Wenerc Dir ~~~~ ~~ 

t i k r o c n  unier dem I'orrirz von  EI&^ dfende. bearb. von ~c-&rd Schi& (QuciA rur 
Geschichte dcs Parlamm~srnw und der politischen Paruien. U r n e  Rcihe: üemhland seit 
1945. Bd.7A-111). Diisxldori 1990. 1991 und 1993. 

6 Dir CSU 1945.15-1948. Pmroblle und hfarenolim :ur Figeschichha der Chrisrlich.S~h- 
ten Union. irn Aufvag &s InStinits Tb Zeiigouhichte hrsg. von Barbara Fair und Alf hiinml 
unicr hiiiarkit von Thomar Schlemmer (Texte und hiavrinlim nir Zcirgcschichic. Bd.5). 
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Zusammenfassung der CDU oberhalb der Länderebene, e n t h ä l ~ . ~  Bedeutung 
kam dieser Dokumenraiion vor allem deshalb zu, weil Adenauer an der 
Spitze des Zonenausschusses stand. Die abgedruckten Quellen gestatteten 
erstmals einer breiteren wissenschaftlichen Öffentlichkeit. den Beginn von 
Adenauen Nachkriegskmiere in einer wichtigen Arena verfolgen zu kön- 
nen. Doch ließ diese Dokumentation handwerklich einiges zu wünschen 
übrig. insbesondere weil ihr ein undurchsichiiges Auswahlprinzip zugmnde 
lag und Kommentiemng und Sachregister fehlen. Hierin unterscheiden sich 
die EditionsbLde. die von hlitarbeitern des ACDP, beginnend mit dem 
Jahr 1981, vorgelegt wurden, gmndslalich. Sie enthalten alle eine kurze 
Einleitung. eine - meist etwas knappe - Kommentiemng und sind durch 
ein Pcrsonen- und Sachregister erschlossen. Erschienen sind bisher die 
Protokolle der Sitzungen der Arbeitsgemeinsch~ft der CDU/CSU Deutsch- 
lands und der Konferenzen der Landesvorsitzenden von 1936 bis 1950: 
die Sitzungsprotokolle der CDUICSU-Fraktionen von Wirtschaftsnt9 und 
Par lamentakhem Rat10 und schließlich die Sitzungsprotokolle des CDU- 
Bundesvorstandes von 1950 bis 1961." 

Die Arbeitsgemeinschaft der CDUICSU Deutschlands. die von 1936 bis 
1950 das  organisatorische Bindeglied zwischen den Zonen- und h n -  
desverbbdenu darstellte (S.VII), besaß keine Entscheidungskompetemen 
und diente lediglich als Diskussionsort und Cleuingstelle. Verschiedene 
Versuche, auf der Basis der Arbeitsgemeinschaft die CDU als Bundespanei 
zu gründen, scheiterten insbesondere an Bayern. aber auch an Adenauer, der 
sich über Jahre hinweg in dieser Fmge abwartend verhielt und erst im hlai 
1950 dafür eintrat. *die Partei auf gesamtdeutscher Basis zu organisieren* 
(S. 695). Adenauen Stellung in der Pmei  wat inzwischen s o  gefestigt, da0 er 

-- 

7 KonrUdMcmuer und die CDU M der bririrchrn Besarungsrone 1946-14-19. Dokwirnfr 
:ur Cründungsgerrhirht~ der CDU Dtwrrhlnndr, hng. von der Konrad-Adrnwer-Stiftung, 
eingel. und bearb. von ltelmuth Ritz. Bonn 1975. 

8 Die Unionrponeirn 1916-1950. ProrohL der Arb~irsgemeinscIio/r der CDUICSU 
Deufschlonds und der Konrerenirn der Londen'orsicenden. bearb. von Brigine Kaß (Forwhun- 
gen und Quellen zur Zeitgeschichte. Bd. 17). Dürwldorf 1991. 

9 Dir CDUICSU im Fronljuner Illnschofiirni. Proioliolle der Unionrfrokfion 19-17-1959. 
bearb. von Raioer Sahrnann (Faxhungcn und Quellen mr Zriigcschichie. Bd. 13). Diirreldod 
1988. 

10 Die CDUICSU im Pnrlomenlorischrn Rof. Siruqrpro~obllr  der Unionsfra1fion. eingcl. 
und tearb. von Rainer Salzmuui (Forschungen und Quellen uir Zciijexhichie. Bd. 2). SrvngM 
1981. 

I I Adenovrc "Er muJfe e l k  rwu n r m d f  wrrden.x Die Pmrohlle drs CDU-Bundest,or- 
siandes 1950-1953. tearb. von Günier Buchsub (Forschungen und Quellen zur Zeiigeschichie. 
Bd. 8). Slungan 1986: Ademuer: .ll'ir haben wirklich erwas gescf/Pn.. Die Proiohllc des 
CDU~Bunden.orrfandes 1953.1957. tearb. von Günicr Buchstab (Forschungen und Quellen 
zur Zeiigeschichie. B d  16). Dürwldarf 1990, Adnoucr: .... um den Frie&n zu go<innen.r Die 
Prolohllc des CDU-Bundemorsfondes 1957.1961, karb. von Günm Buchstab (Forschungen 
und Quellcn zur Zeitgcschichie. BdU). Diisreldorf 1994. 
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bereits zu diesem Zeitpunkt von den Landesvorsitzenden einstimmig zum 
vorläufigen Vorsitzenden der Pmei  gewählt wurde (S. 698) und an einer 
Bestätigung dieser Entscheidung, die im Herbst 1950 in Goslar erfolgte, 
kein Zweifel mehr bestand. 

LVihrend die Arbeitsgemeinschaft keinen Vorsitzenden, sondern nur ei- 
nen Vorstand besal), ließ sich Adenauer auf der ersten Konferenz der 
Landesvorsitzenden am 10. Juni 1948 sogleich zum Vorsitzenden dieser 
Konferenz wählen (S. 212-217). Ebenso verfuhr er, als zur Koordiniemng 
des Bundeswgswahlhmpfes im Frühjahr 1949 ein Wahlausschuß und ein 
LVahlrechtsausschuO eingesetzt wurden, deren Sitzungsprotokolle ebenfalls 
in diesem Band veröffentlicht sind (S.371-465, S. 560-634). Insbesondere 
aus der Konferenz der Landesvorsitzenden entwickelte sich ein ~organisa- 
torisches Institutu, auch wenn sich die CSU dagegen v e r w h e  und an der 
~berrwhme des Vorsiizes durch Adenauer zunächst Kritik übte (S. 223 ff. 
und S. 230 f.). 

Bis in das Jahr 1948 hinein nahmen hlitglieder der Ost-CDU an den 
Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft und der Landesvorsitzenden teil; erst 
im August 1948 distanzierte sich die Arbeitsgemeinschaft von der Führung 
der Ost-CDU unter Nuschke und Ilickmann. Vertreter der CSU beteiligten 
sich bis hlai 1950 an den Sitzungen, und noch das Partei-Smtut vom 
Oktober 1950 enthielt als letzten Pmgnphen  die Formuliemng: *Die CDU 
bildet nach näherer Vereinbmng mit der CSU eine Arbeitsgemeinschaft* 
(S. 756). 

In der Edition sind Unterlagen von 23 Sitzungen unterschiedlicher Lei- 
tungsgremien der Union veröffentlicht. Dabei ist die Uberliefemng durch- 
aus verschieden. Neben stenognphischen Niederschriften gibt es knappe 
Beschlußprotokolle oder lediglich Einladungsschreiben und Pressekommu- 
niquis. Wem möglich, hat die Beubeiterin. nngitte Kaff, zur Auniellung 
von Sitzungsabläufen auch Pmllelüberliefemngen hinzugefügt und somit 
den lnformationswen der Edition erhöht. 

Vor ähnlichen Problemen wie Brigitte Kaff stand auch der Bearbeiter der 
Sitzungsprotokolle der CDUICSU-Fraktion des Frankfurter ~~nschaf tsra tes .  
Rainer Salmann. Die 161 Sitzungen aus dem Zeitraum vom 21. Juli bis 
zum 27. August 1949 sind zwar sämtlich durch Protokolle iiberliefen. doch 
handelt es sich in der großen hlehrrahl lediglich um knappe Beschluß- 
protokolle. Zur Erhöhung ihres Informationswertes hat der Beubeiter in 
den Anmerkungen ergänindes Material insbesondere aus den Nachlässen 
Holwpfel (Fnktionsvonitzender) und Pünder (Oberdirektor der Verwaltung) 
abgedkckt. 

. 

Beim Frankfurter Wmschafisiftsnt handelte es sich um ein parlameni3hnli- 
ches Gebilde, mit zun3chst 52, dann 10-2 hlitgliedern, die von den Landtagen 
der Länder der Bizone entsandt wurden. Ihnen oblag die Gesetzgebungs- 
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kompetenz und das Verordnungsrecht für alle Aufgabenbereiche. die in 
die ZustJndigkeit der bizonden Verwaltungen fielen. Außerdem hatte der 
\Virtschaftsrat die Direktoren der einzelnen Verwaltungen zu wählen und 
konnte d m i t  über die poliiische Ausrichtung der xbizonalen Regiemngu 
entscheiden. 

In den veröffentlichten Protokollen kann man nachlesen, wie die CDUI- 
CSU-Fraktion im Sommer 1947 mit ihrem Festhalten an der Fordening. 
&B ein Unionspolitiker den Direktorenposten der Verwaltung für \Virt- 
schaft besetzen müsse. die Vorentscheidung für die nbürgerlicheu Koali- 
tionsbildung fillte (S.4346. S.51-54) und im Frühjahr 1948 durch ihre 
KompromiBbereitschaft gegenüber der FDP die Wahl von Pilnder zum 
Oberdirektor und von Ludwig Erhxd zum Direktor der Verwaltung für Wirt- 
schaft durchsetzte (S. 156f.). Von besonderem Interesse sind die Debatten 
über den winschaftspolitischen Kurs des lfirtschaftsntes. wobei in diesem 
Gremium schon vor der Wahl Ludwig Erhards eine hlehrheit Tür eine freie 
\Vutschnft pUdiene (S. 64. 73, 86. 96 und 108). Forciert und durchgesetzt 
hat die marktwirtschaftliche Konzeption dann allerdings Erhard. der aber auf 
Widerstand in der Fraktion stieß, als nach der Wikungsreform im Herbst 
I948 Probleme auftraten (S. 225 f,. S.268, S.285 f.). 

Obwohl Adenauer dem Wirtschaftsnt nicht angehöfle. nahm er doch an 
einer Reihe von Sitzungen teil und wirkte darauf hin. d30 die von der 
Fraktion verfolgte Politik seinen Intentionen entsprach. So vertnt er im 
Sommer 1917 in der Fraktion mit Nachdruck die Meinung. &B die CDU 
die ~Regiemngsvemtwortungu in der Bizone übernehmen miisse (S.46). 
Wenig spiiter warnte er vor der SPD, die danach trachte. d i e  CDU kaputt 
zu machen# (S. 81 f.). Bereirs zu diesem Zeitpunkt und nochmals ein Jahr 
später mahnte er die Fraktion. auf die Abgrenzung ihrer Vemtwonlichkeit 
gegenüber den Alliierten bedacht zu sein. und im Oktober 1918 verlangte 
er mit Blick auf die erste Dundeswgswahl von seinen Parteifreunden in 
Fmkfurt eine einheitliche (Wirtschafts-)Politik (S. 2U). Auch 1949 hat es 
Interventionen Adenauers gegenüber CDU-Abgeordneten des Wirtschafts- 
ntes gegeben. An den Sitzungen der Fraktion nahm er nun allerdings 
nicht mehr teil. Dies war h u f  zurückzufiihren, d30 der \Virtschaftsrat 
an Bedeutung verlor. & die wichtigen politischen Entscheidungen nun vor 
allem im Parlamenrvischen Rat in Bonn fielen. 

Der Parlmenorische Rat, der am 1. September 1918 zu seiner konstitui- 
erenden Sitzung zusammentrat und am 8. hlai 1919 das Gmndgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschlmd verabschiedete, bestand aus 65 h2itgliedern. die 
ebenso wie die des Fmkfurter \Vinschaftsrates von den Landtagen entsandt 
worden waren. Zur dominierenden Figur dieses Gremiums entwickelte sich 
Konnd Adenauer, dem es gelang, seine Wahl zum PrSidenten durchzuset- 
zen. Damit hatte er die Position gewonnen. die ihm eine institutionelle Bais  
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außerhalb der eigenen Partei schuf und zum herausgehobenen Ansprechpart- 
ner der Alliierten machte. Nicht zuletzt durch dieses Priisidentenamt. dessen 
politische Möglichkeiten er voll ausschöpfte. legte Adennuer den G~nds te in  
für die ubemhme des Bundeskanzleramtes im September 1949. 

Die Protokolle der CDUICSU-Fraktion des Parlamenimischen Rates. 
meist Verlaufs- und nur in wenigen Fällen Woriprotokolle, deren Edition 
wiedemm W i e r  S a l z m m  besorgt hat, belegen darüber hinaus, daß Ade- 
nauer, im Gegensatz zu einer landläufigen hleinung von seinem nur ge- 
ringen Anteil an der Ausgestaltung des Gmndgeseizes. als unumstrittene 
Fihningsfigur auch in wesentlichen Sachfngen innerhalb der Fraktion die 
großen politischen Linien vorzeichnete. Dies gilt vor allem fit das Föderalis- 
musproblem und die damit zusammenhängende Ausgestaltung der zweiten 
Kammer, eine Fnge, deren Bedeutung Ademuer mit Recht hoch einschätzte. 
nicht zuletzt im liinblick auf das Verhältnis zur FDP und DP, das Adenauer 
sorgfiltig pflegte. womit er die Koalitionsbildung vom Spätsommer 1949 
vorbereitete. 

Ademuer war bereiu über ein Jahr Bundeskanzler, als der CDU-Bun- 
desvonmd am 5. Dezember 1950 zu seiner ersten Sitzung zusammentrat. 
Die Protokolle dieser Sitzungen. anfiglich lediglich knappe Verlaufsnie- 
derschriften. die im Laufe des l h s  1952 allmihlich ausfuhrlicher wurden 
und ab Dezember dieses Jahres als Wonprotokolle abgefat wurden. liegen 
nunmehr bis zum 25.Augusr 1961 in drei dickleibigen BZnden vor. Edieri 
h3t sie Günter Buchstab, der Leiter der \Vissenschaftlichen Dienste der 
Konnd-Adennuer-Stiftung und in dieser Funktion zugleich auch erster Mann 
des ACDP, der &mit eine Quelle von besonderem Gewicht veröffentlicht 
hat. Der Bundesvorstand t n t  im angegebenem Zeilnum zu 68 Sitzungen 
zusammen und wies damit nur eine relativ geringe Tagungsfrequenz auf. 
Dies und die Größe des Quomms (bis zu 65 Teilnehmer) qualifizierie 
ihn nicht als eigentliches Enischeidungsgremium der CDU, sondern in 
erster' Linie als Diskussionsfo~m. in dem allerdings - wie Buchstab in 
der Einleitung zum ersten Band formuliert - »politische Entscheidungen 
durch Informationsaustausch und hleinungsbildung reiften und sich durch- 
setztenr(S.XX1V). Beschlüsse wurden im Bundesvorstand nicht gefaßt. die 
zentralen Politikbereiche aber alle eingehend diskutiert. Zu nennen sind 
hier (vor allem am Anfang) die Organisation der Pmei, ihre Finanziemng, 
das schwierige Konfessionspmblem. die Vorgänge in den m d e r n ,  die 
Beziehungen zu den anderen Parteien und schließlich alle großen Themen 
der Innen- und Außenpolitik. 

Die Protokolle belegen. daß Ademuer sehr schnell eine dominierende 
Rolle spielte und sich gegenüber innerparteilichen Opponenten und Rivalen 
wie Jakob Kaiser, Friedrich Holzaplel und M'erner Hilpert durchzusetzen 
verstand. Auch vermochte er sein ~Herrschafiswissenu als Bundeskanzler 
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geschickt einzusetzen, in dem er ab 1952 vor allem seine einführenden 
Lageberichte als Führungsinsuument gebrauchte und den Gang der an- 
schließenden Aussprache entscheidrnd beeinflußte. Adenauer dienten die 
Bundesvorsmdssitzungen in erster Linie dazu. die Zustimmung der Partei 
für seine Politik zu gewinnen, was ihm meist auch gelang, nicht zuletzt 
dadurch, da8 er  sich auf die Sitzungen sorgfJtig vorbereitete. sich mit 
hlikubeitern und einflußreichen Politikern aus den Fühmngsgremien der 
Partei abstimmte und Fragen erst dann zur Sprache brachte, wenn er einer 
Zustimmung weitgehend sicher sein konnte (Ud. 1, S.XXII1). 

Heftige Auseinandersetzungen blieben Adenauer im Bundesvorstand 
gleichwohl nicht erspart - so z. B. über seine Aiiltung in der S y r i n g e  
am 30. September 1955 (Bd. 11. 5.619-614). Am Zustand der Pmei  und 
an seinem Führungsstil wurde a b  1955 Kriiik angemeldet. Es w u  Alois 
Zimmer, der im November 1955 die Frage aufwarf. ob überhaupt noch eine 
*autonome Parteifuhmngu vorhanden oder ob ndie Parteiführung identisch 
mit der Fuhmng des Kabinetts plus Bundestagsfr3ktionsvorsmdu sei (Ud. 
11, S. 692). Derselbe Zimmer hatte bereits zwei hlonate zuvor ein stärkeres 
~Selbstbewußtsein~~ der Partei mit der Begründung geforden, daB irgend- 
wann die Zeit kommen werde, nwo der Bundeskanzler nicht mehr oben 
stehtu (Bd. 11. S.636f.). Zimmer bnchte seine Kritik bezeichnenderweise 
in Abwesenheit Adenauers vor, der sich zur Frage nach der Rangfolge 
von Pmei  und Fraktion unierscliiedlich ausließ (Bd. 11, S.567 und S. 829). 
Im Juni 1955 fand er  es selbst erschreckend. daß die CDU nur auf ihm 
aufbaue (Ud. 11. S. 572). Als jedoch die Vertreter der hdesverbände  von 
Nordrhein und IVestfalen-Lippe im Frühjahr I956 dann gingen. durch eine .. 
Statutenändemng die Zusmmensetzung des Vorstandes zu ändern und durch 
eine Erhöhung der Zahl der stellvertretenden Vorsitzenden die Parteiführung 
auf eine breitere Basis zu stellen. stieß dies auf den erbitterten Widersiruid 
des Kanzlers (Ud. 11, S. 908-918). Aufdem Parteitag in Stuttgan 1956 setzten 
sich die Antragsteller jedoch durch und fugten Adenauer eine Niederlage bei. 
An der ndominierenden Rolle Adenauersu in der Partei - so  Buchstab in der 
Einleitung - und dem großen Einfluß der mRegiemngsfrAtion in der Par- 
teispitze auf die politischen Richtlinien und auf den Gesetzgebungsprozeßu 
(Bd. 11. S. XXVII und S.XXX1) vermochte dies jedoch wenig zu ändern. 

Dies galt im Prinzip anfangs auch für die dritte Legislaturperiode, in 
der sich allerdings - wie in der Einleitung zu Bd.3 (S.X) zu lesen ist - 
ndie vorsmdsiniemen Konflikte häuften* und .sowohl in sachlicher wie 
persönlicher Hinsicht. in Ton wie in Inhalt schirfer und heftiger als je- 
mals zuvoru ausgetragen wurden. Konfliktfelder waren insbesondere die 
Deutschlmdpolitik, in der Adenauer gegen jeduedc Aufweichungstendenzen 
an der bisherigen Politik festhielt. die hlcdienpolitik, die Eniwicklungen 
im Energie- und Agarbereich oder aber die Kdenvers ichemngsrefom 
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(Bd. 111, S. XI-XIX). Darüber hinaus wurden wiederholt Klagen m Zustand 
der Partei laut. in die auch Adenauer am 16. September 1961 mit der Bemer- 
kung einstimmte: nNach meiner hleinung haben wir keine Bundespmeiu 
(Bd.111, S.397). Die nach der Pr5sidenrenkrise von 1959 eingeleiteten 
Initiativen zur ~Aktiviemng und Intensiviemng der Pmeiarbeitr fühnen im 
Febmar 1960 zur Verabschiedung eines neuen Parteislatutes. mit dem als 
neues Fuhmngsgremium ein engerer Bundesvorsmd geschaffen wurde. Mit 
24 Mitgliedern war dieses Organ für ein effizientes Entscheidungszentmm 
allerdings zu groß, und seine Aktionsmöglichkeiten wurden im folgenden 
auch noch dadurch eingeschränkt. da!3 zur Vorbereitung der Bundeslagswahl 
im September 1961 ein besonderes Wahlgremium eingesetzt wurde. Buch- 
slab ist zuzustimmen. wenn er den organisatorischen nAktionismusu jener 
Tage dahingehend deutet. xdaß die Bandbreite der Parteisufgakn mit der 
anfangs so effektiven Spitze eines mit großer persönlicher Autoriut und 
politischem Prestige ausgesbtteten Vorsitzenden. der gleichzeitig Bundes- 
kanzler war, nicht mehr zu bewältigen waru (Dd. 111, S.XXV). 

Neben der Bearbeitung und Flenusgabe zenmler QuellenbesCinde hat 
h ACDP sich auch um die monographische Aufarbeitung der Unions- 
geschichte bemüht Den Anfang machte ein kleines Bändchen mit dem 
Titel Die Gründung der Union im Jahre 1981. das auch die historischen 
Voraussetzungen der Gründung und die Wegbereiter und Repräsentanten 
behandelt.'2 Als Ergebnis ist festzuhalten. daß die nnegative E h l m n g  der 
Parteienzersplitremng in der Weimarer Zeitu genauso eine Gründungsvor- 
aussetzung einer interkonfessionellen Partei war wie das ~Bewußisein der 
verbindenden Gemeinsamkeiten im Kampf gegen das NS-Regimeu (Bn'gitte 
Kaff, S.71). Die neue Partei stand, wie anhmd ausgewählter Repr5sentuiten 
vemschaulicht wird, in der Tradition christliche? ~mndwer t i .  Sie nahm 
soziale und gewerkschdtliche Traditionen ebenso auf wie konservative, 
liberale oder auch föderalistische Traditionen. Den Abschluß des Bandes 
bilden zwei Beitclge iiber F m z  ~ ö h m  und K o m d  Adenauer, in denen 
die beiden gmndlegenden Neuemngen in der Gründungsphae der Bun- 
desrepublik exemplifiziert werden, zum einen die Konzeption der sozialen 
hlarktwirtschaft. zum anderen die außenpolitische Neuorientiemng. 

Archivalisch gut abgestützte Darstellungen folgten aber erst einige Jahre 
spater mit den Arbeiten von Winfried Becker und lforstwalter Heitzer. die 
sich beide ausführlich mir den ersten Jahren der Unionsgeschichte befaßten. 
Während Becker Vorläufer. Gründung und regionale Entwicklung bis zum 
Entstehen der CDU-Bundespmei zonenübergreifend untersucht," behandelt 

12 CA= DUCIISTABK~US GOTT0 (thg.). Dir GrÜnJwig &r Union. TloJitionen. Eni- 
rrehung undReprä~enfanirn (Gcuhichic und S u  DJ. i J4N5) .  hlhchm-Wlm 1981. 

13 Huifried D a R .  CDU u d  CSU 1945.1950 lbrfiufer, G&ddnx un<lrt~ionolr Enr 
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Heitzer allein die CDU in der britischen Zone." In diesem Zusammenhang 
ist darauf hinzuweisen, da5 es  für die FDP, deren Gründungsgeschichte 
2hnlich verlief wie die der Union, fur diesen Zeitraum parallele Arbeiten 
gibt. S o  stellt Dieter Hein die Grilndung, Entwicklung und Stmktur der FDP 
für den Gesamibereich der drei IVestzonen dar.I5 während Karsten Schröder 
wie Hontwalter Heitzer lediglich der Entwicklung in der britischen Zone 
nachgeht.16 

Becken Arbeit bs ier t  in sehr starkem hl& auf Aktenbesiänden des 
ACDP, dazu ergänzend auf weiteren archivalischen und veröffentlichten 
Quellen. schließlich auf Befragungsergebnissen von mehr als 7 0  Zeit- 
zeugen und einer umfassenden Auswertung der einschlagigen Literatur. 
Ebenso überzeugend wie die Quellengmndlage ist die Gliederung. Auf 
eine knapp skizzierte Vorgeschichte und ebenso geraffte Dmtellung der 
Programmgeschichte folgt das zentrale und den gößten Forschungsenng 
enthaltende Kapitel über die Gründung und Entwicklung der Landespmeien 
in den Westzonen. Unter standardisierten Kriterien werden die einzelnen 
Landesverbände abgehandelt und &bei Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
henusgearbeitet. Im Anschluß hieran unterzieht Becker die Vorgiinge in 
der CDU in der sowjetisch besetzten Zone einer konzentrien zusammen- 
fasenden Betnchtung, schildert sodann dem Leser die Bildung zentraler 
P m e i i n s m e n  bis zur CDU-Gründung 1950 und bilanzien schließlich in 
einer Schlußbemerkung das Ergebnis seiner Dmtellung. Hierin weist Becker 
insbesondere die oftmals vorgenommene Zweiteilung der Unionsgeschichte 
zurück. ganz gleich ob  sie programmatisch (vom Ahlener Prognmm zu den 
Düsseldorfer Leitsätzen) oder organisatorisch (von der Samrnlungsbeweyng 
zur Volkspmei) begründet wird. Becker betont &gegen die Identiiät der 
CDU, *die aus dem Aufbruch von 19-45 hervorging und weit zurückrei- 
chende Wurzeln hatte. (S. 274). 

hlit dieser Einschätzung stimmt Heitzer im wesentlichen überein. Auch 
Heitzer. der seine Darstellung in drei Teile gegliedert hat (CDU-Prineigrün- 
dungen in den Ländern der britischen Zone und erste Versuche überregiona- 
ler pmeipolitischer Zusammenarbeit, Pmeifiihmng und -0rganisation von 

ntWung bis ;um Enrsiehen der CDUBundespanei (Snidicn zur palitivhm Bildung. B d  13). 
Mainr 1987. 

14 Hm~ralter ILEiTZER Die CDU in P r  briibchrn ZDne 1945.1919. Gründung. Orgoni. 
saiion. Programm undPolirik (Fonchrmgm und Quellen air Zciigexhichte. B 6  12). Wsxldorl 
1988. 

I5 D i r n  1IEI.V. Zwisrhen bberalc~ dl~l ie~parrt i  uh i~r iunol r rSomm1un~rhrxun.e .  Grün- 
dung. Enhicklung unJ Srrulrur &r Freien Demokrari~rhpn Ponri 1945.1949 (BciuPpe nir 
Gcxhichte &s Parhcnutisrnus und &r poliiiuhm Pmicn. Bd.76). D d s u l J d  1985. 

16 Karrten SCIIRODER Dic FDP in dpr bririschen Besacunes:ane 1946-1948. Ein Beirrai 
:ur Orgoniror~onriruhr der Lbtralen im ~ a c h l n e ~ r & u ~ r h l  (Bcstr3gs zur Gcxhnchte drn 
PuLvnmUnrmur und dcr politixhrn hlClrh BJ. 77). LNrxldorf 1985. 
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1946-1949. Zonenausschuß) und eine noch breiiere Quellenbasis als Becker 
nachweisen kann, vermag letztlich keinen Bruch in der Programmatik vom 
Ahlener Prognmm zu den Düsseldorfer Leitsätzen zu erkennen. Auch er 
betont. daß die CDU (in der britischen Zone) von Beginn an eine Volkspartei 
gewesen sei. 

Heitzen detaillierte Untersuchung enthilt jedoch mehr als nur eine Be- 
stätigung der Ergebnisse Becken. Sie erbringt zusätzlich vor allem einen 
wichtigen Beitng zur Adenauer-Forschung. Denn der Zonenverband war 
nim hohen hl& mit der Persönlichkeit Adenauersu verbunden (S.742) 
und diente dem späteren Bundeskanzler und Bundespmeivorsitzenden nals 
Hausmacht im Kampf um die Fuhmng der CDUu (S.745). In diesem 
Zusammenhang ist u.a. auf die Auseinandersetzungen und Konflikte Ade- 
nauers mit Hermes, Kaiser und Amold hinzuweisen. gegen die er seinen 
Führungsanspruch durchsetzte. 

Im Hinblick auf die oben gegebenen Iiinweise auf Adenauers Um- 
gang mit dem CDU-Bundesvorstand .verdienen Heitzen Ausführungen über 
Adenauers Führungsstil besonderes Interesse, der - wie Heitzer betont - 
von seinen Erfahrungen als Kölner Oberbürgermeister geprägt war und 
bereits d le  Elemente enthielt, die auch für den CDU-Dundesvorsitzenden 
kennzeichnend waren. Der Vorsitzende des Zonenverbandes nstand einer 
kooperativen Parteifihrung distanzien gegenüber, weil sie seinen politischen 
Handlungspielnurn einschränkte. Adenauers Stellvenreter in der rheinischen 
und zonalen Panei wurden an politischen Entscheidungsprozessen oft nur 
partiell beteiligt. unzureichend oder verspätet unterrichtet. Kein anderer h- 
desvorsitzender handhabte die Einberufung des Vorstandes so eigenmächtig 
wie A d e ~ u e r u  (S. 743). hlit Blick auf Adenauen mkhtige und bald unan- 
gefochtene Stellung im Zonenverband wird verständlich, w m m  er einem 
organisatorischen Ausbau der Arbeitsgemeinschaft zu einer Bundespmei 
über J h  hinweg distanziert gegenüberstand und den Zonenverbmd auch 
erst dann auflöste. als er bereits Bundesvonitzender der CDU war. 

Bis 1948 - darauf ist oben bereits hingewiesen worden - hat es in der 
Arbeitsgemeinschaft der CDUICSU Deutschlands noch eine gewisse Zusam- 
menarbeit der Union in den westlichen Besatzungszonen mit der CDU in der 
sowjetisch besetzten Zone gegeben. Sie wurde jedoch von westlicher Seite 
abgebrochen. da die Ost-CDU mehr und mehr auf SED-Kurs gebracht und 
gleichgeschaltet wurde. Dieser Prozeß. den Becker auf nur wenigen Seiten 
abgehandelt hat (S. 210-213). ist nunmehr in der 1990 erschienenen Studie 
von Michel Richter detlilliert nachzulesen," die - bereits vor der ~IVendeu 
von 1989190 abgeschlossen - lediglich auf Aktenbeshden in Archiven 

17 hlichacl RICIiTER. Die OsI-CDU 1948.1952. Zwi~chcn IL'i&rs~<~mfund Glrirhrrhlfun~ 
(Forwhungm und Quellen zur Zcitgcsthichu. Bd. 19). Diirsetdmi 1990. 
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der ~a l t enu  Bundesrepublik und auf Zeiueugenbefragungen bsiert. aber 
gleichwohl durch ihren E m g  beeindruckt. 

Richter. dessen Darstellung mit der Absetzung Kaisers als Vorsitzender 
der Ost-CDU durch die Sowjets im Dezember 1947 einsetzt, zeichnet präzise 
die Umwandlung der Ost-CDU von einer zur Beginn noch teilweise demo- 
kratischen Panei zu einer Kaderpwei nach. Er kann darlegen, wie sich die 
Führung und die B s i s  auseinanderentwickelien, weil die Pmeispitze offen 
die SED-Diktatur U~lerstützte, nwihrend die CDU-Arbeit an der Basis in die 
Illegaliiät gedrängt und kriminalisiert wurdeu (S. 195). hlit rüden Methoden, 
die an Vorgänge bei der  nationalsozialistische^^ hlachtcrgreifung erinnern. 
wurde in der zweiten Januarh9lRe 1950 der sächsische Landesvorsitzende 
Hickmann zum Rücktritt gezwungen (S.223 f.) und die CDU der DDR »als 
Teil der Natiomien Front vollsrändig zu einem Instrument kommunistischer 
hlachtpoliiiku umgeformt (S. 289). Bis zum Frühjahr 1952 h m  es zu Ent ls-  
sungswellen von CDU-hfitgliedern in Verwaltungen, Schulen. in der Justiz 
und der Polizei: nSchritt für Schritt wurde die CDU aus allen Bereichen, 
die für das politische Leben der DDR von Bedeutung waren. verdr3ngtr 
(S. 3 17). 

Bis zu den Süilin-Noten von 1952 blieb ihr allein die Aufgabe ge- 
stellt. Einfluß auf die Kirchen und die christliche Öffentlichkeit in der 
Bundesrepublik zu nehmen. \Veslspionsge zu betreiben und sich für eine 
eventuelle gesmtdeuische Alternative bereit zu halten. Dabei ließen die 
Sowjets gegenüber dem Außenminister der DDR und fuhrenden CDU-Po- 
litiker Deninger keinen Zweifel an der mit den Smlin-Noten von 1952 

1 verfolgten Absicht. Der Sowjetische Botschafter Puschkin teilte ihm mit, 
d3ß »gerade die Verhinderung der Westbindung der Bundesrepublik das 
eigentliche Ziel der (ersten) Note gewesen sei<< (S. 356). Aus einem Anikel. 
den Dertinger Anfang April 1952 für die Tägliche Rirndschau geschrieben 
halte, strich der sowjetische Chefredakteur folgenden Satz: >11m Gegensatz 
zur (ersten) westlichen Antwort geht aus der (zweiten) sowjetischen Note 
hervor. daß die Sowjetunion nicht daran denkt. Deuischland in ein östliches 
Bündnissystem einzugliedern oder das deutsche Potential für sich nutzbar 
zu machen* (S. 357). hlit dem Scheitern des Notenwechsels und damit der 
gesamtdeutschen Alternative verloren die Sowjets endgültig das Interesse an 
der Ost-CDU, und die SED besaß nun freie Hand. Deninger und zahlreiche 
andere CDU-Funktionire wurden im Januar 1953 verhaftet und anschließend 
vemneilt (S. 363-368). Als neuer *starker hlannu der Panei etablierte sich 
Generalsekretär Genld Götting, der die Panei endgültig zu einer Kaderpytei 
umformte. 

hlit Recht hat Richter als den wesentlichen Unterschied hervorgehoben, 
rdaß sich in der westlichen Union die Politiker durchsetzten, deren Auf- 
Fassungen hlehrheiten in der Panei fanden*, während durch die restriktive 
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Politik der Sowjetischen hlilitär Administration Deutschland (SIIAD) nin 
der SBZ gende die politischen Kreise protegiert wurden, die kaum über 
Rückhalt unter den hlitgliedern der CDU verfügtenu (S. 376). 

hlit der Geschichte der Organisation der (westlichen) CDU in den Jahren 
von 1950-1980 hat sich Wulf Schönbohm beschäf~igt.'~ Für den Zeitnum 
der Ä n  Adenauer konstatiert Schönbohm eine starke Stellung der h- 
desverbände. denen gegenüber allein Adenauer eine Chance hatte, sich 
durchzusetzen, & er  d u r c h  Kanrleramt, Paneivorsitz und seine überragende 
Persönlichkeit eine besondere Autoriiät in der Pmei  genoßu (S. 38). Aller- 
dings schränkt Schönbohm diese Feststellung im folgenden ein, wenn er  sagt, 
&B Adenauen hlacht als Parteiführer nicht ~unbegrenztu gewesen sei: nln 
allen Fragen der Paneiorgmisation. des Parteiapparates, der Pmeifinanren 
usw.. bei denen die Kompetenzen der Landesverbjinde tangiert w m n .  setzte 
sich Adenauer [...I in der Mehrzahl der Al le  nicht durchu (S. 40 f.). In gewis- 
sem Gegensatz hierzu formuliert Schönbohm an anderer Stelle, daß die CDU 
der 50er Jahre ein niiilfsorgan von Parteirepräsenmten in Regiemng und 
Fraktionu gewesen sei und sich e n t  seit den 6Oer Jahren als eigenst;indige 
Organisation emanzipiert habe (S.295). Aus einem nKanzlenvahlvereinu 
und einer nlionoratiorenpmeiu, aus einer xhristlichen Gesinnungs- und 
Weltanschauungsparteiu entwickelte sich - so  Schönbohm in Abweichung 
von Becker und Heitzer - letztlich erst im LUuf der 70er Jahre eine nplu- 
nlistische Volksparteiu. eine nhlitgliederparteia mit einer »zur politischen 
Drehscheibe und Koordinationszentnleu gewordenen Bundesgeschäftsstelle, 
die eine Zenvalisiemng der Pmeifühmng herbeigeführt habe, die mit der 
nzurückdrängung der in der CDU tnditionell starken fideralisiischdezen- 
Walen Vontellungenu verbunden gewesen sei (S. 297-300). 

hlit seinem Ansatz. der eine innerpmeiliche Entwicklung über einen grö- 
k r e n  Zeitnum hinweg untersucht, entsprach Schönbohm sicherlich einem 
weit verbreiteten Interesse nach Überblicks- bzw. Gesamtdarstellungen. Sie 
gibt es schon seit einigen Jahren - in durchaus unterschiedlicher Qualität - 
für alle kleineren Parteien, die in den fünfziger Jahren in der Bundesrepublik 
eine gewisse Rolle gespielt haben,19 für die CSU. deren historische Erfor- 
schung über Jahre hinweg allein mit dem Namen Alf hlintzel verbunden 

I9 Wulf Scil~SBOti~f. Die CDU wird moderne Volkprici: Selbsn.er~iändnir. hlirglied~r, 
Organisoiion und Apparoi 1950-1980 (Forschungen und Quellen zw 7kitgeuhichu. 867) .  
Stuugut 1995. 

19 Hemiann hfEYN. Die D~virche Pond. EmicWung und Pmblemorik einer mrioml- 
bnremariirn Rechrrparlei muh lW5 (Bcirräge zur Cerhichie der Pxhcntar i r rnu und dcr 
politischen Pancirn. BA 29) ihirwldorf 1965; F m  XEUSiAh?i. Der Bbck &rllciman.cnri~- 
benen und Enrrechieren 1950-1960. Ein Beirrog :ur Gerchichre und SiruLar einer poliri$chen 
Inrerersenprreifi!arburger Abhandlungm zur Poliiiwhen WirmwhafL BA 5). hleiwnhcim am 
Clan 1968: llre USCER. Die Bayernpanei: Geschkhie. Srrulrur 19.I5.1957 (Studien zur Zeit- 
gcrhichtc. BA 16). Smagyt 1979; Ituu WOLLER. DieLoric-Panri: Gcrchichie. Srrukrur und 
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~ a r , ~ O  und fur die SPD. deren Geschichte Kurt Klotzbach für den Zeitnum 
von 1915 bis 1965 in beeindmckender Weise dargestellt hat.2' Für die 
CDU konnte in diesem Punkt bis vor kunem nur Fehlanzeige gemeldet 
werden. Nunmehr jedoch hat l{ans-Otto Kleinmann, stellvertretender Leiter 
des ACDP, die lange verminte Gesamtbte l lung für den Zeitnum von 
1945 bis 1982 vorgelegt.2z 

Schon bei der Lektüre des Vonvons mui3 der wissenschaftlich interes- 
siene Leser seine Envmungen zurückschrauben. denn K l e i n m m  teilt mit, 
&B er keine rgelehne Monographie* geschrieben habe - deshalb auch der 
durchgehende Verzicht auf Anmerkungen. \V= geboten wird, ist nein Buch 
zum BISttem und Lesenu, ein Werk nzum Nachschlagenu, das dem Leser in 
Form einer erz3hlenden Darstellung Informationen über wichtige Ereignisse, 
Personen und Daten der CDU vermittelt (S. 12). 

Dieser Zielsetzung entspricht die weitgehend chronologische Gliedemng: 
Aufstieg als Smmlungsbewegung der politischen hlitte, 1945-1950; die 
Ä n  Adenauer, 1950-1963; von den sechziger in die siebziger Jahre; in 
der Opposition: erste Phase 1969-1976; in der Opposition: zweite P h s e  
1976-1982. Diese den Zeitphaen folgende Gliederung wird jedoch nicht 
konsequent durchgehalten. Zwischen die Oppositionskapitel ist ein Kapitel 
mit der Überschrift nAufwertung in der Provinzu eingeschoben, die abschlie- 
k n d e n  Kapitel behandeln die *Vereinigungen und Sonderorganisationen im 
Zeichen der 'Wende'* und die nEuropaparteiu. Die in dieser Kapitelein- 
teilung zum Ausdruck kommende Darstellungsweise Kleinmms,  der ver- 
schiedene Parteiebenen getrennt voneinander behandelt. kennzeichnet auch 
die Untergliedemng der Kapitel selbst. Neben Pmien über die historischen 
Entwicklungen der Bundespmei stehen immer wieder vom tiauptstrom 
der Ausführungen abgesetzte Betnchtungen über die LandesverbSnde und 
Vereinigungen der P~r te i .  

Poliiik dcr Winrrhoj~lirhen Aujbou-keinigung (II'AV) 1945.1955 (Studien zur Zeiigcrhichu. 
Bd. 19). Srvngart 1982: Ute SCtBfIDT. ienrrvm oder CDU. Pdiiischtv Kmho1i:ismur znirchen 
Trodiiion und Anpnsrung (Schrifm des Z c n ~ h i i i u u  mr sorialwirunschaftliche Forrhung 
der Frcien Univcnität Berlin. Bd. 51). Ophden 1987: lmf hlclLLER, Dir Geromrdeursrk 
I ' d k p n t i .  Enrrrehung und Polirik MlPr &m P~?mor mriomler Ili'e&n.ereinigung 1950-1957 
(Beidge zur Gcrhichu des Pariamentarismus und der ptilkchm Parteien. Bd. 92). Düsuldnl 
1% ~ - 

U) All  httNl7EL. Die CSU - Amromir einer lonrennriwn Porfci 1945-1972 LSchrifien 
dci Zentalinstiturs T i  sorialwir.wschafilichc Forschung der Frcien Universität Bertin Bd. 26). 
Optaden 1975: DEM.. Geschihjrhre der CSU. Ein Überblick. Oplden 1977. 

21 Kun KLOiZBACII. Der Weg zur Sioorrpomi: ProgrommU. prohische Polirik und 
Orgonirorion der &urschen So:inl&mlrnii~ 1945 bis 1965, Berlin-Born 1982. 

22 Iluis-<hto KLEWBiAh'N. Geschichre der C D U  1945.1982. hng. von Günm Buchslab. 
Stuagart 1993. 
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Angesichts der Bedeutung. die die Vereinigungen und Landesverbände 
für die CDU hatten und haben - von ihnen geht nach Kleinmann neben 
der Bundestagsfnktion die Bewegung innerhalb der Pinei aus (S. 208) - ist 
ihre Berücksichtigung innerhalb einer Gesmtdarstellung der CDU sicherlich 
gerechtfenigt. Zu bemängeln ist allerdings, &U die unterschiedlichen Ebenen 
nicht zusammengeführt werden und somit die EiniluDnahme der Landesver- 
bände und Vereinigungen auf die Willensbildung und Politikgestaltung der 
Bundespartei ebenso wenig deutlich wird wie umgekehrt die Einwirkungen 
der Bundespartei auf die Landesverb5nde und Vereinigungen. Die zahlrei- 
chen Informationen. die über diese in Kleinmanns Buch gegeben werden, 
bleiben ohne Bezug. da ein Interpretationsnhmen für die Einarbeitung in 
den Gesmtzuslimmenhang fehlt. Dies mag bei der Anlage des Buches als 
Nachschlagwerk unvermeidlich sein. muß aber als Tatbesmd festgestellt 
werden. 

Die Darstellung der Entwicklung der Bundespartei und ihrer Politik 
vermag nicht in jeder Beziehung zu überzeugen. Gelungen erscheint die 
Schildemng der Entstehungs- und Gründungsph3se sowie der Opposiii- 
onszeit. Weniger überzeugend hingegen sind die Ausfihningen Liber die 
Ära Adenauer, die sich an der Abfolge der Bundespineitage orientieren. 
Dabei muß eingefiumt werden. daß es gerade hinsichtlich dieses Abschnittes 
besonders schwer ist. eine Trennungslinie zwischen Parieigeschichie und 
allgemeiner Geschichte der Bundesrepublik zu ziehen. Dennoch hätte man 
sich gewünscht daO die Probleme, mit welchen die Partei sich intern 
auseinandenetzie. und die Debatten über Ko3litionspolitik sowie iiber dar 
Verhältnis zu den anderen Parteien und die Diskussionen über zenvale Fra- 
gen der Innen- und Außenpolitik ausführlicher behandelt worden wären. 

Da Kle inmm über die Partei umfassend informieren will und deshalb die 
Besetzung minder wichtiger Ämter ebensowenig ausläßt wie Tagungen und 
Konferenzen geringerer Bedeutung. liest sich seine Darstellung partienweise 
etwas trocken. Dabei kyin K l e i n m n  durchaus ansprechend schreiben 
und Zusammenh5nge treffend kennzeichnen (so heißt es z. B. über den 
Beginn der rKanzlerpineiu 1949 in zugespitzter Formuliemng: uAdenauer 
war mehr als ein Progamm und effektiver als eine Organisationu. S. 132) 
und Personen glänzend charakterisieren (S.353 ff. und S.413). Durch du 
Korsett. in das er sich gezwungen hat. wird ihm dies jedoch über weite 
Strecken unmöglich gemacht. 

Fassen wir zusammen: Als Nachschlagwerk wird Kleinmanns Buch auf 
absehbare Zeit unverrichtbar sein. insbesondere auch deshalb. weil sich 
seine Ausführungen in der Tat stets auf der Höhe des nForschungsstmdesu 
bewegen (S. 12). Eine Darstellung. die mit der Klotzbachs über die SPD 
vergleichbar ist, hat Kleinmann aber nicht vorgelegt. Eine Gesamtdarsiellung 
der CDU-Geschichte, die mehr Interpretation und Analyse enthat. die 
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die verschiedenen Parteiebenen in einem Gesamtzusammenhang in ihrer 
wechselseitigen Abhingigkeit beschreibt und die schließlich die Bedeutung 
und den Stellenwen der CDU fiir die Geschichte der Bundesrepublik in die 
Betrachtung einbezieht. steht nach wie vor aus. 

Es mag durchaus sein, daß eine solche Darstellung zur Zeit nicht möglich 
ist, da notwendige Vorarbeiten noch fehlen. Archivmaterial hierfür steht 
jedoch in den Besiänden des ACDP reichlich zur Verfügung. und seine 
Mitarbeiter werden auch in Zukunft durch Editionen und Darstellungen zur 
weiteren Aufhellung der CDU-Geschichte beitragen. Aus der wissenschaft- 
lichen Forschung zur Unionsgeschichte ist das ACDP jedenfalls nicht mehr 
wegzudenken. Es leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Zeiigeschichie, 
in der auch in Zukunft die Parteiengeschichte einen bedeutsamen Plaiz 
einnehmen wird. Denn bei aller Kritik. die augenblicklich am Zustand der 
Volksparteien in der Bundesrepublik geübt wird, hat der Satz nach wie vor 
Geltung, den Peter Hintze in einem Nachwort zu einer soeben erschienenen 
Sammlung von Reden und Beiträgen Helmut Kohls2' niedergeschrieben hat: 
*Die Aufgaben der Volkspmeien bleiben bestehen -denn diese sind als Ver- 
mitiler und Triiger der politischen Willensbildung in der parlamentarischen 
Demokratie unersetzbaru (5468).  

23 Ilelmur Kohl. Der Kurs dtr CDU. Rtden undBeirrige desBunden.orrir;end~n 1973-1993. 
hrsg. von Pein Hintzc und Gerd Langguih. Siungm 1993. 



Organisationen und Zusammenschlüsse 
christlich-demokratischer Parteien seit 1915 

Eine Übersicht' 

Zus~mmengfsielll von Reinhard Schreiner 

Die organisatorische Entwicklung der internationalen Zusammenvbeit der 
Christiichen Demoknten seit 1935 vollzog sich auf mehreren Ebenen. Mit 
der Zeit ist so ein kaum mehr überschaubares Geflecht der verschiedensten 
Organisationen entstanden, für das im folgenden ein Wegweiser an die Hand 
gegeben wird. Die Aufstellung ist Teil eines Lexikonprojekts. das über die 
christlich-demokntischen Parteien und die Biographien christlichdemoh- 
tischer Politiker unterrichten soll. 

Als Dachorganisation der weltweiten Zusammenarbeit gilt heute die 
Christlich Demokrafische Infernafionale (CD/),  die bis 1982 Christlich 
Demokralische lVeltunion (CDIVU) hieß und die Regionalorgmisationen 
Europäische Union Christlicher Demokraten (EUCD) und 0rgani:acidn 
Dem6crara Crisfiana de Amtrica (ODCA) u m f d t  Bis 1992 gehörie die 
Christlich-Demokratische Union ZPnfraleuropar (UCDEC), die heute eine 
Arbeitsgmppe in der EUCD bildet. als dritte eigenständige Regionalorga- 
nisation dazu. Die EUCD entstand 1965 aus den Nauielles Equipes In- 
ternarionales (NEI), dem ersten Zusammewhluß europäischer Christlicher 
Demoknten n x h  1945. der unter anderem durch die Genfer Gesprüche 
vorbereitet wurde. 

E i e  zweite Ebene der Zusammenarbeit entstand in Europa 1952 mit 
der Gründung der Beratenden Versammlung der Montanunion bzw. des 
Europäischen Parlaments 1958 (Chrisflich-Demokrafische Frotfio J. eine 
dritte schließlich durch die Gründung der Europäischen Volkspartei (EVP) 
im Jahr 1976. wobei die CD-Fraktion im Europäischen Parlament den 
Namen nFnktion der EVPu (nicht zu verwechseln mit der EVP selbst) 
erhielt EUCD und EVP sind heute organisatorisch sehr eng miteinander 
verbunden. 

Die internationale Zusammenarbeit zwischen christlich-demokntischen 
und konservativen Parteien vollzieht sich in der Infernationalen Demokrari- 
schen Union (IDU) und - fur Europa - in der Europäischen Demokrarischen 
Union (EDU). 

S m d  hlai 1W 
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Nachfolgend eine Zusammenstellung der einzelnen Organisationen (mit 
Vereinigungen) in alphabetischer Reihenfolge. Es ist jeweils vermerkt, wenn 
Akten der genannten Organisationen im Archiv für Christlich-Demokrati- 
sche Politik (ACDP) aufbewahrt werden. 

Christlich-Demokratische Akademie für  hlittel- und Osteuropa 

Gründung 1992 auf Initiative der EUCD und EVP mit dem Auftrag. systenutische 
Bildungs- und Trainingsseminare für die hfimbeirer und den Nachwuchs der christ- 
lichdemobtixh orientierten Parteien in hlittel- und Osteurova anzubieten. Die 
Akdemie wird von einem inremationdcn \'onund geleitet. der ;ich zusammcnserzt 
aus den RLsidsnten und Vcnrctem der hlitalicdromeien von EUCD und EVP. 

Vorsitzender: Ferenc Rabar (Ungm) 
Sitz: Budapest 

Christlich-Demokratische Fraktion d a  Europiischen Parlaments 

Gründung 1952 (offizielle Anerkennung 1953) als CD-Fraktion der Beratenden 
Versammlung der hlontanunion, ab 1958 duin CD-Fraktion des EuropSxhen Parla- 
ments. seit 1976 Fraktion der EVP 

PrZsidcnten: Emmanuel MJ.A. Sassen (NL. 1953-1958). Alfred Wgny (B. 1958). 
Alain Poher (F, 1958-1966). Joseph Illerhaus (D, 1966-1969). Hans August Lücker 
(D. 1969-1975). Alfred Bmrand (B, 1975-1977). Egon A. Klepwh (D, 1977-1982). 
Pa010 Barbi (1. 1982-1984). Egon A. Klepxh (D. 1984-1992). Leo lindernans (B, 
seit 1992) 

Generalsekretäre: ITans Joachim Opitz (D. 1951-1959). Carl Ono Lenz (D. 1960 
1966). Arnaldo Femgni (1. 1966-1972). Alfredo De Poi (1. 1972-1975). Giampaolo 
Bettamio (1. 1976-1986). Sergio Guccione (1, 1986-19911, Gerhard Guckenberger (D. 
seit 1991) 

Sitz: DNsse~ 
ACDP: Bestand 1XM)I 

Christlich-Demokratische Fraktion d e r  Interparlamentarischen Union 

Vorsitzender: Josel Höchtl (Östemich) 
Sitz: Wien 

Christlich-Demokratische Fraktion (Fraktion d e r  EVP) im Europarat  

Vorsitzender: Cmille Dimmer (L) 
Sitz: Strdburg 
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Chrisllich-Demokratische Frak t ion  in d e r  h'ordatlantischen 
Versammlung 

Vorsitzender: Jan van Vlijmen (NL) 
Sitz: Heemstede (NL) 

Chris t l ich Demokrat ische Inlernat ionale  (CDI)  
Internationale Ddmocrale Chrhtienne (IDC) 

iiründuns 1982 in Quito (Emdor)  als Nachfolseorcanisation der Christlich Demo- 
kratischen ~ c l t u n i o "  (CD\VU brw. UIIDO. ~ ~ s ~ m e n s e i z u n ~  aus den christlich- 
demokratischen Pmeicn der EUCD. der ODCA. der UCDEC (bis 1992 als Rceio- 
mlorganission) sowie einzelner christlichdemokratiwher ~arieien und ~ e w e g u n i e n  
aus Asien und A f r i h  Die CD1 i s t  gegenüber den beiden Regionalorganisationen 
EUCD und ODCA selbshdig 

Konrresse/Genedversmmluneen finden alle drei Jahre statt. Der K o n m ß  wählt 
dar ~r&idium (PrLsident. ~ i z e ~ r G i d e n t .  Schatzmeister. GeneralsekreCir und Prlsidi- 
al-Assistent): 61s Prlsidium bildet eemeinum mil den wichtiesvn Amtstriiccrn der 
~e~ionzlor&isationen und ~ereinigungen das ~xekutivkomit;e; es hat die Äufgabe, 
die Orfanisation zu leiten und ist dem Poliiischen Büro. in dem wiedemm alle 
~ o m ~ o ~ c n t e n  der CD1 vcnreten sind. \ m n t ~ o n l i c h .  

PrX\idmten: Andres ZIldivar (Chile. 1982-1986). R m i n i o  Piccoli (1. 1986-1989). . . 
Eduardo Femluider (Venezuela, '1989-1993). ~ m i l i o  Colombo (I. seit'1.993) 

GeneralsekreWre: Angelo Bemssola (1. 1982-1986). Luis Herrera Campins (Ve- 
nezuela. 1986-1989). Andd Louis (B. 1989-1993). Sergio P i m o  hlackay (Chile. 
seit 1993) 

Vereinigungen: lntemationale Union Junger Chrisilicher Demokraten (UUDC). 
Weltunion Christlich-Demokratischer Frauen (UBlFDC). Iniernitionale Christlich- 
Demokratische Arbeimehmenchaft (ICDA) 

SiLz: Brüssel 
ACDP: Besmd U-006 

Chris t l ich-Demokrat ische Union Zentraleuropar. (UCDEC) 
Union Chrdfienne Dhmocrate d'Europe Centrale 

Gründung 1950 in New York als ZuummenschluD der christlich-demokratischen 
Pxleien h1itteleurop3s, die m h  1915 cmigrincn mußten. \'orgeschichtc: Die Vcr- 
suche der NE1 zu einem pcmtcurop3irchen Zusmmenschluß christlicher Pmeien 
mußten mit dem Beginn des ~ s t - ~ & t - ~ e g e n s a t z e s  und der Teilung Europa iufge- 
geben werden. Die osteurop8schcn Vertreter emigrierten nach der Auflösung ihrer 
Landespxteien (Polen 1916. Tschechoslowakei 1948, Ungarn 1919) nach Amerika 
und gründeten dort die UCDEC. Gründungspr%ident: Joseph Kozi-Howath (Ungarn). 
erster Generalsekreüc Konrad Sieniewicz (Polen). Die Organisation blieb den NEI. 
in deren Comite Directeur sie durch Delegierte verueien war. weiterhin verbunden. 

Organe: Generalversammlung. Rat. Leitungskomitee. Siändige Kommissionen, 
Regionalvertreter 



Die UCDtC ging 1992 in dsr EUCD als .Arbeitsg~ppe der Pmeien Irntraleuro- 
iiav auf(Bcschlu0 auf dem KonrrcO in Waruhau. 21.-22. Juni 1992). G e u h f ü f u h -  
iender Vorsitzender: Stanislaw Gibhxdt (Polen), Genedxkret;ir: 1 v k  Camogunky 
(Slowenische Reuublik) 

Bis 1992 ~e~i 'ona lor~anisa~ion  der CD1 
Sitz: \\'ashiiigton (1950-1951). New York (bis 1962). Rom. Bntislava (ab 1990) 

Chris l l ich Demokrat ische \Veliunion (CDWU) 
Union Afondiale des Dimocraies Chriliens (UAfDC) 

Gründung 1961 in Smtiago de Chile als Daehverband der Regiomlorganisaiionen 
NEI. UCDEC und ODCA. Seit Anfang 1955 arbeiteten die Generalsekreiäre dieser 
Organisationen an der Schaffung einer weltweiten Organisation und tnfen zum 
ersten hlal auf einer interkontinentalen Konferenz 1956 in Paris zusammen. 1982 
Umwandlung in CD1 

Organe: Weltkonferenz. Weltkomitee und Generalsekreuriat 
PrZsidenten: Rafael Caldcn (Venezuela. 1961-1967). hlariano Rumor (1. 1967- 

1982) 
Generalsekrelar: Rene de Le6n (Guatemala. 1974-19821. Von 1964 (Einsetzune des 

GenenlwLewriaü in Rom) bis 1964 Okrnlhmen die Ge~eralsekri& der ~ e ~ i i n a l -  
oreanisationcn cemcinschftlich die SelrcLuiat~vhcit: von 1964 bis 1974 funeiene 
al;Exekutivsek;eiär E. Talentiono (I), Zweiter Sekreiär der EUCD. 

Sitz: Rom (ab 19M) 
ACDP: Bestand 1 x 4 0 9  

D e m o c n l i c  Youth Communi ly  of  E u r o p e  (DEXIYC) 
Demokralischer Jugendverband Europas 
Union des Jeunes Dimocrales Europiens 

Gründung 1961 in Iiamburg zun3chsi als nArteiisgemeinschait christlichdemokra- 
tischer und konservativer Jupendverbyide* Europs. im gleichen Jahr als Konser- 
vative and Christian Demaintic Youih Communityu (COCDYC). Gründungsvorsit- 
zender: lohn hlacGregor (GD) 

Vorsitzender: Klaus Welle (D), Genenlsekret;ir: Anhur W~nkler-liemaden (Öster- 
reich) 
Anerkannte Vereinigung der EDU 

Europäische Demokral ische Union (EDU) 
European Democral Union (EDU) 
Union Dimocraiique Europienne (UDE) 

Gründunc 1978 in Kleßheim bei Salzbure. Initiaioren: ÖVP und CDUICSU (insbes. 
F.J. ~ t r a i ~ ) .  Die EDU versteht sich als hrbeitslemeinrchaft cluistlichde~okrati- 
scher. konservativer und anderer nicht-kollektivistischer Parteiena und als wichtiee 
Ergyizung zur EUCD und EVP. Sie will eine organisatorische Brücke zwirchin 
CD-Parteien, Gaullisten und den konservativen Parteien in Skandinavien und GroU 
briwruiien schlagen 
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Vorsitzende: Josef Taus (Österreich, 1978-1979). Alois h k k  (Österreich. seit 
1979) 

~nerkuin te  Vereinigungen: European Union of Women (ElW)  bzw. Europlxhe 
Frauen-Union ( E N ) .  Europäische Demokratixhe Studenten (EDS, Beobachiersw- 
tus), Demonatic Youih Community of Ewope (DEhlYC), Europäische hlittelswnds- 
Union (EMSU), European Democntic Group in the European Parliament (EDG) 

Sitz: Wien 
Regionalorganisaion der IDU 

Europiiische Demokrat ische S tudenten  (EDS) 
European Democral Sludenls 
Eludianis Dimocrales Chr4fiens 

Nach \'orbesprcchungcn aul intcrnation~len Tdgunfcn 1960 in Stcckholm und Eich- 
hol2 Gründung 1961 in W ~ e n  als I n t m ~ t i o n ~ l e  Union Chrirtlich-Dcmolrraiivhcr 
und ~onservasver  Studenten (Internntiosnl W s t i m  Democcitic Student Union. 
ICCS). 1970 Umknennung in Europäische Union Christlich-Demohtischer und 
Konservniver Studenten (European Chrislim Democratic Student Union. ECCS). ab 
1975 EDS 

Vorsitzender: l i m  Arnold (D) 
Smdiger Beobachter bei der EDU 
ACDP: Bestand 1 x 4 0 3  

Europäische Frauen-Union  (EFU) 
Union Europienne Feminine (UEF) 
European Union of M'omen (EUIV) 

Gründung 1955 in Den H u g  als Zusammenschluß von Frauen christlich-demokra- 
tischer und konservativer Parieien in Europr Eine erste internationale Tagung fand 
auf Initiative der östmeichischen Fnuenbeweyng 1953 in Salzburg statt Beratende 
Vermmlungen 1954 in Basel und Imsbruck 

Organe: Generalverummlung (alle zwei Jahre), Ständige Kommissionen, Direk- 
tionskomitee (verantwortlich fur die Verwirklichung der Beschlüsse der General- 
versammlung), Rat (mssmmengextzt von den hliigliedern des Direktionskomitees. 
den Vorsitzenden der rwtiorwlen Gmppen und der Ständigen Kommissionen: lagt 
j h l i c h )  

Vorsitzende: Lola S o l s  (A. 1955-1959). Elsa Conci (1. 1959-1963). htxia  Probst 
(D. 1963-1967). Chvlotte Fera (D. 1967-1973). Diana Elles (GD. 1973-1979). lngrid 
Diesen (S, 1979-1983). Ursula Schleicher (D. 1983-1987). hlvilies Fiemming (A. 
seit 1987) 

Anerkannte Vereinigung der EDU 



Europäische Kommunalpolilische Vereinigung (EKPV), 
seit 1993: Europäische Kommunal- und Re~ionalpoliiische 
Vereinigung ( E ~ P R V )  
Associarion Europienne des Administmteurs Locaux Dimocrafes 
Chritiens 

Gründung 1978 in hlinz als Zusunmenschluß der christlichdemokratischen Kom- 
mumllooiitiker aus allen euroo9ischen Swaten. die der EG ancehören. Bildung eines 
~nitiat~vausschusses 1977 innkrhalb der EUCD auf ~orschlng"von Adolf ~erk;nrath 
(D). Gründunesvorsitzender. Nicolas Simorello (1). ersier Generalseltretär: Adolf .~.. 
~ e i k e m i h  (6 

Vorsitzender: Adolf Herkenraih (D, seit 1993). Generalsekr.: F m ~ o i s  Uiligen (L) 
Anerkannte Vereinigung der EVP/EUCD 

Europaische hlittelstands-Union (EXISU) 
European hledium und SmaII Business Union 
Union Europienne des CIasses hlojennes 

Gründung 1979 in Rom als Zusunmenschluß von hlittelsmdsvereinigungm christ- 
lichdemohtischer. konservativer und anderer hliac-Pyieien in Europa. Vorbespre- 
chung auf Initiative der hlitielsUndsvereinigung der CDUICSU und Konsfituiemng 
eines Initiaiivausschusses 1977 in Bonn 

Vorsitzende (des Exekutivkomiiees): Christian Schwur-Schilling (D, 1979-1982). 
lngeborg Hoffmann (D, 1982.1981). Ingo Friedrich (D. 19811991). UrsuL Bnun- 
hloser (D. seit 1991) 

Anerkannte Vereinigung der EDU 

Europäische hliltektandsvereinigung (EMV) 
Associalion Europhnne  des Classes hfojennes (AECiW) 

Gründung 1980 in Brüssel als Zusmmcnschluß der hlitielslmdsvereinigungen der 
christlichdemolratixhen Pyieien in der EC 

Vorsitzender: Lieven Lenaens (B) 
Anerkannte Vereinigung der EVP/EUCD 

Europäische Union Chrbtlich Demokratischer Arbeitnehmer 
(EUCDA) 
Union Europienne des Tramilleurs D6mocrafes Chrdiiens (UETDC) 

Offizielle Gründung 1977 in Drüswl von christlichen Gewerkschalien und Gewerk- 
xhaftsflügeln christlicher Parteien Westeuropas. Bildung eines Iniiiativausschusses 
1976 in Brüssel und vorbereiiende Konferenz im gleichen Jahr in Köln. Gründungs- 
vorsitzender: Hans Knlzer (D). ersier Generalsekretär: Roben de Cendt (B, 1978 
gewhli) 
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Vorsitrender: lean-Claude lunckn (L, seit 1993). Ceneralsekret;ir: Antonio Co- 
sLuiu> (1) 
Anerkannte Vereinigung der EVPEUCD 

Europäische Union Christlicher Demokraten (EUCD) 
Union EuropPenne des DPmocrales ChrPiiens (UEDC) 

Gründung 1965 als Nachfolpeor~aniution der NEI. Die EUCD ist ein über den 
Bereich der EG hinausgehender ~~ummenschluß christlichdemokratischer Paneien. 
EUCD und EVP sind orgmiutorisch und wlitisch cnp verbunden. Die beiden Sekre- 
m i x e  fusionierten im ~ p r i l  1983. wobei abch die ~monalunion des Generalwkretirs 
eingefuhri ~urde .  Ziel: Fdrdmnc der Zusmmenxbeii der euroo3iwhen christlich- 
demokratischen P a n e i e ~  um zu einer gemeinsamen Politik f l r  die Sciulfung eines 
föderierten Europas zu kommen. hlitgliedspaneien sind alle hlitgliedspaneien der 
EVP und die CD-Parteien aus fast allen Ländern West- sowie neuerdings auch aus 
Ländern Osteumpas. 

Organe: KongreU (iihrlich). Politisches Büro. Exekutivkomitee, Pr3sident. Gene- 
rdsekretariat 

Räridenten: hlariano Rumor (1. 1965-1973). Kai-Uwe von Hasel (D. 1973-1981). 
Dioco Freiws do Amarai (P. 1981-1983). Giulio Andreotti (1. 1983-1985). Emilio . . 
~olÖmbo (I. 1985-1992). \hllried hlanens (B. seit 1993) 

Generslwkretire: Lco 'IinJnnuis (B. 1965.1974). Amddo Forlmi (1.197+1978). 
G iuxpp  Pe>ruilli (1. 1978-1983). Thomas Imsen (D. seit 1983) 

Anerkannte Vereinigungen (auch der EVP): Union Christlich-Demokratischer Fnu- 
a. Junge Europjische Christdemokraten, EuropSiwhe Kommunalpolitische Vereini- 
gung Europiixhe hlittelswndsvereinieunc. Eurovliwhe Union Christlich Demokra- 

Regiondorganiution dn CD1 
ACDP: Besmd 1x434 

Europäische Union Junger Chrisldemokraten (EUJCD) 
Union EuropPenne des Ieunes DPmocraies ChrPiiens (UEJDC) 

Seit 1984 EuropäNche Junge Chrirldemokroten ( U C D )  oder Junge Europäische 
Christdemokroten (JECD), Jeuner DPmocrares ChrPtienr Europeens (JDCE). Eum- 
peon Young Chrisrian Democrolr (EYCD) 

Die europ5whe Sektion der lnlernationalen Union der Jungen Chrisilichen Dc- 
mokratm (IUICD, s. unten) ändene 1967 ihren Namen in Europliwhe Union Junger 
Christdemokraten (EUJCD). Vorsitzender 1967-1970: Egon A. Kleprch (D). 1984 
haben die EUJCD und du sogenannte *Team Of The Tm*. die kiden Jugendverei- 
nigungen von EUCD und EVP, ihre Fusion in JECD vollwgen. 

Vorsitzender: Enrico Lct~1 (I). GenenlsekretL: hlarc Dmnnd (D) 
Anerkannte Vereinigung der EVPEUCD 
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Europäische Volksparlei (EVP) 
Parli Populaire Europden (PPE) 

Gründung 1976 durch EUCD und CD-Fraktion im Europiischen Parlament im 
Hinblick auf die Direktwahlen zum Europiischen Parlament 1979 als Födention 
der CD-Pxteien der Eumpjiischen Gemeinschaft. Gründerpaneien: CVP und PSC 
(B), CDU und CSU (D), CDS (F). FG (IR). DC (I). CSV (L). CDA (NL). Hinzu 
kamen die Prieien aus Griechenland (ND), Ponugal (CDS) und Spuien (PNV und 
UDC). Zur Zeit gehören der EVP 18 Pmeien aus 14 h d e m  an. 

Die EVP ist eine eigenstkdige Pxtei auf europäischer Ebene mit enüprechenden 
Kompetenzen und Beschlußorganen sowie einem eigenen politischen Prognmm, der 
(im Unterschied zur EUCD. mit der die EVP eng mmmenarbeitet) ausschliell- 
lich christlichdemokratische Pmeien aus den hlitgliedslkdem der EG angehören. 
Allerdings nvrde 1991 eine Öffnung gegenüber den konservativen Pmeien GroDbri- 
lanniens und Skandinaviens beschlossen. Die EVP tritt im Europiischen Parlament 
und im Eumparat als geschlossene Fraktion auf. 

Organe: Präsident, Exekutivkomitee. Politisches Büro und Kongreß 
Präsidenten: Leo Tindemans (B, 1976-1985). Piet Bukman (NL, 1985-1987). 

Jxques S u t e r  (L, 1987-1990). Wilfried hlartens (B. seit 1990) 
GenenlsekreTeläre: Josef hlöller (D. 1976-1978). lern Seitlinger (F, 1978-1983). 

niomas Jansen (D. seit 1983) 
Anerkannte Vereinigungen: s. Europäische Union Christlicher Demokraten. 1978 

Gründung einer eigenen Fnuen-Sektion (s. Union Christlich.Demokntircher Frau- 
en) 

Sitz: Brüssel 
ACDP: Besmd IX-007 

Frauen-Sektion in d e r  E V P  

Siehe Union Christlich-Demokntixher Fnuen (UCDFJ 

Fren te  d e  Traba jadores  Democra la  Cris t ianos d e  A m e r i w  
( F E T R A L D C )  

Front der christlichdemokratirchen Arbeiter Amerikas. Gründung 1977 in Caracas 
als ZusmrnenrchluD der Arbeitnehmerorganisationen der CD-Parteien in h t e i n m e -  
rika 

Vorsitzender: Fernando Guanre (Dominikanische Republik). GeneralsekreL4c O s c x  
hfartinez (Venezuela) 
Anerkannte Vereinigung der ODCA 

G e n f e r  C e s p r a c h e  

Zusmmenkünfte (1957.1956. drei bis viermal jährlich) führender Persönlichkeiten 
christlichdemohtischer Parteien aus Belgien. Deutschland. Frankreich. Iwlien. den 
Niederlanden. Österreich und der Schweiz in Genf (Teilnehmer u.a. Konrad Adenau- 
er. Georges Bidault und Roben Schumm). Die Gespriche dienten zur allgemeinen 
Infotmation und galten als vennulich. Trotz ihrer Unverbindlichkeit waren sie u.n. 
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bedeutend als ersie Konwktaufnahme deutscher und französischer Politiker nach 
dem Zweiten Wellkrieg. Sie bereiteten vor und begleiteten die Arbeit der Nouvelles 
Equipes Internationales (NEI). 

Internat ional  Young Democrat  Union (IYDU) 
Inlernal ionale  Demokratische Jugendunion 

Gründung 1981 in Washingion als internationaler Verband chrisilichdemokraiischer 
und konse~ativer Jugendorganisationen: hlitglieder in Europa USA und Kanada, 
Ausualien, Neuseeland. Japan und Israel. Gründungsvorsiuender: E lmx Brok (D), 
erster Generalsekrecic Klaus Dohl (D) 

Vorsitzender: Simon Upton (Neuseeland) 
Anerkannte Vereinigung der IDU 

Internai ionale  Christlich-Demokratische Arbei lnehmerschafl  ( ICDA) 
Internal ionale  des Travailleurs Dimocraies  Chr i l i ens  (ITDC) 

Gründung 1991 in Brüssel von den Arbeiviehmervereinigungen der EUCD (EUG 
DA) und der ODCA (FFIRALDC) aus 36 europaischen und lateimerikmischen 
CD-Pmeien 

Vorsiuender: Heriben Schmenbroich (D). Generalsekrecic Dagobcno G o m l e s  
(Venezuela) 
Sitz: Königswinter 
Anerkannte Vereinigung der CD1 

Inlernal ionale  Demokrat ische Union (IDU) 
Inlernal ional  Democrai  Union (IDU) 
Union Dimocrai ique Inlernal ionale  (UDI) 

Gründung 1983 in London als weltweite Arkiügemeinschafi chrisilich-demoknti- 
scher und konservativer Pmeien der hliite. 

Regionzlorganisationen: Europlsche Demoknrische Union (s. don) ; Caribbean 
Democraric Union. Gründung 1986 in Grenada durch acht Pmeien der hlitte aus der 
englischsprachigen Karibik. Vorsitzender: Edward Seaga (Jamaika). Sitz: Kingston: 
Pac$c Democrat Union. Gründung 1982 in Tokio, Grilnderpmeien: Libenl-Demo- 
kraiische Pmei  von Japan. Liberale Pmei  von Austnlien. Nationale Pmei  von Neu- 
seeland und Republikanische Panei der USA, Gründungsvorsimder: lohn Atwill 
(Ausualien), Vorsitzender: Fnnk Fahrenkopf (USA). Sitz: Canbcrra 

Organe: Pmeiführerkonferenr (alle zwei Jahre), Exekutivkomitee (Sitzungen al- 
.le sechs hlomte). Zu einzelnen Fragen finden Silzungen von Arbeiügmppen auf 
intematioruler und regionaler Ebene sowie Delegationsreisen in politisch aktuelle 
Regionen und &der swtt. 

Präsidenien: Alois hlock (Österreich. 1983-1987). K u r e  Willoch (Norwegen, 
1987-1989). Andrew Peacock (Austnlien. 1989-1992). C y l  Bildt (Schweden. seit 
1992) 

Sitz: London 
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Internat ionale  Union d e r  Jungen Chris t l ichen Demokra ten  (IUJCD) 
Union Inlernafionale  des Jeunes D4mocrafes Chr4t;ens (UIJDC) 

Gründung 1951 auf dem NEl-Kongreß in Bad Ems durch die 1917 gegründete Ju- 
gendxktion der NEI. Die IUJCD blieb aber bis 1959 regional auf Europa beschränkt. 
Ändemng der Organisationssuuktur auf der Sitzung des Rats der IUJCD in Paris 
1959 in Zusmmenarbeit mit der Jucendorcanisation der ODCA und Aufteilunn 
in eine europsische und l a t t i n m c r i ~ i s c h e ~ c ~ t i o n .  Die eigentliche Gründung aG 
\\'elt\erband I\Velikomiteel der Juncen Christlichen Demoknien und sls Zusinimen- 
schluß der ~ugendor~anisaiionen d& NE1 freute EUCD). ODCA und UCDEC fand 
1962 in Cxacas stlit. Hauptorganisator und Genenlsekrem bis 1969: Smislaw hl. 
G e b h d t  (PL) 

Vorsitzender: Filippo Lombxdi (CH), Generalsehl5r hlarcos Villasrnil (Vene- 
zuela) 
Anerkannte Vereinigung der CD1 

Juventud Democra ta  Cr i s t i ana  d e  A m e r i w  (JUDCA) 

Christlich-Demokratische Jugend Amerikas. Gründung 1959 als Zusmmenschluß der 
Jugendorganisationen der chrisilichdemokratixhen Parteien in Lateinmerika. Ein 
Jugendausschuß der ODCA besmd bereiü seit 1955. 

Vorsitzender: Luis Nuries (Venezuela). Generalsekreiär: Ricxdo llerrera (Chile) 
Anerkannte Vereinigung der ODCA 

hlovimienlo d e  Par lamenta r ios  Democrata-Cristianos d e  Amer ica  
(Par laDC)  

s. O r g m i x i 6 n  D e m h w  Cristiana de Amirica (ODCA) 

h l u j e r e s  Democra ta  Cr i s t i anas  d e  Amer ica  (h1UDC.A) 

Christlich-Demokratische Fnuen Amerikas, Gründung 1967 in Santiago de Chile als 
Zuwmmenschluß der Frauenorganisationen der christlichdemokratischen Parteien 
Lateinmerikas. Generalvenammlungen und SCindige Kommissionen 

Vorsitzende: Rina h l m  Leiva (Argentinien). GeneralsehMn: Eglee Isava (Ve- 
nezuela) 
Anerkannie Vereinigung der ODCA 

Nouvelles Equipes  lnternal ionales  (NEI)  

Gründung 1947 in Chaudfoniaine (Belgien) als Zi~ummenxhluß europäischer Partei- 
en bzw. Persönlichkeiten christlichdemokratischer Prägung. Vokxsprechungen 1916 
in hlonueux und 1917 in Luzern bei Treffen christlicher Politiker aus Frankreich 
(G. Bidauli), lwlien (A. Piccioni). Belgien (D. h a l l e .  A. Lohest). Luxemburg (E. 
Reuter. A. Hentgen). den Niederlanden (P.J.S. Serrarens. E.hIJ.A. Sassen). Österreich 
(F. Aurdes) und der Schweiz (I. Escher. hl. Rosenberg) 
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Organe: Politisches Büro, erweitener Lenkungsausschuß (Comitc? Direcieur). &- 
neben eine Kulturkommission. eine \Vinschafts- und Sozialkommission und eine 
Ost-West-Kommission. Jährliche Koneresse und Studienkonferenzen 

1965 Umwandlung in EUCD 
h iden ien :  Robert Bichet (F. 19-17-1919), Auguste-Edmond de Schnjver (B. 

1950-1959). Theo L e h r e  (B, 1960-1965) 
Generalrekretäre: Jules Soveur (B. 19-17-1949). Roben Bichet (F. 1950-1955). 

Alfred Coste-Floret (F. 1955.i960); Jem ~eitlingir (F. 1960-1965) ' 
Siu: Brüssel (1947-1950). PGs  (1950.1960) und Rom (ab 1960) 
~egionzlorg~isation ~ ~ ~ C D W U '  
ACDP: Besfuid 1Xa02 

Organizacion Democrata Cristiana de America (ODCA) 

Organiution Christlicher Demokraten Amerikas, Gründung 19-19 in hlontevideo 
(Gründungsbeschluß auf einer ersten Versammlung 19-17 ebendon) als Zusmmen- 
schluß laeimerikmischer chnstlichdemokratischer Parteien. Die ODCA hupfte 
bald Beziehungen zu ihrer europäischen Schwesterorganiution NE1 und gab den 
Anstoß zur Gründung der CDWU. 

Organe: Kongreß. Rat (ein Delegiener je hlilgliedsland). Direktionskomitee (der 
Risident. die Vizqäridenten und der Generalsekretär) 

Prlsidenten: Dardo Reyles (Umguay, 19-19-1951), Edwdo Frei (Chile. 1955- 
1957). Rafael Caldera (\'enezuela. 1961-1968). Ren6 de M n  (Guatemala 1969- 
1973). Napolebn Duane (San Salvador. 1974-1980), Ricardo Arias Calderh ( P m -  
ma. 1981-1985). Osvaldo Hude (Ecuador. 1985-1987). Re& Fuentealba (Chile, 
1987-1989). Fidel Chlvez-hlem (EI Salvdor, 1989-1991). Sergio Pizmo hlackay 
(Chile. seit 1991) 

Genenlsekretäre: Dardo Rigules (U~guay. 19-17-1948), To& Reyes Vicuh 
(Chile. 1955-1969). Luis Herren Cmpins (Venezuela 1969-1977). Aristides Calvani 
(Venezuela. 1977-1985). Ailari6n Cardow (Venezuela 1986-1991). Pedro Rb10 
Aguilar (Venezuela. seit 1991) 

Die ODCA stellt im Lateinamerikanischen Parlament eine eigene Fraktion und 
gründete 1991 darüber himur die Bewegung der Christlich-Demokmiwhen Parla- 
mentarier Amerikas (hlovimiento de Parlamenwrios Dem6cra13Cristianos de Amiri- 
ca, ParlaDC) mit Venretem aus den CD-Fraktionen des Lateinunerikanischen Parla- 
menu und mderw regiohller ParlamenLuie~enmmlungen (hlittelmerikanisches-, 
Andenparlment) sowie des Eingeborenenparlmentes. Die ParlaDC plant zur Zeit 
nach dem Vorbild der Europäischen Volkspartei die Gründung eines Partido Popular 
Americano (PPA). 

Vereinigungen: Juventud Democrata Cristiana de Am6rica (JUDCA). hlujeres 
D e m h u  Cristiana de Amkrica (MUDCA). Frente de Trabajdores Dem6crata 
Cristianos de Amirica (FETRALDO 

Sie: hlontevideo (bis 1955). Smtiago de Chile. Clncas 
Regionalorganiution der CD1 
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Stindige Konferenz d e r  Vorsitzenden und  Generalsekretiire d e r  
christlich-demokratischen Parteien d e r  Länder des Gemeinsamen 
hlarktes 

Gründung 1970 durch die Parteien der CD-Fraktion des Europäischen Parlamenls. 
1971 Eingliedemng in die EUCD 

Stifiung zu r  Zusammenarbeit Christlicher Demokraten EuropiU 

Gründung 1989. Vdolgt *gemeinnützige Zwecke auf der Gmndlage des Christlichen 
hlenschenbildesa. Ziel u.a Pflege der intmtionalen Zusammenarbeit, Vergabe von 
Stipendien an \Vissenschaltler 

Vorsitzender: tlorst Langes (D. seit 1989) 

Union Christlich-Demokratischer Frauen (UCDF) 
Union Fdminine Dimocrale-Chrdlienne en Europe (UFDC) 

Gründung 1975 in Berlin (nach BerchluO aul einer Tagung der Poliiirchen Akademie 
Eichholz der Konrad-Adenauer-Stillung in Schloß Eichholz bei Bonn. 1975) als 
Zusammenrchluß der in der EUCD bestehenden Fnuenorganisationen. Um auch in 
der EVP mitarbeiten zu können. wurde aufder ersten Generalversammlung der UCDF 
in Strdburg 1978 als weitere Organisation eine Fnuensekiion der EVP gegründet 
(Vorsitzende: hlarlene Lenz. D). 

Organe: Generalversammlung. Direktionskomitee 
3 Vorsitzende: Franca Falcucci (I, 1975-1986). hlxlene Lenz (D. seit 1986) 

Generalsckrelärinnen: hlarie-Therese Larcher (CII. 1975-1978). Luisa Raposo (P. 
1978-1981). hlonique BadCnb (F, sei1 1981) 
Anerkannte Vereinigung der EVPEUCD 

United Sludents for Europe (USE) 
Vereinigte Sfudenfen Jür Europa 

Gründung 1988 in Namur (Belgien) als europäirche Vereinigung christlichdemokra- 
t i ~ h e r  Studenten 

Enge Zusammenarbeit mit der Europäirchen Union Junger Christdemohien 

\VeItunion Christlich-Demokratischer Frauen (UhlFDC) 
heute: Internationale Frauen-Union Christlicher Demokraten (IFDC) 
Union hlondiule des Femmes Ddmocrafes Clirifiennes (UhlFDC) 

Gründung 1978 in C31acas von den Frauenorganiwtionen der ODCA (h1UDCA) und 
der EUCD (UFDC). Gründungsvorsitzende: hlaria Bello de Guzmiin (Venezuela). 
erste Genenlsekrelärin: Charlotte Fen (D) 

Vorsitzende: Ama-hlGa Cervone (I). Generalsekrelärin: h l d a  Bello de Guzmh 
(Venezuela) 
Sitz: Brüsul 
Anerkannte Vereinigung der CD1 



Abstracts 

Rudel/ Morsey: Konrad Adenauer's policy on the German Question 
(PP. 1-14) 

Adenauer acted on the premise ih3t the freedom enioyed bv Gemans in lhe westem .. . 
zones was prcferable 1; the unity of all ihox undcr communirt regimes. Ile securcd 
frecdom and eaualitv of riehts for thc Feder31 Rcpublic of Gennanv via intcrraiiun 
into h e  West.'which excided any possibility o i  G e r m  goingetheir 0%; way. 
He presumed t h t  lhe devision of G e m y  could only be overcorne in cornbination 
wilh Eat-West detente. Ar of lhe mid-50'~. though. the status quo became more 
defined and lhe westem Allies urged the recognition of a divided G e m y .  Even 
so, Adenauer did not relinquish the legal posiiion of the Federal Republic nor his 
demand for self-detennination for all Gennans. His aims were finally justified in 
1989190. J 

Günrher I/ejdemnn: New beginnings in inner-Gennan politics in the 
60's (pp. 15-32) 

Taking in10 consideration his remarkable plans and designs. Adenauer's osrpolirik of 
ihe )E& between 1958 yid 1963 c m  cerbinl) not be s f d  tobe infleaible &d swtic. 
Sein from a hisioricd mint of vieu,, ihe trmsition from Adenauer's osrr>olirik to ihe 
politics prnciircd by ih; BrmdUScheel govcmment as of l ~ t e  1969. is noi as frxtured 
as the politicd controtersies of ihe 70's. uhich still have afteriffects i h y .  uould 
suggest. 

Chrisrian I/arke: n i e  inner-Gennan political concepü of the CDU and 
the CSU during their time in the opposition (1969-1982) (pp. 33-48) 

The dilferences of opinion beiween ihe govemment and the opposition were not 
so marked in basic Nt l en  as in the question of what mion 10 take regarding 
inner-Geman political aims and where to sei the lirnits o l  this aims. If one follows 
h e  development of the inner-Gennan political cacepü of the CDU and the CSU. 
lhen one should also note the fact hat. during ihe second half of lhe 70's. nutopiansa 
and nredists* within the SPD incresingly hindered each other. Wiih the change of 
power in 1982. a prornising policy of ditenre w z  developed during adifficult process 
of reorientation. 



LfanJred Kirrel: n i e  tuming point in »Vergangenhciübewältigunp. The 
Swastika graffiii of 1959160 and ihe relaiionship of the Fedenl Republic 
to National Socialism (pp.4967) 

n i e  desecration of the synagogue in Cologne on 24.12.1959, uhich is considered 
ioday to have k e n  arrhged by communisü, uiggercd off numerous similar acts. 
Defamatory comments in the international press. above all in the Eiutern Bloc, uied 
to blame the poliiicd system in the Federal Republic of Gemuny Tor the aaion 
in Cologne and its consequences. 11 was of far-reaching imponance i h t  the debate 
on the iniellectual breeding ground introduced a change of pandigm: n i e  basic 
anii-towliüuian Consensus of the young Federal Republic was broken. h e  communist 
system 01 the East was upgraäed 10 s counier model 10 the ncapiulist systemu. 

hlarrin Ripmann: On the role of the h t - C D U  in the political system of 
the DDR (pp. 69-88) 

Alier hving bccn bmughi into lins with thc official s i ~ t e  plicics. the pmy lendcnhip 
ofthe EUi-CDU. uhich was instructed in dcuil md uhich io a eres extcnt followed 
the CO- sei bythe SED, attempied to enforce its m a l t e  of~politico-ideologicd 
persuuion. Tor hlanisi socialism throughout the pmy. It was not very successful. 
There is no recognisable reprerenwtion of h e  interests of Christim citirens against 

1 the Course of the SED. The grass-mü to a g e i t  extent reacted wither with refiüal 
of inactivity 10 the demmds fmm the upper echelons. uhich memt that memkrship, 
pmicularly in the 50's and 60's. was frequenily only a formal matter. 

hfanfred Agerhen: The potential of unrest and striving for reform in Ihe 

- 1  rank and file of the h t - C D U  prior to the change of power. The »Weimar 
letteru and the rNeuenhagen letteru (pp. 89-1 14) 

Within the rmk and file of the Easr-CDU. a wide potential for criticism was retained, 
even though the CDU had k e n  brought into line with oftical swte policies. This 
becme panicularly manifest at critical points in the history of the DDR (the uprising 
of 17th lune 1953. consuuction of the Berlin wall. the constituiion of 1968). and 
experienced a revival as of the mid-80's withperesrroih and glasnon. n i e  >Weimar 
letter* of September 1989 was a milestone in the protests of the grss-roots against 
the oariv leadershio and the SED's claim to the richt to form the eovemment. n i e  u~~ 

-~;uer&cn 1ctte;u of June 1988 is less wll-kno&, but ib rllecl in ihe forcfronr 
thc Reform Panv Confcrcnce of December 1989 murt not te icnorrd. 11 is oublishcd 
here for the firs; time in full length. 

" 
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M i c h e l  Richter: On ihe developrnent of ihe East-CDU in the autumn of 
1989 (pp. 115-133) 

W e  peaceful revolution in the autumn of I989 led to the reanimaiion of inner-pxty 
democracy in the East-CDU and 10 political reorientation. This process. which 
culminated in lhe removal of Gerald Götting and ihe election of Lothar de hlairiere as 
chairman 01 lhe East-CDU, was marked by massive inner-pany divgreement about 
the path chosed and the pmfile 01 the pany. Following the defeat of the W-Com- 
rnunist CDU ledenhip. the basic confmnotion in Decemter 1989 was ktween the 
democratic-socialistic powers (round de hlaiziere) and westem dernocratic reform 
powerr which w m  supported by the majority of ihe rank and file. 

1 W i e d  Decker: The E u r o m  union and the Germm Christiui-Demo- 
crat  mies. Frorn their post-bar beginnings to the present &y (pp. 135- 
154) 

Since the day 01 lheir formation. CDU and CSU have made European integation 
their goai. A major achievement of christiandemocratic politics Iws been 10 link 
the pmblem of G m  unity and adherence to l ibed democracy with the ~Yesa 
io Europe an 10 the Atlantic Alliance using an undersmdable uain of argument. 
Fmm Adenauer to Kohl. Gernan-French cooperation was 01 vital impomce in the 
European prceess of unity. 

Jean-Dominique Durand: Europe m d  the Christim Dernomis (pp. 155- 
182) 

We concept and orienoiion of the European Community are in miny ways mvked 
by the philosophy 01 the Christian Democnis. I1 was mainly during lhe 50's thai 
the Christian Democrat panies - not without debates and periods of indecision - 
developed their concepis and brought their influence to kar. 

Reinhard Schreiner: The CDU's Europem policy wirh regard to Frmce 
and ihe hfouvernent Republicain Populaire (MRP) 1915-1966 (pp. 183- 
196) 

There was linle contaci ktu,een the CDU and iu  French counterpan. the hlRP. 
although both panies. led by Komd Adenauer and Robm S c h u m ,  directed their 
foreigi policy iowards FrenchIGerman cooperaiion and the unity of Europe. The 
Popular Republicans found it difficuli to cwperaie with Christian-Democrat panies 
01 other counuies. bewuse wiihin France they had to collaborate with uaditiondly 
anu-clerical parlies. Alter de Gaulle twk over power in 1958 and the hlRP was 
dissolved. the CDU found a new p m e r  in the UNR of de Gaulle. 
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Chrisiiane Liermann: Philosophy frorn the perspective of Christinnity. Re- 
ligion and politics by Antonio Rosmini (1797-1855) (pp. 197-213) 

Uhit role does Christianity play in society. what meaning does modern political 
consciousness have for the ideniity of Christians md Ihe Church? This is the question 
addressed by Rosmini. Iwlian philosopher and iheologian. in his extensive works. In 
critical dispute with npolitical catholicismu and contemporvy progressive belief he 
develops his cmcept of a ncivil societyu. Wiihin Ihis society the Church functions 
as a mreligious societyu 01 Christians not by exercising seculx power. but through 
its iniellectual-moral authority. 

Günrer Bt~chsrab: Party archives in Europe I: Basic considentions 
(pp. 215-221) 

Panies md parliaments are essential insiitutions of democracy. hluch of uhat is 
discussed in the execuiive and legislaiive area of politicans 2nd parliamen&ans 
originales from the activity and initiative of ihe pyiies. The anicle explains the 
significance of this for historicd resexch md the xchives. 

Udo 1I'Pngsi: A close-up of the CDU. The contribution of the Archives for 
Cistian-Democrniic Politics towards recounting the history of the Union 
(pp. 223-240) 

n i e  Archives for Christian-Democniic Politics of the Komad Adensuer Founhtion 
~ssist with research not only in collecting nrchive marerial and making it accessible. 
but also in providing. mainuining and publishing source ediiions md repons. The 
contribution submits Ihe work of ihe Archives to a oitical acknouledgement. 

ReinhardSchreiner: Organisntions and associations of Christian-Democrat 
Parties frorn 1945 - a synopsis (pp. 241-252) 

As of 1945, Ihe organisation of the Christian-Demomts' international associations 
hix developed on several levels. With time. an almost unfaihornable web of the most 
varied organisations hns developed. for which a guide is hereby provided. 

R6sum6s des articles 

Rudol/hlorsey: L3 pl i t ique  d e  Konrad Adennuer sur In question allemande 
(pp. 1-14): 

Adennuer p m i t  du principe que In libent des Allemands des zones occidentales ewit 
prioritaire sur 1s reunification de tous les Allemands sous un regime communiste. I1 
reussit i garantir In libeni et I'6galiti des droits de In Republiquc FkdCrale d'Allema- 
cne 031 le biais de I'intieration au monde occidenwl. & m t  ainsi toute oossibilit6 
U .  

A I'Allemsgne d'agir B G. 11 n'espenit surmonter ia division dc l'Allemsgne que 
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dans le conlexte d'une ditente du conflin est-ouest. A panir du milieu des annies 50 
le sWu quo se consolida wurimt er les ouissances occidentales insistkent aussi sur 
la reco&ssuice de Ia division.  dena aber, nkanmoins, n'abandonna ni la pusition 
juridique de la Ripublique fCdCnle d'Allemagnc ni le postulat d'aurc-ditemination 
pour ious les Alleman&. En 1989/90 ses buu oni 616 justifiCs iardivement. 

Günrher Ileydemann: Des dkbuts innovateurs dms la politique sur Ia 
question allemmde $es annies 60 (pp. 15-32) 

En nison des plms et des pmjets considirables. on ne peut pas du tout qualifier 
la ~Ostpolitikr d'Adenauer enue 1958 et 1963 d'inflexible er d'immobile. Depuis 
fin 1969. la ~Ostpolitike el la pulitique sur la quesrion allemmde du gouvemement 
DrandUScheel ttaient b d e s  sur I'acceponce de la simtion Ctablie en Allemagne et 
en Europe deouis la fin de la puerre. La umsition enve ces deux wlitiaues s'avtre 
d'un poinl d; w e  hirtorique be3ucoup plus cohCrentc que les dCb;ts &liiiques des 
mCes 70. qui ont des rCpercussions jusque aujourd'hui. ne le Iaiswnt eniendre. 

Chrisrian flacke: Ln ~question allemmdeu e t  Ia CDUICSU h I'kpoque de 
I'opposilion (1969-1982) (pp. 33-48) 

Les controverses entre gouvemement et opposition cmcemaient moins les aspms 
fondunenlaux de L wlitiaue sur Ia aauestion allemmder oue des ouesfions de . . 
mcthodc ct dc limirn. Tout rn suivmr le d:vcloppcmcnt des conceptions politiques 
dc Ia CDUICSU. il faul icnir comore du fair au'au milieu dcs mCes 70.3 I'iniiricur 
du SPD. les groupes des ru topis t~s~ et des n;6alistesu se blcquaient r&prcquement. 
Lors du chuieemenr de oouvoir en 1982 aores un orocessus de rCorieniarion difficile. 

~ ~~ 

la fomulali$ d'une puiitique de dkiente 'dotb d; perspectives positives dussit. 

hfanfred Kittel: Peripetie de la ~VergmgenheibbewäItigungr. Le bar- 
bouillage de croix gammkes en 1959160 et les npporis de I'Allemagne 
f e d e d e  avec le national-socialisme (pp. 49-67) 

La profanaiion de la synagoye de Cologne le 24.12.1959. aujourd'hui considirie 
preuves h I'appui comme dirigk p x  les communisles, devait declencher toute 
une sirie d'exces du meme genre. Lei commenilires diffamaioires de la presse 
internaiiode. sunout du bloc de I'Est, esuyaient d'imputer I'acte de Cologne n 
ses condquences au systeme pulitique de la Rtpublique fedirale. La comQuence du 
dibat sur les racines spirituelles a 61.6 d'inuoduire un chmgement de paradigme: le 
Consensus fondamentil anti-autoritaire de la jeune R6publique fedinle s'eflondrait. 
les systemes communistes de I'Est klaient revalorisis au rang de modele alrernatif 
au ~systtme capitatisteu. 
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hfarrin Ripmann: A propos du r6le de In CDU est-allemmde dms le systkme 
politique de la RDA (pp. 69-88) 

Apres la mim au pas. la direction de la CDU est-allemande. soigneusement guidie 
et qrwsiment dependante du Pani Socialiste Unitaire (SED), s'efforga de suivre la 
directive de nconvdncrc sur le plan pliiico-idiologique* en faveur du socialisme 
muxisie P IVint6rieur mCme de sa propre sinicture. Ce travail ne mnnui que des 
rirulwts insuffisanü. Une repr6sentation des intert!e des ciioyens chritiens contre la 
politique du SED n'est pas discernable. L3 bax du pani rkagit face aux exigences 
de la direction maintes fois par rejet et passivit.5. Ainsi I'appmenance au pmi ne 
s'elfectua sunoul au cours des m k e s  50 et 60 souvent que sur un plan fomel. 

hfanfred Agerhen: Foyers d'agiültion et tentatives de r i f o n e s  5 1a base de 
la CDU est-allemande P la veille du nchmgement politiqueu. La .Lettre de 
Weimar* et la nLettre de Neuenhagen* (pp. 89-1 14) 

hldgk la mim au pas. une volonti de critique assez ripandue exisuit, qui fit son 
apparition sunoui aux moments cniciaux de I'hisioire de la RDA (la dvolte de juin 
1953. la consvunion du mur, la constitution de 1968). Elle reprii ~ i s sance  2 pmudu 
milieu des annkes 80 &ce h laperesiroil et h la glasnosi. La aletue de H'eimar* de 
sepiembre 1989 narqua une 6wpe duis la proteslalion de la base contre 13 direction 
du pani et contre le rigime du Pani Socialisie Unitaire d'Allemagne. La rlettre de 
Neuenhagenr de juin 1988. moins connue. ne doit pas p u r  nutmt eire negligee dans 
ses conskquences sur la pdpmtion du congrss rLformateur de dCcembre 1989. Ce 
document est publik ici pour la premiere lois en version integrale. 

hlichael Richrer: A propos du diveloppement de 13 CDU est-allemande en 
automne 1989 (pp. 115-133) 

La dvolution pxilique d'automne 1989 dklencha un pnvessus de reanimation de la 
demomtie i I'intirieur du pmi er d'une nouvelle orientation poliiique. Ce processus. 
qui mena A In destitution de Gerald Gätting et 2 I'6lection de Lo~har de hlaiziere 
en tmi que prisideni de la CDU est-allemande. se cxactkrisa par des querelles 
achunies h I'int6rieur du pani quanl h son trajectoire er P son profil. Aprks la 
destitution de la direction pro-communiste il y eut conlronwtion entre les tendances 
democratiques-socialirtes (rassembl6es autour de L. de hlaiziere) et des iendances 
r~lormauices xlon le modele democraiique de I'Ouest. cellesii soutenues par 13 
majorite de la b w .  

1Yinfried BecPer: L'iniigntion europienne et les panis allemmds chritiens- 
democntes. Des les dibuts pendmt la p6riode de I'apres-guerre h I'ipoque 
actuelle (pp. 135-154) 

Depuis la pfride de leur fon&tion. Ia CDU et la CSU se sonl fixtes comme bui 
I'intigraion europeenne. Le grand mirite de la plitique chrttienneJtmocnte est 
d'avoir assccii le problerne de la r~unification et de I'adhdhesion A la dEmocratie 
liberale 3u oui 3 I'Europe el h la Commun3uti atlantique. D'Adennuer 3 Kohl. 
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la cwpfrafion franco-allemande a eu une impomce dkcisive duis le processus 
d'unification eumpkeme. 

Jean-Dominique Durand: L'Europe des Dimocrates Chreiiens (pp. 155- 
182) 

La Commu~ute eumpeeme doit beaucoup dans sa conception et dans ses orienla- 
tions. aux a p n s  de la D6mocmie chrktime, empnintant amplement h sa Ii'elt- 
anschauung. C'est dans les annks 1950 que les pytis d6momtes chreiiens ont 
exerce I'influence la plus spkifique et que prend forme la concepiion europeeme 
dkmochr6tieme. non s m  debals ni hesihiions. 

Reinhard Schreiner: La poliiique europierme de I'Union Chritienne-Di- 
rnomte  (CDU) p a ~  npport i la  France et au hfouvement Ripublicnin (h1RP) 
de 1945 3 1966 (pp. 183-196) 

Entre la CDU et son parS frhe fran~ais hfRP il n'y eut que peu de conmu. 
bien que les deux pmis avec i leurs tCtes Konrad Adenauer et Robeti Schumm 
mettaient I'ment sur I'entente franco-allemande et I'int6gation europeeme en Ce 
qui conceme la politique extfrieure. Etani domk que le hlRP dependait en France 
d'une cwdration avec des pmis tradiiiomellement laiques. la cwpfration avec des 
pmis chritiens-d~mocratcs >uuigen ne fut p3s evidente. Apres ~'acc$s 3u pouvoir 
du General de Gnullc cn 1958 et aprr\s la disrolution du hlRP. le pyti g3ullisrc USR . . 
devint le nouvel interlocuteur de ia CDU. 

Christiane Liermann: Philosophie d'inspiniion chrttieme. Religion e t  
politique dans I'aeuvre d ' h t o n i o  Rosrnini (1797-1855) (pp. 197-213) 

Quel est le rale du christianisme dans la sociktkl Quelle est i'iniiuence de la 
conxience politique moderne sur I'identite des chrktiens et de I'Eglise? Ce sont 
les questions traiiees p u  le philosophe et iheologien ihlien Antonio Rosmini duis 
son euvre voluminew. En conrrontant le ~cadiolicisme politiquea aux pendes 
oroaessistes de son iemos dans une analvse critiaue. il elabore un concevt de nsoci6te . 
civilen. dans laquelle ~ '~g l i se .  en tant q;e *midi6 ;ligieusev des chrki;ens, n'exerce 
plus de pouvoir temporel mais agil par le biais de son autorite morale et spiriiuelle. 

Günier Buchtab: Archives des partis en Europe I: Considirations 
genirales (pp. 215-221) 

Les pmis et les parlemenis sont des insiituuons indissociables de la dkrnonaue. 
Nombre de sujets dibaaus par les poliiiciens et les pxlemenlues duis les secteurs 
e x h u f s  et l6gislatifs tirent leur origine de I'anivitt et de I'iniiiaiive des pxtis. Le 
prksent anicle en explique I'impomce p u r  la recherche historique et laconsliturion 
d'archives. 
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Udo Il'engst: L3 CDU obsemee de pres. La conuibution des archives de 
la politique~chr~tiennedem~ate b ~ 'h i s to r iogn~h ie  sur I'Union (pp. 223- 
240) 

Les Archives de Politiquc Mtienne-Dimocrare de la Fondation Konrad Adenauer 
conrribuent ?i la recherche m t  par la colleflion, la classilicaiion. la conservation el la 
mise ?i disposition de documents que p a ~  la prcduction, l'envetien et la publication 
d'editions-source et de monographies. Le prbsent micle conslitue une revue mitique 
des prestations et des publications issues des archives. 

Reinhard Schreiner: Les organisations et les associations des pmis chr6- 
tiensdemocntes depuis 1915 - synopsis (pp. 241-252) 

Le d6veloppement organisatioruiel de Ia cmpention internationale des chretiens- 
dimwrares s'effeflua sur plusieurs niveaur depuis 1915. Avec le temps il s'est 
constiiu6 un riseau ?i peine saisissable des organisations les plus vai&s auquel ceite 
contribution se propose en m t  que guide. 

Resumenes 

Rudolfhforsej: L3 politica sobre 1a cuesii6n alemma de Konrad Adenauer 
(PP. 1-14] 

Adenauer pmi6 de la premisa de que habh que anteponer In l i k m d  de los 
alemanes en las zonar occidenwles a la unidad de tcdos bajo dominio comunisLa. 
L3 consolidaci6n de 1a libemd y parid3d de derechos de la Repiblica Fedenl de 
Alemania la consigui6 61 a travis de la integraci6n en el Occidenre, Ia cml excluia 
cualquier uayefloria especial pan Alemanis Adenauer contaba con que la separaci6n 
se supenn'a s61o en conexi6n con una distensi6n del confliflo esie-oesie. A mediados 
de los aiios 50. sin embxgo, el stiius quo se conmlidam. las potencias occidenLlles 
inswon a un reconocimiento de la sepmci6n. Ello no obswnte. Adenauer no 
renunci6 a la posici6n juridica de la Rephblic? Federal ni a una reivindicacion a 
la autcderenninaci6n para tcdos los alemanes. Este su objetivo encontr6 su ulrerior 
jusiilicaci6n en los xontecimientos de 1989D0. 

Güniher I le~demann: Nuevos planieamientos en 13 politica sobre la cue- 
sti6n alemma de los a i o s  sesenia (pp. 15-32) 

Teniendo en considenci6n los notables proyecros y esbows de la n0stpolitiku de 
Adenauer entre 1958 y 1963 en mcdo alguno se la puede c m t e r i z u  de inflexible e 
inunovible. Por ello, la transici6n a la zOstpolitiku y a la politica sobre la cuesii6n 



alemana practicada desde finales de 1969 por el Gobiemo Brandi/Scheel, y que se 
basaba en la acepci6n de hecho de la situci6n establecih en Alemania y Europa 
desde el Tin de Ia guerra. se presenta reuomivamente. desde el punto de vista 
hist6rico. mucho mis coherente de lo que sugieren las conuoversias poiiiicas, que 
hasw hoy d h  repercuten. 

Christian flacke: Los conceptos sobre 1a politica de In cuesti6n alemana 
d e  13 CDU y In CSU en el periodo de oposici6n (1969-1982) (pp. 3348)  

Entre el Gobiemo y la oposici6n no fueron conuovenibles m i o  problemas bbicos. 
sino m b  bien modos de procedimiento y los limites a imponer en la politica de Ia 
cuesti6n alemma. Si se observa el desarrollo de los conceptos de Ia CDU y la CSU 
sobre esta cuesti6n. merece atenci6n el hecho de que en la segunh mitad de los arios 
serenia en la SPD de manen creciente los ~utopisciisu y los xrealismu re bloqueaban 
mutuamente. En un arduo proceso de reajuste. se consigui6 entonces. con el cambio 
de poder en 1982, la enunciacion de uns prometedora poliiica de distenci6n. 

hlanfrcd Ki~trl: Peripecia en 1a ~VergmgenheitsbewäItigungr. Las em- 
badurnadas con 1a &z gamada de 1959160~  la relaci6n de la Alemania 
Fedenl con el Nacionalsocialismo (pp.49-67) 

La profanacion de 13 Sinagoga de Colonia el 24.12.1959 - considerada hoy como 
dirigidl por los comunist3s - desencaden6 toda una serie de ados similares. Comen- 
&OS difamantes de 1s prensa international, sobre iodo del bloque orienlal, inientaron 
a c k u  el suceso de Colonia y sus repercusiones al sistema poliiico de la Republica 
Federal. Una imporlancin de myor  alcmce 13 tuvo el hecho de que el debate sobre 
las raices esuirituales inuoduio un cmbio de pandigm:  se rompi6 el consenso 
fund.unsnwl'mtit~lali~lio dela  joven ~ e ~ t i b l i i a  ~ederal. los sirt&s comunistar 
del Este fueron revalorizados como conwmodelo frente al -sistcma capii<ilista*. 

hlariin Ripmonn: Sobre el papel de 13 CDU-Este en el  sistema politico 
de la RDA (pp. 69-88) 

En la CDU-Este. trSs la neutralizaci6n de los pmidos. la jefaiura. minuciosamente 
dirigih y en grm pme sumisa a la SED, se e s f o d  en imponer a sus agnipciones In 
misi6n de ncaptacion poliiico-ideologicau para el socidisrno mmista. Sin embargo, 
los resullados fueron m b  oue exieuos. No es de umibu una reuresenwci6n de los 
intereses de ciudadmos crisiimos in  conua del mmbo de 1a S E D . . ~  b x  &I pmido 
reaccion6 frente a las exicencias de arriba reiterxhnenie con rechazo Y oxsividad. - - .  
por lo que 13 funci6n de socio, sobre todo en los arios cincuenu y sesenta, 5610 se 
desempei6. con lrecuencia. en seniido formal. 



hfanfred Agerhen: Focos de agitaci6n y tenotivas de reforma en la base 
de 13 CDU de la RDA en  las visperas del *cambio«. La nCartl d e  IVeimmu 
y In sCana d e  Neuenhagenr (pp. 89-1 14) 

La neulralizaci6n de los pmidos en Ia RDA no logr6 apngar en la b3se de la CDU 
un sentido de d t i c a  que se manifest6 especialmenie en puntos neudgicos de la 
historia de la RDA (levanwmiento de junio, consvucci6n del muro, Comtituci6n de 
1968) y que rensi6 a pmir de mediados de los i ios  80 con Peresiroika y Glasnost. 
Un hiio en el resentimienlo ds la base Irente a la cbspide del pmido y a la pretensi6n 
de supremvk del Pmido Uniwio Socialisw de Alemmia lo consliluy6 la *Caria 
de Weimara de septiembre de 1989. hlenos conocida es In ~ C a n a  de Neuenhngena 
de junio de 1988. cuya influencia. en visperas de la Convenci6n Reronnatoria del 
Panido de diciernbre de 1989, no se debe menospreciu. EI texto se publica aqui, por 
primera vez. integramente. 

hfichael Richter: Sobre Ia evoluci6n de la CDU d e  13 RDA en Otoiio de 
1989 (pp. 115-133) 

La revoluci6n pacifica del Orono de 1989 condujo a la CDU de la RDA a um 
revivificacibn de sus principios democriticos y a una nueva orientnci6n politica. Este 
proceso. que presupuso la destituci6n de Gerald Göiiing y la eleccion de Lothu 
de hhiziere como Residente de la CDU de la RDA. estuvo m.ucado por iuenes 
dixnsiones intemz sobre uavectoria v ~erfi l  del ~ m i d o .  üestituida la directiva 
procomunish de I= CDU. en diiiernbre de i999 se haliuon cnlrenwd+i. cn loesencial. 
fuerws demonilico-scci~lis  (dredcdor de L. dc hlnizifrei V luems relomistss 
de tipo demoairico occidenial, apy& por la mayoria de 1'3 b z e  del pmido. 

1Vinfricd Decker: La integmi6n europea y los pmidos aist ianodem6- 
cratas alemanes. Desde los comienzos en 13 posguerra hasta la acrualidad 
(pp. 135-154) 

Desde los d i a  de su funhci611, la CDU y In CSU se fijuon como mew la 
integracidn europea. EI gran meriro de la politica mstimo-demhta consiste en 
haber combinado el pmblema de la reunificacibn y 13 adhesi6n a la democracia 
liberal con el Si a Europa y a la Comunidad Atlhtica. Denvo del proceso de la 
unidad europea. In cwpemi6n franco-alemana fue de i m p m c i a  decisiva. 

Jean-DominiqueDurand: La Europa de los Cnstimo-Demkraus (pp. 1554 
182) 

L3 Comunidd Europea debe mucho, en su concepci6n y cn su orienraci6n. a las 
aporwciones de In dernoaacia cristim. zumiendo ampliamente de su ideologia. 
ES durmte los i io s  cincuenta que los paiidos cristianodem6mtas ejercieron la 



influencia mis especifica y que. no sin conuoversias ni vacilaciones. toma lorma la 
concepci6n europea demoxistiarm 

Reinburd Schreiner: L3 poliiica europea de Ia Union Cristimo Dem6crata 
de Alemania (CDU) con respecio n Francia y al hlovimiento Republicano 
Popular (h1RP) 1945-1966 (pp. 183-196) 

Entre la CDU y su partido gemelo lranc6s. el h1RP. hubo pocv relaciones. a 
pesv de que ambos panidos. con Korind Ademuer y Robert Schuman a la cabeza. 
habian orientado el cenuo de gravedad de su politica exrerior hacia el entendimienio 
lrmw-alemh y la integnci6n europea. A los republicmos populares les resuloba 
dilicil um colaboraci6n con partidos cristimo-dem-. ieniendo en cuenu que 
en Francia no podian prexindir de una cwperaci6n con pmidos tradicionalmenie 
anticlericales. Um vez asumido el poder por de Gaulle y disuelio el hlRP, la CDU 
enconu6 en la UNR gaullista un nuevo interlocutor. 

Chrisriane Licrmann: Filosofia desde el espiritu del nisiimisrno. Religion 
y polilica en Antonio Rosmini (1797-1855) (pp. 197-213) 

Qui papel juega el cristianismo en la soriedad. qu& impomcia tiene Ia conciencia 
politica modern p m  la propia aper@6n de los cristianos y de la Iglesia? De 
eso  preynta (rau el fil6sofo y ie6logo iuliano Antonio Rosmini en su vasu obra. 
En dimepmcia crftica con el ncatolicismo politicov y c a  el credo progesista de 
Ia kpoca, dilucida 61 su concepto de um nsociedad civils. En ella, la Iglesi3. como 
nsociedad religiosav del mstiano. ac th  no por medio de su poder temporal. sino a 
uavks de su autoridad rnoral. 

Günfer Buchsfab: Archivos de pmidos en Europa I: Considenciones 
bhicas (pp.215-221) 

Panidos y Parlamenros s a  institucicmes irrenunciables. hlucho de lo aue los wliticos 
y p x l m ~ n l u i o s  dcbaen en los scctores ejmiiivo y Iegislativo tiene'ru oriien en 13 
actividid e iniciaiiva de los vartidos. En cste aniculo x dilucida lo sue esto similica 
para la investigaci6n hisi6rica y Para la Archivologis 

Udo IVtngst: L3 CDU observada de cerca. La apomcion del Archivo 
pan 13 Politica Cristiano-Demhart a 13 historiognfia sobre la Union 
(pp. 223-240) 

EI Archivo para la Politica Cristimo-Demkau de la Fon&ci6n Konnd Ademuer 
wnuibuye a la investigaci6n. no solo con la colecci6n. clasiiicaci6n y conservacidn 
de documentos. sino m b i e n  con la producci6n. aresoramiento y edici6n de fuentes 
y mcmogralias. LIs presmiones del Archivo y sus publicaciones x ven sometidu 
en el aru'culo a un encomio critico. 



26-2 Zusmmenfassungen 

Reinluird Schreiner: Organiac iones  y asociaciones d e  p m i d o s  cristiano- 
d e r n 6 c n u  a p m i r  d e  1945 - una sinopsis (pp. 241-252) 

EI desmollo organiwtorio dcntro de la colaboraci6n internacionnl de los Demhatas  
Cristimos se efectu6 a vvios niveles. Con el iiempo, se ha formado asi una ya 
apenas impeneuable mu3na de las m 5  divers= orgmiwciones. p u a  lo que aqui se 
proporciom u m  guh. 

Zusammenfassungen 

RudolfMnrsey: Die Deutschlandpolitik Konrnd Adenauers (S. 1-14) 

A d m u e r  eine &von aus, dai3 die Freiheit der Deutschen in den \Vestzonen der 
Einheit aller inter liomrnunirtixher Herrschaft uoouzichcn r i .  Die Sichemng der 
Freiheit und Glrichberechti~ung der Bundesrepublik Deutschlmd erreichte er durch 
die \\'cstintegr3rion. die jeglichen deutschen S o n d s ~ e g  auswhloß. Er m x l e t e  die 
Ühetuindune der Teilune nur irn Zusmmenhme e i n n  Entsoymune des Ost-Webt- 
Konflikts. S& hlitte der50er Jahre verfestigte sLh jedh-h d'er s t a r k  quo. drängten 
auch die Westmächte zur Anerkennung der Teilung. Dernoch gab Adenauer die 
Rechtsposition der Bundesrepublik und die Fordening nach Selbsibestimmung für 
alle Deutschen nicht auf. 1989190 hat seine Zielsetzung ihre Spate Rechtfertigung 
erfahren. 

Günrher Ileydernonn: Deutschlandpolitische Neuansätze der  60er Jahre 
(S. 15-32) 

Der Übeoma von der Ademuerwhen Ostpolitik zwischen 1958 und 1963, die in An- 
betracht hem~rkenswencr P l h e  und ~ n t w i r f e  keineswegs als inflexibel und immobil 
bezeichnet werden kann, zur wit Ende 1969 prnktizicncn 051- und Dcuüchlandpolitik 
der Regiemng BmdUScheel. die auf dsr fk t ixhen  Akzepmz der seit ~r icgscnde 
in D:ut\~hlmrl und Eurova cesch3ffcnen Llae enindcie. stellt sich nickblickend, aus 
historischer Sicht. wein& bkchloser dar, als-die bis heute nachwirkenden politischen 
Kontroverren der 70er Jahre suggerieren. 

Chrisriati Ilarke: Die deuischlandpolitisclien Konzeptionen von CDU und 
CSU in der  Oppositionszeit (1969-1982) (S. 3 3 4 8 )  

Zwischen Reniemnc und Opposition waren nicht so sehr amndsStzliche, sondern 
viclmchr ~ r a i e n  d& ~orgchekuc ise  und d:r Grenzen deut&hlmdpolitixher Ziel. 
setzuneen suiitie. Vcrfolrt rnm die EntwicMuna der deutxhlmdwliiischen Konzep 
iionenion CDÜ und C ~ U .  so verdient auch die Tatwche   eich tun^, dd3 sich in 
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der zweiten Hälfte der 70er Jahre in der SPD zunehmend nutopistenv und *Reali- 
sten* gegenreitig blockienen. In einem schwierigen Prozeß der Neuordnung gelang 
dann mit dem hlachtwechsel von 1982 die Fomuliemng einer zukunftsträchtigen 
Enüpmungsplitik. 

hlanfred Kittel: Peripetie der Vergangenheitsben'äItigung. Die flaken- 
kreuzschmierereien 1959160 und das bundesdeutsche I'Prhültnis zum Natio- 
nalsozialismus (S. 49-67) 

Die Sch5ndung der Kölner Synagoge am 24.12.1959, die heute erwierenemdkn als 
kommunistisch gesteuert gilt. löste zahlreiche Nachahmungstaten aus. Diffamierende 
Kommentare der intermtiomlen Presse. vor allem des Ostblocks, versuchten, die 
Kölner Tat und ihre Folgen dem pliiischen System der Bundesrepublik anzul~~ten.  
Von weitreichender Bedeutung war. daD die Debatte um den geistigen N W e n  
einen Pdigmenwechsel  einleitete: Der aniitolalii;ire Gmndkonsens der jungen 
Bundesrepublik zerbrach die kommunistischen Systeme des Ostens wurden als 
Gegenmodell zum rkapitalistischen Systemu aufgewertet. 

hlariin Ripmonn: Zur  Rolle der  Ost-CDU im politischen System d e r  DDR 
(S. 69-88) 

In der Ost-CDU bemühte sich nach der Gleichschaltung eine minutiös angeleitete 
und weitgehend SED-hörige Pamifühning duum, den Aufing der npoliiisch-ideolo- 
gischen Überzeugungsarbcitu für den marxistischen Sozialismus in den Gliedemngen 
durchzuseuen. Sie erzielte &bei nur unzureichende Ergebnisse. Eine Vcnretung der 
Interessen chrisilicher Bürger gegen den Kun der SED ist nicht erkennbar. Die 
Paneibasis ragiene auf die Forderungen von oben vielfach mit Vemeigemng und 
Passivität. so dzD die hliigliedschaft vor allem in den fünfziger und sechziger Jihre 
häufig nur noch in fomalem Sinn ausgeiülll wurde. 

AlanfredAgethen: Unnthepotentide und Reformbestrebungen an der  Basis 
der Ost-CDU im Vorfeld der  Wende. Der &rief aus \Veirnriru und d e r  *Brief 
aus  Neuenhagenu (S. 89-1 14) 

An der Basis der Ost-CDU hielt sich troiz Gleichschltung ein breites filikpotentid, 
dy an neuralgischen Punkien der DDRGeschichte (JuniaufsLuid. hlauerbiu, Verfas- 
sung 1968) in besonderem hl& zum Vorschein lom und reit hlitte der SOer Jahre 
mit Perestroika und Glasnost auflebte. Ein hlarkstein des Aulbegehrens der Dasis 
gegen die Pnleispitze und den Hemchailsanspmch der SED stellt der *Brief von 
W e i m r  vom September 1989 dar. Weniger bekannt ist der *Brief aus Neuenhagenu 
vom Juni 1988, dessen Wrkung im Vorield des Refompaneitages vom Dezember 
1989 ebenfalls nicht un1ersch;itzt werden M. Er wird hier erstmals vollsGindig 
veröffentlicht. 



hlichael Richter: Z u r  Entwicklung der  Ost-CDU im Herbst 1989 (S. 115- 
133) 

Die friedliche Revolution im fierbst 1989 führte in der Ost-CDU zur Wiederbelebung 
innerparteilicher Demokratie und zu politischer Neuorientierung. Dieser Proreß. 
der zur Abselrung Genld Götrings und zur Wahl Lothar de Maizieres zum Vor- 
sitzenden der Ost-CDU führte. war gekennzeichnet durch heftige innerparteiliche 
Auseimdmxuungrn über den \+leg und du Profil der Partei. h.uh ~b&tzung  der 
~mkommunistischen CDU-FUhnina s m d e n  sich im Dszsmber 1989 im wesentlichen 
demokratisch-sozialistische K d t e  (um de hiairiere) und westlichdemokrntische 
Reformkrlfte. die von d a  hlehrheii der Basis getragen wurden. gegenüber. 

IVinfricdDccker: Die europgische Einigung und die deutschen Unionspar- 
teien. Von den A n f h g e n  in der Nachkriegszeit bis zur  G e g e n w v t  (S. 135- 
1%) 

CDU und CSU haben sich wir den Tngen ihrer CNndung die europiisclic lntegniion 
zum Zisl eeseui. Eine e r o k  Lcirtune chnsilichdemokratischm Poliiik besieht dmn.  
iLu Problem der Wied&ereinigungÜnd die Besinnung auf die liberale Demokratie 
mit dem Ja zu Eurooa und zur Atlantischen Gemeinschaft araumentativ mhvollzieh- 
b z  \erknüpft zu h k n .  Die deutsch-frm6sischc ZuwmmenYbeii war \on Adennuer 
bis Kohl im europ3ischen EinigungsprorrO \on entscheidender Bedeutung. 

Jcan-Dominique Durand: Christliche Demokratie und europgische Inte- 
gration (S. 155-182) 

Die Europ5ische Gemeinschaft ist in Konzeption und Ausrichiung in m c h e r l e i  
Hinsicht durch das Gedankengut der Christlichen Demokratie gepr5gi. Es waren vor 
allem die 50e1 Jahre, in welchen die christlichdemokratischen Parteien, nicht ohne 
Debatten und Schwanken. ihre Konzeption entwickelten und ihren Einfluß geltend 
muhten. 

Rcinhard Schreiner: Die  Europapolitik der  CDU im Hinblick auf F n n k -  
reich und den hlouvement Ripublicain Populaire (h1RP) 1945-1966 (S. 183- 
196) 

Zwischen der CDU und ihrer französischen Schwesterpartei hiRP gab es n w  wenig 
Kontakte. obwohl bei& PYieien mit Konrad Adenauer und Roberl Schuman an 
der Spitze ihre Außenpolitik schwerpunktrrüßig auf die deuüch.französische Ver- 
ständinuna und die europnsche E i n i w g  ausrichteten. Den Volksrepublikanern fiel 
die ~ ~ m e n v b e i t  miichnstlich-d~mo~rniischen Parteien andererIL3ndcr schwer. 
weil sie in F&ich auf Zusmmenubeir mit traditionell aniiklcrihlen Parteien 
angewiesen waren. Nach der Regiemngstibemhme durch de Gaulle 1958 und 



Zusammenfassungen 267 

der Auflösung dcs hlRP fand die CDU in der gaullistischen UNR einen neuen 
Ansprechpmer. 

Chrisiiane Liennann: Philosophie aus dem Geist des Christentums. Reli- 
gion und Politik bei Antonio Rosmini. 1797-1855 (S. 197-213) 

Welche Rolle spielt h Christentum in der Gesellschaft. welche Bedeutung hat 
das moderne politische Beuußtsein fü~ das Selbstverst3ndnis des Christen und der 
Kirche? Diese Fragen behandelt der italienische Philosoph und Theologe Rosmini in 
seinem umfangreichen Werk. In kritischer Auseinandersetzung mit dem *politischen 
Katholizismus< und der zeitgenössischen Fonschrittsreligion entfaltet er sein Konzept 
einer nbürgerlichen Gesellschaftu. In ihr wirkt die Kirche als nreligiöse Gesellschaltu 
der Christen nichr mehr mittels weltlicher hlachl. sondern durch geistig-moralische 
Autoriwi. 

Günrer Buchstab: Parieiarchive in Europa I: Gmndsäizliche Überlegungen 
(S. 215-221) 

Parteien und Parlamente sind unverzichtbue Insiitutionen der Demokratie. Vieles. 
was im exekutiven und legislativen Raum von Politikern und Parlamentariern erönen 
wird. hat seinen Ursprung in der AktiviUt und Initiative der Paneien. Der Beitrag 
erläuten. was dies für die historische Forschung und das Archivwesen bedeutet. 

Udo Il'engst: Die CDU aus der Nähe betrachtet. Der Beitrag des Archivs 
fur Ctuistlich-Demokntische Politik zur Geschichuschreibung über die 
Union (S. 223-240) 

Das Archiv für Christlich-Dmokratische Politik Mgt nicht nur mit der Sammlung 
und Erschließung von Archivalien. sondern auch mit der Erstellung. Betreuung 
und Herausgabe von Quelleneditionen und Darstellungen zur Forschung bei. Dcr 
Beitrag unterzieht die Leistungen des Archivs und aus dem Archiv hervorgegangene 
Veröifentlichungen einer kritischen Würdigung. 

ReinhardSchreiner: Organisationen und Zusammenschlüsse christlich-de- 
mokratischer Parteien seit 1945: eine Übersicht (S.241-252) 

Die organis3torischc Entwicklung der intcm3tionilsn Zusammcn~kit  der Christli- 
chen Demoknini seit 1945 vollwg sich nufmehrertn Ebenen. hlit der Zeit ist so ein 
kaum mehr übnwluubares Geflecht der verxhiedcnstcn Organisationen cntswnden. 
für h hirr ein \\'egueirer an die Hmd gegeben wird. 
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GüntherHeydemannI 
Lothar Kettenacker (Hg.) 

Kirchen in der Diktatur 
Drittes Reichund SED-Staat 

I FünfzehnBeitrage. 1993. 
Ca. 360 Seiten, Paperback DM39,- / öS30.1,- / SFr40,30 

ISBN3-525-01351-5 

1 Mit dem nationalsozialistischen und ebenso mit dem marxi- 

I SM-~tisdiaiStaatmußtendicduictlichen~man&s- IäufirinKonfiiktreraten. Wieistesihnenindenbeiden totalitä- 

I ren &rrschaftss~tcrnenergmgen? und wiehabensiesichgc 
~cnüber  den bciden Diktaturen verhalten? Diesc Fragen um- 

I &ießenvieleweitere.~twa: ~iewardie~mdeinste'ilung~u 
den Kirchen im Dritten Reich und im SED-Staat? Und wie 

I umgekehrt die Halhmg der Kirchen zur Staatsmacht? Wie sind 
siejcwcilcmitdenHemchaftsideologienumgegil~lgen? 

I Jatuzehnte d i r  deutschen Geschicht<~ie Kirchen sind auch 
~ezugs~unktfürdieverzleichende~etrachhmzbeider~taaten 

I Die Äuioren sind ~ i s t o k e r  und Theologen a& beiden b eilen 
Deutschiands und den USA. Die Beiträge haben - nach einer 
einleitenden Studie über ~otaIitarism6 und Religion - drei 
thematische Schwerpunkte: Staat und Kirche, Ideologie und 
'iheologie,KircheundGecellsdi;ift. 

I V8R Vandenhoeck &Ruprecht-Giittingen 



Herbert Schambeck 
Helrnut Widdcr . Marcus Bergmann 

Herausgeber 

XXVII, 729 S. 1993.(3-428-07584-6) 

Geb. Dhl 98,- 1 ÖS 765,- 1 sFr 98,- 

Das Kolumbus-Jahr 1992 ist nicht alleine ein historisches Datum, 
sondern markiert auch einen Aufbruch der Vereinigen Staaten 
von Amerika in eine neue Zukunft. Die lange demokratische 
Geschichte der USA im historischen Spannungsfeld zwischen In- 
dividuum, Staat und Reli ion, als "System der ,check5 and balan- 
ces' im Bereich der Idea Y e', wird in dieser Sammlung mit zum 
Teil erstmals in deutscher Sprache veröffentlichten Zeugnissen 
dokumentiert. 
.Die Geschichte ist Erklärung der Gegenwart und Wegweiser für 
die Zukunft" -diesem Gedanken tragt die besondere Auswahl 
der Herausgeber Rechnung. Sieversammeln indiesem Werkneben 
.klassischenu Dokumenten auch seltenere Schriftstücke, die 
gleichwohl hlarksteine der amerikanischen (Verfassungs-) 
Geschichte darstellen. 
Die Anthologie vereint, jeweils mit einleitenden Worten versehen, 
150 Dokumente, U. a. den .Frühesten Protest egen die Sklaverei R von 1866' und die bedeutsame Ansprache .I ave a dream' von 
hlartin Luther King; sie dokumentiert die .Grundrechtserklirung 
von Virginia 1776' ebenso wie die Inauyration von John F. Ken- 
nedy. Die Darstellung von 500 Jahren amerikanischer Geschichte 
anhand ausgesuchter Schriftstucke be6nnt folgerichtig mit den 
.Kolumbus-Privilegien' vom 30. Apnl 1492 und endet mit Bill 
Clintons Inauyrationsrede vom 20. Januar 1993. 

@ I - & & & g ! - i ~ o ~  
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PORTRAITS DES WIDERSTANDS 
Der Fachtterlag 
f"r iVisscnschnJl 
lind Stilrrdizrm 

Die 'Weiße Rose' - das wa- 
ren nicht nur Hans und So- 
phie Scholl. Mit und neben 
den berühmten Protagoni- 
sten des studentischen Wi- 
derstands arbeiteten Freun- 
de. Bekannte und Gleichge- 
sinnte gegen die nationalso- 
zialistische Unmenschlichkeit. 
Von den Geschwistern Scholl 
und von ihren vergessenen 
Freunden berichten in diesem 
Buch Historiker und Zeitzeu- 
gen auf der Grundlage bis- 
lang unbekannter oder unge- 
nutzter Ouellen. 

'Portraits des Widerstands' 
ist eine Schriftenreihe der 
Karlsruher Forschungsstelle 
"Widerstand', herausgege- 
ben von Professor Dr. Rudolf 
Lill. Sie berichtet über die 
Geschichte des deutschen 
Widerstands gegen den Na- 
tionalsozialismus im Spiegel 
aktueller historischer For- 
schung und Zeitzeugenbe- 
richte. Portraits des Wider- 
stands - Zeitgeschichte für je- 
den historisch interessierten 
Leser. 

Hochverrat? 

R. Lill (Hg.) WK 
Hochvemt? Universitätsverlag Konstanz 
Die Weik Rose' und ihr Umfeld Posiiach 102051 
224 S.. ht. 21 Abb. 0-78120 Konstaru 
DM 24.80 Tel. 07531123058 
ISBN 3':87940-456-9 
f'mlrah des Widerstands. Bd. 1) 



DDR I~imii ' 5  3 
Die ersie Volkserhebung irn Stalinismus 

Von Manfred Hagen 

1992.248 Seiten. Kart. DM 38,- 
Im RiicWLck auld'a Wellen von ~ssenprotesien. de  die kcinmunislschen DiktaPrren Europas 
zum Einsturz brachten. sleigt d e  Eadeuiungjener eisten Erhebung. de  bisher auiden.17. Juni' 
einaeenat wurde. Zudem ehßqlichle d a  Eide der DDR sowohl~Zuaana zu lnlernen Pa~ieren 
u n i ~ k t e n  als auch d:e 8ehaguige:ner goOen Zahl von ~e;keugen.~~ndiche untersichung 
zeip; &I3 die Bewegungen des Sommers I953 mehrere Wochen umfai3ien. d:e Parbilchning In 
eine lansuihaltende Krise siürzlen und da13 TraaerrinivDen wie Teiinehmermasse eine breile - ., 
soziale Gmndhge hasn. D'e dann folgende VerhWng und innere ~beriQstung pag's do 
Geschlchle der DDR d y i e h f i  Die Viel!a!ides Geschehens wird hier weder rein chionologisch 
noch ortsweise. sondern nach chvaklerlstiwhen Phänomenen dargestellt 

PresaeeUmms: 
Jn Auimachung und Gestaltung Ist das Buch von Manhed Hagen vorbildhaft. Fotos. Faksimiles. 
Katiensklaen untermauern den Text der der besseren Lesbarkeit halber aui Fußnolen verzlch- 
tet  Eine Auswahibiblibgraphie sowle ein Orts- und Perwnenregisler machen es zu einem 
Nachschlagewerk, zu dem Hisloriker. Joumaiisien. geschkhtlich lnteresslerb immer wieder 
greifen werden. wenn es um die GeSchlchle des 17. Juni 1953 geht' FAZ 

Dem. Wlmbmch in Osteanropa 
Herausgegeben von Jürgen Elvert und Mlchael Salewskl 

1993.203 Seiten (Historische Mhieilungen, Beiheft 4). Kart. DM 74,- 
kn November 1991 veramlaltete Ranke-GeseOschaR n Zusammenarben m'tdan BundesinstiM 
mr Ost~issonwharJiche und lniernabonale Shid.en In Leipzig. ein Inbmtionalor Sympxlurn. das 
den Veidndemngen In den SUalen Jen9e.b d~ shemaligen Elsemen Vorhangs'gmldmet war. 
Referenten aus dem In- und Ausland bugen ihre Erke~miSse Ober Umchen und Folgen lener 
Aufsiärde. Umiürze und Revdutionendär~an~sten Vergangenheit in den osfmitiel- undosteure 
paischen Landem vor. 

Aua dem Inhalt: H. Lemberg: Osteuropa. Miueleuropa. Europa Formen und Probleme der 
.Rochkehr w h  Eur0oa'- H. Brahm: Vorausseimnwn und Verlauf der Reformwlihk Gorbat- 
sthows -G. ~ e n i ~ l ~ i e  sawjetisme Rolle beim ~rnshrrzlnder DDR undbel der ~in le i tun~des 
deuixhen Eiilgungspozesses - K. Elaschke: Formen des Widersiandes in der DDR -P. 
HObnw: Die Vereini~ung: Holinungen, Erwarhingen und Illusionen In der DDR - W. Selifert 
Auswirkungen der deutschen Vereinigung auf Osieuropa - Z SIAdeL: Der bchechische 
Realsozialismus. Seine Deslabilislening und sein Zusammenbnich - L J. Klss: Wamm 
xheiterte der .Gulachkommunismus7 Eine Anatomie des W s m u s  - A. U. Gabanvl: 
Rumänien. Anatomie einer Dawrkrire - A. Ignatow: WdersWnde und C W n  Nr i e  
DemoiuaSslemng in Bulg;irien - M. Garleii: D:e Wederhersiellung der UnabMnglgke.C Die 
ba1Sschen Siaalen - M. Salswskl: Von der Zukunn des Veieangenen 

Franz Steiner Verlag Stuttgart 
Postfach 10 10 61 - 0-70009 Stultgart 

Prelmdewngen vomebenaüen 



Günter Kahle 

LATEINAMERIKA 
in der Politik der europäischen 

Mächte 1492-1810 

Eine politische Geschichte dieses Raumes für die Zeit vom 
Ausgang des 15. Jahrhunderts bis zum Beginn des 19. 
Jahrhunderts ist in ihrer Gesamtheit nie geschrieben wor- 
den, was zum Teil daran liegen mag, daß sie kaum oder 
gar nicht von der europäischen Geschichte getrennt gese- 
hen und deshalb auch nur im Zusammenhang mit ihr 
verstanden werden kann. Lateinamerikanische Kolonial- 
geschichte ist weitgehend identisch mit Sozial- und Wirt- 
schaftsgeschichte, die über demographische und ökono- 
mische Fragen hinaus auch Probleme der staatlichen Or- 
ganisation, der Kirche und Missionen sowie der damit 
verbundenen kulturellen Belange wie Bildungswesen, 
Baukunst usw. berührt. 

Die Literaturangaben bieten eine - notwendigenveise sehr 
knappe - Auswahl aus dem reichhaltigen Schrifttum, in 
welchen die politischen Ereignisse jener Jahrhunderte 
partiell behandelt und unter bestimmten, meist eng be- 
grenzten speziellen Aspekten gesehen werden kann. 

BOHLAU VERLAG KOLN WEIMAR W E N  

Theodor-Heuss-Su. 76.51149 K8ln 



Leonid Luks 

KATHOLIZISMUS 
UND POLITISCHE MACHT 
im kommunistischenPolen 

1945 bis 1989 

Die Anatomie einer Befreiung 

1993. VI, 210 S. Br. ISBN 3-412-115924 

.Das Thema des Werks ist von zentraler Bedeutung für die Zeitge- 
schichte Osteuropas und von groSer Aktualitat Es geht um den Son- 
derfall Polen, dessen Entwicklung innerhalb des Ostblocks von An- 
fang an von den übrigen LSndem abwich und das als wichtigster 
Vorreiter der Emanzipation vom Sowjetkommunismus gelten k m .  
Dafür waren - so die zentrale These - in hohem M&e die katholische 
Kirche und der polnische Katholizismus überhaupt verantwortlich, 
die einerseits Widerstand gegen den kommunistischen 
Staat leisteten, andererseits immer wieder mit ihm kooperierten.' 
(Andres Kappeler) 

Peter Fä5ler/ Thomas Held/ Dirk Sawitzky (Hg.) 

LEMBERG - LWOW - LVIV 
Eine Stadt im Schnittpunkt 

europäischer Kulturen 

1993.208 S. Br. ISBN 3412-04292-7 

Mit dem Umbmch in Osteuropa werden historischeTraditionen wie- 
der in Erinnerung gerufen, die lange Jahrzehnte verschüttet waren. 
Das heute westukninische Lembergverkörpert wiekaumeine andere 
Siadt die historisch-kulturelle Vielfalt in d i e w  osteurop9ischen Re- 
gion. 
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Götz Bergander 

DRESDEN IM LUFTKRIEG 

Vorgeschichte - Zerstörung - Folgen 

2.. aktualisierio und erweiterte Auflage 1994. 
428 S. 100 slw-Abb. Gb. ISBN 3-412-10193-1 

D:e Zerstörung Dresdens gilt als Höhepunkt des strategischen Bombenkrie- 
oes konventioneller Art in Euro~a. Der Autor beschreibt nicht nur diese 
jahrhunderikatas~ro~he'. sondem Dresdens Bedeutung im Luftkrieg insge- 
samt. Zahlreiche Dokumente. Fotos und Karien ergänzen den Text 

Alexander Demandt 

DER IDEALSTAAT 

Die politischen 
Theorien der Antike 

2. unveränderte Auflage 1994. X. 4 i i  S. 
Leinen mit farb. ~chutzumschla~. 

ISBN 3-412-14393-6 

Seit Homer und Hesiod sind die Grundfraaen menschlichen Zusammenle- 
b i s  in der abendländischen ~e i s tes~esc~ ich te  Gegenstand der Reflexion 
und der Kri1.k. Die tradierten Formen staatlicher Gemeinschan wurden immer 
wieder in Frage gestellt und haben sich in Wechselwirkung mit ihren Kom- 
mentatoren ebenso hau6g veränderi.Das vorliegende. als Einführung in d:o 
politischen Theorien der Antik0 gedachte Buch ist aus der Sicht des Histori- 
kers geschrieben. der vor allem den Bezug zur politischen Wirklichkeit zeigt 
und zugleich auf das Nachleben d:eserTheorien hinweist. ohne die wir auch 
unsere gegenwärtigen politischen Prinzipien nicht begreifen können. 
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Klaus Fiißmann, Heinrich Theodor Gnitter, 
Jöm Rüsen (Hrsg.) 

HISTORISCHE 
FASZINATION 

Geschichtskultur heute 

1994. VII, 285 S. 35 Abb. Br. ISBN 3-4124X491-2 

Die Bedeutung von Geschichte im kulturellen Leben hat in den 
letzten Jahren stark zugenommen. Die Gründung zahlreicher 
Museen, bedeutende kulturhistorische Ausstellungen und die 
Präsenz historischer Themen in den Medien zeugen ebenso 
davon wie die historisch-politischen Debatten, sei es der Histo- 
nkerstreit oder die Diskussion um die Verarbeitung der jiinge- 
ren gesamtdeutschen Vergangenheit. Der vorliegeide Cainniel- 
band versucht, sich zum einen dem PhZinomen der historischen 
Faszination theoretisch zu nähern. Darüber hinaus versammelt 
er Beiträge von führenden Vertretern verschiedener Bereiche 
der öffentlichen Geschichtskultur wie Museum, Fernsehen, 
Rundfunk, Verlagswesen und Publizistik. Sie geben Auskunft 
über bedeutende historische Projekte der jüngsten Zeit und 
reflektieren gleichzeitig die unterschiedlichen Bediigungsfak- 
toren und ästhetischen Wahrnehrnungsformen von Geschichte 
in der Offentlichkeit. 
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Ludwig Watzai 

FRIEDEN OHNE 
GERECHTIGKEIT? 

Israel und die Menschenrechte der Palästinenser 

1991. XIV, 388 Seiten Gebunden mit Schutzumuhlag. ISBN 341202694-8 

Mit der Unterzeichnung des Autonomieabkommens für den 
Gazastreifen und die Stadt Jericho am 4. Mai 1994 durch Israel 
und die PLO gibt es erstmals seit 45 Jahren wieder einen Hoff- 
nungsschimmer auf Frieden im Nahen Osten. Wie zerbrechiich 
diese Friedensbemtihungen jedoch noch sind, haben nicht zu- 
letzt das Massaker eines jüdischen Extremisten in der Ibrahim- 
Moschee von Hebron im März dieses Jahres und die darauf 
folgenden blutigen Anschlage der Pal%tinenser gezeigt. 
Die iage der MenschenrediteinIsrael und in denbesetztenbm. 
teilautonomen Gebieten ist mch wie vor prekär. Folterungen 
und Tötungen sowie Diskriminierungen im politischen, wirt- 
schaftlichen, rechtlichen, sozialen oder medizinischen Bereich 
sind nicht einfach von der Tageso rdpg  verschwunden. 
Der Autor bietet einen umfassenden Ubcrblicküber die aktuelle 
und zeitgeschichtliche Situation und stützt sich dabei neben 
eicenen Recherchen auf die Zeupinisce israelischer, ualatinen- 
sigchcr und internationaier ~e;Gdienroditso&tionen ~r 
macht deutiich, daß noch viel beiderseitiges Entgegenkommen 
notwendig ist undcccinendriuerhaftenFriedenerstgeben wird, 
wenn Israel dem paiistinensisdicn Volk GcrechtiFJteit wider- - 
fahren 1 s t  und seine Menschenrechte achtet. 

UÖHLAU VERLAG KOLN WEIMAR WIEN 
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MAJESTAS 
Herausgegeben von Heinz Duchhardt, 
Richard A. Jackson und David J. Sturdy. 

1. Jahrgang 1993.192 S. Br. 
Erscheinungsweise: jahrlich. DM/sFr 58,-/öS 453,- 
für Mitglieder der 'Majestas' DM/sFr 36,-/öS 281,- 

Bis ins 20. Jahrhundert hinein war Europa ein wesentlich von 
der Monarchie, von der Institution des Königtums geprägter 
Kontinent, das Gesellschaften formte, das spezifische Staats- 
apparate und Ideologien benötigte und schuf, das sich selbst 
stilisierte. Die neue Zeitschrift will den vielen mit ,,König- 
tum" im weitesten Sinn befaßten historischen Wissenschaf- 
ten - Geschichte, Rechts- und Vcrfassungsgeschichte, Kir- 
chen- und Liturgiegeschichte, Kunst-, Musik- und Literatur- 
geschichte -, aber auch Disziplinen wie der soziologie oder 
der Anthropologie ein Forum zum interdisziplin&en Ge- 
spräch geben, das auch außereuropäische Kulturen ein- 
schließen soll. Neben Aufsätzen in englischer, französischer 
und deutscher Sprache, Forschungsberichten und Quellen- 
veröffentlichungen enthält die in Jahresbänden erscheinen- 
de Zeitschrift auch einen Rezensionsteil. 
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HISTORISCHE 
ANTHROPOLOGIE 

Kultur - Gesellschaft - Alltag 

Herausgegeben von: Richard van Dülmen, Egon Fiaig, Utz Jeg- 
le, Ludolf Kuchenbuch, Rolf Lidner, Alf Lüdtke, Ute Luig, 

hans Medick, Michael Mitterauer, Jan Peters, Edith Saurer, 
Martin Schaffner, Norbert Schindler, Heide Wunder. 

Erscheinungsweise: dreimal jarlich. 
Einzelheft DM 34,80 Jahrgang DM 78,- 
(für Studierende DM 68,- ) 

Die Vielfalt und Widersprüchlichkeit historixher Praxis, in der 
dieMenschensich Welt aneimen. steht im Blick~unkt derneuen 
~eitschrift ~istorische~nlhro~ologie. ~efindlichkAten und Einstel- 
lungen, Deutungen und Imae;inationen, Verhaltens- und Hand- 
lunisweisen sÖllen in ihr'en historisch-sozialen Bezüeen " ~ ~ 

- U - -  

untersucht und dargestellt werden. Es geht darum, inden gesell- 
schaftlich-kulturellen Verhältnissen und alltaelichen Lebensivel- 
tenderVergangenheitdieGleichzeitigkeiten &n"~remdem"und 
"Eigenem'', von "langer Dauer" und rapidem Wandel zu erschlie- 
ßen. 

Historische Anthropologie bildet ein Forum für die wissenschaftli- 
che Diskussion aktueller Themen und neuer Zueanesweisen zur 
Geschichte von der Antike bis zur Gegenwart. G e  Gitschrift hat 
ihrenSchwerounkt auf dem mitteleuro~äischen Raum. gleichzei- 
tig SOU sie de; historischen ~ l i c k  auf a&ereuropäisch&turen 
öffnen. Historische Anthropologie legt Wert auf interdisziplinäre 
Zusammenarbeit und bringt Wissenschaft "ins GesprSch": sie 
bietet Materialienund Diskussionsstoff füreinean historisch-kul- 
tureller Selbstverständlichkeit interessierte Gegenwart. 
Bilfcfordern Sie u m  Prospekt an1 

DÖHLAU VERLAG KÖLN WEIMAR WIEN 
Thwdor-Heuss-Str. 76.51149 Köln 


